
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these flies for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at jhttp : //books . qooqle . com/ 




Über dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google -Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 



Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter http : //books . google . com durchsuchen. 




.Jrrllli 

3 2044 046 944 773 



Verlag von VEIT & COMP, in Leipzig. 



AUFGABEN 

AUS DEM 



K< 



PRAKTIKUM 

. „_ TIF» . 



S» 



PK 

Zu 



BO 



Profi 

Eil 

Re 

S 

Mit i 
m 




HARVARD LAW LIBRARY 



Received SEP 2 U - -^ 



^|ßb. in Ganzl. 8 M. 

Band enthält: Sachen- 
ßht, Erbrecht. 



^erinBSserrte Auflager 
8. 1896. geb. in Ganzl. 8 Ji 60 ^. 



flfö 

Verlag Ton VEIT & COMP, ia Leipzig. 

Mt l^ttmlHgett Üerffigmigeti 

ttatdj bstn 

©ürßcrltrfjcn ®^fjhudi^ für fca* ^tnffdic Bstd|* 
Dr. f. ^(eif^iber, 

»riä)*8ertd}t§tat o. 2). 
gr. 8. 1900. geb. 11 Ji 50 #, in Halbfr. geb. 13 uK 50 #. 

Der wissenschaftliche Wert und die praktische Brauchbarkeit des 
vorliegenden Werkes stehen gleichmäßig auf höchster Stufe und 
sichern demselben eine hervorragende Stellung in der Literatur. Der 
Verfasser behandelt die letztwilligen Verfügungen nicht nur nach 
Mafigabe des Bürgerlichen Gesetzbuches, sondern auch unter ein- 
gehender Berücksichtigung der Bestimmungen des gemeinen Bechts, 
des preußischen Landrechts und anderer Landesrechte, auf die gerade 
bei der Auslegung von Testamenten häufig zurückgegriffen werden muß. 

GRUNDLINIEN 

DER 

LOGIK 

IN SCHEMATICHER DARSTELLUNG 
von 

Dr. Fritz Schnitze, 

ordentl. Professor der Philosophie und Pädagogik an der 
Technischen Hochschule zu Dresden. 

Roy. 8. 1902. kart. 1 Jf> 40 Sjf. 

Die „Grundlinien der Logik" bilden eine Ergänzung zu jedem 
Kompendium und Lehrbuch der Logik. Sie orientieren rasch über 
das Ganze, wie über die einzelnen Teile der Logik. 



Verlag von VEIT & COMP, in Leipzig. 



fym5clsgofefcbu<£7 oom \0. TXlai J897 einfcfyltegltcfy 5es See* 

rechtes. 2illgememe Deutfdje tüecfyfelorbnung. Die ergäben* 

6en Heicfysgefefce. Die bunöesftaatlidjen 2tusfut}rungsgefe$e 

Sunt f?an6elsgefe£fmcf?. 

mit «u«fftljrlti#*ra £ai#r*atjl*r Jj*raua0*ge&*n von 

Dr. «wii £ri*Mi*?0, 

Stdnigl. 6ft$f. Reimer Rat unb orb. $*ofeffor ber Redete an bei UnibcrfltÄt Seidig. 

$*d}fft Auflage- 

8. 1901. geb. in Ganzleinen 6 Ji. 

i 

mit ÄuSfdjlufj be& SBürgerlidjen <8efefcbudje& unb ber ljanbefö*, 
n>ed)fel* unb feered^tlid^en ®efefce, fotoie ber in ber (Setoerbeorbnung, 
in ben 9teidj$iuftijßefe{jen, im SttmngSberfteigerungSgefefce, in ber 
Orunbbudjorbnung unb in ber SReidjSftrafgefefcgebung enthaltenen 
ctoilred)tlid)en SSeftimmungen. 

Sür bie Praxi» unb {um (Htebraudj bsi )Bj)rIs(ungen 

in pttIio)sr Jolgs fuJamm8ngB|Mf 

Don 

Dr. (Emil j&slittttg, 

orb. $rofefTor an ber Untberfität (Erlangen. 

dritte Auflage* 
8. 1902. geb. in Ganzleinen 5 J6. 

Diese Sammlung von mehr als 200 civilrechtlichen Gesetzen 
ist dazu bestimmt, den Studierenden die Kenntnis des gesamten 
bürgerlichen Rechts zu vermitteln. Sie ist eine Ergänzung zu allen 
Textausgaben des Bürgerlichen Gesetzbuches; und wird auch später 
noch gute Dienste leisten. 



„ ÜBUNGEN 

/ IM 

BÜRGERLICHEN RECHT 

FÜR ANFÄNGER 

ZUM AKADEMISCHEN GEBRAUCH UND ZUM SELBSTSTUDIUM 

VON 

DE. RUDOLF STAMMLER, 

PB0PE880E AN DBB UNIVERSITÄT HALLS. 

ZWEITER BAND. 

SACHENRECHT. FAMHJENEECHT. ERBRECHT. 

MIT FIGUEEN HC TEXT UND EINEE KASTE DEB GEBICHTSOBGANISATION 
DES DEUTSCHEN EEICHES. 




LEIPZIG 

VEBLAG VON VEIT & COMP. 

1903 



-h 



Mit der Anschauung, dem Einzelnen, dem Konkreten, machen 
wir darum überall den Anfang, weil nur von hier aus der Be- 
griff naturgemäß entwickelt werden kann, weil es kernen Weg 
gibt von den Begriffen %u den einfachen Vorstellungen und 
Empfindungen, und weil er, wenn er eingeschlagen wird, xu 
leerem , unfruchtbarem und aufblähendem Wortwerk und totem 
Schulwissen führt, das dem Geiste kerne gesunde Nahrung liefert 
und mit dem man im Leben nichts anfangen kann. 

Diesterweg, 



Druck von Metzger <fc Wittig in Leipzig« 



Vorwort. 



Die erste Frage, welche der Rechtsstudent sich klar machen 
muß, ist die nach einer festen Grandstimmung für die Ver- 
wertung seiner Studienzeit 

Hier stehen sich heute, aus längerer geschichtlicher Ent- 
wickelung her, zwei getrennte Auffassungen einander gegenüber. 
Nach der einen Meinung möchte das akademische Rechtsstudium 
ein gewisser Luxus sein, die Zeit eines staatlich zugestandenen 
äußeren Lebensgenusses, getragen von bevorrechteter Auflassung, 
— nach der zweiten Ansicht ist es dagegen eine pflichtmäßig 
obliegende Tätigkeit und eine Berufsarbeit, wie andere auch. 

Die zuerst genannte Anschauung hat eine Tradition aus 
vergangenen Tagen für sich. Sie konnte sich namentlich für die 
Ausbildung der Juristen auf der Universität in der Periode fest- 
setzen, in der das geltende Recht in Deutschland zum größten 
Teile partikular verschieden war. Da blieb der Rechtslehre im 
wesentlichen nur eine allgemein vorbereitende Aufgabe: 
Sie übermittelte den geschichtlichen Lauf der rechtlichen Ord- 
nungen, von deren einzelner Ausgestaltung in der Gegenwart 
sie keine Darstellung liefern durfte; sie versuchte, an den In- 
stitutionen vormaliger Rechte die wissenschaftliche Technik zu 
zeigen, mit der auch heute Jurisprudenz und Gesetzgebung zum 
großen Teile arbeiten, und überließ es der späteren praktischen 
Tätigkeit, das wirklich bestehende Recht überhaupt erst kennen 
zu lernen. 

In der neueren Zeit hat sich dies grundlegend geändert 
In dem Mittelpunkte des juristischen Unterrichtes auf der Hoch- 
schule steht nunmehr das praktisch geltende Recht, das in 
wachsendem Maße durch die Reichsgesetzgebung sich einheitlich 
ausgestaltet Es gibt heute wohl keinen einzigen Zweig der 
Rechtserkenntnis, der nicht seine systematisch vollendete Aus- 
führung in der akademischen Rechtslehre erführe: So bietet diese 
nicht mehr eine bloße Vorbereitung zu einer nachher zu be- 
ginnenden Ausbildung, sondern sie ist diese wissenschaft- 
liche Ausbildung selbst 



IV Vorwort. 

Noch immer aber waltet weithin jene Tradition, die vorhin 
angedeutet wurde. Und das ist ein übles Ding, von dem Stand- 
punkte unserer allgemeinen Lage aus. 

Die Zeiten sind ernst. Nur durch bestes Aufbieten seiner 
Kräfte, durch rechtes Vervollkommnen des geistigen Könnens vermag 
ein Stand und ein einzelner seine Daseinsberechtigung zu behaupten. 

Die Anforderungen ändern sich. Was der einen Epoche als 
ein harmloses Spiel nur erschien und als ein unbedenklicher Best 
von mittelalterlicher Romantik, das ist anderen Tagen mit sach- 
lichem Grunde ein soziales Unrecht! Und müßig ist es auch 
hier, einer angeblich guten alten Zeit sehnsüchtig nachzuschauen. 

Übel stände es um unser Volk, wenn wirklich die Ent- 
wickelung des Charakters in rechter Weise sich nur durch eine 
Lebensführung erwerben ließe, die bloß einer verschwindend 
kleinen Zahl junger Leute zukommen könnte. Hier dürfte ledig- 
lich ein Versuch vorliegen, gewisse, bloß subjektiv gültige 
Neigungen nach allgemein gültiger Art zu rechtfertigen. 

Die Lehrjahre eines Menschen sollen sich von den Wander- 
und Meisterjahren nicht durch Vergeudung von Zeit und Kraft 
und bloßen leichten Sinn unterscheiden. Wenn es überall Pflicht 
ist, sich gegenständlich zu vervollkommnen, so dürfen jene erst- 
genannten davon sich nicht ausnehmen. 

Aber man meint wohl, daß sich beides doch vereinigen ließe? 
Davon ist hier keine Bede. Wir sprechen nicht von einem mehr 
oder weniger in frohen Erholungsstunden. Jetzt handelt es sich um 
zwei prinzipiell verschiedene Grundstimmungen, die tat- 
sächlich in unserer, an diesem Punkte unfertigen Entwickelung 
miteinander ringen. Und von diesen kann bloß die eine richtig 
sein, und nur die eine das Feld behaupten. 

2. 

Für diejenigen, welche unserer allgemeinen Auffassung zu- 
stimmen, erhebt sich nun die weitere Frage: In welcher sach- 
lichen Bichtung soll die geforderte Berufsarbeit grund- 
sätzlich aufgenommen werden? 

Wer als pädagogischer Staatsmann oder als akademischer 
Lehrer für die wissenschaftliche Ausbildung jemandes zu sorgen 
hat, muß sich zuvor klar machen, wie normalerweise der am 
Schlüsse der Unterweisung aussehen sollte, für den wir lehrend 
uns mühen. Welche Eigenschaften sollte also ein junger Jurist 
nach dem Abschlüsse seiner Studien aufweisen? 



Vorwort. V 

Ich antworte: Nicht bloß ein gelehrtes Wissen und positive 
Kenntnisse; auch nicht nur solche in wissenschaftlichem Zusammen- 
hange begriffen und behalten; vielmehr auf der selbstverständ- 
lichen Grundlage dieses letzteren eine geistig gehobene Qua- 
lität. 

Dreierlei ist es, was für eine rechtswissenschaftliche 
Ausbildung nötig ist, und dessen Erlangung in der Überzahl 
der Fälle nur durch akademischen Unterricht möglich 
erscheint. 

Wir wollen die Erkenntnis unseres Rechtes und seiner Ge- 
schichte in einer technisch einheitlichen Auffassung ein- 
pflanzen. Es ist als ein harmonisch ausgeführtes Ganzes ein- 
zusehen und allenthalben gleichmäßig so zu durchdenken, daß 
in seinen Begriffen und Sätzen kein Widerspruch besteht. Da- 
durch allein vermag die Jurisprudenz sich zum wissenschaft- 
lichen Bange zu erheben. Denn Wissenschaft ist jedes Be- 
wußtsein, das auf Einheit geht und in der Umformung zu ihr 
sich vollendet. 

Aber es ist zweitens auch erforderlich, dem angehenden 
Juristen eine planmäßige Anleitung zum praktischen Können 
zu geben. Er soll die Fähigkeit erhalten, juristische Themata 
methodisch gut anzufassen und durchzuarbeiten, und seine Urteils- 
kraft in der Subsumtion des Konkreten unter die maßgeblichen 
Normen üben. Und falls ich einen Ausdruck von etwas 
zugespitzter Fassung einsetzen darf, so gehört es zum Bereiche 
des akademischen Rechtsunterrichtes zu lehren, wie man 
gute Entscheidungsgründe mache, zu demjenigen des prak- 
tischen Vorbereitungsdienstes dagegen anzuleiten, wie ein 
zutreffender Tatbestand angefertigt und eine rechte Be- 
weiswürdigung vorgenommen werde. 

Zum dritten gilt es, den Sinn dahin zu schärfen, daß man 
das Recht in dem Ganzen des sozialen Lebens und des Menschen- 
daseins begreift. Nicht als ein gelehrter Polyhistor, sondern als 
ein denkender Jurist. Der praktische Beruf kennt später nur 
abgegrenzte Aufgaben als Einzelheiten. Man müßte in ihnen 
ertrinken und untergehen, wenn nicht der theoretisch geübte 
Blick das Ganze der rechtlichen Ordnung und ihres Waltens 
umspannte. Die einzige Gelegenheit aber, das zu erringen, ist 
für die weitaus meisten nur in die kurze Spanne der Universitäts- 
zeit gelegt. 

Und es ist wohl am Platze, die Gelegenheit wirklich aus- 
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zunutzen. Nicht ans persönlichem Bedürfhisse allein. Die un- 
mittelbare Aufgabe der juristischen Praxis fordert es, stetig 
gesteigert. 

Es gibt zwei Arten rechtlicher Subsumtion. Ein besonderer 
Tatbestand wird entweder unter ein technisch geformtes Gesetz 
gebracht oder unmittelbar nach sachlich richtigem Rechte 
beurteilt Wie jeder Jurist heute weiß, ist das der Hinweis auf 
Treu und Glauben, die guten Sitten y den wichtigen Grund, das 
billige Ermessen und viele andere Ausdrücke mehr. Mit diesem 
verstärkten Zurückgehen der neuen Gesetze auf ein grund- 
sätzlich begründetes Recht ist unserem Stande eine bedeut- 
same, vielleicht die schmerigste Aufgabe jetzt gestellt. Es ist 
eine Lebensfrage für die heutige Rechtsprechung und Verwal- 
tung und juristische Beratung, daß jenes Zurückgehen auf ge- 
gründete Prinzipien in gesicherter Methode und überzeugender 
Deduktion geschehe. Die grate Absicht des Gesetzgebers darf 
nicht ein kleines Geschlecht finden. 

Aber dann ist es auch unerläßlich, daß der angehende Jurist 
in den Tagen seiner akademischen Arbeit zu der starken 
Grundauffassung energisch erzogen werde, deren feste Betätigung 
von ihm einmal erwartet wird. Es muß ihm klar werden, was 
jene doppelte Subsumtion besagt, die wir eben nannten. Es 
soll ihm eindringen, wie es eine juristische Aufgabe ist, im 
Urteilen nach dem Grundgedanken des Rechtes selbst, die das 
Gesetzbuch mit Treu und Glauben und anderem fordert, und 
nicht eine moralische, die auf innere Gesinnung bloß geht. 
Er soll erkennen, wie die rechtliche Ordnung, als die Form der 
Gesellschaft, grundsätzlich nur einen Zwangsversuch zum 
richtigen Verhalten der ihr Unterstellten bedeutet, und eine 
Ahnung mag ihm aufgehen, was der Satz besage: Guius merito 
quis nos sacerdotes appellet: iustüiam namque colimus et boni 
ei aequi notitiam profttemur. 

3. 

Haben wir hiernach das Ziel der akademischen Rechtslehre 
umschrieben, so wird sich der Weg dazu in rechter Richtung 
deutlich und gesichert festhalten lassen. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß auch innerhalb des 
juristischen Unterrichtes das Bemühen des Lehrenden vorzüglich 
auf die Entwickelung der Selbsttätigkeit im Lernenden ge- 
richtet sein muß. Oberste Aufgabe des Rechtslehrers ist die, daß 
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er den Studierenden zu selbständigem Denken anregt: Das 
Mittel zur Bildung ist die Erregung der Selbsttätigkeit. 

Nun ist es klar, daß bei solchem Satze in erster Linie an 
die Art des unterweisenden Vortrages gerührt wird, der nicht 
in bloßer (und sei es noch so exakter) Darreichung empirischen 
Stoffes bestehen soll; sondern bei welchem eine geistige Gemein- 
schaft zwischen Lehrer und Hörern zu begründen ist, indem 
diese sich in den Blickpunkt des andern versetzen und mit 
seinen Augen sehen lernen, auf daß die eigene Blickkraft rege 
werde. 

Allein zur gänzlichen Erfüllung des Vorhabens, tüchtige 
Juristen auszubilden, kann es mit nichten genügen, dem Vor- 
trage in erwähnter Weise eine möglichst gute Qualität zu ver- 
leihen: Es wird auch nötig sein, dem Studierenden, in Ab- 
wechslung mit dem Aufnehmen des Stoffes, Aufgaben zu stellen, 
die er in Selbständigkeit, unter Anleitung des Lehrers zu durch- 
denken und zu lösen hat. Es ist diese Erwägung, die mich vor 
vielen Jahren dazu geführt hat, von dem ersten Beginne des 
Studiums an Übungen für Anfänger einzurichten. 

Mehrfach hat man solche Anfangerübungen als Bewährung 
von etwas schon Gelerntem und die dortigen Arbeiten als 
Leistungen der Studenten aufgefaßt. Daraus zogen, die Lehrer 
den Schluß, daß jene Übungen der Vorlesung, zu der sie gehörten, 
erst im nächsten Semester zu folgen hätten, und die Schüler 
wiederum, daß es unter allen Umständen darauf ankäme, gute 
Arbeiten als abgeschlossene Leistungen vorzulegen. Aber dieses 
erfüllt keineswegs den hier obwaltenden pädagogischen Plan. 

Danach sollen die Anfüngerübungen nur eine weitere be- 
sondere Lehrart sein, um denselben Stoff, der in der Vor- 
lesung vorgetragen wurde, noch einmal von anderem Stand- 
punkte aus vorzufahren. Bei einem einmaligen theoretischen 
Vortrage von abstrakten juristischen Lehren rauschen diese an 
der überwältigenden Mehrzahl unserer Studenten vorüber. Und 
es ist eine illusorische Forderung, daß sie das also Vorgetragene 
zu Hause mit Verständnis sich einprägten und fortdauernd für 
eine weitere Einübung in kommenden Zeiten bereit hielten. 
Vielmehr muß eine jede wichtige Rechtsfrage für den Anfänger 
im Rechtsstudium in verschiedener Beleuchtung vorgenommen 
werden, wenn er sie überhaupt begreifen und beherrschen soll. 

Zwar kann es wohl dem tüchtigen Dozenten gelingen, dem 
Hörer das besondere Problem eines Vortrages in der Auffassung 
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des Vordenkenden deutlich zu macheu. Aber um es erkennend 
unter sich zu haben, dazu ist notwendig, daß der Studierende 
für sich und von sich aus es noch einmal hervorbringe. 
Er muß in dieser Arbeit es erwerben, will er es geistig wirklich 
besitzen. Es soll ja seine eigene Gedankenwelt sein, die 
er durch die akademische Lehre erhält, und nicht bloß wieder- 
gegebene Sätze der letzteren selbst. So ist ihm Gelegenheit zu 
bieten, das Vorgetragene, als ein Hilfsmittel zu dem gedachten 
Ziele, in angeregter Nachprüfung zu durchdenken und es in seine 
(vielleicht sehr besondere) begreifende Art zu übersetzen. 

Aus eigener Kraft sich das zu leisten, dazu sind nur sehr 
wenige im stände. Und für diese braucht man allerdings keine 
besonderen pädagogischen Ziele und Mittel. Hier kann man 
vielmehr ruhig das Wort Kants gelten lassen, welches er 
einmal seinen Vorträgen vorausschickte: daß er nicht für die 
hervorragend Beanlagten lese, da diese ihren Weg schon so wie 
so finden würden; auch nicht für die ganz Beschränkten, denn 
solchen sei überhaupt nicht zu helfen; sondern für die breite 
Menge der mit gutem Durchschnittsverstande Begabten, aus denen 
wohl etwas Tüchtiges geschnitzt werden könne, so man ihnen 
die rechte Anleitung und Unterweisung biete. 

Nach alledem wird nun die Aufgabe klar stehen, welcher 
die Anfängerübungen meines Planes, in diesem ihrem Grund- 
gedanken, gerecht werden sollen. Sie sind eine Wiederholung 
des theoretisch Vorgetragenen, und zwar eine Wiederholung von 
der eigenen Denkart des Schülers aus, der dadurch zu 
selbständigem wissenschaftlichen Denken erzogen werden 
soll. Sie treten in eine Lücke ein, welche durch die Be- 
schränkung auf ein nur einmaliges Vorfahren der Lehre, und 
zwar nur von dem Standpunkte des Dozenten aus, sich er- 
fahrungsgemäß allzu leicht bildet und doch mit Grund scharf 
empfunden wird. 

In dem von interessierten Praktikern immer wieder gemachten 
Vorschlage, daß die Universitätslehrer das von ihnen Vorgetragene 
in Besprechung jeweils wiederholen sollten, liegt also ein nicht 
ohne weiteres zu verachtender und wegzuwerfender Gedanke. 
Nur die pedantischen Einzelheiten eines schulmäßigen Abfragens 
sind hier unmöglich. Sie bleiben bei unserem Plane ganz bei- 
seite. Nach ihm kommt es gar nicht darauf an, daß gerade 
mit jedem einzelnen geübt wird; sondern nur darauf, daß er mit 
dem nochmaligen besonderen Durchsprechen der Rechtsfragen An- 
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Weisung und Arbeitsmöglichkeit zu eigener kleiner Produk- 
tion erhält. Und die etwaigen schriftlichen Arbeiten sollen mithin 
nur ein Mittel zur Erlangung des wissenschaftlichen Ver- 
ständnisses sein, und nicht eine Probe einer gewordenen, sondern 
einer richtig werdenden juristischen Ausbildung abgeben. 

Dagegen werden Arbeiten, welche als Probe einer in gewissem 
Maße erlangten rechtswissenschaftlichen Befähigung dienen, 
besser aus den Übungen herausgenommen und einer hinter 
diesen liegenden eigenen Zwischenleistung übergeben. Wird 
deren Ziel sachgemäß gesetzt, und nicht Gedächtniswerk, sondern 
verhältnismäßig gehobene juristische Qualität gefordert, so muß 
dieses ja eine Wohltat sein, — nicht nur für Schwache und 
leichter Beeinflußte und Verführte, sondern gerade für die Guten, 
die Fleißigen und Tüchtigen. Denn es ist längst bemerkt worden, 
wie in keiner anderen Berufsarbeit eine so lange Zeit zwischen 
den Beginn der Tätigkeit und die Probe ihrer richtigen Durch- 
führung gesetzt ist, als bei dem akademischen Studium, und 
namentlich bei dem juristischen. Erst nach zu langen Jahren wird 
dem, der es vormals gar nicht von selbst überblicken konnte, amt- 
lich eröffnet, daß er vordem keinen guten Weg gegangen wäre, 
und daß er vielleicht schon längst besser getan hätte, von dem für 
ihn ungeeigneten juristischen Berufe Abstand zu nehmen. Je mehr 
aber Stoff und Art des Rechtsunterrichtes auf der Universität 
sich mehren und steigern, um so stärker muß das Fehlen eines 
konkreten Zieles nach kürzerer Arbeitsdauer sich un- 
leidlich bemerkbar machen. 

Hier war solches zu erwähnen, um den Plan der Anfänger- 
übungen klarer herauszuschälen. Sie sollen nicht die geschilderte 
Doppelaufgabe übernehmen und nicht Probeleistungen des voll- 
führten Studiums einer theoretischen Vorlesung abgeben; sondern 
haben in der vorhin geschilderten Weise einen wiederholenden 
Parallelkursus auszuführen. 

4. 

Die einzelne Durchführung des damit entworfenen Planes 
ergibt sich nun in Folgerichtigkeit von selbst. 

Es zeigt sich, daß es ein unökonomisches Haushalten mit 
Zeit und Kraft der Studierenden ist, wenn sie in dem einen 
Semester die Vorlesung bloß rezeptiv entgegennehmen und dann 
in dem darauffolgenden Halbjahre mit den dazu gehörigen produk- 
tiv durchdenkenden Übungen einsetzen. Das hat von dem hier 
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dargelegten Grundgedanken ans nicht mehr Sinn, als wenn man 
wünschen würde, daß jede Vorlesung eigentlich zweimal gehört 
werden sollte. Denn ich bestreite nicht, sondern behaupte viel- 
mehr: daß erst bei dem wiederholten Durchdenken in neuer Be- 
trachtungsart das rechte wissenschaftliche Verständnis eines juristi- 
schen Lehrvortrages sich eröffnet; nur freilich nicht bei einer 
einfachen und genauen Reproduktion, sondern bei einem selbst- 
tätig nachsinnenden Verarbeiten. 

Weshalb aber soll dieses nicht alsbald Punkt für Punkt 
der Vorlesung zur Seite gehen, um deren wirkliches Verständnis 
erst zu schaffen und einzuprägen; warum statt dessen ein volles 
halbes Jahr bloß darauf verwenden, Stoff zu sammeln und nach 
Hause zu tragen, und diesen erst im folgenden Semester mit dem 
Lehrer durcharbeiten? — Ich gestehe, hierin nichts als einen 
pädagogischen Umweg erblicken zu können, den man bei 
anderen lehrenden Bestrebungen schwerlich wählen möchte. Was 
würde man von einem Sprachunterrichte halten, der zunächst 
nur die Lehren der Grammatik einseitig vortrüge, ohne jemals 
den Schüler zur probeweisen Verwertung des durchgenommenen 
Stoffes anzuleiten? Oder könnte man sich die Einführung in die 
Mathematik ersprießlicherweise sonstwie denken, denn in Verbin- 
dung mit zu lösenden Übungsaufgaben? Bei dem Rechtsunterrichte 
aber steht es nicht anders. Und so wenig das Verstehen des 
heute Vorzutragenden — von dem Standpunkte des bloßen Vor- 
trages aus — von dem wesentlich abhängig sein darf, was die 
Vorlesung in sechs Wochen bringen wird, so wenig braucht es 
das selbsttätige Einüben des jetzt Vorgeführten zu sein. 

Nirgendwo ist das von größerer Bedeutung, als gerade in 
dem ersten Studiensemester. Hier ist das Verständnis des 
römischen Rechtes zu erschließen, das die beste Einführung 
und sicherste Grundlegung für das Rechtsstudium bietet. Es 
stellt ein abgeschlossenes System dar, klar zu überschauen, ohne 
alsbald in Einzelheiten zu sehr abzulenken; und mit sicheren 
juristischen Begriffen, in deren Synthesis die formale Methode 
auch unserer Rechtsvorstellungen sich zeigt. Es gewährt die 
Möglichkeit, da man es durch den weiten Gang der Jahrhunderte 
begleitet, den Sinn für das geschichtliche Werden eines Rechtes 
zu pflegen und dieses in seiner rechten Punktion innerhalb einer 
sozialen Entwickelung analysierend aufzuzeigen. Sein Aktionen- 
system ist die beste Schule für die Schärfe des juristischen 
Nachdenkens und Begründens; und seine Betrachtung führt als- 
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bald in dm Klassikern der Rechtsprechung, den unerreichten 
Vorbildern in der Handhabang das Hechtes als einer ars boni 
ei aequi. 

Aber das römische Recht ist auf der anderen Seite in seinen 
Eigenarten dem Anfanger so fremd, daß die wiederholte and doch 
verschieden geleitete Durchsprechung im einzelnen ganz besonders 
angezeigt sein muß. Ihre Möglichkeit wird gleichzeitig durch 
exegetische und praktische Übungen gegeben. Die Lektüre 
römischer Quellen ist im ersten Studiensemester aus eigener 
Kraft des Studierenden so gut wie unmöglich, mit geeigneter, 
der Vorlesung folgender Anleitung ohne alle Schwierigkeit und 
überaus fruchtbar; und die alsbaldige praktische An- 
schauung dessen, was das Recht eigentlich will und soll, wird 
sich ohne das Hinfahren zum selbständigen Nachdenken über 
konkrete Rechtsfragen ebensowenig gewinnen lassen, wie sie mit 
diesem Hilfsmittel leicht and eindringlich beschafft werden kann. 

Und daß dieses in gemessener Zeit und unter Zusammen- 
halten der Kräfte der Studierenden geschieht, darauf drangt die 
nunmehrige Lage des Rechtes und der Rechtswissenschaft in 
starker Weise hin. Bis vor kurzem war (aus den in der ersten 
Nummer dieses Vorwortes erwähnten Gründen) für das römische 
Recht ein Zeitraum von drei Semestern {Institutionen und Pandekten) 
bemessen; jetzt konnte ihm nur ein einziges zugeteilt werden. 
Nur ergänzend und freilich sehr nutzbringend mögen in der 
weiteren Studienzeit Ezegetika sich einlegen. Die Hauptarbeit 
aber ist heutzutage für diese Grundlegung des ganzen juristischen 
Studiums in dem ersten Halbjahre zusammenzudrängen, für 
das sonach gerade die Notwendigkeit eines sehr intensiven 
Studiums sich ergibt; wie nicht minder diejenige, durch lehrende 
und durch verwaltende Einrichtungen dem tunlichst nachzuhelfen. 

Für die sich anschließenden und nun weiter bauenden An- 
fangerübungen im bürgerlichen Rechte kann ich jetzt für alle 
Teile Aufgaben und Themata zur Verfügung stellen. Auch sie 
wollen einen eigenen Kursus neben den Vorlesungen abgeben. 
Es entspricht nicht ausreichend der Meinung unserer Übungen, 
wenn hier und da ein Rechtsfall aus der Sammlung heraus- 
gegriffen wird: während ihnen die Absicht zu Grunde liegt, das 
eindringliche, weil selbsttätig erworbene Verständnis des in der 
Vorlesung Gelehrten erst erschöpfend zu beschaffen. Darum 
sollten sie möglichst vollständig von dem Studierenden durch- 
gearbeitet werden, der nun überall eine Probe für sich machen 
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kann, ob er auch wirklich das wissenschaftliche Verständnis 
der gerade in Frage stehenden Lehre erlangt hat. 

Auf diesem Studium des römischen und des bürgerlichen 
Rechtes baut sich dann abschließend das Praktikum des 
bürgerlichen Rechtes auf. Wahrend die Anfängerübungen 
darauf abzielen, jede einzelne Lehre für sich zu klären und 
festzusetzen, so hat das Praktikum die Aufgabe, die Gesamt- 
übersicht über das bürgerliche Recht in sicherer Beherrschung 
zu liefern. Es soll zugleich die methodische Einführung in die 
praktische Rechtswissenschaft geben und die Fähigkeit der juristi- 
schen Subsumtion, die in den seitherigen Übungen von selbst in 
gewisser Weise geweckt wurde, nach pädagogischem Plane nun- 
mehr fördern und ausbilden. — 

Auf dem Gebiete der Reform unseres juristischen Unterrichtes 
sind der Worte nachgerade genug gewechselt: es war notwendig, 
zu tatkräftigem Versuche einmal überzugehen. Daß dieses 
wünschenswert und angebracht ist, das ist mir allerdings eine 
sichere, in genügender Erfahrung wurzelnde Überzeugung; und 
jede mögliche Verbesserung und Vervollkommnung im Betriebe 
des Rechtsstudiums kann ja doch jedem nur willkommen sein. 
Ich kenne sehr wohl das Wort Lessings: Erziehung gibt dem 
Menschen nichts, was er nieht auch aus sich selbst haben könnte; 
sie gibt ihm das, was er aus sich selbst haben könnte, nur 
schneller und leichter. Aber ich fürchte, daß dieses außerhalb 
seines dortigen Zusammenhanges vor Mißdeutung nicht sicher 
ist, und es hat Auslegungen gegeben, die der Meinung des großen 
Urhebers ganz ferne lagen. 

Daher vermeine ich, daß wer das Lehren zum Berufe sich er- 
koren, mit Lust und Liebe es betreiben mag, besser und sicherer 
bei dem Satze als Wahrspruch bleiben soll: Das Leben unter- 
richtet auch, aber recht nur den geschulten Kopf! 

Halle a. S., 17. April 1903. 

Rudolf Stammler. 
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Drittes Buch. 
Sachenrecht. 



1. A. übergibt dem B. ein Buch: 

a) weil B. es gekauft hat; 

b) um es vier Wochen lang unentgeltlich zu benutzen; 

c) weil A. es dem C. gestohlen hat und B. es als Hehler 
weiter veräußern soll; 

d) weil es als Pfand für eine Schuld des D. an B. dienen soll; 

e) weil B. das Buch verloren hat und A. es ihm als red- 
licher Finder zurückbringt; 

f) damit B. es als Bote dem E. überbringe; 

g) um es zu behalten, bis ein Prozeß des A. mit dem F. 
darüber entschieden sei; 

h) indem er in Unterschlagungsabsicht das aus der Bibliothek 
erhaltene Buch an B. veräußert; 

i) weil B. als Geselle des Buchbinders A. das dem G. ge- 
hörige Buch heften und binden soll; 

k) zur Ansicht, um es möglicherweise zu kaufen; 

1) damit B., der als Beisender von dem Verleger A. ange- 
stellt ist, es draußen für Rechnung des A. verkaufe; 

m) weil B. Vormund des M. ist und es für diesen von A. 
gekauft hat; 

n) welches der städtischen Bibliothek, deren Vorstand A. ist, 
zugehört, damit B., als Bibliotheksdiener, es drüben im 
Büchersaale an seinen Platz einstelle. 

Stammler, Übungen IL 1 
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Fragen: 

a) Welche Rechtsverhältnisse liegen vor? 

b) Wie steht es in jedem einseinen Falle mit dem Besitze des 
Buches? 

c) Wie mit dem Eigentum? 

2. Zwei Geschichten vom Finden (vgl BOB. 965; 966). 

a) Als es Abend war, wollte Aschenputtel fort, und der 
Königssohn wollte es begleiten, aber es entsprang ihm so 
geschwind, daß er nicht folgen konnte. Der Königssohn 
hatte aber eine List gebraucht und hatte die ganze Treppe 
mit Pech bestreichen lassen; da war, als es hinabsprang, 
der linke Pantoffel des Madchens hangen geblieben. Der 
Königssohn hob ihn auf, und er war klein und zierlich 
und ganz golden. 

(Aus Gbimm, Hausmärchen.) 

b) Herr Allworthy, ein Gutsbesitzer in Sommersetshire, er- 
blickte eines Abends, da er von einer. Heise zurückge- 
kommen war, in seinem Bette ein kleines Kind, das in 
grobes Leinen gehüllt dort im Schlummer lag. Er be- 
schloß, den Findling an sich zu nehmen und in seinem 
Hause aufzuziehen. 

(Nach Fielding, Tom Jones.) 
Was würde in diesen Fällen über den Besitz a) des Pantoffels, 
b) der dem Kinde von dessen unbekannten Eltern mitgegebenen 
Kleidungsstücke zu sagen sein? 

3« Wie steht es mit dem Besitze in diesen Tatbeständen? 

a) Der Gerichtsvollzieher pfändet für einen Gläubiger ein 
Klavier des Schuldners und beläßt das Instrument im 
Gewahrsam des Verpflichteten. 

b) Von dem Mieter werden Möbel eingebracht; der Eigentümer 
des Grundstückes widerspricht der Entfernung jener Sachen, 
weil er noch Forderungen aus dem Mietverhältnisse habe 
(BGB. 561). 

4t. Der Pächter einer fiskalischen Domäne hat auf einem zu 
dieser gehörigen, aber entfernt liegenden Vorwerke einen Ver- 
walter eingesetzt, der die Verwaltung selbständig fuhrt. 

Es sind folgende Fragen zu beantworten: 

a) Wer ist Besitzer? Und wie steht es mit Eigentum und 
Schuldverhältnissen ? 

b) Ist es von Einfluß, ob der Verwalter auf dem Vorwerke 



IL Bigriff dm Bwitm; & 

eine Wohnung zur selbständigen Benutzung eingeräumt er- 
halten hat? 

e) Der Verwalter hat Knechte angenommen, die auf dem Gute 
wohnen und schlafen und in den ihnen angewiesenen Kammern 
in mitgebrachten Kisten Kleider und andere Gegenstände ver- 
wahren. Besitzverhältnisse? Wie stände es, wenn ihnen 
Schränke zur Aufbewahrung eingeräumt wurden, unver- 
schlossene oder verschließbare? 

d) Ein Händler, der mit dem Verwalter Geschäfte gemacht, hat 
einen Regenschirm vergessen; letzterer hat den Schirm auf- 
gehoben und in seinen Schrank gestellt; weigert auch die 
Tierausgabe, weil er den andern nicht für den Eigentümer 
hält. Wer ist Besitzer? 

5* Bei einer Staatsanwaltschaft laufen zwei Anzeigen ein: 

a) Gegen einen Uhrmacher, welcher eine Uhr zur Ausbesserung 
erhalten, aber abhanden gebracht hat; 

b) gegen den Holzhauer, der von dem vor der Haustür lie- 
genden Holze, das ihm von dem im Hause wohnenden Mieter 

zum Kleinmachen überwiesen war, mit sich genommen hat. 

Es fragt sich, ob gegen die beiden wegen Diebstahls oder wegen 
Unterschlagung Anklage zu erheben ist? 

Diebstahl — StGB. 242: Wer eine fremde bewegliche Sache 
einem andern in der Absicht wegnimmt, dieselbe sich rechts- 
widrig zuzueignen . . 

Unterschlagung — StGB. 246: Wer eine fremde bewegliche, 
Sache, die er in Besitz oder. Gewahrsam hat, sich rechtswidrig 
xueignet . . 

6. In gleicher Richtung sind folgende Tatbestände zu erörtern : 

a) Eine Dame, die als Badegast in einer Sommerfrische 
eine Privatwohnung genommen hatte, nahm aus dem von 
ihr benutzten Bette ihrer Wirtsleute etwa l 1 ^ <tb Federn 
an sich. 

b) Der Hausknecht im Gasthofe nimmt aus den Stiefeln, die 
der Gast zum Reinigen vor die Türe gestellt hat, die 
Loofachsohlen und eignet sie sich an. 

c) Von einem Tagelöhner sind Spaten und Schaufeln, die er 
von dem Gutsherrn zur Ausführung von Arbeiten erhalten, 
beiseite gebracht worden. 

d) Emile Augier trat eines Tages in ein Pariser Cafe, in 
dem er kurz vorher eine Erfrischung zu sich genommen, 
und wandte sich mit der ängstlichen Frage an den Kellner; 
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Habe ich nicht auf dem Tische ein kleines Paketchen 
liegen lassen? — Nein, mein Herr, versetzte der Kellner. 
— Oli, das tat mir leid, das Paket enthielt einige wert- 
volle Skorpione. — Der Kellner wurde totenblaß, zog ein 
Paketchen ans der Tasche und reichte es dem Schrift- 
steller mit verlegenen Blicken. Angier entfernte sich mit 
vergnügtem Lachen, denn das Paket enthielt einen Schmuck, 
den er für seine Frau gekauft hatte. 
e) Em Gutsbesitzer hatte 120 Zentner Heu gekauft und auf 
dem Bahnhofe angeliefert erhalten. Hier nahm er einen 
Arbeiter zur Verladung des lose auf dem Bahnhofe liegenden 
Heues in einen Eisenbahnwaggon gegen Zahlung von 8 JC 
an und fuhr nach Hause, noch bevor der Arbeiter mit der 
Verladung des Heues begonnen hatte. Der Arbeiter führte 
unter Beihilfe einiger von ihm zu seiner Unterstützung 
angenommener Arbeiter die Verladung aus, behielt aber 
für sich eine Quantität Heu zurück. 
7* Vogt hatte an Mansbach ein Haus mit angrenzendem Hofe 
bis zum 1. April vermietet. Er gedenkt, es später selbst zu 
beziehen, und schließt mit einem Verwandten, dem Maurermeister 
Urban, einen Vertrag, wonach dieser in dem Hause verschiedene 
bauliche Veränderungen vornehmen solle; zugleich weist er den 
Mansbach an, am 1. April die Schlüssel an den Urban zwecks 
Vornahme jener Arbeiten zu senden, was auch geschieht Nach- 
mals entsteht Streit zwischen Vogt und Urban; letzterer be- 
hauptet, auf Grund Erbrechtes selbst Eigentümer des fraglichen 
Grundstückes zu sein und verweigert deshalb die Herausgabe 
der Schlüssel. Worauf Vogt alsbald nach dem Hause sich ver- 
fugt, ein Fenster einschlägt und in dem Gebäude sich wohnlich 
einrichtet. 

Es ist anzugeben, wie es nach den jeweiligen rechtlich be- 
deutsamen Handlungen mit dem Besitz gestanden hat? 

8. Durch mündlichen Vertrag hatte Hartweg sein Haus und 
seinen Hof an Blumb verkauft (vgl. BGB. 813); und dem Käufer 
alsbald das Grundstück eingeräumt, während er selbst nach einem 
anderen Orte verzog. 

Nach einiger Zeit kommt Blumb in Streit mit seinem Nachbar 
Gundrum, der ihn durch häufiges Herüberwerfen von Gegen- 
ständen belästigt Blumb wünscht ein Gutachten, ob er wohl 
mit Erfolg gerichtlich gegen seinen Nachbar vorgehen könne? 



9 3. Erwerb und Verlust des Besitnt. 



L Ist in nachstehenden Fällen jeweils Besitz erworben? 
Und bejahenden Falles, von welchem Zeitpunkte an? 

a) Es haben sich Krammetsvögel in Dohnenstrichen gefangen, 
Aale in Grundangeln, Fische in Reusen. 

b) Ein Fluß war über seine Ufer ausgetreten und dann, mit 
Hinterlassung großer Lachen auf den überschwemmten 
Äckern, in sein Bett wieder zurückgekehrt; in diesen 

- Lachen fanden sich nun Flußfische. 

c) Die Zeitungsfrau, welche jeden Abend die Zeitungen aus- 
trägt, pflegt sie in manchen Häusern an der verschlossenen 
Korridortüre der Abonnenten einfach niederzulegen. 

2. Auf einer Treibjagd hatte ein Treiber einen von einem Gaste 
des Jagdpächters erlegten, auf den Schuß hin am Platze liegen 
gebliebenen, Hasen bei dem den Treibern obliegenden Sammeln 
des erlegten Wildes aufgehoben und zu späterer Abholung im 
Walde versteckt. 

Bei der weiteren rechtlichen Verfolgung dieser Handlung 
fragte es sich vor allem: wie es mit dem Besitze an dem Hasen 
sich verhalten hatte? 

3« Ein Gemeinschuldner hatte vor einiger Zeit seine da- 
malige Braut bei einem Besuche derselben zu einem Klavier ge- 
führt und gesagt: Da ich nicht spiele, schenke ich es dir; 
worauf sich jene bei ihm bedankt, das Klavier geöffnet und einen 
Walzer darauf gespielt hatte. 

Nachdem inzwischen die Verlobung gelöst und über den 
früheren Bräutigam der Konkurs eröffnet worden ist, so fragt es 
sich: ob die damals beschenkte Braut jetzt das fragliche Instru- 
ment, als ihr gehörig, aus der Konkursmasse verlangen kann? 

4. V. verkauft an K. am 1. Dezember sein Wohnhaus. In 
der Urkunde heißt es: Der Verkäufer übergibt hiermit das Haus 
. . . und setzt K. schon jetzt in den unrJUichen ruhigen Besitz 
desselben. 

Welche rechtliche Wirkung kommt dieser Vertragsklausel zu? 

5. Seitens der Stadt Schandau wurden Jahrmarktsbuden, 
die sich in einem vor der Stadt gelegenen verschlossenen 
Schuppen befanden, versteigert; und dabei dem sie erstehenden 
Bieter die Schlüssel zu jenem Schuppen zum Zwecke der Ab- 
holung eingehändigt. 

Wann erhält der Käufer Besitz und Eigentum? 
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6. In einem Miet vertrage war gesagt, daß eine etwaige 
Kündigung spätestens am 31. Dezember im Besitze des Vermieters 
sein müsse. Nachweislich hat der Mieter einen Kündigungsbrief 
am 31. Dezember kurz nach 7 Uhr abends in einen am Geschäfts- 
lokale befindlichen Privatbriefkasten des in einem Vororte seine 
Privatwohnung innehabenden Vermieters gelegt. 

Ist die Kündigung in Ordnung? 

7. Die Versicherungsgesellschaft Ind&mnüas hatte ihre Ver- 
tretung in N. dem Agenten Goldmeister übertragen. Dieser ge- 
riet in Schulden, wurde verklagt und gepfändet Dabei nahm 
der Gerichtsvollzieher eine Summe baren Geldes, das Goldmeister 
von Versicherten als Prämien eingenommen hatte und jetzt, der 
Instruktion gemäß, für seine Versicherungsgesellschaft in einem 
Fache seines Schreibtisches gesondert aufbewahrte. 

Die Inclemnitas ging nun gegen den jene Zwangsvollstreckung 
betreibenden Gläubiger des Goldmeister klagend vor (GPO. 771), 
indem sie sich auf Besitz und Eigentum an dem gepfändeten 
Gelde berief. Ihr Gegner stellte dies in Abrede. 

Wer ist im Rechte? 

L. 78 D. de solutionibus (46, 8). — BGB. 948 ; 854. — CPO. 815. 

8. Der Großhändler Braselmann in X. hatte der Firma Orth- 
mann und Kurz in Y. seit längeren Jahren Waren geliefert, auch vor 
kurzem wieder ihr solche auf Kredit verkauft und auf dahingehende 
Anweisung der Bestellerin seinem in Z. wohnhaften Spediteur 
Fabel in 6 Fässern zur Verfrachtung an jenen übergeben, als die 
Nachricht eintraf, daß jene Firma in Konkurs verfallen sei. 
Braselmann stellt Nachforschungen nach den abgesandten Waren 
an und findet sie noch immer in den Händen des Spediteurs 
Fabel, der auf das Ersuchen um Herausgabe abschlägig antwortet, 
weil ihm die Waren von Orthmann und Kurz, mit denen er 
ebenfalls dauernd in Geschäftsverbindung gestanden, noch vor 
dem Ausbruche ihrer Zahlungsunfähigkeit überwiesen worden 
seien; und zwar zwei davon an Zahlungsstatt, die vier übrigen 
als Pfand für ungedeckte Forderungen seiner an jene Firma. 

Braselmann ist nun der Meinung, daß letzteres nicht mit 
voller Kraft habe geschehen können, da die Waren noch gar 
nicht in den Besitz der jetzt verschuldeten Firma gekommen 
wären. Er wünscht aber vor der Ergreifung weiterer recht- 
Keher Maßnahmen ein genaues juristisches Gutachten hinsichtlich 
der seine Rechtslage betreffenden Zweifelsfragen. 

Es ist solches auszuarbeiten. 



$ 9. Erwarb und Verlust des Besitzes. 



9. AIb bei dem Fährmann Wolff einige Mobilien wegen 
einer unbezahlten Forderung, zu deren Erledigung er rechts- 
kräftig verurteilt worden, gepfändet waren, erhob der Schmied 
Hedtmann eine Interventionsklage, worin er, gestützt auf einen 
mit Wolff schriftlich abgeschlossenen Kaufvertrag, sein Eigentum 
an den Pfandstücken geltend machte. 

Dieser Vertrag enthielt wegen der Übergabe folgende Be- 
stimmungen: § 2. Die Übergabe der verkauften Gegenstände 'er- 
folgt sofort mittels Vollziehung dieses Vertrags. § 5. Verkäufer 
kann augenblicklich die jetzt verkauften Sacken nicht gut ent- 
behren, und werden ihm daher solche von Seiten des Ankäufers 
auf unbestimmte Zeit im mietweisen Besitze belassen. 

Da im Termine der Beklagte nicht erschien, so trug Hedt- 
mann seine Klage vor und bat um Urteil. 

Wie hatte solches zu lauten? 



10* Jemand hatte zu Ostern eine Schar Kinder zu sieh ge- 
laden und in seinem Garten für diese bunte Eier versteckt. Eine 
Anzahl der letzteren war aber von ihm so gut verborgen worden, 
daß er sich selbst nachher nicht mehr auf ihr Versteck beginnen 
konnte, und sie trotz längeren Suchens der ganzen Gesellschaft 
nicht gefunden wurden. 

Kaum hatten sich aber jene, des vergeblichen Suchens müde, 
sämtlich entfernt, als mehrere Nachbarskinder, die von ihrem 
Fenster aus alles beobachtet hatten, herzukamen und die Eier 
mit sich nahmen. 

a) Haben sich diese fremden Besitz zugeeignet? 

b) Kommt etwas darauf an, ob das Verstecken der Eier im 
umfriedeten Grundstücke des Verbergenden oder draußen im 
Walde bei einem Ausfluge geschieht? 

c) Ist etwa der Umstand eines zwischen Verstecken und jetzigem 
Finden liegenden längeren Zeitraumes von Bedeutung? 

d) Steht obiger Fall rechtlich demjenigen gleich, da jemand 
einen auf dem offenen Felde von einem Bauern über Nacht 
stehen gelassenen Pflug mit sich nimmt? 

11* In Königsberg starb vor einiger Zeit die Schutzmanns- 
witwe Skirte, die bis zu ihrem Tode ein Vermögen von 5100 Ji 
in Wertpapieren und etwa 250 Ji in barem Gelde besessen hatte; 
nach ihrem Hinscheiden fand sich nichts mehr vor. Endlich 
kam heraus, daß sieh jene Vermögensstücke bei der Handelsfrau. 
Kleinmann befanden. Diese war eine nahe Freundin der Skirte 
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gewesen und von einer Aufwartefrau, die der kranklichen Skirte 
in der Wirtschaft half, eines Tages zu der letzteren gerufen 
worden, da diese im Sterben liege. Sie blieb bei der Sterbenden 
bis zu deren Tode und nahm dann die Wertsachen an sich. Von 
den gesetzlichen Erben wußte sie nichts; jedenfalls war damals 
kein Verwandter der Skirte in Königsberg anwesend. 

Der Staatsanwalt erhob gegen die Kleinmann Anklage wegen 

Diebstahls. Der Verteidiger beantragte Freisprechung, da die 

Kleinmann nicht — wie das StGB. 242 fordere — die Wert- 

- stücke einem anderen weggenommen habe; es war kein anderer 

mehr da, als die Tote, welche nicht mehr besessen habe. 

Wie ist zu urteilen? 

13. Der Käufer eines Grundstückes beginnt die an der Grenze 
stehende Hecke zu beschneiden. Alsbald tritt der Nachbar auf 
und behauptet, daß er im alleinigen Besitze der Hecke sei; Be- 
weis: er habe vor 11 und 18 Jahren je einmal hauen und be- 
schneiden lassen. 

Ist die Berufung des Nachbars auf seinen Besitz begründet? 

13« Finderlohn (BGB. 971) gibt es nur bei dem Finden einer 
verlorenen Sache (BGB. 965), d. h. (richtiger Ansicht nach) einer 
solchen, deren Besitz verloren gegangen ist Es ist zu prüfen, 
ob ein Anspruch auf Finderlohn in folgenden Fällen besteht: 

a) Als ein Lehrling am Bathause vorbeiging, sauste plötzlich 
eine dickleibige Brieftasche vor ihm nieder. Sie war aus 
einem Fenster des Bathauses herabgefallen, in dem ein Herr, 
der die Bathaussäle besichtigte, seinen Mantel auf ein Fenster- 
brett gelegt hatte. Der Verlierer erschien denn auch als- 
bald und erhielt von dem Lehrling die von diesem auf- 
genommene Tasche. 

b) Es sieht jemand, wie einem über einen öffentlichen Platz 
fahrenden Fuhrmanne ein Paket vom Wagen fallt. Statt 
ihn darauf aufmerksam zu machen, wartete er es ab, bis 
sich jener von dem Orte entfernt hat, nimmt dann die 
Sache an sich und bringt sie dem Verlierer zurück. 

c) Ein Papagei entfliegt seinem Herrn und wird vergeblich von 
diesem verfolgt. Nachdem der Eigentümer den Vogel schon 
als verloren betrachtet hat, sieht ihn ein anderer auf einem 
Baume sitzen. Er zeigt dieses dem Eigentümer sofort an, 
und diesem gelingt es, den Papagei zu fangen. 

d) Ein Beisender hat seine Brieftasche mit Geldinhalt verloren. 
Ein anderer, der von diesem Verluste hört, schickt den ab- 
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gerichteten Pudel eines Dritten ans, am das Verlorene zu 
suchen. Der Hund findet die Tasche; doch ehe er sie zurück- 
gebracht hat, wird sie ihm von einer vierten Person ent- 
rissen, welche nunmehr die Brieftasche dem Verlierer übergibt. 

14. Eine Dame ließ in einer Droschke, welche sie zu einer 
Spazierfahrt benutzt hatte, eine Tasche mit Goldsachen und Juwelen 
liegen. Der ehrliche Droschkenkutscher entdeckte am Abend, ab 
er mit seinem Wagen nach Hause kam und das Verdeck auf- 
schlug, in diesem die Tasche und begab sich damit sofort zur 
Polizei Dort erfuhr er, daß wegen der vermißten Tasche bereits 
Nachfrage eingegangen sei. Worauf er die Tasche der Eigen- 
tümerin ordnungsgemäß zurückstellte, aber auch den gesetzlichen 
Finderlohn von über 800 Jl verlangte; und ihn schließlich ein- 
klagte, weil die Dame ihm nur SO Jt anbot, da sie die Tasche 
noch gar nicht als verloren ansehen könne. 

Wie ist dieser Rechtsstreit zutreffend zu entscheiden? 

15. Der staatliche Kommissar für die Verwahrung und Ver- 
waltung des Vermögens der aufgelösten Niederlassungen geist- 
licher Orden (preuß. Ges. v. 81. Mai 1875) nahm am 3. April 1877 
Besitz vom Klostergebäude der Ursulinerinnen in Fritzlar, beließ 
jedoch die Nonnen bis zum nächsten Morgen, wo sie abreisen 
sollten, in demselben. 

Als sein Bevollmächtigter am folgenden Morgen in das Kloster 
trat, fand er die Tür verschlossen und in dem Kloster einen 
Vertreter des Grafen Bocholtz-Asseburg im Besitze der von den 
Nonnen ihm übergebenen Schlüssel, deren Herausgabe er auf 
Grund eines Kaufvertrages von 1875 verweigerte. Man einigte 
sich, die Schlüssel vorerst im Besitze eines Dritten zu lassen und 
Entscheidung des Kommissars einzuholen. 

Dieser ließ am 5. Mai die Schlüssel dem Dritten unter An- 
drohung rechtlicher Zwangsmittel abnehmen; worauf der Graf 
gegen den Kommissar wegen Besitzentziehung Klage anstellte. 

Wie ist hierüber nach dem BGB. zu erkennen? 



m 

1. Gestattet unser Recht eine Selbsthilfe in diesen Fällen? 

a) Ein Fuhrherr hat einem Kutscher eine Droschke anvertraut, 
hat sich aber schon mehrfach über ihn zu beklagen Anlaß 
gehabt Eines Tages trifft er den Kutscher in angetrunkenem 
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Znstande, Pferd und Wagen sohlecht besorgt. Er will sie 
an sich nehmen, jener wehrt sich. 

b) Bei dem Hausverwalter Lidde meldete sich jemand, der die 
Wohnung des demnächst ausziehenden Hauptmannes Kuppold 
besichtigen wollte. Sie trafen nur Frau Kuppold an, die 
sie nicht in die Wohnung lassen wollte und, als Lidde sie 
gewaltsam beiseite geschoben, wohl zehnmal sie aufforderte, 
die Wohnung zu verlassen. Lidde berief sich aber darauf, 
daß er laut Mietvertrag das Recht habe, die Wohnung in 
den üblichen Tagesstunden zu besichtigen. Da erschien 
Kuppold selbst und hatte nicht übel Lust, jene hinauszuweisen. 

c) Unten und oben, Gedicht von Geisslbb (ca. 1820): Ein 
Engländer sollte auf arztlichen Rat sich Bewegung machen, 
litt aber an Podagra, und ließ deshalb die Räume des von 
ihm bewohnten Erdgeschosses in einen Wald umwandeln, 
in dem er mit Hunden auf Hasen Jagd machte. Der über 
ihm wohnende Philosoph bat vergebens um Ruhe: Was ich 
in meinem Zimmer treibe, schiert das wohl einen andern 
was? Sprach Pitt, das ist nur meine Sache! Mir macht 
einmal das Jagen Spaß. — Worauf jener über ihm eine 
Fischerei einrichtete; so daß das Wasser durch die Decke 
drang und in den Zimmern des Briten sich sammelte. 

2« In einem vor dem Amtsgerichte anhängig gemachten Pro- 
zesse forderte Kläger von dem Beklagten die Herausgabe von 
zwei Sparkassenscheinen, welche der Beklagte eigenmächtig aus 
dem zu solchem Zwecke geöffneten Koffer des Klägers in seinen 
Besitz genommen hatte. 

Beklagter erwidert, daß Kläger durch einen Übergabevertrag- 
sein ganzes bewegliches Vermögen dem Beklagten übertragen, ihm 
auch versprochen habe, jene Scheine auf den Namen des Beklagten 
umschreiben zu lassen. 

Wie war zu urteilen? 

3* R. hatte ein von dem X. erpachtetes Grundstück im Herbst- 
mit Roggen bestellt und den darauf gewachsenen Roggen am 
1. August des nächsten Jahres abgemäht und aufgestiegt. Am 
3. August hatte V. diesen Roggen eigenmächtig abgefahren und 
eingescheuert. 

a) Kann R. possessorisch klagen? Nach römischem, oder nach 
früherem gemeinen, oder nach jetzigem bürgerlichen Recht? 

b) Wie geht es, wenn V. sich auf das Eigentum an dem Grund- 
stücke beruft? 
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c) Wer war Eigentümer des Boggens? 

d) V. verklagt den B. wegen eines Darlehens. Würde obiger 
Tatbestand an den Darlehensprozeß von Einfluß sein können? 

e) Kann X. gegen V. auftreten? 

f) V. hatte schon am 4. August den Boggen an K. verkauft 
und am folgenden Tage übergeben. Von welchem Zeitpunkte 
an wird K. Eigentümer? 

g) Kann in Frage f ) der K. von B. oder X. mit Besitzesklage 
belangt werden? 

4* In einem Restaurant erscheinen Taschenspieler, um eine 
Vorstellung zu geben. Der eine steckt heimlich aus einem dazu 
bestimmten Kartenspiel einige Karten in herumhängende Über- 
zieher von Gästen, — da tritt der Wirt dazwischen und weist 
die Künstler hinaus. 

Wie steht es nun mit Besitz und Eigentum an jenen Karten? 
Haben die Taschenspieler ein Recht, das Restaurant und die Mäntel 
der dort Anwesenden nach den für sie wertvollen Karten zu durch- 
suchen; — und sie (mit oder ohne Sicherheitsleistung) abzuholen? 
Würde es für alles dieses einen Unterschied ausmachen, falls ein 
Gast, in dessen Überzieher eine Karte steckt, sich nach Hause 
begeben und das Kleidungsstück in seinen Schrank gehängt hat? 

5« Z. hinterließ neun Kinder, welche seine Erbschaft antraten. 
Vor erfolgter Teilung wurde diese von zwei vom Gerichte dazu 
bestellten Personen verwaltet. Dennoch ließ eine der Erbinnen 
eigenmächtig eine zu der Verlassenschaft gehörige Wiese mähen. 
Die Verwalter der Erbschaft stellten gegen sie die Besitzstörungs- 
klage an. 

Wie ist über diese zu befinden? 

6. Der Verwalter (V.) des abwesenden Gutsbesitzers (G.) hatte 
eine für Rechnung des G. gekaufte Partie Eis durch den Knecht 
K. einfahren lassen; und zwar in wiederholten Fuhren über ein 
Grundstück des Nachbars N. und ohne auf den Protest von dessen 
gerade anwesenden Schäfer S. zu achten. 

Es fragt sich: welche Person befugt ist, eine Besitzstörungs- 
klage anzustellen; und gegen wen diese gerichtet werden kann? 

7. Ein Stadtmagistrat hatte in einer zum Stadtgebiete ge- 
rechneten Burgruine auf einem Berge neben der Stadt die lange 
unbeachtete spärliche Grasnutzung verpachtet. Nach einigen 
Jahren klagt der Fiskus, der die Buine als sein Eigentum an- 
sieht, aber anfangs die Sache wegen ihrer Geringfügigkeit ver- 
nachlässigt hatte, wegen Besitzentsetzung; die Stadt habe die 
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Ruine eigenmächtig in Besitz genommen, und der staatliche Förster 
habe nicht gewagt, den Pächter zn vertreiben. 

Der Magistrat erklärt dies für unhaltbar. Der Staat könne 
durch Eigenmacht von Personen, die unter ihm stehen, über- 
haupt nicht des Besitzes entsetzt werden; höchstens komme der 
Förster als möglicher Besitzkläger in Frage, aber nicht gegen den 
Magistrat, sondern gegen den Pächter. 

Wie ist zn erkennen? 

8* Mathilde Vorwerk erhebt gegen Ernst Wack Klage auf 
Räumung eines Hauses, welches sie in L. besitze, und das Be- * 
klagter unbefugt bewohne. 

Letzterer entgegnet, daß ihm die Klägerin, mit der er seit 
längerer Zeit verlobt gewesen, das Haus, das sie demnächst ge- 
meinschaftlich hätten bewohnen wollen, übergeben habe, um in 
dasselbe zu ziehen und es wohnlich einzurichten; daß er hierauf 
das Haus, das baufällig gewesen sei, habe ausbessern lassen, und 
daß er dieser notwendigen Verwendungen wegen es so lange zurück- 
halten könne, bis ihm Ersatz dafür geworden sei 

Der Vertreter der Klägerin verweigert darauf die Einlassung, 
indem er sich auf BOB. 863 beruft. Da Beklagter unbefugter 
Besitzer sei, müsse er zunächst das Haus räumen. 

Wie hat die zutreffende Entscheidung zu lauten? 

9« Einem Rechtsanwälte wird von einem Bauersmanne folgen- 
der Tatbestand vorgetragen: 

In seinem Keller befinde sich seit undenklicher Zeit ein Brunnen, 
der stets gutes Wasser hatte. Seit einiger Zeit aber fließe Jauche 
aus dem Nachbargrundstöcke herüber, die das Wasser vollständig 
ungenießbar gemacht habe. Er habe erfahren, daß sein Nachbar 
seit kurzem den nach seinem, des Erzählenden, Grundstücke zu 
gelegenen Keller als Kuhstall eingerichtet habe, aus dem nun 
die Jauche in jenen Brunnen eindringt 

Der Bauer ersucht den Juristen, da alle gütlichen Vorstellungen 
bei dem ihm verfeindeten Nachbarn erfolglos sein würden, gegen 
diesen im Wege des Prozesses vorzugehen. 

Der Anwalt erhebt Klage wegen Besitzesstörung und be- 
antragt, unter Vorführung obigen Sachverhaltes, gegen den im 
Termine nicht erschienenen Beklagten Versäumnisurteil; wird aber 
zu seinem Erstaunen abgewiesen. 

Welche Erwägungen haben wohl das Gericht Jtai seiner Ent- 
scheidung bestimmt? Und sind sie in der Tat durchschlagend? 
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IV 

1« Herr Urian unternahm wieder eine Reise. Die Art und 
Weise, mit der er über seine Sachen verfügte, brachte ihn 
mannigfach in rechtliche Handel, bei deren Austrag es sich vor 
allem fragte: wie es in den fraglichen Tatbeständen mit dem 
Besitze sich verhalte? 

a) Seinen Pudel gab er dem Ehepaare in Pflege und Wartung, 
bei dem er selbst ein möbliertes Zimmer gemietet hatte. 

b) Zum Bahnhofe benutzte er eine Droschke; sein großer 
Koffer wird auf dem Bocke untergebracht, und der Kutscher 
setzte sich darauf. 

c) An der Bahn schaffen zwei dazu von der Verwaltung an- 
gestellte Gepäckträger den Koffer nach der Abfertigungs- 
stelle. 

d) Da der Koffer sehr viel Übergewicht aufweist, so über- 
gibt ihn Herr Urian dem gerade anwesenden Vertreter 
eines Speditionsgeschäftes, das von zwei Gesellschafbern be- 
trieben wird, um den Koffer als Frachtgut durch die Bahn 
nachzusenden. 

e) Mit seiner Reisetasche belegt Herr Urian einen Platz im 
Wagen. Er steigt nochmals aus, um ein Glas Bier zu 
trinken und findet bei der Bückkehr seine Tasche beiseite 
geschoben und jenen Platz von einer Frau mit einem kleinen 
Kinde besetzt. 

f) Der Güterzug mit dem Frachtgut verunglückt; aus den 
Trümmern ziehen zwei Diebe den Koffer des Herrn Urian 
hervor. Da sie ihn nicht gleich öffnen können, schleppen 
sie ihn fort und verbergen ihn im Walde. 

g) Zum Glücke hatte Herr Urian seine Wertpapiere in einem 
fest verschlossenen eisernen Kasten einer Bank anvertraut, 
die den letzteren in ihr diebessicher verwahrtes und ab- 
gesperrtes Gewölbe verbringt 

2. Zwei Jäger schießen, ohne voneinander zu wissen, von 
zwei Seiten auf einen Behbock und treffen bei dem verendenden 
Tiere gleichzeitig ein. Sie verabreden, ihn gemeinsam zu ver- 
werten, und lassen ihn durch einen Waldarbeiter nach der Stadt 
schaffen. 

Wie steht es mit dem Besitze? 

Was ist die Folge, wenn ein Dritter sich den Bock aneignet, 
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der eine der beiden Jäger aber zu gerichtlichem Einschreiten 
nicht zu bewegen ist? 

3. Der Kaufmann Sachs will gegen seinen Vetter Weil klagen, 
da dieser die Sohle eines durch ihren gemeinschaftlichen Garten 
fließenden Grabens verändert habe, ohne ihn, den Sachs, vorher 
um seine Zustimmung zu ersuchen. Am liebsten wäre ihm ein» 
rasche Erledigung durch einen Besitzesprozeß. Geht dies an? 

4. Die Gemeinde Allendorf und der Gutsbesitzer Dornstein 
befanden sich im gemeinschaftlichen Besitze einer Viehtrift. Die 
Gemeinde nahm später für sich allein eine Erneuerung der Grenzen 
mit den Anliegern vor, versah die Grenzen mit ihren alleinigen 
Markzeichen und verpachtete einen Teil der Trift. 

Dornstein trat nach zufallig erlangter Kenntnis von diesem 
Vorgehen gegen die Gemeinde Allendorf mit der Besitzstörungs- 
klage auf. 

Die erste Instanz hat diese Klage abgewiesen; weil Kläger gar 
nicht den ausschließlichen Besitz für sich habe behaupten können. 

Kann dem Dornstein geraten werden, den Prozeß mit Rechts- 
mitteln weiter zu verfolgen? 

5. Bobra behauptet, daß er bis in die neueste Zeit den in 
gemeinschaftlicher Benutzung mit seinem Nachbar Bourguignon 
befindlichen Zwischenraum zwischen beiden Besitzungen zum Gehen 
und zum Fahren mit Karren und Handwagen benutzt habe, um 
durch die an seinem Hofe befindliche Eingangspforte in diesen 
Hof zu gelangen. 

Vor einigen Tagen habe Bourguignon dicht vor jener Pforte 
einen Pfahl eingerammt und auf das Ersuchen der Wegnahme 
mit Weigerungen und Drohungen geantwortet. 

Da ihm, dem Bobra, dadurch die Benutzung des gedachten 
Zwischenraumes, sowie der Eingang zu seinem Hofe unmöglich 
gemacht sei, so bittet er, für ihn die geeignete Klage gegen 
seinen erwähnten Nachbar anzustellen. 

6. Die beiden Brüder von Schwertzeil sind Miteigentümer 
zur Hälfte eines fideikommissarischen Gutskomplexes. Sie befinden 
sich tatsächlich in real geteilter Benutzung, und Franz von 
Schwertzell hat das Holz eines in seiner Verwaltung befindlichen 
Waldes an die Kaufleute Wallach verkauft. 

Gottfried von Schwertzell ist mit der angebotenen Zuweisung 
der Hälfte des Erlöses nicht zufrieden, und verklagt die Wallach, 
als sie zu hauen beginnen, wegen Besitzstörung. 

Welches Schicksal wird diese Klage haben? 
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1, Kami in folgenden Tatbeständen die ruhige Ausübung 
de* Rechtes nach den Vorschriften über Besitzesschutz durch* 
gefetzt werden? 

a) Zu Lasten eines Grundstücks ist ein Wasserleitungsveoht 
für das Nachbargut im Grundbuche eingetragen worden; 
die Leitung mit Schleusen ist fertig gestellt, aber noch, 
nicht in Gebrauch genommen. Jetzt wird sie von dritter 
Hand zerstört. 

b) Der Pachter eines tiefer gelegenen Grundstückes hat auf 
diesem im Jahre 1899 ein Bassin errichtet zum Aufsaugen 
und Benutzen des von dem oberen Grundstücke von einer 
dort entspringenden Quelle ablaufenden Wassers. Jetzt halt 
der obere Eigentümer das der Quelle entströmende Wasser 
auf seinem Grundstücke ganzlich zurück. Das Grundbuch 
ist dort noch nicht angelegt. 

c) Ein Müller hat seit Menschengedenken ein öffentliches Fluß- 
chen zum Betriebe seiner Mühle ungestört benutzt. Jetzt 
hat die benachbarte Dorfgemeinde begonnen, das Wasser 
des Flüßchens zur Bewässerung ihrer Wiesen abzuleiten. 

d) Ein von dem Gutsverwalter auf dem Hofe angestellter 
Schafer hat auf dem Gemeindeland eine Triftgerechtigkeit 
tatlich unternommen; — Stammgaste eines Wirtshauses 
haben einen Fußpfad nach diesem über ein fremdes Grund- 
stück als Recht in Anspruch genommen und so benutzt; 
— der fochter einer Domäne hat ein Fisohereirecht, als 
dieser zukommend, ausgeübt; — Mitglieder einer Stadt- 
gemeinde sind häufig über den Kasernenhof, in der Mei- 
nung, ein bestehendes Recht auszuüben, gegangen. 

3« Obwol J. A. S. durch die ad eius instantiam vor dem 
Ober- Amt zu Budissin abgehörte Zeugen so viel beygebracht, daß 
er» und seine Vorfahren von 50. und mehr Jahren her in der 
poßssssion vel quasi sich befunden, das Poritzscher Vieh in dem 
Poritzscher Teiche bis an die in der Mitten desselben stehenden 
Gräntz-Pfähle weyden zu lassen; Dieweil aber E. E. Rath zu Z., 
nachdem er dem von S. die bis dahin gegen Zahlung eines jähr- 
lichen Locarii in dem Poritzscher Teiche genossene Weyde auf- 
gekündigt, bald darauf eine Verplanckung von Säulen und Brettern 
vor den Teich machen lassen, daß das Poritzsche Vieh darauf 
ferner nicht kommen sollen, besagter von S. hingegen,, deswegen 
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nichts erinnert, sondern die gemachte Verplanckung gantzer nenn 
Wochen nnversehret stehen lassen, sodann aber im Angeben, daß 
besagter Bath zu der vorgenommenen Verplanckung nicht befugt 
gewesen wftre, eine Niederreißung der Plancken vorgenommen; 
So erscheinet daraus so viel, daß E. E. Bath der Stadt zu Z. wegen das 
Poritzscher Teiches, wider den von S. so lange billig zu schützen, 
bis besagter von S. wegen seiner praetenc&Tian Weydegerechtig- 
keit in possessorio ordinario, oder petitorio, ein besseres Recht 
ausgefuhret, V. B. W. 

(Nach Stbtk, Usus modernus pandectarum.) 

Es sind folgende Fragen zu beantworten: 

a) Wer ist in obiger Streitsache als Klfiger aufgetreten? 

b) Welche Gründe haben das Gericht zu der angegebenen Ent- 
scheidung bestimmt? 

c) Würde es nach klassischem römischen Rechte, oder nach 
justinianischem, oder nach früherem gemeinem, oder nach 
preußischem Rechte ebenso verfahren und urteilen müssen? 

d) Wie ist die am Schlüsse des Urteils erwähnte Möglichkeit 
weiteren rechtlichen Vorgehens näher zu denken? 

e) Wie würde über jenen Rechtsstreit nach unserem bürger- 
lichen Rechte zu befinden sein? 

3. Ist in den nachstehenden Fällen eine Klage wegen Störung 
im Rechtsbesitze möglich? 

a) Der Eigentümer bringt einen verschließbaren Schlagbaum 
an einem Wege an, über welchen einem andern ein im 
Grundbuche eingetragenes Fahrtrecht zustellt. 

b) Seit langem hat ein Bauer alljährlich zu jeder Jahreszeit 
frei, offen und ohne Widerspruch seine Gänse und Enten 
aus seinem Gehöfte auf die Aue hinausgetrieben und an 
einer bestimmten Fläche sie aufhalten und weiden lassen. 
Er ging dabei von der Ansicht aus, daß allen Bauern des 
Dorfes dieses Recht an der dem Fiskus gehörigen Aue, 
einem buchungsfreien Grundstücke, zustände. Jetzt kommt 
von dem Fiskus ein Verbot. 

c) Ein Kirchenvorstand ordnet das Anstreichen von Kirchen- 
stühlen gegen den erklärten Willen der Inhaber an; — 
oder: er schließt den dort wohnenden Gutsbesitzer, der ein 
erbliches Kirchstuhlrecht hat, wegen kirchlicher Streitig- 
keiten von der Benutzung eigenmächtig aus (vgl. EG. 138 ; — 
ALR. II 11 §§ 681 ff.; — preuß. AG. z. BGB. 40). 
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4. Der Gärtner G. hat von V. ein Grandstück gepachtet, 
für das ein Fahrtrecht an dem Nachbarland des N. eingetragen 
isi Da N. ihn am Fahren hindert, klagt G. wegen Besitzes- 
störung. Inzwischen hatte aber N. den V. mit der Behauptung 
der Freiheit seines Eigentums und des Nichtbestehens jener Dienst- 
barkeit verklagt. Dieser Prozeß wurde gleich nach Zustellung 
der erwähnten Klage des G. zu Gunsten des N. rechtskräftig ent- 
schieden. 

Wie steht es nun mit dem Rechtsstreite zwischen G. und N. ? 

5« Bei dem Verkaufe seines Landgutes behalt sich der Ver- 
käufer A., der in der Nähe eine Villa besaß, als dingliches Becht 
vor, daß er für Lebenszeit aus einer Quelle auf dem Landgute 
Wasser schöpfen dürfe. Dieses Becht wird so im Grundbuche 
eingetragen. Bald darauf vermietet er seine Villa an einen 
Rentner und zieht selbst in die Stadt. Der Mieter benutzt eine 
Zeitlang die Quelle, bis der jetzige Gutseigentümer es ihm unter- 
sagt und ihn tätlich hindert. 

Kann der Mieter der Villa wegen Besitzstörung klagen? 



VI 

1. Wie verhalten sich nachstehende Gesetze zu BGB. 873? 

a) Edict vom Erb- und Lugerbuch in den Residenzstädten 
Berlin und Colin, vom 28. September 1698: . . 1. Daß 
auf jedwedem Rathause ein gewisses Erb- und Lager-Buch 
verfertiget und in demselben alle und jede bürgerliche 
Häuser . ., alle liegende Gründe in und vor den Residenz- 
städten . . . nebst ihren Possesaortbus verzeichnet und 
numeriret werden sollen . . 2. Daß, so oft von solchen 
Häusern und anderen liegenden Gründen etwas von einem 
andern verkauft oder durch Erbschaft oder auf irgend eine 
andere Art und Titul transferiret oder veräußert wird, 
der neue Possessor es also fort anzugeben, damit dasjenige 
Immobile, so auf ihn gekommen, auf seinen Namen in dem 
Lager und Erbbuche verzeichnet und geschrieben werden 
möge, mit der Verwarnung, daß sonst sein Tüulus Pos- 
sessionis für ungültig und nichtig gehalten werden solle . . 
8. Daß keine Pfandverschreibung oder Hypotheken, sie seien 

Stammler, Übungen II. 2 
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conventionales oder legales vel tacitae, a die publieationis 
huius Edidi, gelten noch einiges ins reale oder praelationis 
haben solle, wenn nicht der Oreditor oder Debitor dieselbe 
in dem Erb- und Lagerbache des Ortes, da das Debüoris 
Immobilie* gelegen, verzeichnen lassen . . . 

b) ALB. I 10, 1: Die mittelbare Erwerbimg des Eigentums 
erfordert, außer dem dazu nötigen Titel, auch die wirkliche 
Übergabe derselben. — 5 : Außer diesem Falle [adiudicatio] 
wird die gerichtliche Übergabe zur Erlangung des Eigen- 
tums niemals erfordert. — 6 : Wer jedoch Über ein Grund- 
stück vor Gericht Verfügungen treffen will, der muß sein 
darauf erlangtes Eigentumsrecht dem Richter der Sache nach- 
weisen und dasselbe in dem Hypothekenbuche vermerken 
lassen. — 12: Um die Ungewißheit des Eigentums der 
Grundstücke und die daraus entstehenden Prozesse zu ver- 
hüten, ist jeder neue Erwerber schuldig y sein Besitzrecht in 
das Hypothekenbuch eintragen zu lassen. — 13: Er kann 
und muß dazu von dem Richter, unter welchem die Sache 
gelegen ist, von Amtswegen angehauen werden. — I 20, 390 : 
Hypothekenrechte können nur auf Grundstücke und solche 
Gerechtigkeiten, welche die Gesetze den unbeweglichen Sachen 
gleich achten, erworben werden. — 391: Auch findet die 
Erwerbung eines solchen Rechtes nur auf diejenigen Grund- 
stücke und Gerechtigkeiten statt, die in die öffentlichen 
Hypothekenbücher eingetragen sind. 

c) 00. 711: Lapropriete des Mens s 1 acquiert . . par Veffet des 
obligations. — 1138: L f Obligation de livrer la chose est par- 
faite par le seul consentement des parties contraetantes. Elle 
rend le crSancier proprietaire . . (cf. 1583). — 2094: Les 
causes legitimes de preference sont les priviUges et hypo- 
theques. — 2117: L'hypotheque legale est ceüe qui risuÜe 
de la loi. L'hypotheque judiciaire est celle qui resulte des 
jugements ou actes judiciaires. L'hypotheque conventioneüe 
est ceüe qui depend des Conventions, et de la forme exterieure 
des actes et des contrats. 

d) Bayrisches Hypothekengesetz v. 1. Juni 1822, 9: Zu einer 
Hypothek werden erfordert: I. ein Rechtstitel zu deren Er- 
werbung, welcher entweder a) in einer Bestimmung des Gesetzes 
selbst, oder b) in dem erklärten Privatleuten liegen kann; 
IL die Eintragung der Forderung in das Hypothekenbuch. 
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e) Preußisches Gesetz über den Eigentumserwerb und die ding- 
liche Belastung der Grundstücke, Bergwerke und selbst- 
ständigen Gerechtigkeiten v. 5. Mai 1872, 1: Im Fall einer 
freiwilligen Veräußerung wird das Eigentum an einem Grund- 
stücke nur durch die auf Grund einer Auflassung erfolgte 
Eintragung des Eigentums im Grundbuch erwarben. — 12: 
Dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privat- 
rechtlichen Titel beruhen, erlangen gegen Dritte nur durch 
Eintragung Wirksamkeit und verlieren dieselbe durch 
Löschung. Der Eintragung bedürfen jedoch nicht die ge- 
setzlichen Vorkaufsrechte, die Grundgerechtigkeiten, die Miete 
und Pacht . . — 18: Zur Eintragung eines Hechtes in der 
zweiten Abteilung des Grundbuchs genügt der Antrag des 
eingetragenen oder seine Eintragung gleichzeitig erlangen- 
den Eigentümers unter bestimmter Bezeichnung des Rechtes 
und des Berechtigten. — 19: Das Recht der Hypothek 
und der Grundschuld entsteht durch die Eintragung im 
Grundbuch 

2» Wie sind die kommenden Tatbestände grundbuchamtlich 
zu behandeln? 

a) In einer Gemeinde wird das Grundbuch neu angelegt. 
Dabei stellt sich aktenmäßig heraus, daß der der Kirchen- 
gemeinde gehörige Glockenturm auf einem Grundstücke 
steht, welches im Eigentum der politischen Gemeinde sich 
befindet; und fernerhin, daß die letztere nach gültigem 
altem Privileg das Becht hat, von der Kirchengemeinde 
Unterhaltung einer schlagenden Uhr auf dem Turme und 
regelmäßiges Mittag- und Abendläuten von dem Turme herab 
zu fordern. 

b) Die Stadt Halle stellt Grundstücke zur Errichtung von 
Arbeiterwohnungen zur Verfügung. Sie behält sich Eigen- 
tum und Oberaufsicht vor und gibt die Plätze an Unter- 
nehmer zu Erbbaurecht auf 60 Jahre. Einer der letztern 
veräußert sein Becht. Der Erwerber nimmt ein Darlehen 
auf und verpfändet dafür die Superficies. 

c) Eine Zuckerfabrik hatte eine Anlage gemacht, welche die 
Felder des Nachbarn der Gefahr starker Wasserzufahrung 
aussetzte. Es kam unter ihnen ein schriftlicher Vertrag 
zu stände, wonach sich der Nachbar verpflichtete, gegen die 

2* 
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Anlage keinen Widerspruch zu erheben und die Fabrik 
dagegen versprach, jenem allen etwa entstehenden Schaden 
zu ersetzen. 

3« Die Stadt Bachfurt hat zum Zwecke einer Straßenanlage 
von anliegenden Grundbesitzern Teile von deren Grundstücken 
erworben. Sie möchte diese zu festem Eigentum haben, sie aber 
im Grundbuche gar nicht mehr geführt sehen. 

Unter welchen Voraussetzungen würde dieses gesetzlich zu- 
lässig sein? Welche Schritte würde die städtische Verwaltung 
zur Erreichung jenes Zieles zu tun haben? 



VII 

1« Im Anhang A. — E. dieses Bandes finden sich Blätter aus 
preußischen Grundbüchern mitgeteilt. 

Es wird als Aufgabe die Frage gestellt: Welche rechtlichen 
Schicksale haben die dort verzeichneten Grundstücke und die 
daran dinglich Beteiligten — in chronologischer Reihenfolge — 
gehabt? 

2. Was ist über die Art der Einrichtung und Führung 
folgender öffentlicher Bücher, im Gegensatze zu unseren Grund- 
büchern, zu bemerken? 

a) Aus dem Lübecker Ober-Stadtbuch 1284—1818. 
(Nach Rehme.) 

1. 1412 Iudica. Hinricus Nyp pleno iure et in judicio pro 
suis debitis, in quibus sibi Johannes Tucketappe obligabatur, 
scilicet 110 marcis cum 4 solidis Lubicensibus sibique non 
solutis prosecutus est domum dicti Johannis sitam in fossa 
Danquardi priusque sibi pro eisdem debitis impignoratam, sicut 
jacet prope domum quondam Berahardi Barenbrugen, quam sibi 
consilium jussit asscribi, salvo Uli suo wicbelde, qui hoc habet 
in eadem. Supra 1410 Quasimodogeniti. 

1410 Quasimodogeniti. Notandum quod Johannes Tucke- 
tappe emit a Oonrado Brucgemaker quandam domum sitam 
in fossa Danquardi, sicut jacet prope domum quondam 
Berahardi Barenbruggen, quam sibi coram consilio resigna- 
vit, salvo Hinrico Bedinxstorp suo wicbelde, ut supra 
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1397 Brixü Bequire domum supra cancejlatum 1404 
Oetdi. 

Jussu oonsüii deletum. 
1404 Oculi. Notanduni, quod Conradus Bruggemaker 
emit a Ludero Hoppener domum quandam quondam 
Margarete Spor olim Hermanni Kannegowen sitam in fossa 
Danquardi, sicut jacet prope domum qnondam Bernardi 
Barenbruggen, quam sibi coram oonsilio resignavit, salvo 
Hinrico Bedingstorp sno wicbelde snpra 1397 Brixii. 

1397 Bryxii. Notandum, quod Hinricus Bedingstorp 
emit a Lusero Hoppener in domo sua quondam Margha- 
rete Spor olim Hermanni Lemeghowen sita in fossa Dan- 
quardi, sicut jacet prope domum quondam Bernardi Baren- 
brugghen, sex marcas denariorum wicbeldes annuatim, quas 
sibi coram consilio resignavit reemendam quamlibet marcam 
pro decem et Septem marcis denariorum. Census Nati- 
yitatis Sancti Johannis baptiste et Nativitatis Cristi. 
2. 1582 Cathedra Petri. (Jacobi.) Den gemeinen creditorn 
Claus Suren nemlich Jasper Clausen, Jürgen van Hagen, Marx 
Meves und consorten sampt ohren gemeinen voimechtigen Sworries 
Veltsteden den helft dersulve Claus Sure vormoge eines vordrags 
im neddern stadtboke vortekent den 15. Februarii anno 1582 
vor dem rade vorlaten ein husz belegen up dem Koberge, de 
Gulden Byng genant und ohme was thogeschreven, welch de 
radt ohnen hefft heten thoschriven, salvo etc. Domus supra 
libro 19. folio 23. Jacobi. Vide impignorationem ibidem. Domus 
deleta et rescripta libro 22. folio 19. Jacobi. 

1595 Andreae apostoli (Jacobi). Marcus Mewes dem 
heft Claus Schure sarobt siner creditorn voimechtigen 
Schworries Feldstett vorm rade verlaten ein hus belegen 
up dem Khoberge, die Gulden Binck genanth, ermelten 
sinen creditoren dorch deren voimechtigen thogeschrewen, 
welch sein radt ehme alszo heft heten thoschriwen. Salvo 
Nota impignorationem. Domus supra libro 20. folio 2. 
Jacobi. Domus deleta et rescripta infra eodem folio 42. Petri. 
b) Preußische Hypothec- und Concurs -Ordnung vom 
4. Februar 1722. 

(AUS COBPÜS CONSTTTOTIONUM MABCHIOABÜM II, 2 

p. 103 sq.). 
Beilage A. Form wie ein Grund- und Hypothequen-Bueh 
einzurichten und zu halten. 
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3. Nach dem Master der Grandbuchblätter (im Anhange 
dieses Bandes) sind die Verfügungen auf folgende notariell be- 
urkundete Anträge in leere Tabellen einzutragen: 

a) Der Bauerngutsbesitzer Salzmann verkauft dem Landwirt 
Nistel aus seinem Bauerngute (Bd. II Blatt 6 des Grund- 
baches von Badewitz) das im beiliegenden Steuerbuchsaus- 
zuge (Grundsteuermutterrolle Art. 68) und Karte mit 
Kartenblatt 2 Parzelle 105/86 bezeichnete Stück Acker 
vom Plane 44 von 35 Ar Flächeninhalt (mit 630 3fr 
Grundsteuerreinertrag) und beantragt, das Stück auf Grund 
der beiliegenden Pfandentlassungen pfandfrei abzuschreiben. 

b) Die beiden vorstehenden Landwirte bereden auf dem dortigen 
Acker zu Gunsten des Erwerbers ein veräußerliches und ver- 
erbliches Recht zum Baue einer Scheune, die an der Grenze 
stehen muß, und deren bebaute Fläche 180 Quadratmeter 
nicht übersteigen darf. Der Wert des Rechtes ist 1000 Jl* 

c) Für den also (unter b) jeweilig Berechtigten wird von dem 
Bauerngutsbesitzer das Recht bewilligt, über das Gut des 
letzteren einen drei Meter breiten Weg zu gehen und zu 
fahren. Der Weg ist aus einer anliegenden Zeichnung ersicht- 
lich. Die Instandhaltung liegt dem Eigentümer des Bauern- 
gutes ob. Dagegen soll immer der letztere das Recht 
haben, die oben (unter b) erwähnte Scheune zum Ausdrusch 
des Getreides während drei Wochen im Winter zu be- 
nutzen. Und sollen diese Berechtigungen auch bei den 
berechtigten Grundstücken vermerkt werden. 

d) Der unter a) beschriebene Acker war auf Blatt 6 mit 
anderen Grundstücken unter Nr. 2 eingeschrieben. Nun 
bewilligt und beantragt der Eigentümer für einen Dar- 
lehensgläubiger, dem bereits eine Wiese (Blatt 6 Nr. 8) 
verpfändet war, jenen Acker zur hypothekarischen Mithaft 
zu belasten. Es handelte sich um ein Darlehen von 
4000 Jl, verzinslich mit 5°/ vom 1. Mai ab in halb- 
jährlichen, am 1. Juli und 2. Januar fälligen Raten, zahl- 
bar nach halbjährlicher, jedoch bei pünktlicher Zinszahlung 
dem Gläubiger von Neujahr 1908 nicht zustehender Kün- 
digung. Bei der jetzigen Verpfandung des Ackers wird 
von dem Gläubiger der Zinsfuß vom 1. Juli dieses Jahres 
an von fünf auf vier vom Hundert ermäßigt. 

4. In dem Grundbuche von Großendorf finden sich folgende 
Eintragungen: 
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Band I Blatt 11 Titelblatt: 
I, 1. Resthufengut in Großendorf Nr. 11 mit Hoftm? 
blatt 1 Parzelle 383/45. 
2. Oemarkang Großendorf Eartenblattl Parzellen 24 
IV. Gemarkung Großendorf 

a) Kartenblatt 1 Parzelle 439/137. 

b) Kartenblatt 1 Parzelle 440/138. 
Band HI Artikel 38 Erste Abteilung: 

1. Flur Großendorf Kartenblatt 1 Parzelle 281/13. 

2. Flur Großendorf Kartenblatt 1 Parzelle 285/164, 
Für alles ist der Landwirt Heinrich Schaufler als Eigentümer l 

eingetragen. 

Als vor kurzem ein Gläubiger des Schaufler die Zwangsvoll- 
streckung in dessen Grundstücke betrieb (CPO. 866; 867) wurde 
vor allem fraglich: Wie viel Grundstücke sind hier vor- 
handen? 

Der Schuldner rechnete sieben heraus, der Gläubiger nur ein 
einziges. Beteiligte Juristen waren der Ansicht, daß zwei vorlägen ; 
andere nahmen drei an, verteilten diese aber verschieden. x 

Aus den Grundakten ergab sich folgendes: Das Grundbach 
ist in Großendorf 1821 angelegt worden. Damals wurde cfe$ 
Anspännergut Nr. 11 eingetragen. Von diesem wurde allmählich 
verschiedenes veräußert; der Best ist das unter I oben Ver- 
zeichnete. Als 1877 die Zurückfuhrung der Grundbücher auf > 
die Steuerbücher stattfand, teilte der damalige Grundbuchrichter \ 
jenen Bestbestand nach den dort, geführten Katasterparzellen so V 
ein, wie es jetzt dasteht. — Die unter IV stehenden Parzellen 
waren ein Teil des einheitlichen Anspännergutes Nr. 9. Sie 
wurden zusammen von Schaufler 1896 erworben und auf Blatt 11 ^ 
in dem nach Formular I geführten Grundbuche übertragen. Auch 
hier wurde durch selbständige Verfügung des Grundbuchrichters 
und ohne Antrag des Eigentümers in Übereinstimmung mit den 
Steuerbüchern die dermalige Zerteilung eingesetzt. — Die in 
Band III Artikel 38 aufgeführten Parzellen gehörten früher zu 
dem einheitlichen Gute in Großendorf Nr. 16. Sie waren in dem 
alten Grundbuche, vor der Zurückführung auf die Steuerbücher 
als walzende Grundstücke eingetragen und sind in dem späteren, 
nach Formular II geführten Grundbuche ebenso bezeichnet. 

Es sind die in diesem Tatbestande genannten technischen 
Ausdrücke zu erläutern; und ist danach die vorhin gestellte 
Frage mit Gründen zu beantworten. 
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3. Nar' noch preuß. GBO. 4; 5; 13. — BGB. 890. — GBO. 
dieses Bar— ZVG. 68. — VO. z. GBO. 13 XI. 99: 2. — JMbV. 
Urkunde^- 99: 8 ; 29. 

a)I 

vm 

1* Wie unterscheiden sich folgende Bechtsquellen von der 
<egelung der entsprechenden Fragen in unserem BGB.? 
i a) Lübecker Stadtrecht von 1586, V 6, 1: Wird etwas in 
\ des Roths Oberstes Stadtbuch gesehrieben, und solches 

würde in Jahr und Tag nicht angefachten, so kann darauf 
r . künftig niemand einige Einrede tun, es wäre denn, daß 

derjenige, welcher daran interessieret, außerhalb Landes ge- 
wesen, der wird a tempore scientiae binnen Jahr und Tag 
billig zugelassen. 
b) Sächsisches Bürgerliches Gesetzbuch von 1865, 276: Eigen- 
tum an Grundstücken wird durch Eintragung des Erwerbers 
in das Grundbuch erworben . . . 278: Ist die Eintragung 
infolge eines nichtigen oder anfechtbaren Rechtsgrundes 
geschehen , so ist der eine Beteiligte gegen den andern 
berechtigt, die Löschimg der Eintragung zu verlangen. 
Sind Dritte später als Eigentümer eingetragen worden, so 
kann eine Löschung ihrer Eintragung nur verlangt werden, 
wenn sie zur Zeit derselben von der Nichtigkeit oder An- 
fechtbarkeit des Rechtsgrundes Kenntnis hatten. — Ent- 
sprechend für Grandpfand; 387; 463; für Reallasten: 506. 
2« Ist nachstehend der Antrag auf Eintragung begründet? 

a) Der Käufer eines Grundstückes bewilligt vor seiner Ein- 
tragung einem andern eine Hypothek an dem erkauften 
Grundstücke. 

b) Von dem eingetragenen Eigentümer wird in mündlichem 
Vertrage einem GläubigayjSne Hypothek zu bestellen ver- 
sprochen. 

c) Ein HauMJMgp^r^at einem Gläubiger notariell die Ein- 
nB STHVpothek bewilligt Dann schreibt er an 

P Gericnt noch an dem gleichen Tage und widerruft die 

gegebene Zustimmung. 

A Als ein Kaufmann in Zahlungsschwierigkeiten kam, zog er 
noch Forderungen ein und bewilligte dem einen Schuldner 
bei der Zahlung am 25. November Löschung der Hypothek. 
Die Bewilligung wird sofort an das Gericht abgesendet. 
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Am 26. November wird der Konkurs über den Kaufmann 
eröffnet Am 27. November läuft die Löschungsbewilligung 
bei dem Amtsgericht ein. 

3. A. hatte dem B. durch notariellen Vertrag ein Grund- 
stück verkauft. B. reichte den Vertrag mit dem Antrag auf 
Umschreibung des Grundstückes auf seinen Namen beim Amts- 
gericht ein. Das Amtsgericht setzte Termin zur Auflassung an. 
Inzwischen war A. wegen Verschwendung entmündigt Der Vor- 
mund des A. ließ das Grundstück dem C. auf; dieser wurde als 
Eigentümer eingetragen. 

B. verlangt, gestützt auf BGB. 878; 894 die Zustimmung 
des C. zur Berichtigung des Grundbuches dahin, daß B. als 
Eigentümer eingetragen werde. 

Ist der Antrag begründet? 

4. Die offene Handelsgesellschaft Dilling & Pramm in Vor- 
stedt ist als Eigentümerin des Grundstückes 141/19 in Band VII 
Blatt 294 des dortigen Grundbuches eingetragen. Die Gesell- 
schaft löst sich auf. Dabei verabreden die beiden Teilhaber, daß 
jenes Grundstück zur Hälfte an Dilling, zur anderen Hälfte an 
Pramm fallen solle; und stellen eine Grenze so fest, daß jeder 
immer den an seine anstoßenden Liegenschaften grenzenden Teil 
erhält. 

Wie ist diese Sache nun für das Grundbuch zu behandeln? 



IX 

1. S. bewilligte die Eintragung einer Hypothek auf sein 
Grundstück; der Gläubiger G. beantragte dieselbe. Nach Eingang 
des Antrags, aber vor der Eintragung ließ S. das Grundstück dem 
K. auf. Der Grundbuchrichter trug nun zunächst die Hypothek 
und sodann den Eigentumsübergang ein. K., der erst später von 
der fraglichen Hypothek erfuhr, klagrte gegen G. auf Zustimmung 
zur Löschung. v ^ „ 

Mit Recht? * V, 

2. Der vermeintliche Erbe ist als Eigentümer äetf Grund- 
stückes eingetragen worden und hat seinem Gläubiger eine Hypo- 
thek bewilligt. Dieser kennt den wahren Sachverhalt nicht. Er 
überträgt die Hypothek an jemanden, der es weiß, daß ein Dritter 
der Erbe ist. 

Rechtsfolgen ? 
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3« Bruch hat auf sein Grundstück in N. für die dortige 
Sparkasse 9000 Jt nebst Zinsen eintragen lassen; der Hypotheken- 
brief ist ihm aber, weil das bedungene Darlehen nicht gegeben 
wurde, von der Sparkasse zurückgeliefert worden. Bruch hat 
sodann die Hypothek dem Fridler übertragen, wobei diesem be- 
kannt war, daß ein Darlehen darauf nicht gegeben war. Fridler 
hat die Hypothek wiederum dem Schippel, der den unterliegen- 
den Tatbestand weiter nicht kannte, als Pfand zur Sicherung ver- 
schiedener Forderungen weitergegeben. 

Nachmals wird das Grundstück des Bruch zwangsweise ver- 
steigert. Es fragt sich: ob Schippel den später, als die Spar- 
kasse, eingetragenen Hypothekengläubigern vor- oder nachgeht? 

4. Der Gutsbesitzer Schleicher hatte gegen die verwitwete 
Bergen, geborene Heß, eine Forderung von 5100 Jt. Als ein 
gewisser Kaspar Heß, ein Oheim der Schuldnerin, gestorben und 
nach allgemeiner Annahme von der Bergen, als der nächsten Ver- 
wandten, beerbt worden war, ließ Schleicher, der ein vollstreckbares 
Urteil auf jene Summe erwirkt hatte, eine Sicherungshypothek 
auf dem hinterlassenen Hause des Kaspar Heß eintragen (CPO. 866). 

Kurz darauf melden sich zwei Vettern des Verstorbenen, die 
Brüder Melchior und Balthasar Heß, und bringen ein Testament 
des Kaspar Heß vor, nach dem sie als Erben eingesetzt sind und 
der Bergen nur eine Summe von 3000 Jt vermacht ist. 

Können die beiden Brüder die Löschung jener Sicherungs- 
hypothek verlangen? Kommt etwas darauf an, ob die verwitwete 
Bergen als Eigentümerin eingetragen worden war? Wie stände 
es, wenn Schleicher nur eine Vormerkung hätte eintragen lassen? 

5« Ist nachstehend die Eintragung einer Vormerkung oder 
eines Widerspruches zulässig? 

a) Es hat G. von S. 500 Jt Darlehen zu fordern. Er will 
durch Eintragung sich sichern, daß diese Summe später 
auch richtig bezahlt werde. 

b) Eine Ehe war rechtskräftig geschieden worden. Die Ehe- 
gatten hatten in Gütergemeinschaft gelebt; und es war 
dieses bei den ihnen gehörigen Grundstücken im Grund- 
buche eingetragen. Die geschiedene Frau befürchtet jetzt, 
daß ihr seitheriger Ehemann weiterhin grundbuchmäßig 
über jene Grundstücke verfuge, da die eingeleitete Aus- 
einandersetzung sich noch längere Zeit hinziehen wird. 

c) Der Miteigentümer eines Grundstückes verkauft seinen An- 
teil unter der aufschiebenden Bedingung, daß er in eine 
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andere Provinz versetzt werde. Der Käufer wünscht Sioher- 
stellnng seiner Anwartschaft. 

d) Auf Grand eines Vergleiches hat der eine Teil ein Grund- 
stück nach 5 Jahren zu Eigentum zu beanspruchen. Er 
laßt das im Grundbuche eintragen. Dann erhebt der 
Bruder des jetzigen Eigentümers gegen diesen Eintrag 
Protest, da er schon früher eine Forderung auf Eigen- 
tumsübertragung rechtsgültig erworben habe. 

e) Der Eigentümer eines Grundstückes beabsichtigt, es in zwei 
Bauplatze zu zerteilen. Er vereinbart mit seinem Hypo- 
thekengläubiger, daß dieser im Falle der Teilung und der 
Bebauung des einen Platzes seine Hypothek auf den ver- 
bleibenden Teil zurückziehe, diese dann aber auch an erster 
Stelle stehen solle. Die Beteiligten wünschen, das Ab- 
kommen schon jetzt durch Eintragung sicherzustellen. 

6* Für A. war eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechtes 
auf Auflassung eines auf den Namen des B. eingetragenen Grund- 
stückes eingetragen. Ein Gläubiger des B. brachte wegen einer 
persönlichen Forderung das Grundstück zur Zwangsversteigerung. 
Es wurde dem C. zugeschlagen. In den Versteigerungsbedingungen 
ist über die Vormerkung nichts gesagt. 

a) Welche Rechte hat A. vor dem Zuschlag? 

b) Nach dem Zuschlag? (ZVG. 90; 91). 

c) An wen kann sich nötigenfalls der A. wegen Schadens- 
ersatzes halten? 

7« In dem Grundbuche ist Peuß als Eigentümer eines Ackers 
eingetragen, der dem Weißen gehört. Letzerer steht vielmehr in 
der dritten Abteilung als Hypothekengläubiger mit 200 M ein- 
getragen. Jetzt erwirkt Kock ein vollstreckbares Urteil gegen 
Weißen und will gegen dessen unbewegliches Vermögen im Wege 
der Zwangsvollstreckung vorgehen. Dabei stellt sich jedoch heraus, 
daß Weißen vor einigen Monaten an Lüneborg seine eiwaigm 
Eigentumsansprüehe an dem Acker durch notariellen Vertrag ab- 
getreten hat. 

Wie ist nun im Interesse der Klarstellung der Sachlage und 
der Durchfuhrung von Urteil und Vertrag vorzugehen? 



X 

1« Welche Rechtsfolgen sind mit den kommenden Tatbe- 
ständen zu verknüpfen? 
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a) Die Gläubiger N. und 0. and P. beantragen in dieser Reihen- 
folge an drei verschiedenen Tagen form- und sachgerecht 
Eintragung ihrer Hypothek. Am vierten Tage wird die 
Eintragung vorgenommen, aber durch Versehen des Grund- 
buchrichters in dieser Folge: P. — N. — 0. 

b) Es bewilligt S. dem O. eine Hypothek. S. beantragt, sie 
an erster Stelle einzutragen, von welcher der seitherige 
Gläubiger F. vertragsmäßig an die zweite Stelle tritt. Als 
G. das erfahrt, schreibt er an das Grundbuchamt, daß er 
diese Bevorzugung aus persönlichen Gründen nicht an- 
nehme. 

c) Ein verschuldeter Grundbesitzer verspricht einem Gläubiger, 
wenn dieser nicht kündige, ein Aufrücken der Hypothek 
von der zweiten an die erste Stelle. Der vorstehende 
Gläubiger stimmt zu. 

2. Der Gastwirt Popping hat von dem Bankier Helm ein 
Darlehen von 9000 M mit 4 °/ Zinsen aufgenommen und dafür am 
3. Februar eine Hypothek auf seinem Wohnhause eintragen lassen. 
Am 15. März räumt er seinem Schwager Klinkhart den Nieß- 
brauch an jenem Grundstück ein, der an dem gleichen Tage in 
dem Grundbuche eingetragen wird; dabei war bestimmt, daß aus 
den Mieten zuerst die Lasten und sodann die Hypothekenzinsen 
bezahlt werden sollen. 

Am 1. Dezember wurde die Zwangsverwaltung über das er- 
wähnte Haus eingeleitet Nun entstand die unter den Beteiligten 
streitige Frage: Wem die Mieterträge zuzuweisen sind? 

BGB. 879; 1047; 1124. 

3. In Abteilung III sind als Gläubiger eingetragen: 1. Röder 
mit 600 Jt, 2. Oldenberg mit 400 Jt, 8. Lüders mit 500 Ji, 
Nun räumt Röder zuerst dem Oldenberg den Vorrang vor ihm, 
dem Röder, ein; und bald darauf ebenso dem Lüders. 

Bei der demnächst erfolgten Zwangsversteigerung wurden bloß 
800 Jt erlöst. 

Wie sind diese zu verteilen? 

Was wäre die Folge, wenn Röder bloß dem Lüders den 
Vorrang eingeräumt hätte? 

4. Auf dem Hause des Ellerman sind eingetragen: 1. Eine 
Hypothek für Darlehen von 3550 Jt für Detleff; 2. Ebenso für 
Kaufgelder von 3200 Jt für Moller. Jetzt ersucht Ellerman 
den Rokes, ihm 3000 Jt zu borgen; und verspricht ihm unter 
dessen Annahme notariell: sobald er, Ellerman, den Detleff ab- 
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gefunden habe, was in einem Vierteljahre geschehen müsse, so 
solle Rokes an die Stelle des Moller einnicken. 

Ist diese Vereinbarung ohne weiteres zulässig und vom Grund- 
buchrichter anzunehmen und durch Eintragung auszuführen? 

Vgl. BOB. 1179. 



XI 

1. Wem steht in den kommenden Fallen das Eigentum an 
dem betreffenden Gegenstande zu? Und welche rechtlichen Ver- 
hältnisse sind sonst unter den Beteiligten anzunehmen? 

a) Meine beiden Kinder sollen meine Erben sein, das Vermögen 
aber erst nach dem Tode meiner Ehefrau erhalten, welche 
bis dahin die unbeschränkte Nutznießung und Verfügung 
über meine Hinterlassenschaft haben soll. 

b) Ein alter Mann überträgt seinem nächsten Verwandten, in 
dessen Hause er Unterkommen und Pflege gefunden hat, 
alle seine Habe, behält sich aber Zeit seines Lebens aus- 
schließliche und freie Verwaltung und Nutzung vor. 

c) A. schenkt dem B. unter Lebenden zwei silberne Leuchter, 
die jedoch erst aus dem Nachlasse des A. an B. auszuliefern 
sind. 

d) In Oberhessen bestand noch in dem 19. Jahrhundert die 
Mark Altenstadt, bereits in einer Urkunde vom Jahre 767, 
über eine Schenkung an das Kloster Lorsch, als Altunstater 
marca erwähnt; es waren vier Dörfer, die bezüglich eines 
Waldkomplexes von über 2000 Morgen und einer Weide, 
die mit 300 Stück Vieh hütbar war, in Gemeinschaft 
standen. Die Nutzungen kamen nach bestimmten Beschlüssen 
der Genossenschaft durch ihr Markgericht ausschließlich den 
einzelnen Mitgliedern der Markorte zu. 

So war auf dem Märkergeding von 1703 beschlossen 
worden: Will einer bauen, so soll er dies dem Untermärker 
anzeigen; dieser soll dann die Baustelle einsehen, was an 
Holz dazu erfordert wird, speeificieren und die Specifikation 
dem Obermärkermeister zur Unterschrift vorlegen; hat dieser 
seine Genehmigung erteilt, so soll der Unterrnärkermeister 
mit seinen Beigegebenen durch den Förster das beioüligte 
Holtx mit dem gewöhnlichen Markzeichen versehen, anweisen 
lassen, . . . und soll auf andere Weise kein Holtx weder 
Bau- noch Brennholtz ausgegeben werden. 
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Und in dem Protokolle des Märkergedinges Actum Alt- 
stadt, den 1. Junny 1707 findet sich: Vermög Markbuchs 
de Ao. 1539 gehöre einem ackermann, 1 wan es Mästung 8 
gibt noch soviel Vieh alß einem Einläufftigen, bei Auß- 
gebnng des Holtzes aber zwen Wagen und 100 Wellen, 
dem Einläufftigen ein Wagen und 50 Wellen, dem zuwider 
aber werde an jetzo einem soviel gegeben, alß dem andern 
und dardurch der Walt gantz ruinirt. Resolutum. daß die 
bisherige aequalitaet mit Austheilung des Holtzes in An- 
sehung der onerum, so die Einläufftigen den andern gleich 
zu dragen hätten, mithin der Einläufftige dem vollen gleich 
gehalten werden sollte, die Beisassen 8 aber, so in der Mark 
nicht gesessen, noch zu der Erhaltung was condribairen, 
sollen davon gäntzlich ausgeschlossen und ihnen nichts ge- 
reichet werden. 
2. Cammer- Gerichte- Ordnung zu Worms Anno 1521. auf- 
getickt. 

XXXII § 2: Und ob sich je zu Zeiten begebe, daß einer 
hohes oder niedriges Stands den andern entsetzt, und das mit 
Recht überwunden wäre, in Sachen, die den Friedbruch mit be- 
langen, soll der Entsetzer dadurch directum dominium, das 
Eigentum, oder Haupt-Gerechtigkeit der Güter oder Gerechtig- 
keit, um die der Streit gewesen, verloren haben. Wo aber die- 
selbige Güter oder Gerechtigkeit gedachtem Entsetzer mit ihrem 
Eigenthum nicht zugehören, soll er derselben Wehrt dem Ent- 
setzten, nach Ordnung gemeiner Recht zu geben schuldig sein. 
Es ist auf nachstehende Fragen zu antworten: 

a) Welcher Rechtssatz ist hier ausgesprochen? Findet er sich 
auch im römischen oder im heutigen Rechte? 

b) Von welchen einzelnen Möglichkeiten ist in den Folgen der 
verbotenen Handlung die Rede? 



1 D. h. einem Vollhufher. Mnläufftige sind solche Märker, die 
keinen Ackerbau treiben. 

* Wenn es Eicheln in den Markwaldungen gab, wurde je nach dem 
Erträgnis bestimmt, daß die Märker so und so viele Schweine in den 
Wald treiben durften, die dann von den Förstern zur Kontrolle ein- 
gebrannt wurden ; war die Ernte eine so reichliche, daß mehr, als die in 
der Mark gezogenen Schweine davon ernährt werden konnten, so wurden 
noch Ausmärker gegen Vergütung zugelassen. 

8 Fremde , denen man in der Mark sich niederzulassen gestattete 
mit dem ausdrücklichen Bedinge, daß sie und ihre Nachkommen keine 
Nutzungsrechte anzusprechen hätten. 
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c) Wie verhält sich zu dem Sprachgebrauche des obigen Gesetzes 
derjenige des Imtrumentum pacis Caesareo Suecicum, Oma- 
brugis Anno 1648 eredwm XI § 12: Regia quoque Maiestas 
Sueciae restituat Domino Electori pro se et successoribus 
suis heredibus atque agnatis masculis, reliquam Pomeraniam 
ulteriorem cum omnibus appertinentiis, bonis et iuribus 
secularibus et ecclesiasticis, pleno iure, tarn quoad dominium 
utile quam directum? 

3. Eine merkwürdige Gemeinde ist das Dorf Fort Mardyk 
bei Dünkirohen in Französisch- Flandern. Es wurde 1670 von 
Ludwig XIV. gegründet. Er schenkte vier picardischen Familien 
1200 Quadratkilometer unter der Bedingung, daß sie und ihre 
Nachkommen den Seemannsberuf ausüben und sich der Marine- 
konskription fügen. Jetzt sind dort etwa 1800 Einwohner. Die 
Hälfte der Ländereien wird verpachtet, und der Zins bildet das 
Gemeindeeinkommen. Die andere Hälfte dient dazu, jedem Ein- 
wohner bei seiner Verheiratung einen halben Quadratkilometer 
zu sichern, den er, wenn er will, verpachten, aber unter keinen 
Umständen veräußern oder abtreten darf. 

Wer ist Eigentümer? Wäre eine solche Einrichtung bloß 
durch privaten Vertrag nach unserem bürgerlichen Rechte möglich ? 

4. Ein Grundeigentümer führte zum Zwecke der Erweiterung 
seines Hofraumes auf der Kirchbergödung PI. Nr. 8 eine Mauer 
auf. Diese ödung wird aber als gemeinsames Eigentum der Be- 
sitzer von Hs. Nr. 4 — 10 in jenem Dorfe in Anspruch genommen; 
und es haben deshalb drei Hausbesitzer gegen jenen Bauenden 
auf Anerkennung ihres Eigentums an der in Frage stehenden 
Grundfläche und auf Entfernung jener Mauer geklagt. 

Ist die Klage statthaft? 

5. Von vier Brüdern, die einen Garten zusammen geerbt 
haben, hält es der eine für geboten, das Grundstück mit einer 
Mauer zu umfrieden und mit einer verschließbaren Türe zu ver- 
sehen. Zwei der Geschwister schließen sich seiner Ansicht an; 
der vierte aber igt der hohen Kosten halber entschieden dagegen 
und hält die Maßregel für ganz unnötig. 

Wie ist nun die Meinungsverschiedenheit rechtlich auszutragen? 

6. Von zwei Miterben eines Landgutes hat der eine seither 
in sehr dürftigen Verhältnissen gelebt, während der andere reich 
ist. Sie kommen nun in Streit über die Ausbesserung eines bau- 
fälligen Gewächshauses, das zur Unterbringung kostbarer exotischer 
Pflanzen und als prunkhafter Wintergarten eingerichtet war. 
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Der an erster Stelle Genannte will durchaus das kostspielige 
Gewächshaus eingehen lassen, während sein Genosse droht, daß 
er es jedenfalls ausbessern und dies dann auf gemeinsame Rechnung 
stellen lassen werde. 

Wenn nun der zweite sein Vorhaben wirklich ausfuhrt: welches 
ist die Rechtsfolge? 

7* Die verstorbene Ehefrau Klöttschen hatte letztwillig über 
das ihr gehörige Vermögen bestimmt: . . . Der Schürmans Rotten 
soll von meinem Manne und meinem Kinde stets gemeinschaft- 
lich besessen werden, so daß mein Mann die eine und mein 
Kind die andere Hälfte desselben bekommt. Nach dem Tode 
meines Mannes sott meine Tochter das Recht haben, den Rotten 
für den Taxwert xu übernehmen, und deshalb meinem Manne 
es niefit gestattet sein, seine Hälfte xu veräußern oder xu be- 
lasten. 

Welche rechtliche Bedeutung hat diese Verfugung? 

Was hat zu geschehen, wenn sich späterhin die beiden Erben 
über die Verwaltung nicht einigen können? 

8. Dem Begehren zweier Miteigentümer eines Hauses: es 
solle dies Haus öffentlich feilgeboten und der Erlös geteilt wer- 
den, widersetzt sich der dritte Miteigentümer; er wolle seinen 
Anteil behalten, wenn die anderen den ihrigen verkaufen wollten, 
sei das ihre Sache. Jene verklagen ihn nun, mit dem angegebenen 
Antrage. 

Wie hat der Ausspruch des Gerichtes zu lauten? 

9. Haller hat durch notariellen Vertrag dem Heiden einen 
rechtlichen Anteil seines Grundstückes Flur 1 Nr. 676 verkäuflich 
abgetreten, unter Vorbehalt des Rechtes, einen darauf befindlichen 
Weg zur Bewirtschaftung eines anderen, benachbarten, in seinem 
Sondereigentume gebliebenen Grundstückes nach wie vor zu ge- 
brauchen. Durch einen zweiten Vertrag übertrug er sodann das 
ihm verbliebene Miteigentum auf Heiden. 

Da in dem letzten Vertrage von jenem Wege nichts erwähnt 
war, so entstand Streit darüber: ob Haller das Wegerecht noch 
habe? 

10. Ein Wohnhaus gehörte zur ungeteilten Hälfte der Witwe 
Polzin und zur anderen Hälfte ihren beiden Kindern. An den 
Anteilen dieser letzteren stand der Polzin der lebenslängliche 
Nießbrauch zu. In Ausführung der Erbteilung wurde das Haus 
verkauft und das gesamte Eigentum daran von dem Kaufmanne 
Gally erworben. 

Stammler, Übungen II. 3 
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a) Was fär ein Rechtsverhältnis lag zwischen der Matter and 
den Kindern vor? Hätten sie es gemeinsam durchfahren 
können, sei es einstimmig oder nach Mehrheitsbeschluß? 
Was wäre alsdann bei späterem Streite die Rechtsfolge 



b) Wie stellt sich das Rechtsverhältnis nach dem Kaufe des 
Gally? Was folgt, wenn sich Gally and die Polzin jetzt 
über Gebrauch and Nutzung des Hauses nicht einigen 
können? 



xn 

1. In künftigen Zeiten wird, wie man hört, auf dem Erd- 
ball eitel Freude und Liebe sein. Die Menschheit wird . . em- 
hergehen, Palmzweige in der Hand, um dem letzten Haß und 
der letzten Bosheit Salz auf den Schwanz zu streuen und diese 
Nachtvögel für das große Museum der Zukunfl auszustopfen. 
Bei solcher Jagd wird man finden, daß das letzte Nest der Un- 
holde zwischen den Wänden zweier Nachbarhäuser hängt. 

Es mag sein, daß die launige Schilderung Gustav Fbeytags 
damit etwas regelmäßig Begründetes getroffen hat Für den 
Juristen erheben sich dabei aber allerhand abstrakte Fragen. Wie 
ist es beispielsweise mit diesen Streitfällen zu halten? 

a) Es ist streitig, ob eine belästigende Einwirkung unerheb- 
lich oder ungewöhnlich ist und muß daher erwogen werden, 
wer die Beweislast trägt. 

b) Der gleiche Zweifel erhebt sich bei einem Überbaue über 
die Grenze, wenn der Nachbar bestreitet, daß ihm Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last falle. 

c) In einem Dorfe war es seit langer Zeit üblich, die Dung- 
gruben in den Gehöften so einzurichten, daß alle Grund- 
stücke durch Geruch und Ausdunstung gleichmäßig beein- 
trächtigt wurden; und zwar in einer ganz erheblichen 
Weise. Jetzt wird ein neuer Pastor dort eingeführt, der 
sich über den Übelstand beschwert. 

d) Ein Bergmann hatte sich ein kleines Haus gebaut, das 
durch Herüberfallen von Asche und Ruß aus der benach- 
barten Zeche sich als unbewohnbar erwies. Die Zeche 
erwiderte; das sei ganz natürlich; der Bergmann habe sich 
das selbst sagen können, denn die Immission hätte schon 
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seit Bestehen der Zeche und lange vor dem Baue des 
fraglichen Hauses stattgefunden. 
3. Kann in den folgenden Fällen ein Grundeigentümer wegen 
Verletzung seines Eigentums mit Fug klagend auftreten? 

a) Durch die Kellerfenster der benachbarten Lichtgießerei und 
Seifensiederei wird ihm Bauch und Qualm zugeführt. 

b) Aus den Kaminen einer in der nächsten Querstraße errich- 
teten Fabrikanlage kommt ihm belästigender Steinkohlen- 
ruß zu. 

c) Ein Schuppen ist durch Funkenauswurf zweier Lokomotiven 
in Brand gesetzt, welche fünf Minuten vor Wahrnehmung 
des Feuers an jenem Schuppen in einer Entfernung von 
etwa 12 Meter in ganz gewöhnlicher Weise des Bahn- 
betriebes vorübergefahren sind. 

d) Der Nachbar hat an der Grenze eine Latrine angelegt, die 
üblen Geruch ausstrahlt. 

e) Ein Wasserbehälter zum Aufsaugen des Begenwassers ist 
so fehlerhaft angelegt, daß dem Nachbarhause dadurch 
Schwamm verursacht ist. 

f) Es sind einzelne Stücke Vieh über den zum Trieb des- 
selben bestimmten Baum hinaus auf Nachbargrundstücke 
getreten. 

g) Die Stadt Paris ist wegen ruhestörenden Lärmes verklagt 
worden. Und das kam so: Frau Mozart wohnte seit 
vielen Jahren in einer hübschen, ruhigen Straße. Da fiel 
es dem Gemeinderat ein, daß eine Schule gebaut werden 
müsse, und seine Wahl fiel auf das Haus neben Frau 
Muzarts Wohnung. Jetzt hat diese viermal am Tage den 
Lärm und das Getrampel von 200 Jungen am Beginne 
und Ende der Schulzeit zu ertragen. Ja, am Sonntage 
vermietet die Stadt die Schulräume oft an Vereine, die 
dort teilweise stürmische Sitzungen abhalten. Auch finden 
alsdann Schulakte, Preisverteilungen und dergleichen statt, 
die ebenfalls nicht sehr leise verlaufen. 

h) Ein Imker hat in seinem Garten 120 bevölkerte Bienen- 
stöcke aufgestellt, deren Insassen nun mit großer Zahl in 
die Nachbargärten hinüberfliegen. 
3« Nachstehend sind aus Handakten eines Rechtsanwaltes 
Briefe verschiedener Privatleute mitgeteilt, auf deren Anfragea 
juristische Antwort hier erteilt werden soll. 

3* 
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a) Auf meinem Grundstücke befindet sich ungefähr 13 Fuß 
von der nachbarlichen Grenze schon seit langen Jahren ein 
Brunnen, welcher immer gutes Trinkwasser geliefert hat. 
Nun hat der Nachbar seit einem Jahre 3 Fuß jenseits der 
Grenze, also 16 Fuß von meinem Brunnen, eine Jauchen- 
grube angelegt, die aber nicht zweckentsprechend, d. h. 
nicht wasserdicht gemauert ist und fortwahrend einen Teil 
ihres Inhaltes durch das dazwischen liegende durchlassende 
Erdreich in den Brunnen gelangen läßt. Das Wasser ist 
durch diese Verunreinigung natürlich für den Gebrauch 
verdorben ; auch ist bereits polizeilicherseits ein Schild mit 
der Inschrift ungenießbares Wasser daran befestigt. 

Die Frage ist nun: Muß ich mir diese Sachbeschädigung, 
der von meiner Seite in keiner Hinsicht auszuweichen ist, 
so ohne weiteres gefallen lassen, und ist der Nachbar be- 
rechtigt, auf seinem Grunde, so nahe an der Grenze Bau- 
lichkeiten dieser Art auszuführen, ohne auf den Schaden, 
den er seinem Nachbar hierdurch zufügt, Bücksicht nehmen 
zu müssen? 

b) Vor etwa 30 Jahren bepflanzte ich den ein Ackergrund- 
stück umgebenden Basenabhang mit 100 Obstbäumen, 
welche üppig wuchsen und bald reiche Frucht trugen. 
Etwa 400 Meter davon baute vor einigen Jahren eine Ge- 
nossenschaft eine große Schmelzhütte, die von Jahr zu 
Jahr in ihrem Betriebe erweitert wurde. Wenige Jahre 
nach dem Betriebe der Hütte fingen meine Bäume von 
den Dämpfen und Niederschlägen teilweise an krank zu 
werden; die Blätter erreichten nie mehr die normale Größe 
und waren schon im Juni braun. Die wenigen Blüten 
versengten sogleich und entwickelten nie mehr Frucht; 
jetzt aber sind nur noch wenige grüne Schößlinge zwischen 
den abgestorbenen Ästen zu sehen. Mein Gesuch um Ent- 
schädigung wurde von der Genossenschaft mit dem Be- 
merken zurückgewiesen, daß eine Beschädigung durch 
Hüttenrauch von Rohhütten für gewöhnlich nur im Falle 
der Verbrennung durch zu heiße Gase anzuerkennen sei. 

Ich bitte mir anzugeben, ob ich nicht gesetzliche An- 
sprüche erheben kann? 

c) Durch den Betrieb der jetzt überall auf den Gütern in 
Gebrauch befindlichen Dampf-Dreschmaschinen entsteht ein 
weithin hörbares sinnbetäubendes Gebrumme und Gesumme. 
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Selbst, wenn der Ausdrasch auf dem Felde, von den be- 
nachbarten Ortschaften entfernt, vorgenommen wird, ist 
der Lärm einer solchen Maschine für die Bewohner der 
nächsten Orte kaum erträglich. Vollends unerträglich ist 
der Lärm, wenn der Dampf-Dreschkasten auf dem Guts- 
hofe innerhalb des Dorfes arbeitet. Fenster und Gläser 
klirren, und das bald stärkere, bald minder starke Gedröhn 
macht, solange die Maschine arbeitet, was in der Regel 
Wochen und Monate hindurch dauert, jede geistige Arbeit 
unmöglich. Schreiber dieses ist während der ganzen Zeit 
gezwungen, abends und nachts zu arbeiten. 

Ist es nicht möglich, im Wege Rechtens jenem rück- 
sichtslosen Gebahren Einhalt zu tun? 
d) Ich besitze in unserer sehr lebhaften Handels- und Industrie- 
stadt in der Altstadt ein Haus, in dem ich ein Kochge- 
schäft betreibe. Angrenzend ist ein Grundstück, das aus 
einem Packhause mit darin befindlichem Eontor besteht. 
Anfangs Februar d. J. hat mein Nachbar zu ebener Erde 
einen Gasmotor von 15 Pferdekraft aufstellen lassen, der 
durch Treibriemen mit den auf dem Boden des Packhauses 
befindlichen Einrichtungen zur Bearbeitung und Sortierung 
von Kaffee, sowie mit einer Winde verbunden ist. Sobald 
der Motor in Bewegung gesetzt wird, entsteht eine der- 
artige Erschütterung meines Grundstückes, daß leicht be- 
wegliche Gegenstände, wie Gaskronen, in Bewegung gesetzt 
werden, und das Schreiben kaum möglich ist. Es ist etwa 
ebenso, wie wenn ein schwerer Lastwagen am Hause vor- 
bei fahrt. Muß ich dies schweigend dulden? 

4. Der Rittergutsbesitzer Dalkowitz besitzt eine Wiese, deren 
Ränder in der Entfernung von 2 — 4 Fuß von der Grenze mit 
Pappeln bepflanzt sind. Die Wiese stößt an ein Ackerland des 
Gärtners Wilpert. Dieser stellt gegen Dalkowitz Klagantrag: 
daß Beklagter verurteilt werde, die unter dem Grund und Boden 
des Klägers fortlaufenden Wurzeln, sowie die über die Grenze 
herüberhängenden Zweige der oben genannten Pappeln zu ent- 
fernen. Beklagter bestreitet, daß hierzu eine gesetzliche Ver- 
pflichtung vorliege. 

Cf. 1. 1 § 7 D. de arbor. caedend. (43, 27). 
Wie ist zu erkennen? 

5. Ist in folgenden Fällen eine Haftung der angegangenen 
Personen begründet? 
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a) Der Eigentümer eines Grundstückes, der durch Einziehung 
einer Straße die notwendige Verbindung mit einem öffent- 
lichen Wege verloren hat, verlangt die Einräumung eines 
Notweges von dem Nießbraucher des benachbarten Grund- 
stückes. 

b) Der Pachter eines Obstgartens bei Königsberg hatte inner- 
halb des Rayons ohne die Genehmigung der Kommandantur 
der Festung einige kleine Baulichkeiten angelegt und wurde 
nach § 32 des Reichs-Gesetzes, betr. die Beschrankungen 
des Grundeigentums in der Umgebung von Festungen, 
vom 21. Dezember 1871 angeklagt. 

c) Eine Gemeinde verklagte einen Landwirt, weil ihr Wege- 
grund einzustürzen drohe. Dies war dadurch herbeigeführt 
worden, daß der Vorbesitzer, von dem der Beklagte jenes 
Grundstück käuflich erworben, durch Vertiefung des Bodens 
dem Wege allen Halt entzogen hatte. 

d) Der Eigentümer eines Grundstückes hatte das letztere an 
einen Restaurateur vermietet, der durch Veranstaltung von 
Gartenkonzerten und ähnlichen Vergnügungen die Ruhe der 
Nachbarschaft in so bedeutendem Maße störte, daß die 
Mieter der benachbarten Grundstücke ihren Hauswirten 
gegenüber Beschwerde führten und im Falle weiterer 
Störungen mit dem Rücktritt vom Vertrage drohten. 

6. Auf einem hoch gelegenen Grundstücke hat infolge starker 
Regengüsse das wild ablaufende Wasser ohne Zutun des Eigen- 
tümers sich einen Graben gebildet, in welchem es in starker 
Strömung auf das unterhalb liegende Grundstück fließt und 
letzterem dadurch Schaden bringt, der nicht entstehen würde, 
wenn das Wasser sich nicht in jenem Graben sammelte, sondern 
in einzelnen Strömungen abflösse. 

Es fragt sich: 

a) Ist der Eigentümer des unteren Grundstückes zu verlangen 
berechtigt, daß der Eigentümer des oberen den erwähnten 
Graben zuwerfe und dadurch dem Regenwasser seinen ge- 
wöhnlichen Abfluß verschaffe? 

b) Würde es auf die rechtliche Entscheidung von Einfluß sein: 
wenn der oberhalb liegende Eigentümer im Interesse der Be- 
wirtschaftung seines Grundstückes das bachweise Ablaufen 
des auf seinem Grund und Boden sich sammelnden Wassers 
durch Graben einer Furche bewirkt hätte? 
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c) Oder: wenn das betreffende Grundstück unterhalb einer 
öffentlichen Straße liegt und die Gemeinde, als Eigentümerin 
der Straße, diese pflastern und dabei eine Bodenerhöhung 
beseitigen läßt, welche sich quer über die Straße gezogen 
und die Besitzung des jetzt Geschadigten vor dem Zu- 
strömen des Tage wassers geschützt hatte? 

d) Oder: wenn der natürliche Ablauf des Regen wassers durch 
Veranstaltungen auf einem Grundstücke gehindert und ge- 
ändert wird, welches sich eine Viertelstunde oberhalb be- 
findet und durch die Besitzungen von fünf anderen Eigen- 
tümern von der geschädigten Parzelle getrennt ist? 

7. In dem Dorfe Wendenstein läuft zwischen den Gehöften 
des Bergmannes Dürer und des Landwirtes Teutsch ein Zwischen- 
raum von l 1 / i Meter Breite. Die Nachbarn leben in Streit. 
Im Prozeßwege wird festgestellt, daß dem Dürer 1 / a und dem 
Teutsch 8 / 4 Meter von der Breite der Schlippe gehören. Diese 
Grenze wird abgemarkt und durch zwei umgeschlagene Nägel 
bezeichnet. 

Jetzt errichtet Teutsch auf der Grenze eine zwei Meter hohe 
Planke. Dürer klagt auf deren Wegnahme, weil der ihm ver- 
bleibende Teil der Schlippe zum Gehen, zum Benutzen bei 
Reparaturen u. a. nicht mehr zu brauchen sei, was gegen BGB. 
921 und 922 verstoße. Teutsch erwidert, daß hier von einem 
Miteigentum ja keine Rede mehr sei; es sei der Winkel pro 
diviso abgeteilt, und er, Beklagter, habe nur sein Gehöft um- 
friedet. Dagegen meint der Anwalt des Dürer, daß das BGB. 
die Rechte der Anlieger als Nachbaarrechte konstruiere, und nicht 
als Miteigentum, und daß danach die erhobene Klage begründet 
sei. Was der Vertreter des Beklagten bestreitet; mit dem Hinzu- 
fügen, daß BGB. 921 nur von einer Vermutung spreche, die im 
jetzigen Falle durch die ergangene Grenzziehung sich erledigt habe. 

Wie ist zu entscheiden? 

Vgl. auch EG. 124; 181. — ALR. I 8, 120—122; 189; 
140; 141. 



xm 

1« Allbekannt ist die Geschichte von der Windmühle bei 
Sanssouci, die der König dem Müller abkaufen wollte, weil sie 
ihm bei der Anlage des Parkes im Wege stand. Der eigensinnige 
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Eigentümer wollte sie nicht hergeben. Aber weißt du, sprach 
nach der Überlieferung der König, daß ich deine Mühle umsonst 
haben könnte, wenn ich wollte? — Ja, antwortete der Müller, 
wenn zu Berlin das Kammergericht nicht wäre! 

Fragen: 

a) Unter welchen gesetzlichen Voraussetzungen würde heute 
die Mühle enteignet werden können? 

b) Welche Behörden und was für ein Verfahren kämen in 
Betracht? 

c) Wie steht es mit etwaigen Dienstbarkeiten, die auf der 
Mühle eingetragen sind? Wie mit Hypotheken, mit denen 
sie belastet ist? 

d) In welcher Weise würde Besitz und Eigentum übergehen? 
2* Welche rechtlichen Bestimmungen kommen nachstehend zur 

Anwendung? 

a) Auf einem Bahndamme werden Schwellen durch starken 
Regen losgespült. Die Verwaltung braucht schnelle Wieder-^ 
befestigung und nimmt von dem Nachbargrundstücke Erde 
und Kies. 

b) Die Papierfabrik zu C. wird durch polizeiliche Anordnung 
geschlossen, weil sie durch Anwendung des Sulfatverfahrens 
auf weite Entfernung hinaus die Luft verpestet und ge- 
sundheitsschädlich wirkt. 

c) Gegen den Ausbau des Teltow-Kanals haben 25 Anwohner 
des Teltower Sees Einspruch erhoben. Während der Kreis 
Teltow den Wasserspiegel des Sees um etwa drei Meter 
senken und dessen Fläche erheblich verringern will, so 
fordern jene die Erhaltung des Sees in seinem natürlichen 
Umfange, als einen Bestandteil ihrer Grundstücke. Seither 
konnten sie in freier Weise rudern, segeln, angeln und 
Wasser für ihren Privatgebrauch aus dem See entnehmen. 
Letzteres war für den ßestaurateur in Seehof gewiß höchst 
wertvoll und ebenso wichtig war das Becht eines Eigen- 
tümers, die Eisgewinnung zu verpachten, und das eines 
anderen, an und auf dem See Wasserwerke jeder Art und 
in beliebiger Ausdehnung anzulegen. Ein Fabrikbesitzer 
hatte das Becht erworben, einen freien Seeblick %u haben, 
den er sich durch Entfernung des Schilfrohres verschaffen 
.durfte. 
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8. Als im August 1892 die Cholera in Hamburg ausbrach 
und vereinzelt auch andere Orte im Deutschen Reiche ergriff, 
wurde an den österreichischen Grenzstationen, besonders in Tetschen 
an der Elbe, das Gepäck der aus Deutschland kommenden Bei- 
senden in der Weise desinfiziert, daß es in einen geschlossenen 
Raum verbracht und alsdann durch dasselbe ein Dampfstrahl von 
der Lokomotive geleitet wurde. Viele Gegenstände, namentlich 
alle Ledersachen, verdarben dabei vollständig. Auf Protest von 
Reisenden erwiderten jedoch die Beamten, daß im öffentlichen 
Interesse das Privateigentum vernichtet werden dürfe. 

Ein auf jene Weise Geschädigter fragt nun bei einem Juristen 
an, ob dieses richtig stehe? Und ob er nicht wenigstens von den 
Beamten Entschädigung verlangen könne? 

4. Ein Gutsbesitzer hatte für den Bau einer Eisenbahn vier 
Grundstücke abtreten müssen. Er forderte als Entschädigung 
10000 Jt, während die Bahn nur 8000 Jt geben wollte. Der 
Kläger trat durch Benennung von Sachverständigen den Beweis 
für die Begründetheit der Höhe seiner Forderung an. Das Ge- 
richt vernahm den Experten und dieser legte in ausführlichem 
Gutachten dar, daß der Wert der enteigneten Grundstücke, be- 
sonders wegen dortiger Sandgruben und Tonlager allerdings 
10000 Jl betrage. Das Gericht hielt die Darlegungen des 
Sachverständigen aber nicht für zutreffend; und setzte unter Er- 
wägung der Verhandlungen im Verwaltungsstreitverfahren aus 
eigener freier Schätzung die zu gewährende Entschädigung auf 
8500 Jl fest. 

0PO. 287: Ist unter den Parteien streitig, ob ein Schaden 
entstanden sei, und toie hoch sich der Schaden oder ein zu er- 
setzendes Interesse belaufe, so entscheidet hierüber das Gericht 
unter Würdigung aller Umstände nach freier Überzeugung. . . . 

Der Kläger ergreift Rechtsmittel dagegen. Er wirft dem 
Gerichte vor, einen unzutreffenden Satz angewandt zu haben. Es 
hätte nur nach CPO. 412 verfahren können: Das Gericht kann 
eine neue Begutachtung durch dieselben oder durch andere Sach- 
verständige verordnen, wenn es das Gutachten für ungenügend 
erachtet. 

In dem vorliegenden Falle handele es sich gar nicht um 
^Schadensersatz, wovon CPO. 287 spreche, sondern um die 
Höhe eines Kaufpreises. 

Der Gegner führt aber dawider aus, daß dieses eine veraltete 
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und anrichtige Konstraktion der Enteignung sei. Es sei aller- 
dings aas öffentlich rechtlichen Gründen nar der Wert der ent- 
eigneten Grundstücke frei abzuschätzen. 
Wie ist zu erkennen? 



XIV 

1. Wie ist in folgenden Fallen zu verfahren, damit Eigentum 
an dem Grundstücke übergehe? 

a) Der Verkäufer eines Hauses hat sich geweigert, die Auf- 
lassung vorzunehmen und ist auf die Klage des Käufers 
dazu rechtskräftig verurteilt worden. 

b) Nach dem Abschlüsse des Verkaufes ist der Veräußerer 
gestorben und von seinem einzigen Sohne beerbt worden. 

c) In dem Grundbuche ist jemand als Eigentümer eingetragen, 
dem dieses Recht gar nicht zusteht; der wahre Eigentümer 
will das Grundstück veräußern. 

2« Zu interessanten Verwickelungen führt oft der Umstand, 
daß bei Eigentumsübertragungen auf der einen Seite mehrere 
Personen beteiligt sind. So fragt es sich: wie nachstehend die 
Lehre von der Auflassung zutreffend anzuwenden ist? 

a) Ein größerer Bauplatz gehört drei Teilhabern zu Mit- 
eigentum. Sie beschließen die Gründung einer Gesellschaft, 
die dort Miethäuser errichten und verwerten soll, so daß 
Baugrund und Häuser das Gesellschaftsvermögen bilden. — 
Nach einiger Zeit löst sich die Gesellschaft auf, und der 
eine Teilhaber übernimmt alle Aktiva und Passiva. 

b) Zwei Aktiengesellschaften, die beide Grundeigentum be- 
sitzen, werden so verschmolzen, daß die eine das Vermögen 
der anderen übernimmt (HGB. 305). 

c) Ein Vater hinterließ drei Söhne und eine Tochter. Sie 
sollten ihn zu gleichen Teilen beerben; nur hatte er an- 
geordnet (BGB. 2048), daß das Familienhaus den Söhnen 
allein zu Miteigentum zukommen möchte. 

3« Was hat ein Grundbuchrichter auf die hier kommenden 
Anträge zu tun? 

a) Die Auflassung wird von dem Vormund des minderjährigen 
Eigentümers mit dem Erwerber in sonst formgerechter 
Weise vorgenommen. Es fehlt aber die Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichtes (BGB. 1821, 1). Auf Vorhalt 
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des Grundbuchrichters erklärt der Vormund, daß er die 
Genehmigung nachbringen werde. 

b) Der Vorstand einer Innung bestand aus acht Personen. 
Nach der Satzung waren aber der Obermeister und noch 
ein Mitglied des Vorstandes zu allen schriftlichen Willens* 
erklfirungen für die Innung ermächtigt. Nun erscheinen 
diese beiden mit einem vom Vorstande notariell abge- 
schlossenen Verkaufe eines Grundstückes der Innung und 
beantragen dessen Umschreibung auf den Käufer. 

c) Die Brauereidirektoren Lang und Heßler, Vorstand der 
Vereinsbrauerei Unterburg, AG. zu Unterburg, erscheinen 
am 3. Dezember vor dem Grundbuchrichter und tragen 
vor: Die Vereinsbrauerei habe in der Generalversammlung 
vom 19. Oktober beschlossen, zwei Grundstucke der beiden 
Direktoren anzukaufen. Sie legen eine Ausfertigung des 
notariellen Protokolles jener Versammlung vor und bean- 
tragen die Auflassung der Grundstücke auf die Aktien- 
gesellschaft. 

4« Zu einem Hause gehören Doppelfenster, die als Kasten- 
fenster im Sommer abgenommen zu werden pflegen. Wie verhält 
es sich nachstehend mit dem Eigentum an ihnen? 

a) Der Erwerber des Hauses erfährt erst zwischen der Auf- 
lassung und der Übergabe von dem Vorhandensein jener 
Fenster. 

b) Die Fenster waren ausdrücklich mitveräußert, befinden sich 
aber zur Zeit der Auflassung bei einem Glasermeister, der 
sie ausgebessert hat und ein Pfandrecht an ihnen geltend 
macht (BGB. 647). 

c) Der Verkäufer will die Fenster von der Übertragung aus- 
nehmen und beantragt deshalb in Übereinstimmung mit 
dem Hauskäufer die Eintragung eines dahin gehenden Vor- 
behaltes. 

5« Nach Märkischem Provinzialrecht läuft keine Ersitzung 
irgendwelcher Art gegen Kirchen in Bezug auf Grundstücke. 
Nun ist Herr von Karwitz als Eigentümer eines Ackers im 
Grundbuche eingetragen, der in der Tat der Kirche zu Wünstock 
gehört 

Kann nun nicht doch vielleicht die Frage der Ersitzung nach 
jetzt geltendem Rechte (BGB. 900; 927; EG. 189, 3) in Betracht 
kommen? 
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6« Theodor Stobm erzählt in seiner Novelle Der Schimmel- 
reiter, wie in der Mitte des 18. Jahrhunderts an der friesischen 
Küste der junge Deichgraf Hauke Haien durch Anlegung eines 
noch heute stehenden Dammes dem Meere einen Landbezirk — 
Koog — abgewann, der seither als Vorland vor den Deichen den 
Fluten offen gestanden, jetzt aber treffliches Weide- und Korn- 
land gesichert abgab. Das Vorland gehörte hier der Gemeinde, 
ihren einzelnen Mitgliedern eine Zahl von Anteilen, je nach der 
Größe ihres Besitzes im Gemeindebezirk oder nach sonst zu 
Recht bestehender Erwerbung. — Drei Jahre nach der Eindeichung 
aber war die Zeit gekommen, die bisher nur idealen Anteile in 
wirkliche zu verwandeln und allen Teünehrnern ihre bestimmten 
Stücke für immer eigentümlich zuzusetzen. 

Fragen: 

a) Von was für Rechtsverhältnissen ist hier die Bede? Wel- 
ches ist ihre richtige Konstruktion? Was ist über die am 
Schlüsse erwähnte Umänderung nach Voraussetzungen und 
Folgen zu bemerken? 

b) In unserer Zeit werden die Landgewinnungs- und Be- 
festigungsarbeiten an der Westküste Schleswigs energisch 
fortgesetzt. Es wird beabsichtigt, im Anschluß an den 
Hattstedter Deich vor dem Sophien-Magdalenen- und Des- 
merciereskoog einen neuen 4 3 / 4 Kilometer langen Deich 
zum Schutze des Vorlandes, das 430 Hektar groß ist, zu 
erbauen. Der neue Koog wird Piek, die Meed- und die 
Jacobshallig umfassen. Das Land stand seither nur zum 
kleineren Teile Privateigentum und war im übrigen herren- 
los. — Welche rechtliche Bedeutung hat dieses gegenüber dem 
vorhin berichteten Tatbestande? 

c) Vor einiger Zeit wurden die Londoner Behörden darauf 
aufmerksam, daß im Norden der Stadt, in Hackney Street, 
zwei Häuser in ganz baufälligem Zustande sich befänden. 
Dabei stellte sich heraus, daß der Besitzer seit etwa zehn 
Jahren verschwunden ist, und niemand seinen Namen weiß. 
Grundbücher gibt es in England nicht. — Wie steht 
dieses zu den seitherigen Fällen unserer Frage? Und wie 
würde es nach unserem BGB. und dem es ergänzenden 
Landesrecht (vgl. preuß. VO. z. GBO. v. 13. XI. 99 : 16—20) 
zu behandeln sein? 
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xv 

1. Wie steht es mit dem Erwerbe des Eigentumes in diesen 
Fällen? 

a) Es sendet V. für Rechnung des K. Waren, die E. gekauft 
hatte, an den Spediteur S. am 7. November. Am 10. No- 
vember überträgt K. seinen Anspruch auf jene Waren an 
den Q. Inzwischen hatte S. sie zur Weiterbeförderung 
an das Speditionsgeschäft von T. gegeben, der die Waren 
nun an die Adresse des K. zur Bahn liefert Während 
die Sachen am Ankunftsorte lagern, depeschiert V. an S., 
daß er jene Waren dem K. nicht abliefern solle; ebenso 
S. dem T., und dieser der Güterexpedition am Orte des K. 

b) Fin Farmer verkauft Schweine, die ihm in den Urwald 
entlaufen sind, an einen Erwerber, mit der Beredung, daß 
der letztere sich die Tiere selbst aufsuchen solL 

c) Mehrere Erben haben sich nach mancherlei Streit über die 
Teilung der Erbschaft endlich geeinigt. Der eine setzt 
das Ergebnis der Beredung in einem ausfuhrlichen Schrift- 
stücke auf, unterschreibt es und sendet es dem anderen 
Teile zu, um es auch zu unterzeichnen. Der tut es und 
behält die Urkunde. 

2. K. hat eine von seinem Lieferanten S. übersandte und 
von der Eisenbahn ihm abgelieferte Quantität Gummi angenommen, 
aber noch an demselben Tage dem S. brieflich angezeigt, daß die 
Ware nicht vertragsmäßig sei, und er sie deshalb nicht empfangen 
wolle, vielmehr ihm, dem S. zur Verfügung stelle. 

S. gerät aber kurz darauf in Konkurs. 
Es fragt sich, ob K. oder die Konkursmasse jene Ware als 
Eigentum beanspruchen können? 

3. Die zwei Erben des verstorbenen X. lassen dessen Nachlaß 
durch den Rechtsanwalt R. ordnen. Dieser verkauft die Bibliothek 
des X. an einen Antiquar. 

a) Ist dabei eine gesetzliche Form notwendig? 

b) Wie verhält es sich hier mit Besitz und Eigentum an den 
einzelnen, aus dem Tatbestände sich ergebenden, einfluß- 
reichen Zeitpunkten? 

c) Was ist die Folge, wenn X. von Z. Bücher geliehen hatte, 
die nun irrtümlich von R. mitverkauft werden? 

d) Oder: wenn es Bücher des R. selbst waren? 
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e) Die Bücher waren von dem Gerichtsvollzieher wegen einer 
Schuld des X. an G. gepfändet worden. Die Erben hatten 
aber die angelegten Siegel heimlich entfernt und nun die 
Versteigerung durch den R. vornehmen lassen. 

4« Als in der Zeit vor Weihnachten viele Tausende von 
Tannenbäumen aus dem Harz in die Ferne gesandt wurden, ent- 
lieh ein Fuhrmann aus Sohierke von einem Landwirt in Elend 
zwei Pferde, um die übernommenen Fuhren rechtzeitig besorgen 
zu können. Der Knecht des Fuhrmannes verkaufte das eine 
Pferd an einen Händler, der ihm unterwegs begegnete und den 
Knecht für den Eigentümer hielt. Dieser erhielt eine Anzahlung 
und sollte das Tier dem Käufer in Wernigerode nach drei Tagen 
zufuhren. Allein vorher trat der Landwirt, der von dem Handel 
erfahren hatte, dazwischen und nahm das Pferd zu sich zurück; 
weigerte auch dessen Herausgabe, als der Händler sich auf 
BGB. 982 und 935 berief. 

Wie ist die Rechtslage? 

5. Der Fleischer Rauchfuß hatte einen Wagen mit Hund 
für 80 Jl an die Witwe Volkland verkauft, unter Vereinbarung 
wöchentlicher Abzahlungen von 8 Jl. Dann tat ihm der Handel 
leid. Als Frau Volkland 12 Jl bezahlt hatte, forderte er Zahlung 
des Restes sofort oder Rückgabe von Wagen und Hund für 6 Jl. 
Als jene nicht darauf einging, holte Rauchfuß heimlich Wagen 
und Hund ab und verkaufte sie nochmals für 80 Jl an den 
Handelsmann Nates, der den Handwagen und das Tier vormals 
oft bei Rauchfuß gesehen hatte und von dem früheren Handel 
nichts wußte. 

Ist Nates Eigentümer der genannten Sachen geworden? 

6« Folgender Vorfall wurde vor kurzer Zeit aus Cöln berichtet. 

Im südlichen Teile der Stadt, an der Mainzerstraße, hatte 
die Straßenbahn Verwaltung alte Schienen aufgestapelt, welche 
durch die Anlage der elektrischen Straßenbahn außer Dienst ge- 
kommen waren. An dieser Stelle erschienen eines Tages infolge 
von Anzeigen in auswärtigen Blättern um 8 Uhr nachmittags viele 
Personen zu einer Versteigerung von Schienen, die ein Herr unter 
Beihilfe eines Ausrufers auch alsbald abhielt. Nach Verwiegung 
fand das Altmaterial zum Preise von 46 Jl 50 3fr für die Tonne 
schnell Abnehmer. In einer benachbarten Wirtschaft kassierte 
der Verkäufer darauf etwa 5000 Jl ein und verabfolgte Quittungen, 
unterschrieben mit dem nicht ganz ungewöhnlichen Namen Müller. 
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Herr Müller wies alsdann die Käufer an, sich zum Bathause, 
Zimmer 48, zu begeben, wo auch er anwesend sein werde, und 
wo sie die Abfuhrscheine in Empfang nehmen könnten. 

Bald darauf suchten viele Personen im Bathause das Zimmer 48. 
Aber dieses gab es gar nicht. Und die Käufer mußten merken, 
daß sie einem unbekannten Schwindler in die Hände gefallen waren. 

Wie steht es nun mit dem Eigentumsrechte an jenen Schienen? 

7. Im Juli v. J. kehrte der Beisende der Firma Wiegk im 
Gasthofe zum Weißen Hirsch in W. ein und stellte seinen Reise- 
wagen dort ab. Am andern Tage ließ der Stellmacher Hanner 
den Wagen aus dem Gasthofe abholen und verweigerte später 
seine Herausgabe. Er habe den Wagen für den Kommis Tibbe, 
den früheren Beisenden des Wiegk gefertigt und sich bis zur 
Zahlung das Eigentum vorbehalten. Tibbe habe aber trotzdem 
den Wagen an Wiegk weiter verkauft. 

Entscheidung? 

8« Eine lehrreiche Geschichte bietet die Handlung in dem 
Fastnachtsspiel: Der Kuhdieb von Haks Sachs. 

Zu einem Bauer kommt eines Abends ein Wegefahrer und 
bittet um ein Nachtquartier. Er bekommt es zugesagt; am 
andern Morgen wollen sie gemeinsam zur Stadt auf den Jahr- 
markt ziehen. 

In der Nacht steht der Fremde auf, stiehlt dem Bauer eine 
Kuh und verbirgt sie im nahen Walde. Dann legt er sich wieder 
auf das Lager. Und am Tagesgrauen gehen sie zusammen ab; 
wobei der Dieb die Kuh aus dem Verstecke holt und dem etwas 
bedenklich dreinschauenden Bauern als sein, des Diebes, Eigen- 
tum vorstellt. 

Als sie in die Nähe der Stadt gekommen, spricht der Dieb: 
Höre, ich darf mich von früher her dort vor den Wächtern nicht 
zeigen. Verkaufe du doch meine Kuh. Du triffst mich im Wirts- 
hause und bringst mir das Geld. — So geschieht es. Der Bauer 
verhandelt die Kuh an einen dritten Käufer für sechs Taler, 
— betrügt seinen Auftraggeber, indem er ihm bloß fünf Taler 
als angeblich vollen Erlös abliefert; und erhält einen Taler als 
Vermittelungsgebühr. Der Kuhdieb aber sucht das Weite. 

De iure eviciionis et de mandatu quaesitum est — 1. 49 D. 
mandati (17, 1). — Of. 1. 35 D. de ABD. (41, 1). 
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XVI 

1« Wie ist nachstehend die Zeit der Ersitzung zu berechnen? 

a) Ein im Ersitzungsbesitze befindlicher Kanarienvogel ent- 
fliegt dem Erwerber am 1. Juli. Am 8. August wird er 
dem letzteren von einem redlichen Finder zurückgebracht. 

b) Von dem redlichen Besitzer einer gestohlenen Sache wird 
diese am 15. Januar einem andern verschenkt und über- 
geben. Dabei war ausgemacht, daß im Falle der Schenker 
noch Kinder erhalten sollte, jene Sache an ihn zurück- 
zufallen habe. Dies tritt am 1. Mai des nächsten Jahres 
ein. Am 20. Mai händigt der Beschenkte dem andern die 
Sache wieder aus. 

c) Ein Student jagt seinen Pudel fort und will ihn nicht 
mehr haben. Er wußte nicht, daß er ihn bloß im Er- 
sittungsbesitze hatte. Nach einiger Zeit trifft er das Tier 
abends auf der Straße. Der Hund wedelt ihn an; und 
wird nun von seinem früheren Herrn wieder zu sich ge- 
nommen. 

d) Im vorigen Falle hat ein Dritter das aufgegebene Tier an 
sich genommen und dadurch in Ersitzungsbesitz erhalten. 

2. Der redliche Besitzer einer fremden Sache verpfändet sie 
dem Eigentümer, der sie für ein Vermögensstück des Ver- 
pfänders hält. 

Setzt jener den Ersitzungsbesitz fort? 

3. In einer Erbschaft befand sich eine Sache, von der der 
Erbe annahm, daß sie dem Erblasser gehört hatte; in der Tat 
hatte sie dieser nur von dem Eigentümer geliehen, und zwar 
2 Jahre vor seinem Tode. 

Wie verhält es sich mit der Möglichkeit der Ersitzung? 

4. Der Käufer einer Sache war am 1. April, 2 Monate 
nach abgeschlossenem Kaufe, gestorben. Wenn nun die Kauf- 
sache gar nicht im Eigentume des Verkäufers gestanden hätte, 
sondern ihrem Eigentümer gestohlen worden wäre: von wann 
ab würde eine Ersitzung laufen — vom Tage des Kaufes, oder 
der Übergabe an den Verstorbenen, oder der Antretung der Erb- 
schaft, oder der etwa erst nachträglich an den Erben geschehenen 
Ablieferung der Sache? 

Auf wessen guten Glauben kommt es an? 
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5« Zwei Ehegatten sterben gleichzeitig in ihrer gemeinsamen 
Wohnung. Der Erbe des einen Erblassers rechnet nun zu dessen 
Erbschaft irrtümlich Sachen des andern verstorbenen Ehegatten 
und nimmt sie an sich. 

Kann er sie ersitzen? 

6« Erst längere Zeit nach dem Tode des Q., als dessen 
Hinterlassenschaft längst von seinem nächsten Verwandten S. an- 
getreten und in Besitz genommen war, fand sich ein Testament 
des Erblassers, in welchem R. gültig als Erbe eingesetzt war. 

a) Ist nicht S. inzwischen durch Ersitzung Erbe geworden? 

b) Einen wertvollen alten Schrank hatte Q. schon ein Jahr lang 
im Ersitzungsbesitze gehabt; hatte ihn jetzt der S. ersessen? 

c) Q. hatte verschiedenes Silberzeug zu seinen Lebzeiten von T. 
geliehen; S. hatte angenommen, daß es im Eigentume des Q. 
gestanden hatte. Wie verhält es sich hier mit der Ersitzung? 

7. Im Jahre 1839 erhob die Domkirche zu Cöln gegen 
den Großherzoglich hessischen Fiskus Klage auf Herausgabe einer 
Sammlung von Büchern und Manuskripten, 1 29 Bände begreifend ; 
dieselben gehörten der Klägerin, seien aber während der französi- 
schen Revolution nach dem Kloster Weddinghausen im Herzog- 
tum Westfalen (das bis 1803 zum Kurfürstentum Cöln gehört, 
dann an den Landgrafen von Hessen-Darmstadt abgetreten und 
1816 wieder an Preußen cediert wurde) geflüchtet und von dort 
1815 dem Museum und der Hofbibliothek in Darmstadt ein- 
verleibt worden. 

Der Beklagte berief sich auf Ersitzung. Er gab an, daß er- 
geglaubt habe, die fraglichen Manuskripte im Kloster Wedding- 
hausen hätten diesem gehört und sonach bei dessen Einziehung 
dem hessischen Fiskus gebührt. Dagegen stellt die Klägerin das 
Vorhandensein des guten Glaubens bei dem Beklagten in Abrede. 

Wenn der Fall nach dem BGB. zu entscheiden wäre, so würde 
es sich fragen: 

a) In welcher Richtung kann hier die Frage des guten oder 
bösen Glaubens überhaupt aufgeworfen werden? 

b) Auf was für Personen, als Träger des Glaubens, kommt 
es an? 

c) Welcher der streitenden Parteien fällt die Beweislast zu? 



Stammler, Übungen II. 
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xvn 

1« Welchen Einfloß hat in den folgenden Fallen die Ver- 
bindung von Sachen, die verschiedenen Personen gehören, auf 
das Eigentum an jenen Sachen? 

a) Eine Wagenladung Steinkohlen wird von den Leuten des 
Lieferanten irrig mit den Kohlen eines Dritten statt mit 
denen des Bestellers zusammengeschüttet 

b) Ein Kaufmann nimmt des Abends die Ladenkasse zu sich 
und wirft das auf dem Ladentische liegende Geld noch 
hinein; dasselbe hatte aber dem Lehrlinge gehört. 

c) In einem gesellschaftlichen Kreise zeigt jemand eine seltene 
ausländische Goldmünze; ein anderer droht im Scherze, sie 
in eine auf dem Tische stehende Armenbüchse zu werfen, 
und sie fällt aus Ungeschick jenes wirklich hinein. 

d) In einem Gasthofe erlaubt sich jemand den sohlechten Spaß, 
die vor den Türen stehenden Stiefel am späten Abend durch- 
einander zu werfen. 

e) Mehrere Holzhändler vereinigen am Oberlaufe des Flusses 
verschiedene ihnen jeweilig gehörige Baumstämme zu einem 
Flosse, das an der Mündung wieder zerlegt werden soll. 

f) Mehrere ausgezogene Bienenschwärme verschiedener Eigen- 
tümer vereinigen sich beim Anlegen. 

g) In einer Schulklasse war für die Schüler die gleiche Sorte 
von Stahlfedern angeordnet, und jedes Kind führte stets einige 
bei sich; ein Schüler mengt in der Pause die sämtlichen 
durcheinander. 

h) Mehrere Blumenhändler setzen ihre Pflanzen zu einer großen 
schönen Gruppe zusammen; — später wird von einem der- 
selben auf eine ihm gemachte Bestellung aus abgeschnittenen 
Blumen jener Gruppe ein Kranz gewunden. 
i) Von einem Bauplatze stehlen zwei Fuhrknechte einen Wagen 
Backsteine und verkaufen ihn an einen benachbarten Haus- 
eigentümer, welcher die Steine bei der Auffuhrung eines 
Pferdestalles verwendet. 
2. Der Löwe von San Marco, das alte Wahrzeichen Venedigs, 
mußte im Jahre 1891 einer eingreifenden Reparatur unterzogen 
werden, wobei er von der roten Granitsäule der Piazetta herab- 
genommen wurde. Die Wiederherstellung des historischen Löwen 
erwies sich jedoch als ein hartes Stück Arbeit, weil die Verscbieden- 
artigkeit des antiken und des heutigen Metalles eine Verschmelzung 
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hinderte. Der Ingenieur Luigi Vendrasca überwand nun diese 
Schwierigkeit dadurch, daß er von der innern Konstruktion des 
Löwen einen Abdruck nahm und nach diesem einen Bronzeguß 
von entsprechender Stärke anfertigen ließ, welcher, unterstützt von 
einem Metallgerüst, nun im Innern des kostbaren Tieres sitzt und 
es hoffentlich auf weitere Jahrhunderte hinaus dauerhaft macht. 
Gesetzt nun aber, daß er dabei Metall erwarb, das gar 
nicht dem Verkäufer gehörte, wie würde dann der geschädigte 
Eigentümer jener Bronze rechtlich vorgehen können? 

3. In einem neuern Pandektensysteme ist auf folgende Rechts- 
frage aufmerksam gemacht: 

Eine Champagnerfabrik hatte bona fide mehrere tausend ge- 
stohlene Korke angeschafft und dieselben zum Verstöpseln ihrer 
Flaschen verwendet. Nach einiger Zeit tritt der Bestohlene auf, 
weist sein Recht nach und verlangt Herausgabe der Korkstopfen. 

Welche actio ist angestellt? Ist sie begründet? Könnte er 
auch gegen dritte käufliche Abnehmer der Fabrik vorgehen? 

4. Einen merkwürdigen Prozeß hatte vor kurzem Sarah 
Bernhardt zu führen. Es handelte sich um das Zepter der 
Theodora, der byzantinischen Kaiserin in dem bekannten Stücke 
von Sabdoü. Das funkelte von Gold und Edelsteinen. Ein 
Löwenkopf aus Bergkristall, den ein feines Perlenhalsband um- 
schlang, saß auf der Spitze des Herrscherstabes, dessen Handhabe 
mit Smaragden, Rubinen und Türkisen geschmückt war. Köpfe 
von Engeln und Dämonen glänzten längs des Stabes einziseliert. 

Um dieses Zepter also klagte der Juwelier Foix gegen die 
Schauspielerin und Theaterdirektorin Sarah Bernhardt, die bei 
ihm für die Theodora- Ausstattung eine Reihe vod Kleinodien be- 
stellt hatte, welche auf seiner Rechnung mit der Kleinigkeit von 
33 718 Franken angesetzt waren. Frau Sarah hatte hierauf 
23 150 Franken bezahlt, worauf Herr Foix das Zepter aus dem 
Theater wegholen ließ und es ihr immer nur abends beim Beginn 
der Vorstellung leihweise überließ, um es dann nach dem Fallen 
des Vorhanges wieder mit nach Hause zu nehmen. Dieses Hin- 
und Hertragen des Zepters wurde der nervösen Künstlerin aber 
bald langweilig und eines Abends warf sie den Boten des Juweliers, 
der Theodoras Herrscherstab wieder abholen wollte, in sehr wenig 
fürstlicher Weise zum Theater hinaus. Sie fügte hinzu, daß sie 
eine Anzahl ihrer eigenen Perlen und Edelsteine zu dem Schmuck 
des Zepters hergegeben habe, so daß nach der Bezahlung der 
beträchtlichen Summe das Wertstück jetzt ihr gehöre. 
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Wie würde hierüber nach dem deutschen BGB. zu befinden sein ? 

5« Wenn ein Blumenfreund fremde Topfpflanzen in ihm ge- 
hörige Töpfe und Erde pflanzt, wird er Eigentümer derselben? 

Ist es von Einfloß, wenn er sie ans fremdem Samen, oder 
fremden Stecklingen zieht? 

6. Ein mit Wald bewachsener, dem A. zugehöriger Berg 
stürzt infolge eines Erdbebens auf das unter ihm liegende Grund- 
stück des B., jedoch so, daß Bäume stehen bleiben und fort- 
wachsen. Nun entsteht Streit über das Eigentum an den Bäumen 
zwischen beiden. 

Wem gebühren diese? 

7« Ein Bauer, der Fuhrwesen betreibt, hatte vor 6 Jahren 
von dem Kirchenvorstande einen Pfarracker gepachtet und auf 
diesem einen Pferdestall errichtet. Die Pachtzeit lief ab, und der 
Acker wurde an einen Dritten verpachtet. Der Bauer hatte nicht 
mehr darauf reflektiert, hat auch den Stall abgebrochen, aber das 
Pflaster desselben sitzen lassen. 

a) Wer ist nun Eigentümer der Steine? 

b) Kann sie die Pfarrei herausnehmen, sie verkaufen und den 
Mehrwert für sich behalten? Oder muß sie jenen Bauer 
um Erlaubnis angehen? ihm vielleicht eine Frist zur Ent- 
fernung bestimmen? 

c) Kann sie der frühere Pächter jetzt noch wegnehmen? Ohne 
oder mit Erlaubnis der Pfarrei? Auf welche Weise würde 
er jetzt noch das Eigentum erwerben? 

d) War eigentlich das Abbrechen des Pferdestalles durch den 
Bauer rechtlich zulässig gewesen? 

8« Der redliche Besitzer eines fremden Silbergerätes hat es 
eingeschmolzen. 

Ist er Eigentümer des rohen Silbers geworden? 

9« Es läßt jemand fremde Eier durch sein Huhn ausbrüten. 

Wem gehören die Küchlein? 

Macht es einen Unterschied, falls die fremden Eier von dem 
Huhne des andern ohne dessen Zutun ausgebrütet worden sind? 

10« Es hat ein Spitzenhändler einem Klöppelmädchen Zwirn, 
und zugleich ein Muster gegeben, daß sie nach solchem und 
daraus Spitzen verarbeiten solle, welches sie auch getan, jedoch, 
nachdem ein Stücke fertig gewesen, dasselbe an ihre Muhme die 
Arethuse verkaufet, und es wird: Ob der Spitzenhändler, ohne 
das Klöppelmädchen zu belangen, gedachtes Stücke Spitzen von 
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Arethusen zu vindicieren berechtigt sei? gesetzmäßiger Unterricht 
begehret. 

(Aus Hommel, Bhapsodia quaestionum in foro quotidie obveni- 
entium nee tarnen legibus decisarum.) 

11. Ein Dieb läßt das gestohlene Silber durch einen Gold- 
arbeiter, der von dem Diebstahl nichts weiß, zu einem Geräte 
verarbeiten. Da das Material nicht zureicht, tut der Goldarbeiter, 
nach der Anweisung des Bestellers, das Fehlende von seinem 
eigenen Silber hinzu. 

Nach Fertigstellung der Arbeit durch den Goldschmied klärt 
sich die Sache auf. 

Wer ist nun Eigentümer des fraglichen Gerätes? 

12« Der Windmüller Küde bestellte bei der Eisengießerei 
von Kohls Söhnen eine Anzahl teils schmiede-, teils gußeiserner 
Gegenstände zur Einrichtung seiner Windmühle. Die Fabrikanten 
behielten sich bei dem Vertragsschlusse das Eigentum an den 
von ihnen zu liefernden Waren bis zur Bezahlung des Kaufpreises 
vor; und übermittelten dann die bestellten Sachen. Als Küde 
später nicht bezahlte, machten die Lieferanten von dem Vor- 
behalte Gebrauch und verlangten die Herausgabe der gelieferten 
Gegenstände. Der Beklagte stellte ihr Eigentum in Abrede. 

Nun beriefen sich die Kläger darauf, daß die gelieferten Bäder, 
Zapfen, Hammer, Ringe u. s. w. von ihnen selbst aus rohem Eisen 
angefertigt worden seien; wobei sie altes Eisen, englisches und 
anderes Boheisen verschmolzen und verarbeitet hätten. 

Genügt dieses Vorbringen zur Begründung der angestellten 
Klage? 

Cf. § 25 J. de B. D. (2, 1); — 1. 5 § 1 D. de B. V. (6, 1). 

13« A. verkauft dem B. eine Drehorgel für 800 Jt und be- 
hält sich bis zur Abtragung des Kaufpreises das Eigentum vor. 
Die Orgel wird schlecht; und B. gibt sie einem andern Musikan- 
ten, dem C, zum Umarbeiten. Dieser setzt eine Walze ein, ver- 
größert den Kasten, bringt ein neues Register an, kurz stellt das 
Instrument neu her; liefert es dann an B. für 415 Jl wieder 
ab und behält sich gleichfalls das Eigentum vor, bis seine Forde- 
rung befriedigt sei. 

Nach kurzem fallt B. in Konkurs. A. und G. treten als Aus- 
sonderungsberechtigte auf. 

a) Hat einer von ihnen, und wer, Aussicht durchzudringen? 

b) Steht vielleicht einem von ihnen gegen den andern ein An- 
spruch auf Schadensersatz oder Herausgabe der Bereicherung zu? 
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1« Wie steht es mit dem Eigentumserwerb an diesen neu 
entstehenden Sachen? 

a) Eine Porzellanfabrik hatte sich ein Vorkaufsrecht auf ein 
Grundstück mit Porzellanerde vertragsmäßig gesichert; das 
Recht war in das Grundbuch eingetragen. Jetzt hebt der 
Eigentümer Erde aus und verkauft und übergibt sie an 
eine andere Fabrik. 

b) An einem Garten bestand ein Erbbaurecht (BGB. 1013). 
Im Spätsommer steigen Diebe ein und stehlen Obst. 

c) Im Grundbuche ist an einem Hause ein Nießbrauch für 
den Bruder des Eigentümers eingetragen. Das Haus 
stürzt ein. 

d) Den Bauernhöfen eines Dorfes steht das dingliche Recht 
zu, aus der herrschaftlichen Waldung Bau- und Brennholz 
in bestimmter Art und Menge zu beziehen (BGB* 1105). 

e) Der im Grundbuche eingetragene Eigentümer einer Sand- 
grube veräußert diese formgerecht. Der Erwerber nutzt 
die Grube. Dann stirbt er, und sein Erbe setzt die Nutzung 
fort, obgleich er inzwischen erfahren hat, daß der Ver- 
äußerer zur Zeit der Veräußerung geisteskrank gewesen war. 

2. In einer Gesellschaft von Jägern bewundert der eine 
Teilhaber die Hündin eines andern. Dieser verspricht ihm, von 
dem zu erwartenden Wurfe ein Tier verkäuflich zu überlassen. 

Wann erwirbt der Liebhaber das Eigentum an dem später 
geworfenen Jungen? 

Steht dem der Fall gleich: Da ein Gartenbesitzer einem 
Rosenfreunde gestattet, zur Sommerszeit sich täglich einen Strauß 
blühender Rosen aus dem Garten zu holen? 

Oder: falls der Pächter einer Domäne, zu der ein See ge- 
hört, diesen See zum Fischen und im Winter zur Eisgewinnung 
weiter verpachtet? 

3. Der Viehhändler Höchster verkaufte im Frühjahre an den 
Landwirt Maar eine trächtige Kuh zum Preise von 230 J(. Es 
sollten 100 Jt bar, der Rest in bestimmten Teilen gezahlt werden. 
Bis zur völligen Bezahlung des Kaufpreises behielt sich Höchster 
das Eigentum vor. Im Juni kam das Kalb zur Welt. Im 
Dezember verendete die Kuh. 

Maar geriet in zerrüttete Verhältnisse. Die von ihm ge- 
schuldeten Zahlungen blieben aus und waren nicht beizutreiben, 
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da er nur das notdürftigste Mobiliar noch besaß, und das damalige 
Kalb, jetzt trächtiges Bind, das einzige Stück Vieh im Stalle war. 
(CPO. 811: Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unter- 
worfen: 3. eine Milchkuh oder nach der Wahl des ScituMners 
statt einer solchen zwei Ziegen oder zwei Schafe . . . wenn die 
bezeichneten Tiere für die Ernährung des Schuldners , seiner 
Familie und seines Gesindes unentbehrlich sind.) 

Nun klagt auch Höchster wegen seiner Forderung. Er be- 
antragt zugleich, den Beklagten zu verurteilen: anzuerkennen, 
daß das im Juni geborene Kalb unter dem zu seiner Sicherheit 
vereinbarten Eigentumsvorbehalt stehe. 

Beklagter bestreitet die Verhaftung des Rindes, da mit dem 
Zugrundegehen der Kuh die Sicherheit erloschen sei und sich 
nicht durch Rechtsnachfolge auf das Kalb übertragen habe. 
Vielmehr habe durch die Geburt des Kalbes die Kuh keine Ver- 
änderung als Sache erlitten, und nur für diese besondere Sache 
habe der Eigentumsvorbehalt bestanden. 



XIX 

1« Wird in den kommenden Fällen von dem die Sache sich 
Aneignenden an ihr Eigentumsrecht erworben? 

a) B. hat eine von F. ihrem Eigentümer E. gestohlene Sache 
dem gutgläubigen Besitzer C. abgekauft. Nachmals gibt 
er sie auf. A. bemerkt dieses und eignet sich die 
Sache an. 

b) Es findet jemand eine vom Eigentümer weggeworfene 
Sache und eignet sie sich, unter Verschweigung des Fun- 
des, in dem Glauben an, daß der Eigentümer die Sache 
wider Willen verloren habe. 

c) Jemand eignet sich eine verlorene Sache in der Meinung 
an, daß sie von ihrem bisherigen Eigentümer aufgegeben 
worden sei. 

d) Ein Jäger in Graubünden erlegt einen Bären, als dieser 
gerade ein soeben geraubtes Schaf verspeisen wollte; er 
eignet sich mit dem Bären auch das Schaf an und läßt es 
zu Hause braten. 

(Cf. 1. 44 D. de ARD. 41, 1.) 
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2« Der Steuermann Schubant hatte auf der Saale bei nied- 
rigem Wasserstande entdeckt, daß an einem früher mit Holz be- 
standenen Grundstücke auf dem Saalegrunde ein großer Baum 
liege. In Gemeinschaft mit seinen Leuten machte er sich daran, 
mittels Scherenzeuges den Baum zu heben and nach dem Ufer 
zu schaffen, so daß das Stammende der machtigen Eiche, die 
schon Jahrzehnte im Wasser gelegen haben mochte, von ihm mit 
drei fingerstarken Strählen eines Taues an einem auf dem Lande 
befindlichen Weidenbusche befestigt wurde. 

Als er seinen Fund der Polizeibehörde mitgeteilt hatte und mit 
deren Erlaubnis den Eichstamm am dritten Tage wegschaffen 
wollte, fand er, daß der Stamm fort war: der Schiffer Netzker 
hatte, wie Schubant später in Erfahrung brachte, mit seinen 
Leuten jenen Stamm abgebunden, gehoben und zwischen zwei 
Kähnen auf der Saale fortgeführt. Er hatte ihn dann zerschnitten 
und das Holz für 75 Jt verkauft. 

Kann nun gegen Netzker und Genossen Anklage wegen Dieb- 
stahls nach StGB. 242 (s. oben S. 3) erhoben werden? 

3« Mit einer Ausstellung war eine Lotterie verbunden; zu 
einigen ausgespielten Sachen meldeten sich die Gewinner nicht, 
die dafür festgesetzte Frist verstrich, und es eigneten sich ver- 
schiedene Angestellte die Sachen als herrenlos an. 
War dies ganz unbedenklich? 

4. Sind in nachbenannten Lagen die Tiere herrenlos ge- 
worden? 

a) Aus dem zoologischen Garten zu Halle a. S. entflog im 
vorigen Sommer ein Pelikan. Der große weiße Vogel 
wurde noch oft an den Ufern der Saale gesehen, wo er 
sich Fische fing. 

b) Von einem Bittergute entlief eine Kuh, die sich nun als 
wütendes Tier in der Umgegend herumtrieb. 

c) Über Gordone di Sopra am Gardasee befand sich eine für 
den Vogelfang eingerichtete Hütte. In der Hütte hielt 
sich der Vogelfanger verborgen. Nahebei befanden sich 
in Käfigen mehrere abgerichtete Vögel, die durch ihren 
Gesang die freien, zu fangenden Vögel herbeilocken sollten. 
Solch ein Lockvogel kostet 15 Lire. Nun kamen auf 
ihrem Morgenspaziergange zwei deutsche Damen an das 
Vogelhaus. Als sie die gefangenen Vögel in den Käfigen 
sahen, glaubten sie durch die Befreiung der Vögel ein 
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gutes Werk zu tun und öffneten die Käfige. Natürlich 
flogen die Vögel eiligst aus den Käfigen heraus. 

d) Gekennzeichnete Fische tummeln sich gegenwärtig in der 
Nordsee. Um nämlich zu erforschen, welche Wanderungen 
die Fische machen, hat die königliche biologische Anstalt 
auf der Insel Helgoland eine Anzahl der verschieden- 
artigsten Seefische eingefangen und. nach einer Kennzeich- 
nung wieder ausgesetzt. Diese Zeichnung besteht aus 
einer aus Aluminium gearbeiteten kleinen Marke mit dem 
Zeichen H. 02 und einer fortlaufenden Nummer und ist 
befestigt an einem Ringe, der durch den Bücken oberhalb 
der Schwanzflosse gezogen wurde. Das Institut hat alle 
Fischereivereinigungen der Nordsee von dieser Maßnahme 
in Kenntnis gesetzt und zwar mit der Bitte, beim Fangen 
solcher gekennzeichneten Fische den Fangort und die Zeit 
des Fanges genau zu notieren und der Anstalt sofort da- 
von Mitteilung zu machen, worauf die Fische besichtigt 
oder abgeholt werden. Die Erfüllung der Bitte wird mit 
einer Geldspende belohnt werden. 

e) Auf dem Lido hatte sich einmal ohne Erlaubnis der Obrig- 
keit der Eigentümer eines zoologischen Museums nieder- 
gelassen. Sein Geschäft ging schlecht; und die Behörde 
verklagte ihn zudem noch wegen unerlaubter Besitzergreifung 
des Terrains. Daraus wurde ein Prozeß, den ein junger 
Anwalt in Venedig führte. Allein plötzlich machte sich 
der Eigentümer des Museums aus dem Staube und ließ 
die Schlüssel seiner Buden dem Verteidiger zurück, der 
die Tiere in Verwahrung nehmen sollte. 

5« Der Eigentümer eines Parkes hat in der ihm zugehörigen 
Umschließung dieses Parkes Öffnungen mit Klappen anbringen 
lassen, welche so beschaffen sind, daß durch diese Öffnungen das 
Wild in den Park dringen, aber nicht wieder herausgelangen 
kann. Es belangt ihn wegen dessen der Nachbar, aus dessen 
Jagdgebiet hierdurch jenes Wild entfernt wird. 

Mit Becht? 

6. In der Gemarkung des Städtchens Halsbach wird Treib- 
jagd gehalten« Ein flüchtiger Hase kommt die Wettingstraße 
herab. Er flüchtet in das Haus des Arztes Horstissel, rennt in 
seiner Angst die Treppe hinauf und stürzt aus dem offenen 
Treppenfenster in den gepflasterten und ummauerten Hof an der 
Hinterseite des Gebäudes, wo er tot liegen blieb. 
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Horetissel bringt des Abends am Stammtische die Sache zur 
Sprache. Es erhebt sich eine Meinungsverschiedenheit darüber, 
ob Horstissel den Hasen behalten dürfe, oder ob er ihn dem 
Jagdpächter oder dem Fiskus oder der Stadtgemeinde abzuliefern 
verpflichtet sei. 

Einer der Anwesenden meint, das sei doch entschieden Fall- 
wild, wenn ein Hase ans dem ersten Stocke herabstürze; — ein 
anderer glaubt gehört zn haben, daß man sich sogar das abge- 
worfene Geweih eines Hirsches, das man im Walde finde, nicht 
aneignen dürfe. Von einem Dritten wurde folgender Vorfall er- 
zählt: Ein standesherrlicher Förster hatte von seinem Dienstherrn 
die Erlaubnis erhalten, in ordnungsgemäßer Weise in den ihm 
unterstellten Waldungen zu jagen; er sollte aber das erlegte 
Wild bei der gräflichen Kammerverwaltung abliefern. Dann 
hatte aber eines Tages der Förster einen Rehbock geschossen; 
ihn aber heimlich zu seinem Nutzen verkauft 

Wie ist über diese Fragen zu erkennen? 

7. Im vergangenen Sommer entflog ein Papagei seinem Käfig 
und hielt sich mehrere Tage, seine Freiheit genießend, auf den 
Bäumen eines Gartens auf. Endlich erbarmte sich ein Anwohner 
des hungernden Tieres, lockte es durch Füttern an sich und 
brachte es in einem Käfig unter. Um aber nicht in den Ver- 
dacht der Unterschlagung zu kommen, ließ er durch eine Zeitungs- 
annonce der Welt mitteilen, daß ihm ein Papagei zugeflogen sei 
und daß der Eigentümer ihn gegen Erstattung der Futterkosten 
in Empfang nehmen könnte. Das las die hohe Polizei und flugs 
forderte sie auf Grund von BGB. 967 die Herausgabe des ge- 
fundenen Papageies. Da der Besitzer des Tieres die Herausgabe 
verweigerte, kam es zu einem Oivilprozesse. 

Wie war dieser begründetermaßen zu entscheiden? 

8» Vor langen Zeiten wurde im preußischen Staatsexamen 
folgende Frage gestellt: Gaius schickt seinen Bedienten Stichus 
zum Kaufmanne Sempronius nach Kreide. Stichus holt ein Stück, 
läßt es aber unterwegs, als er über den Hof des Seins geht, 
fallen und findet unter den Trümmern einen kostbaren Stein« 

Gaius verlangt diesen nun als Eigentümer der Kreide, Stichus 
als Finder, Sempronius, weil er nur die Kreide und nicht den 
Stein verkauft hat, Seins als Eigentümer des Bodens, auf welchem 
der Stein gefunden worden ist, und endlich der Fiskus, weil der 
Stein eine herrenlose Sache sein soll. 

Wer hat ihn rechtmäßig zu bekommen? 
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9» Wie sind auf die kommenden Tatbestände die Vorschriften 
des BGB. über Fund anzuwenden? 

a) Eine alte Verbindungsfahne befindet sich anscheinend herren- 
los in Breslau. Der Rektor der dortigen Universität macht 
bekannt, daß sich in Verwahrung der Universität eine seidene 
schwarz-rot-goldene Verbindungsfahne mit dem Doppeladler 
des alten Deutschen Reiches befindet. Die Akten der Uni- 
versität geben keinen Aufschluß über die Herkunft der 
Fahne und die Veranlassung für die Universität, sie in 
Verwahrung zu nehmen. 

b) Ein Kammerherr aus Potsdam hatte nach der Bückkehr 
von der Sommerreise einen in Berlin in einem Bankhanse 
hinterlegten kostbaren Schmuck, der aus einem Diadem mit 
Aigrette sowie aus einem Kollier mit Brosche bestand, und 
ferner ein Paket Aktien im Werte von 14000 Jl von 
dem Bankhause wieder abgeholt und zur Fahrt nach dem 
Potsdamer Bahnhof einen Straßenbahnwagen benutzt. Beim 
Verlassen des Wagens ließ er jedoch sowohl die Aktien, 
als auch das Etui mit dem Schmuck in dem Wagen liegen, 
dessen Schaffner die beiden Stücke der Straßenbahnver- 
waltung ablieferte. 

c) Auf eine bisher noch unaufgeklärte Art war neulich der 
für Posen bestimmte Leipziger Bücherwagen verloren 
gegangen. Bis Sagan ließ er sich verfolgen. Dort ist er, 
wahrscheinlich beim Rangieren, in einen anderen Güterzug 
geraten und mit diesem weitergerollt. 

d) Bei Leerung eines zum Bezirk des Darmstädter Bahnhofs- 
postamtes gehörigen Briefkastens wurde ein an die Ober- 
po8tdiretyion Darmstadt gerichteter, unfrankierter Brief 
gefunden, der außer einigen Stücken Zeitungspapier zwei 
Tausendmarkscheine enthielt Die Behörden, die die ano- 
nyme Sendung mit einem Postdiebstahl in Verbindung 
bringen, forschten nach dem Absender; doch waren alle 
Bemühungen ohne Erfolg. 

e) Vor einiger Zeit sah ein Mann aus dem gallegischen Dorfe 
Bens, unweit der Stelle, wo der deutsche Dampfer Salier 
gesunken war, eine Leiche auf den Wellen treiben. Als 
er gewahrte, daß die Flut den toten Körper ans Land 
trieb, ergriff er ihn und schleppte ihn aufs Trockene. Das 
Erste, woran er sich nun machte, war, die Taschen des 
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Ertrunkenen zu durchsuchen, in der Absicht, etwa vor- 
handene Wertsachen und Geld an sich zu bringen. 

10* Bei den Ausgrabungen in dem Grund zu einem Neubau 
im Innern von Kopenhagen stieß man auf einen interessanten 
Fund, der sich bei näherer Untersuchung als die alte Turmspitze 
der St Nikolaikirche herausstellte. Die Kirche ward im Jahre 
1795 ein Raub der Flammen. Der hölzerne Mittelbau des hohen 
Turmes wurde vom Feuer zerstört und die kupferne Spitze stürzte 
zur Erde. Infolge der betrachtlichen Schwere bohrte sie sich 
tief in den Grund hinein. Der Kirchenneubau hatte zur Folge, 
daß man die nächste Umgebung mit Erde aufrollte und später 
bebaute. Auf diese Weise hat sich die mehrere Meter lange 
Turmspitze über 100 Jahre in der Erde verbergen können. Man 
fand sie in senkrechter Stellung, die Spitze nach unten gerichtet 
und gut erhalten. Doppelt merkwürdig ist, daß man sich um 
die Turmspitze nach dem Brande nicht gekümmert hat, da sie 
einen nicht unwesentlichen Metallwert besitzt. Der Fund befindet 
sich jetzt im Nationalmuseum. 

Jetzt hat man die Frage aufgeworfen, wem der Fund gehöre. 
Der Kirche, der Stadt, dem Staate oder dem Privateigentümer 
des Baugrundes? 

11. Wie ist es nachstehend mit dem Eigentume an den wieder 
entdeckten Gegenständen zu halten? 

a) Eine wertvolle Entdeckung machte ein Möbelhändler in 
Stettin. Er hatte vor etwa zwei Jahren ein altes Zylinder- 
bureau von einer in der Fischerstraße wohnenden Frau 
gekauft und es als Schreibsekretär für seine geschäftlichen 
Notizen benutzt. Vor einigen Tagen entschloß er sich, 
das alte Möbel noch einmal neu aufarbeiten zu lassen, um 
es dann noch an den Mann zu bringen. Er räumte des- 
halb das Zylinderbureau vollständig aus und unterzog es 
einer eingehenden Besichtigung, um die etwa notwen- 
digen Ausbesserungen festzustellen. Hierbei entdeckte er 
ein Geheimfach, dessen Vorhandensein er bisher gar nicht 
gekannt hatte. Ohne Mühe konnte er es öffnen und 
war über den Inhalt nicht wenig erstaunt. Da fanden 
sich Wertpapiere, und zwar drei Stück Berliner Stadt- 
anleihe von 1880 über 300 Jl, 200 Jt und nochmals 
200 Jl mit Zinsscheinen und Talons. Der Möbelhändler 
machte von seinem Funde, da er die Verkäuferin des 
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Zylinderbareaus nicht mehr ermitteln konnte, der Polizei 
Anzeige, welche jetzt den rechtmäßigen Eigentümer sucht. 

b) Der Hund des A. scharrt auf dem Grundstücke des B. in 
einem kürzlich erst gegrabenen Loche, stößt anf einen 
Lederbeutel mit ganz alten Münzen und läuft mit diesem 
fort. Unterwegs nimmt C. ihm denselben ab. — Nun 
macht A. als Eigentümer des Hundes, B. als der des 
Grundstückes, C. als Finder Anspruch auf den Schatz, und 
der Fiskus meldet sich auch noch dazu. 

c) Ein merkwürdiger Fund ist im Kreise Westhavelland, un- 
weit der Stadt Friesack, im Flußbette der Dosse gemacht 
worden. Bei dem niedrigen Wasserstande dieses Jahres ist 
ein großer, eichener Kahn zum Vorschein gekommen, der 
den Franzosen wahrend der Kriegsjahre am Anfange des 
vorigen Jahrhunderts zum Transport gedient hat. Das 
Fahrzeug wurde 1818 von den Franzosen an der Wiesen- 
brücke bei Friedrichsbruch in den Grund gebohrt, damit 
es nicht den anrückenden preußischen und russischen 
Truppen in die Hände fiele. Es sind nun Anstalten ge- 
troffen, den Kahn völlig zu heben, damit man der ver- 
mutlich darin aufbewahrten Kriegskasse der Franzosen 
habhaft werde. 

12. Die Kinder des Zahnarztes H. in H. spielen auf der 
öffentlichen Promenade an einem Sandhaufen, wobei der eine 
kleine Junge seine Botanisierbüchse mit Sand und Erde füllt. 
Zu Hause schüttet er die Büchse aus, und es fallt Geld zu 
Boden. Ein anwesendes fremdes Kind nimmt schnell davon ver- 
schiedene Geldstücke (wie sich später zeigte, waren es 90 JC) 
und läuft davon. 

Kann H. von dem Vater dieses Kindes Herausgabe der 90 M, 
verlangen? 



XX 

1. Von einem Gutsbesitzer wird ein Acker an den Nachbarn 
in formloser Beredung verkauft. Der Käufer bezahlt die Hälfte 
des Preises und erhält den Acker übergeben. Dann verzanken 
sie sich. Der Gutsbesitzer klagt auf Herausgabe des Ackers 
(BGB. 985). Der Beklagte will zurückhalten, bis die Anzahlung 
ihm wieder gewährt sei. Er beruft sich auf BGB. 986; wo- 
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gegen der Kläger sagt, daß der andere Teil gar nicht ihm gegen- 
über zum Besitze berechtigt sei. 

Wer ist im Rechte? 

2. Dem X. ist ein Schwein gestohlen worden. Er findet 
es bei Y., der es gutgläubig von dem Diebe gekauft hat und 
es jetzt nur gegen Erstattung folgender Unkosten seinerseits 
herausgeben will: des Kaufpreises; — der Futterkosten; — der 
Prämien bei der Versicherungsgesellschaft; — des Finderlohns, 
den er dem Wiederbringer des Tieres gezahlt, als dieses sich 
eines Tages im Felde verlaufen hatte. 

Ist T. zu diesen Forderungen berechtigt? 

Wie stände es, wenn er, das Eigentum des X. kennend, bei 
dem Diebe das Schwein gerade in der Absicht eingelöst hatte, 
um es dem X. zu erhalten und zurückzugeben? 

3« B. hat in gutem Glauben dem A. gehörige, diesem ge- 
stohlene Tauben gekauft; er weigert dem A. die Heransgabe. 
A. läßt ihm eine Klage zustellen: allein in der folgenden Nacht 
werden die Tauben durch ein Raubtier vernichtet, weil B. in 
unverantwortlich leichtsinniger Weise auf die Zugänge zum Schlage 
nicht acht gehabt hatte. 

Rechtsfolge? 

Was wäre zu bemerken, falls die Tauben durch Nachlässig- 
keit des B. entwischt und zu B. geflogen wären, der ihre Heraus- 
gabe weigert? 

4. Dem Unternehmer U. war in Aussicht gestellt, daß ihm 
die Herstellung eines Teiles des Nordostseekanals übertragen 
werden würde. Er errichtete deshalb an passender Stelle eine 
große Arbeiterbaracke. Später zerschlugen sich die Verhand- 
lungen; und jene Strecke wurde dem Unternehmer W. über- 
tragen. Dieser belegte die Baracke mit Arbeitern und benutzte 
sie auch anderweitig. 

U. klagt jetzt gegen W. auf Herausgabe der Baracke, aller 
gezogenen Nutzungen und Schadensersatz. 

Inwieweit ist die Klage begründet: 

a) Wenn W. die Baracke in Besitz nahm, weil er sie für 
eine vom Eigentümer aufgegebene gehalten hat? 

b) Wenn er sie in Besitz nahm, obwohl er wußte, daß sie 
dem U. gehöre? 

c) Wenn er sie von einem Dritten, der sie in Besitz genom- 
men hatte, gutgläubig gemietet hat? 
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6. Der redliche Besitzer eines Obstgartens hat die Nutzungen 
desselben für mehrere Jahre im voraus verkauft und den gesamten 
Kaufpreis von dem Käufer bereits erhalten. Jetzt tritt der Eigen- 
tümer des Grundstückes auf und verlangt dessen Herausgabe. 

Wie geht es mit den Nutzungen? 

6« Der gutgläubige Käufer einer fremden Sache hinterläßt 
einen Erben, der es weiß, daß jene einem Dritten gehört. 

Was gilt hier über die Herausgabe der vom Erblasser ge- 
wonnenen und noch vorhandenen Früchte? 

Welche Rechtsfolgen treten im umgekehrten Falle ein: wenn 
der Erbe des unredlichen Besitzers sich in gutem Glauben befindet 
und in diesem Glauben die beim Tode des Erblassers noch vor- 
handenen Früchte als vermeintliche Erbschaftssachen verzehrt? 

7. Es hat jemand bösgläubig ein größeres Gut zehn Jahre 
lang besessen und für sich bewirtschaftet. Der Eigentümer 
fordert es jetzt mit Nutzungen heraus, behauptend, daß der Be- 
sitzer jährlich 6000 Ji Beingewinn gehabt und diesen zinsbar 
angelegt habe. 

Kann der Eigentümer davon auch Zinsen verlangen? 
Vgl. ALB. I 7 § 281; — und damit BGB. 99; 100; 291; 
292; 990. 

8. Eine Gemeinde nahm den benachbarten Standesherrn, 
dessen Vertreter Steine aus dem ihr gehörigen Steinbruche ge- 
nommen und veräußert hatten, auf Ersatz des Wertes derselben 
in Anspruch. 

Der Beklagte wendete ein, die Klage sei nicht begründet, da 
er nur verbunden sei, der Gemeinde so viel Steine von gleicher 
Beschaffenheit zurückzugeben, als er genommen habe. 

Das Gericht erster Instanz hat den Beklagten nach dem Klag- 
antrage verurteilt: Da die unversehrte Rückgabe, welche die Ge- 
meinde in erster Linie verlangen könnte, nicht mehr möglich sei, 
so sei Anspruch auf Entschädigung in Geld begründet 

Kann dem Beklagten zur Ergreifung eines Rechtsmittels ge- 
raten werden? 

9* Kann in nachstehenden Fällen mit der Eigentumsfreiheits- 
klage erfolgreich vorgegangen werden? 

a) Ein Gastwirt hat einen Garten gemietet und veranstaltet 
dort übermäßig lärmende Konzerte und Aufführungen. Die 
Mieter der Nachbarhäuser fühlen sich beschwert. 
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b) In einem angrenzenden Grundstück wird ein Bordell be- 
trieben. 

c) Zwei Miteigentümer bewohnen gemeinsam das ihnen ge- 
hörige Hans. Der eine belästigt den andern durch Lärm 
in übermäßiger Weise. 

d) Vor einem Kaffeehause stellt auf dem Bürgersteige der 
Wirt Tische und Stühle auf, nachdem er sich vergewissert, 
daß die Polizei keinen Widerspruch erheben werde. Dann 
will die Stadt jene Benutzung der Straße nicht dulden, 
da sie den öffentlichen Verkehr hemme. 

10* Der Zuckerfabrik Ersleben war die Konzession nach 
GO. 26 unter der Bedingung erteilt worden, daß sie der Aller 
keine unreinen Substanzen zuführe. Sie führte dieser gleichwohl 
flockige Abwässer zu; die Flocken blieben an dem Mühlrade einer 
unten gelegenen Mühle hängen und erschwerten, ja verhinderten 
die Umdrehung. 

Der Müller wünscht zu wissen, ob er auf Einstellung des 
Betriebes oder nur auf Schadensersatz klagen kann? 

Ähnlich scheinen folgende Fälle zu liegen: 

Nach Einrichtung der elektrischen Straßenbahn beschwert sich 
der Inhaber eines physikalischen Institutes, in dessen Nähe die 
Bahn vorbeifährt. Durch die Herstellung einer so nahen Strom- 
leitung würden die wissenschaftlichen Beobachtungen im Institute 
beeinflußt; insbesondere waren alle Versuche, bei denen Magnet 
in Anwendung kommt, nicht mehr exakt möglich. 

Auch über die elektrische Hochbahn sind Klagen von Berliner 
Hausbesitzern erhoben worden. Wegen des großen Geräusches 
der vorbeifahrenden Züge vermieteten sich die dortigen Wohnungen 
schlechter. Auch seien Verkäufe von Häusern schon rückgängig 
geworden, da die Käufer durch den Lärm abgeschreckt worden 
wären. 

Wie verhalten sich die aus diesen Tatbeständen entspringen- 
den Rechtsfragen zueinander? 

11. In der Brauhausgasse zu Halle liegen nebeneinander die 
Synagoge und das Haus des Böttchermeisters Bohn. Auf dem 
Grundstücke des letzteren wird seit mehr als sechzig Jahren die 
Böttcherei betrieben. Der jüdische Tempel ist vor einigen Jahren 
umgebaut und dabei dicht an die Wand der Werkstätte des 
Meisters Bohn herangerückt worden. Seitdem wird der in der 
Synagoge abgehaltene Gottesdienst durch den Lärm der Arbeiten 
in der Böttcherei wesentlich gestört. 
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Daraufhin klagte die israelitische Gemeinde gegen Bohn, mit 
dem Antrage: den Beklagten zu verurteilen, in seiner Böttcherei 
solche Einrichtungen zu treffen, daß der mit dem Betriebe ver- 
bundene Lärm und die dadurch hervorgerufene Störung der 
klägerischen Gemeinde während ihres Gottesdienstes auf ein er- 
trägliches, die ordnungsmäßige Benutzung des Gotteshauses ge- 
stattendes Maß zurückgeführt wird. 

Der Beklagte wandte ein, daß die Klägerin die Störung ihres 
Gottesdienstes selbst verschuldet habe, da sie trotz vorheriger 
Warnung die Synagoge so nahe und in so leichter Bauart an 
seine Werkstätte herangerückt habe. 

Welche Bestimmungen unseres BGB. sind hier in Anwendung 
zu bringen, und wie ist danach zu erkennen? 

12* Dem Pianofortefabrikanten F. ist ein Klavier gestohlen 
worden. Später findet er es zufällig bei dem Referendar B. 
wieder, der es von einer Klavierhandlung H. gemietet hatte. 

F. kann sein Eigentum nicht mehr nachweisen, wohl aber 
den früheren Besitz. Er will deshalb auf Grund von BGB. 1007 
vorgehen. 

Fragen: 

a) Kann F. den Beferendar verklagen? 

b) Wie wird sich dieser am zweckmäßigsten verhalten? 

c) Kann F. sofort den H. verklagen? 

d) Ist es von Bedeutung, ob H. das Klavier gutgläubig von 
einem Dritten erworben hat? 

e) Wie sind die vorstehenden Fragen zu beantworten, wenn 
F. das Klavier verliehen und nicht zurückerhalten, der 
Entleiher es vielmehr verkauft hat? 



XXI 

1* Wie sind folgende Tatbestände juristisch zu konstruieren? 

a) Der Großherzog von Hessen gewährt auf der ihm gehörigen 
Ludwigshöhe bei Darmstadt dem Alice -Frauen -Verein für 
Krankenpflege das Becht zur Errichtung und Unterhaltung 
einer Pflegerinnen-Heimstätte mit Hospital. — Der Verein 
hat eine jährliche Abgabe von 10 Jl zu zahlen. — Das 
Becht erlischt nach Ablauf von 99 Jahren oder sobald die 
Gebäude nicht mehr jenen Zwecken dienen oder der Verein 

Stammler, Übungen IL 5 
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sich auflöst Alsdann fallen die gerade vorhandenen Ge- 
bäude dem Großherzoge zur freien Verfügung zu. 

b) Der Brocken ist Eigentum des Fürsten Stolberg- Wernigerode. 
Die forstliche Verwaltung gab der Brockenbahn A.-G. den 
Grund und Boden unentgeltlich ab. Das Brockenhotel ist 
für 40000 Ji jährlich einem Pachter übertragen. In 
Schierke wurde von der forstlichen Kammer verschiedenes 
Land zum Hotelbau abgegeben, und zwar für 6000 bis 
20000 Jt Jahrespacht für den Morgen; die Pachten wur- 
den meist auf 18 Jahre abgeschlossen. 

c) Die Ruine der Moritzburg in Halle a. S. steht im Eigen- 
tums des Fiskus. Er hat sie der Stadt zu dauerndem 
Rechte überwiesen. Diese will sie im Innern ausbauen 
und die Sammlungen der städtischen Museen dorthin ver- 
legen. Der Charakter als Ruine soll nach außen gewahrt 
bleiben. Der eine Teil bleibt der Universität vorbehalten, 
und 2war sowohl die Magdalenenkapelle, als auch neu 
eingerichtete Turn- und Fechtsäle. 

— Vgl. auch oben § 6 Nr. 2 a) und b). 

2» Zwischen Bendergasse und Saalgasse in Frankfurt a. M. 
befindet sich das Blocksche Haus, dessen Keller weit in die 
Straße hineinragt. Die Stadt will den Keller entfernen und 
fordert die Anerkennung ihres Eigentumsrechtes. Sie sei Eigen- 
tümerin alles dessen, was über und unter der Straße liege. Auch 
sei nach der Frankfurter Reformation von 1578 die Anlage 
solcher Keller verboten. Der Beklagte wendet ein, der Keller 
sei schon längst vor der Reformation nachweislich vorhanden 
gewesen. Das BGB. habe hierauf keinen Einfluß. 

Wie ist zu erkennen? 

3« Es will jemand einer nahe befreundeten Person unent- 
geltliche Wohnungsbefugnis in einigen Räumen seines Hauses 
zuwenden. 

Welche Rechtsverhältnisse stehen da zur Wahl? Und wie 
stellen sich die Rechtsfolgen bei den einzelnen? 

4« Wenn X. letztwillig verordnet, daß zu Gunsten des Z. 
und seiner Erben ein dingliches freies Wohnung*- und Nutzungs- 
recht an den beiden unteren Stockwerken des Xschen Hauses 
nebst allem xur Zeit des Todes darin befindlichen Mobiliar 
und Inventar stattfinden solle: wie ist dieses rechtlich durch- 
zuführen? 
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5« In Preußen ist zur Veräußerung städtischen Eigentumes 
die Genehmigung des Bezirksansschusses erforderlich (Städte- 
ordnung vom 80. Mai 1858, 50: i); Zuständigkeitsgesetz vom 
1. August 1888, 16: 2). Nun beabsichtigen neuerdings mehrere 
Großstädte, zur Errichtung von Arbeiterwohnungen städtisches 
Gelände zu Erbbaurecht, gewöhnlich auf 60 Jahre, abzugeben. 

Kann dieses ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde ge- 
schehen ? 

6. Die an der ehemaligen Judengasse in Frankfurt a. M. 
gelegenen Grundstücke waren von alter Zeit her den dort an- 
gesiedelten Israeliten von der Stadt zu Superfiziarrecht überlassen. 
Das eine baufällig gewordene Haus wurde niedergerissen; der 
seitherige Inhaber zog weg und gab sein Recht in wiederholten 
Erklärungen auf. Er ist auch gestorben, ohne je darauf zurück- 
zukommen. Und die Stadt hat seit Jahrzehnten den Platz zu 
Marktzwecken und als städtischen Lagerplatz benutzt. 

Jetzt meldet sich ein Erbe jenes letzten Inhabers und ver- 
langt von der Stadt das fragliche Land zu Erbbaurecht heraus. 

Diese weigert sich. Die frühere Superficies sei mangels 
ordnungsmäßiger Grundbücher im alten Frankfurt nicht einge- 
tragen gewesen. Da das Aufgeben des damaligen Hechtes schon 
über dreißig Jahre zurückliege, so finde BGB. 900 und 927 zu 
ihren Gunsten Anwendung. Auch sei L 8 § 1 C. de praescrip- 
tione XXX vel XL annorum (7, 39), sowie BGB. 928 zu be- 
achten. 

Entscheidung? 

xxn 

1. Welche juristischen Begriffe finden auf nachfolgende Tat- 
bestände Anwendung? 

a) Befugnis, aus der im Hofraume eines andern befindlichen 
Quelle Wasser zu schöpfen. 

b) Ein Hauseigentümer nimmt Ausbesserungen am Dache 
seines Hauses vor und läßt sich von seinem Nachbarn ver- 
sprechen, daß dieser bis zur Beendigung jener mit einem 
geplanten Um- und Höherbau warten werde. 

c) Ein Landwirt hat sich einem Zichorienfabrikanten gegen- 
über vertragsweise verbindlich gemacht, einen Teil seiner 
Felder auf die Dauer von sechs Jahren mit Zichorienwurzeln 
zu bebauen und an jenen die Frucht abzuliefern. 

5* 
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d) Ans einem Hofe geht eine Rinne über den Nachbarhof, in 
welcher von dem erstem überflüssige Mistjauche abfließt. 
Der Eigentümer jenes behauptet, daß der Nachbar laut Ver- 
trags verpflichtet sei, den Abfluß nicht zu hindern und die 
Rinne stets im stände und unverstopft zu halten. 

•) Der untern Mühle eines Flusses kam zufolge unvordenklicher 
Verjährung die unbedingte Befugnis zu, bewegliche Schutz- 
bretter anzubringen und durch deren Einsetzen nach Be- 
dürfnis der Mühle das Wasser zu stauen, mochte dadurch 
auch der Obermüller in Hinterwasser versetzt und ge- 
schädigt werden. 

f) Ein Müller hatte seinen Mühlgraben ausschöpfen und den 
Schlamm auf die anstoßende Wiese eines Dritten nieder- 
legen lassen, mit der Behauptung, daß er auf Grund von 
Rechtsersitzung vor 1900 dazu befugt sei und es dem 
Wieseneigentümer obliege, den Schlamm wegzuschaffen. 

g) Eine Handelsgesellschaft erwirbt ein Mühlengrundstück, das 
vor alten Zeiten zu dem anstoßenden Rittergute gehört 
hatte. 1766, als die Abtrennung jenes erfolgte, hat der 
damalige Besitzer des Rittergutes dem Erwerber der Mühle 
das Recht eingeräumt, zum Zweck der Zuleitung des Mühl- 
wassers Mühlwehr und Mühlgraben auf dem Rittergut und 
dem dazu gehörigen Teile des Flusses zu haben; zugleich 
mit der Verpflichtung des Rittergutsbesitzers, das Wehr 
zu unterhalten. Das Gut hat in der Familie des damaligen 
Besitzers fortgeerbt, ist aber vor kurzem an eine fremde 
Person verkauft worden und in deren Eigentum überge- 
gangen. 

h) Der Gutsbesitzer Voß schließt mit der Bahnverwaltung 
einen Vertrag, wonach ihm gestattet wird, sein Gut mit 
dem benachbarten Bahnhofe durch ein Gleis zu verbinden; 
und zwar so, daß ihm ein dauernder Anschluß seines 
Kalkofengleises an der Station Wunschendorf gewährleistet 
wird. Das Gleis liegt zum größten Teile auf Grund und 
Boden der Eisenbahn; und zu seiner Herstellung und 
Unterhaltung soll die Bahnverwaltung in bestimmter Weise 
Beihilfe leisten. 
2« Sind folgende Abmachungen fähig, in das Grundbuch ein- 
getragen zu werden? 

a) Ein Krämer hat in einer Nebenstraße einen Laden zum 
Betriebe eines Grünwaren- und Vorkostgeschäftes gemietet. 
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An der Ecke der Hauptstraße bringt er an einem Hause 
mit Be willigang des Eigentumers ein Schild an, das auf 
sein Geschäft aufmerksam macht. 

b) Jemand läßt sich das Recht einräumen, das von dem Dache 
des benachbarten Hauses abfließende Regenwasser mittels 
einer hierzu eingerichteten Rinne nach einem Behälter im 
eigenen Hause abzuleiten, um es hier zu eigenem Bedarfe 
zu benutzen; — oder das Recht, aus dem Brunnen des 
Nachbars mittels einer dort angebrachten Röhre Wasser 
nach seinem Gebiete zu leiten. 

c) Es wird ein Graben angelegt, in dem Wasser aus einem 
öffentlichen Flusse abgeleitet wird, um zur Wiesenbe- 
wässerung und Benutzung für die Hauswirtschaft verwendet 
und nötigenfalls verbraucht zu werden. Der Graben durch- 
läuft die Grundstücke verschiedener Eigentumer und mündet 
sodann wieder in den Fluß ein, aus dem er abgeleitet 
worden ist. Die Beteiligten verabreden, diese Sachlage 
dauernd so zu erhalten. 

d) Ein Hauseigentümer verspricht dem ihm befreundeten Nach- 
bar vertragsmäßig, daß er einen Dachvorsprung über seinem 
Anwesen dulden wolle, solange das überragende Haus im 
Besitze des Nachbars sich befinden werde. 

e) M. schließt mit N. einen Vertrag ab, durch welchen ihm 
ein auf dem Gute des N. befindlicher Felsen zum Aus- 
brechen von Steinen auf unbestimmte Zeit und längstens 
auf einen Zeitraum von 20 Jahren gegen eine bar zu 
zahlende Summe von 400 Jt und die Zusage einer be- 
stimmten Menge von Bruchsteinen überlassen wird. 

f ) Der Käufer eines Hauses bedingt sich von dem Verkäufer, 
in dessen Händen zwei benachbarte Grundstücke verblieben 
sind, das Recht aus, Waren und andere Gegenstände, welche 
sich auf seinen, des Käufers, Haus- oder Geschäftsbedarf 
beziehen, und insbesondere die für seinen Geschäftsbetrieb 
erforderlichen Steinkohlen, über jene Grundstücke trans- 
portieren zu dürfen. 

g) A. wünscht, in der Giebelmauer seines Hauses gegen das 
Grundstück seines Nachbars B. ein Fenster auszubrechen. 
Um Streitigkeiten zu vermeiden, schließt er mit B. folgenden 
Vertrag: B. gestattet das Fenster; A. verpflichtet sich, es 
zu vergittern und dem etwaigen späteren Verbauen durch 
B. nicht zu widersprechen. 
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h) Ein Gutsbesitzer, dessen Felder von der Eisenbahn durch- 
schnitten werden, verzichtet der Bahn gegenüber auf den 
Ersatz jeglichen Schadens, der ihm durch die Anlage und 
den Betrieb der Bahn erwachsen wurde. 

3. Dem Zauß steht ein Fahrtrecht über das Grundstück des 
Nelke zu, an dessen Grenzen Zäune mit Toren an den Wegen 
angebracht sind. Nelke klagt jetzt gegen Zauß, weil dieser die 
Tore stets offen ließe. 

Zauß beantragte Elagab Weisung, da Nelke jetzt ein selb- 
ständiges Recht beanspruche, das aus dem Eigentum nicht folge, 
für das er aber einen Erwerbsgrund gar nicht angegeben habe; 
— wogegen Nelke anführt, daß ihm nicht zuzumuten sei, das 
Tor jedesmal hinter dem Zauß wieder zu schließen, da ihm in- 
folge der Dienstbarkeit nur ein pati, nicht aber ein facere, eine 
die Ausübung der Dienstbarkeit erleichternde Handlung, obliege. 

Entscheidung? 

4. Nicht selten entsteht Streit darüber, wie weit eine zweifel- 
los bestehende Dienstbarkeit ausgedehnt werden dürfe. Beispiele: 

a) Ist mit einer servitus aquae kaustus auch das Recht des 
freien Zutrittes zum Brunnen ohne weiteres verbunden? 

b) Darf derjenige, welchem eine Fahrtgerechtigkeit zusteht, 
den betreffenden Weg auch zum Reiten benutzen? 

c) D. ist Eigentümer zweier hintereinander gelegener Grund- 
stücke, a und dahinter b; dem a steht an dem zwischen 
jenen und der Straße gelegenen Grundstücke c, dem S. 
gehörig, ein Fahrtrecht zu. 

Darf D. über c auch fahren zum Zwecke der Bewirt- 
schaftung von b? 

Oder umgekehrt: Muß S. die Fahrten über c zu Gunsten 
von a dulden, wenn b das berechtigte Grundstück ist? 
5* Die Bewohner eines Dorfes haben im einzelnen das Recht, 
aus einem fiskalischen Walde Holz, Laub u. dgl. in bestimmten 
Mengen zu holen. Jetzt schließt die Forstverwaltung einen Teil 
jenes Waldes ab, weil er im Interesse der Forstkultur 20 Jahre 
lang geschont werden müsse. 

Ist sie hierzu berechtigt; oder können die Bauern als Ent- 
schädigung Geld verlangen; oder fordern, daß aus anderen be- 
nachbarten fiskalischen Forsten ihnen Holz geliefert werde? 

Würde es für die Entscheidung von Einfluß sein, wenn der 
unbefriedigende Zustand des Waldes der Nachlässigkeit der Forst- 
verwaltung zuzuschreiben wäre? 
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6. Einen Juristen wird nachstehende Frage vorgelegt: 
Mein in einem Garten neu erbautes Haus steht durch einen 

von mir angekauften Weg mit einer gepflasterten Straße in Ver- 
bindung. Den Anliegern habe ich für sich und ihre Hausbewohner 
das Recht grundbuchamtlich gegeben, jenen Weg zu begehen und 
zu befahren. 

Es hat nun der eine Anlieger sein Grundstück, das nur durch 
meinen Weg erreichbar ist, geteilt verkauft; und es will der 
eine Käufer auf seinem Teile eine Fabrik, der zweite dagegen 
eine Privatschule anlegen. 

Die Frage ist: Kann ich auf Grund davon, daß die Fabrik- 
arbeiter oder Schüler nicht Hausbewohner sind, ihnen die Be- 
nutzung meines Weges verbieten und dadurch die Erbauung der 
Fabrik oder der Schule verhindern? 

7. Dem Gute des A. steht das Recht zu, auf dem Grund 
und Boden des B. Ziegelerde zu graben. Sie kommen in Zwist, 
weil A. in der letzten Zeit die Ausgrabungen erheblich vergrößert 
hat und fabrikmäßig Anfertigung von Ziegelsteinen zum Ver- 
kaufe betreiben will. 

B. behauptet, daß diese Art der Ausnutzung aus der Dienst- 
barkeit des A. nicht folge. Während dieser anführt, daß über 
den Umfang der Ausübung seines Rechtes nichts ausdrücklich 
festgesetzt worden sei. 

Quid iuris? 

8. Auf dem bei einer kleinen Stadt belegenen Schloßberge 
stehen die Rainen eines Schlosses. Sie sind mit Anlagen um- 
geben, in denen sich auch ein Schießstand und eine Kegelbahn 
befinden. Zu den Anlagen führen ein Fuß- und ein Fahrweg. 
Der Schloßberg mit beiden Wegen steht im Eigentume einer 
Witwe, deren verstorbener Ehemann, ihr Erblasser, mit der Stadt 
vor 1900 einen Vertrag auf Benutzung des Schloßberges ge- 
schlossen hatte, des Inhaltes: daß die Ruinen und Anlagen mit 
dem Zugange über den Fußweg dem gesamten Publikum 
für ewige Zeiten zum Besuche und beliebigen Aufenthalte offen 
stehen sollen, und daß auch seitens des Publikums auf dem 
Grundstücke gesellige Belustigungen, insbesondere am Schieß- 
stande und auf der Kegelbahn, vorgenommen werden dürfen. 
Zugleich hatte er sich für sich und seine Rechtsnachfolger ver- 
pflichtet, die Ruinen und Anlagen stets in dem bisherigen Stande 
zu erhalten. 

Vor einiger Zeit verkaufte die Witwe den Schloßberg an einen 
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Rentner. Zwischen diesem und der Stadt entsteht ein Streit, in 
welchem der jetzige Eigentümer die Möglichkeit eines derartigen 
Rechtsverhältnisses in Abrede stellt, wahrend die Stadt ihrerseits 
noch eine Erweiterung ihrer Berechtigung behauptet, nämlich ein 
Recht auf Benutzung des Fahrweges, weil seit vielen Jahren 
das Publikum ihn unbeanstandet auch benutzt hat. 
Es ist Outachten mit Gründen abzugeben. 
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1. Wie sind diese Tatbestände grundbuchamtlich zu be- 
handeln? 

a) Eine Gemeinde nimmt für ihre ärmeren Ortsbürger eine 
auf zwei Tage in der Woche beschränkte Leseholzgerechtig- 
keit in den Waldungen der dortigen Standesherrschaft in 
Anspruch. 

b) Die preußische Gemeinde Pabstorf verlangt von der braun- 
schweigischen Gemeinde Pabstorf Anerkennung ihres Eigen- 
tums oder Miteigentums oder sonst dinglichen Rechtes an 
dem oberen Stockwerk des der braunschweigischen Ge- 
meinde gehörigen und auf deren Grund und Boden ge- 
legenen Gemeindekruges zum Zwecke der Abhaltung von 
Gemeindeversammlungen und öffentlichen Festlichkeiten. 

c) Für den X. ist auf der Wiese des Z. ein Fahrtrecht an 
beliebiger Stelle bestellt und im Grundbuche eingetragen. 
Jetzt schließen sie einen Vertrag: Der Z. solle für sein 
Grundstück das Recht haben, Gartenanlagen einzurichten 
und die Fahrt des X. auf einen schmalen Streifen zu be- 
schränken. 

2. Eine Baugesellschaft erwirbt ein großes Stück Land, um 
eine Villenkolonie darauf anzulegen. Sie entwirft ein Straßen- 
netz; und will die Wege, Plätze, freien Anlagen selbst ausbauen. 
Die unbebauten Parzellen bietet sie öffentlich au Liebhaber zum 
Verkaufe an. Dabei will sie aber festhalten, daß die Bebauung 
nach gewissen einheitlichen Vorschriften geschieht: daß Vor- 
gärten angelegt werden, die Gebäude als Landhäuser mit ge- 
ringer Höhe auszuführen sind, störender Gewerbebetrieb unter- 
lassen werden soll. 
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Es ist ein Outachten darüber zu erstatten: Welche juristischen 
Mittel zur Erreichung jener allgemein vorschwebenden Absichten 
nach dem BGB. zu Gebote stehen? Insbesondere ist zu prüfen: 
Ob die abgegrenzten Baustellen untereinander und dem Straßen- 
netze gegenüber dinglich belastet werden können? Ob dieses 
jetzt schon oder erst nach dem einen oder dem andern Verkaufe 
zulässig erscheint, und wie dabei im Grundbuche zu verfahren ist? 

3. B. hat über das Grundstück des A. von e bis f das Fahrt- 
recht. Da in der Richtung von a über c eine neue Fahrstraße 
angelegt wird, so verkauft er sein Recht an 0., 
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der nur auf dem an der Grenze von b und d 
laufenden Fußpfade an sein Grundstück gelangen 
kann. A. behauptet nun, daß damit das Fahrt- 
recht erloschen sei. 

Mit Recht? 

Wie wäre es, wenn B. sein Recht an C. nur 
vermietet hätte? 

4. An dem Gute des Ameis bestand eine Wasserschöpf- und 
Bleichgerechtigkeit zu Gunsten des benachbarten Eßhofes. Das 
auf letzterem befindliche Wohngebäude ist von dem jetzigen Be- 
sitzer abgebrochen und ein anderes eine Strecke davon aufgeführt 
und dann an Ziegler verkauft worden. 

Der Ameis will aber jetzt die Ausübung jenes Rechtes durch 
Ziegler nicht dulden, weil das neue Haus fast vollständig auf einem 
zu dem Eßhofe nicht gehörigen Grundstücke stehe und nur etwa 
drei Meter weit auf das alte Gebiet des Eßhofes herüberrage. 

Entscheidung? 

5. Es ist eine sichere communis opinio der heutigen Juris- 
prudenz, daß Landseen Gegenstände des Privateigentums sind, 
und die bekannten Sätze von der attuvio, wie dem alveus dere- 
lictus auf sie keine Anwendung finden (EG. 65). Wenn der Spiegel 
eines Sees sich senkt, so kommt also das freigewordene Land 
entweder in das Eigentum des Seeeigentümers oder es wird, beim 
gänzlichen Fehlen eines solchen, einfach res nullius. Zweifelhafter 
kann es mit der folgenden Frage stehen: 

Einem Gutsbesitzer kam unbestrittenermaßen das Recht der 
Viehtränke in dem benachbarten Binnensee, der Schaf- und Zeug- 
wäsche, sowie die Befugnis zu, am Ufer des Sees einen Kahn zu 
halten. Nun trat der See um zwei Meter zurück, und es entstand 
dadurch freies Vorland. 

Welchen Einfluß hat dies auf die erwähnten Berechtigungen? 
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6. Als ein baufälliges Hintergebäude abgerissen und an dessen 
Stelle ein neues Haus aufgeführt wurde, ließ der Bauherr in der 
Bück wand des Neubaues ebenso, wie es in dem abgebrochenen 
gewesen war, Fensteröffnungen nach dem Hofraume des Nachbars 
zu anbringen. Dieser gibt an, daß zwar dem abgerissenen Hause 
seinem Grundstücke gegenüber das Fensterrecht dinglich zu- 
gestanden habe, will sich aber nicht dazu verstehen, die Fenster 
in dem neuen Gebäude zu dulden. 

Muß er sie sich gefallen lassen? 

7. Einem in Hamburg belegenen Hause stand eine Fleetgang- 
g&rechiigkeit an dem an derselben Straße belegenen Grundstucke 
des Neelsen zu. Das herrschende Grundstück wurde von Feld- 
mann gekauft, mit anderen ihm gehörenden Grundstücken zu 
einem einzigen verbunden und mit einem einheitlichen großen, 
Doverihof benannten, Gebäude bebaut 













9 




praedium 






£ 


Neelsen 


dominans 
D 


o venhof 





Straße 



Es besteht seitdem Streit zwischen Feldmann und Neelsen 
über die erwähnte Dienstbarkeit. Neelsen behauptet ihr Erlöschen, 
weil das alte Gebäude untergegangen und überhaupt das herr- 
schende Grundstück in seiner Individualität vernichtet worden 
sei (cf. 1. 6 § 1 D. comm. praed. (8, 4). Indessen Feldmann die 
1. 20 § 2 D. serv. praed. urb. (8, 2) für sich anführt und be- 
merkt, daß er ja nur Anerkennung der Fortdauer seines Rechtes 
verlange, ohne es für den Dovenhof im ganzen ausüben zu wollen. 

Der Streitfall ist zu begutachten. 

8. Nach einer eingetragenen Dienstbarkeit sollte auf dem 
Grundstücke des Pahl kein Bau näher als zehn Meter an den 
Garten des Riedel herangerückt werden. Dann wurde aus 
Versehen eine Stallung nur etwa neun Meter von der Grenze 
errichtet. 
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Was kann Riedel verlangen: Abbrach des Gebäudes, — 
Geldrente (912), — Schadensersatz, — Abkauf eines Garten- 
streifens, so daß er wieder zehn Meter entfernt ist? 



XXIV 



1. Es hatten A. und B. gemeinschaftlich einen Einbruchs- 
diebstahl ausgeführt. Bei der Teilung des Raubes wurde dem 
A. eine Standuhr zugewiesen. Später ließ B. wegen einer For- 
derung an A. die Uhr pfänden und erstand sie bei der öffent- 
lichen Versteigerung. Aus Furcht vor Entdeckung bestellte er 
dem X. den Nießbrauch an der Uhr und übergab sie ihm, jedoch 
ohne Mitteilung des Sachverhaltes. 

Jetzt klagt der Bestohlene gegen X. auf Herausgabe der Uhr. 

Kann sich X. auf seinen Nießbrauch berufen? 

Wie wäre es, wenn ein mit jenem Diebstahl Unbekannter 
die Uhr bei der Versteigerung gekauft und demnächst zu Nieß- 
brauch übergeben hätte? 

2. B. läßt sich von S. den Nießbrauch eines Gartens für 
sich und seine Erben versprechen. Sein einziger Sohn T. stirbt 
vor ihm. 

Kann U., der Enkel des B., nach dem Tode des B. den Nieß- 
brauch für sich beanspruchen? 

Wie ist die Rechtslage, wenn S. durch Testament dem B. 
jenen Nießbrauch als Vermächtnis hinterlassen hätte? 

Unmittelbar nach dem Tode des S. erfährt Z., ein Gläubiger 
des B., von dem oben genannten Vermächtnis. Kann er ein 
Becht des B. pfänden lassen? 

3. Unter anderen Gegenständen hat jemand auch den Nieß- 
brauch an einer Herde von 100 Stück Schafen letztwillig hinter- 
lassen erhalten. Bei seinem Tode sind davon nur noch 20 vor- 
handen. Der Nießbraucher hat 20 neue angeschafft, und 70 junge 
Lämmer sind aus der Herde da. 

Wie steht es mit der Bückgabe der Herde an den Eigen- 
tümer? 

4. Ein Nießbraucher überträgt gegen bestimmtes Entgelt 
einem Verwandten die Ausübung des Nießbrauchs zu selbständigem 
eigenen Bechte auf zwölf Jahre. Nach einem Jahre beerbt dieser 
Verwandte den Eigentümer dieses Grundstückes und setzt die 
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Nutzung einfach fort. Kurz vor Ablauf der zwölf Jahre stirbt 
der Verwandte. 

Wie ist nun die rechtliche Lage? 

5. George Rudolph, der mit seiner Ehefrau 18 Jahre in der 
Ehe gelebt und keine Kinder erzeuget, hat in anno 1788 das Un- 
glück, daß ihn im Walde, bei dem Herrenholzmachen, ein abge- 
hauener Buchbaum im Niederfallen mit einem Aste trifft, und am 
Kopfe tödlich verwundet, darauf er nach Hause gefahren wird 
und den Richter nebst 2 Schöffen zu sich berufen lasset, vor 
selbigen ein Testament errichtet, und darinnen seines Bruders 
Philipp Rudolphs 2 Söhne zu Erben einsetzet, seiner Ehefrau aber 
den usum fructum von seinem Hintersiedlersgütchen ad dies vitae 
verordnet. 

Diesen uswm fructum genießt dieselbe 5 Jahre lang, wird aber 
von einem Sachsen-Eisenachischen Soldaten in ihren alten Tagen 
gereizet, ihn zu heiraten, da sie denn den ihr geordneten uswm, 
fructwm an ihre Schwester Anna, George Villmars Ehefrau gegen 
etwas gewisses ad dies vitae cediren will, in welche Cession aber 
Philipp Rudolphs Söhne nicht gehehlen wollen, sondern bei dem 
Gerichte dagegen protestando einkommen, da denn die Frage ent- 
stund : Ob die Wittib Rudolph ihren uswm fructum an ihre Schwester 
cediren könne? 

(Aus Thboph. Chb. Beckeb, Sammlung merkwürdiger Rechts- 
fälle.) 

6. Nach dem Testamente eines verstorbenen Gutsbesitzers 
traten dessen zwei Kinder als Erben ein, während der Witwe der 
lebenslängliche Nießbrauch des hinterlassenen Gutes zugewiesen 
war. Nach einigen Jahren verheiratete sich die Witwe zum zweiten- 
mal. Sie errichtete hierauf mit ihrem jetzigen Ehemanne einen 
Vertrag, in welchem sie ihm die Mitbenutzung und Mitbewirt- 
schaftung des Nießbrauchsgutes verschrieb, während im übrigen 
Gütertrennung festgesetzt wurde. Später verzichtete sie den 
Kindern gegenüber durch notariellen Vertrag auf ihr Nieß- 
brauchsrecht. 

Zwischen den beiden Kindern und ihrem Stiefvater brachen 
nicht lange danach Zwistigkeiten aus, die zu einer Klage jener 
gegen letztern auf Räumung des ihnen eigentümlich zustehenden 
Hofgutes führten. 

Der Beklagte machte geltend, daß ihm nach dem angeführten 
Vertrage das dingliche Recht zur Mitbenutzung des Hofes zustehe. 
Die Kläger aber bestritten, daß dieses der Fall sei, und führten 
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noch an, daß der Beklagte durch schlechte Bewirtschaftung des 
Gutes — worüber nähere Tatsachen angegeben wurden — alles 
Nutzungsrecht verloren haben würde. 

Wie war zu entscheiden? 

7. N. hat den Nießbrauch an einem Fischteiche auf dem Gute 
des A. Der Teich trocknet aus. A. will nun den Grund und 
Boden für sich bebauen, N. beansprucht die Nutzung für sich. 

Wer hat Recht? 

$. Unter den zu Nießbrauch gegebenen Gegenständen befinden 
sich 100 Zentner Weizen. Beim Tode des Nießbrauchers entsteht 
Streit zwischen seinen Erben und dem forderungsberechtigten Eigen- 
tümer, da der Preis des Weizens sehr gefallen war und der letzt- 
genannte diese Differenz auch ersetzt verlangt. 

Wer ist im bessern Rechte? 
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1. Nachdem der Abschnitt in BGB. 1068—1084 durchge- 
gangen ist, sind folgende Fragen zu beantworten: 

a) Kann ein Nießbrauch an einem Nießbrauche bestellt werden? 

b) An einer Grunddienstbarkeit? Wie, wenn der Eigentümer 
des mit dem Nießbrauche belasteten Grundstückes eine 
Grunddienstbarkeit für dieses Grundstück erwirbt? 

c) An einer Forderung auf Schmerzensgeld nach BGB. 847? 

d) An der Forderung des Gesellschafters aus dem Gesellschafts- 
verhältnisse? 

e) An der Forderung des Vermieters gegen den Mieter auf 
Mietgeld? 

f) An der Forderung des Fabrikarbeiters auf Arbeitslohn? 

2. Y. hat seiner Ehefrau W. den Nießbrauch seines Kapital- 
vermögens vermacht; Erbe ist sein Bruder F., und zwar durch 
Erbfall vom 26. Juni. Das Kapital bestand aus vier Pfandbriefen 
der Meininger Hypothekenbank zu je 5000 Ji. Nun weigert 
aber F., die am 1. Juli fälligen halbjährlichen Zinsen mit 400 Jt 
an W. zu geben, ihr überhaupt die Papiere zu liefern, weil sie 
noch nicht die gesetzliche Sicherheit geleistet habe. 

a) Wenn W. diese nun nachträglich am 1. August leistet (auf 
welche Art und Weise?): was kann sie alsdann verlangen? 
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b) Was ist die Folge, wenn nachmals einer jener Pfandbriefe 
ausgelost wird? 

c) Welchen Einfluß würde es haben, wenn späterhin ein Nach- 
trag znm Testamente sich fände, worin V. seiner Ehefrau die 
Sicherheitsleistang überhaupt erlassen hatte? 

3« Wenn an einer Bentenforderuog ein Nießbrauch begründet 
ist, was ist die Folge, wenn 

a) der Gläubiger dem Nießbraucher die Rentenforderung nach- 
träglich völlig abtritt? 

b) der Nießbraucher den Schuldner beerbt? 

c) eine Vereinigung durch Erbfall in den Personen des zur 
Rente Berechtigten und des sie Schuldenden vorkommt? 

4. Es hat D. dem L. ein Gut aaf 12 Jahre verpachtet. 
Nach einem Jahre räumt er an dieser Pachtung dem U. lebens- 
länglichen Nießbrauch ein. 

Wie ist dieser Tatbestand juristisch zu konstruieren? Wel- 
ches ist insbesondere das Verhältnis von L. und U. in Recht 
und Pflicht? 

5. Ein ganz verschuldetes Ehepaar hatte von dem noch vor- 
handenen eingebrachten Vermögen der Ehefrau für seinen 19 jäh- 
rigen Sohn, der im benachbarten Orte Schneiderlehrling war, einen 
Acker gekauft, einen andern gepachtet und vier Gänse gekauft, 
und alle diese Gegenstände für jenen in Gewahrsam, Verwaltung 
und Nutzung behalten. 

Ein Gläubiger des Vaters ließ nun die noch ausstehenden 
Ernten des gekauften wie des gepachteten Ackers und die vier 
Gänse pfänden. (CPO. 814.) 

Der Sohn erhob, vertreten durch den Vater, Klage, weil ihm 
an den gepfändeten Gegenständen das Eigentum zustehe. (CPO. 
771.) 

Die Klage machte geltend, daß der Vater nur Nießbraucher 
und nicht Eigentümer wäre, weder der Grundstücke noch der 
Gänse, noch der Ernten; wogegen der Beklagte behauptete, daß 
an den Gänsen zufolge des uneigentlichen Nießbrauches allerdings 
Eigentum bestände und der Vater durch die Verwaltung und 
Nutzung der Äcker an den Früchten Eigentum erwürbe, so daß 
sie auch gegen ihn gepfändet werden könnten. 

Wie ist hierüber zu erkennen? 
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XXVI 

1. Einer Witwe ist von ihrem verstorbenen Ehemanne der 
Meßbrauch an dem Handelsgeschäfte des Testators vermacht 
worden; während der Bruder des Verstorbenen dessen Erbe wird. 
In der Verfugung des Erblassers heißt es, daß die Nieß- 
braucherin von jeder Sicherstellung befreit und zur Veräußerung 
aller beweglichen Gegenstände und Wertpapiere berechtigt 
sein solle. 

Es fragt sich: 

a) Wer ist als Firmeninhaber in das Handelsregister einzu- 
tragen ? 

b) Was ist als der dem Nießbrauche unterliegende Gegenstand 
aufzufassen? 

c) An wen können sich die Gläubiger des Verstorbenen 
halten ? Kommt etwas darauf an, ob es Gläubiger aus dem 
Betriebe des jetzt fraglichen Handelsgeschäftes sind oder 
solche aus andern Schuldverhältnissen her? 

d) Was ist am Ende des Nießbrauches dem Eigentümer heraus- 
gegeben? 

2. Es hat N. den Nießbrauch an dem Vermögen des E. In- 
wieweit und in welcher Art können folgende Gläubiger des E. 
gegen den N. mit Erfolg vorgehen: 

a) E. hatte ein Grundstück von V. gepachtet, der nun Pacht- 
zins fordert? 

b) Die Pacht war von dem Vater des E. abgeschlossen worden, 
und es waren noch zwei Ziele zu berichtigen, die zu Leb- 
zeiten des Vaters fällig geworden waren? 

c) Auf den E. war ein Pachtrecht seines Vaters als Ver- 
pächter übergegangen? 

3* In dem Testamente eines Erblassers waren die Kinder des 
Privatmannes Dauer zu Erben eingesetzt. Ihre Mutter hatte 
den Nießbrauch und die freie Verwaltung des Vermögens er- 
halten. Jede Berechtigung des Vaters aber sollte völlig ausge- 
schlossen sein. 

Ein Gläubiger, der eine Schuld des Erblassers einklagen 
wollte, richtete diese Klage wider die Ehefrau Dauer für sich 
und ihre Kinder. 

Das Amtsgericht wies die Klage ab, soweit sie gegen die 
Beklagte für ihre Person gerichtet üt; dagegen verurteilte es die, 
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Beklagte als Verwalterin des Vermögens ihrer Kinder auf die 
Schuld. 

War dieses nach BOB. 10850. zutreffend gearteilt? 

4. Die Witwe Gutermuth hat den Nießbrauch an dem Vermögen 
ihres verstorbenen Mannes, während ihren beiden Kindern das 
Eigentum zugefallen ist. Die Witwe verpachtet nach einiger 
Zeit einen Acker an Sparman auf 10 Jahre. Einer ihrer Gläu- 
biger, Namens Fuchskehl, erwirkt nicht lange nachher Pfändung 
des Pachtgeldes. 

Nach fünf Jahren wandert die Witwe nach Amerika aus, 
nachdem sie sich wieder verheiratet und auf ihren Nießbrauch 
verzichtet hat. 

Die Geschwister Gutermuth lassen zunächst das Pachtverhält- 
nis ruhig weiter bestehen. Da sie aber dann gern das Grund- 
stück selbst bewirtschaften wollen, so schließen sie nach Ablauf 
eines Jahres einen Vertrag mit Sparman, wonach sie ihm das 
Pachtgeld erlassen, und er in die Aufhebung der Pacht ein- 
willigt. 

Nun verklagt Fuchskehl den Sparman auf Zahlung der Pacht- 
gelder des letzten Jahres; er verweist besonders auf GPO. 832: 
Das Pfandrecht, welches durch die Pfändung einer Gehalts forde- 
rung oder einer ähnlichen in fortlaufenden Bezügen besiehenden 
Forderung erworben wird, erstreckt sich auch auf die nach der 
Pfändung fällig werdenden Beträge. Dagegen bestreitet Sparman, 
daß er im Hinblick auf den berichteten Sachverhalt zur Zahlung 
noch verpflichtet sei, und will den Kläger an die Geschwister 
Gutermuth verwiesen haben. 

Welche rechtliche Erwägungen kommen in Betracht; und wie 
ist nach solchen der vorliegende Rechtsstreit zu entscheiden? 
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1. Sind folgende Rechtsverhältnisse zur Eintragung in das 
Grundbuch geeignet? Wie sind sie rechtlich zu bestimmen? 

a) Bei dem Verkaufe eines Hauses übernehmen die Verkäufer 
für sich und ihre Besitznachfolger die Verpflichtung, in 
dem ihnen gehörigen Nachbarhause keine Spezereihandlung 
zu betreiben, sofern und solange in dem verkauften Hause 
selbst eine solche betrieben werde. 

b) Zwischen einer Gasanstalt und der dortigen Stadt kommt 
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ein Vertrag zu stände, wonach die Gasanstalt im Bereiche 
der Stadtgemeinde unter Straßen der letzteren Bohren 
legen darf. 

c) An die Westseite der neuen Reformschule am Savignyplatz 
grenzt ein schmaler, glatt verputzter Brandgiebel. Der 
Eigentümer des Giebels wollte ihn zu einer Reklame- 
bemalung verwerten. Der Magistrat bot ihm darauf an: 
Die Stadt wolle den Giebel architektonisch verzieren, um 
das Bild des Schulhauses nicht zu stören; die Verzierung 
wäre in Ziegelverblendung und Bemalung auszufuhren. 
Der Eigentümer ging darauf gegen eine einmalige Ab- 
findung von 1000 Ji ein. 

d) Bei der Veräußerung eines Grundstückes behielt sich der 
Verkäufer für seine Person das Recht vor, daß ein etwa 
auf dem Grundstücke gefundener Schatz ihm, dem Ver- 
äußerer, abzuliefern sei. 

e) Es baut A. widerrechtlich an das Haus des B. so dicht 
heran, daß des B. Fenster verdunkelt werden. B. erklärt, 
daraus keine Rechte herleiten zu wollen, wenn A. sich 
verpflichte, den verbauten Fenstern gegenüber mehrere 
Quadratmeter Wand mit blendend weißer Farbe anzustreichen 
und dauernd in diesem Zustande zu erhalten. A. verspricht 



2« Ein Ehepaar hatte ein ihm gemeinschaftliches Hausgrund- 
stück vertragsweise abgetreten und als Gegenleistung eine be- 
stimmte Summe Geldes sowie die Benutzung des verkauften 
Hauses war eigenen Wohnung für die Lebensdauer der veräußern- 
den Eheleute zugesichert erhalten. 

Welches Rechtsverhältnis ist hierdurch entstanden? 

Wie verhält sich dazu die Abrede eines Einsitzrechtes, für 
das die Jfogeln der Miete gelten sollen? 

3. Der Architekt Burger ist im Grundbuche Band 123 
Blatt 112 als Eigentümer des Wohnhauses Bachstraße 7 einge- 
tragen. Auf diesem Grundstücke stehen in der dritten Abteilung 
unter Nr. 1 eine Hypothek von 8000 JH und unter Nr. 3 eine 
solche von 5000 Jt für den dortigen Knappschaftsverein einge- 
tragen. Der Eigentümer und der Hypothekengläubiger haben in 
einer Urkunde vom 2. Januar bewilligt und beantragt, daß bei 
diesen Posten im Grundbuche für den Knappschaftsverein das 
Recht eingetragen werde; das Pfandgrundstück auf Ver- 

Stammler, Übungen II. 6 
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langen jederzeit zwecks Feststellung seiner baulichen Beschaffen- 
heit besichtigen zu dürfen. 

Das Grandbuchamt hat Bedenken, ob diese Eintragung zu- 
lässig ist. Es kommt dabei selbstverständlich auf Klarstellung 
der juristischen Art des begründeten Rechtes an. 

Wie ist hierüber zu befinden? 

BGB. 1115; 1090; 100 (vgl Mot 3, 475). 
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1. Was für juristische Begriffe finden nachstehend Anwendung? 
Sind die Rechte zur Eintragung in das Grundbuch geeignet? Würden 
sie nach dem heute geltenden Rechte in Preußen gestattet sein? 

BGB. 1018; 1090; 1105. — EG. 115. — Preuß. Ges. 2. 
III. 50 § 91. — Preuß. AG. z. BGB. 80. 

a) Von einem eigentümlichen Vertrage wird aus Luzern be- 
richtet. Er lautet: Der Käufer des Heimwesens ist ver- 
pflichtet, dem Verkäufer alle Sonntage zum Zobig ein 
Butterbrot, 5 Zoll lang und eben so breit, zu geben, und 
zwar so, daß die Butter das Brot vollständig unsichtbar 
macht und an der obern Fläche des Brotes alle Löcher 
und Unebenheiten vollständig gedeckt werden. 

b) Als Staßfurt zu Anfang des 19. Jahrhunderts noch zwei 
völlig getrennte Gemeinwesen bildete, bestehend aus der 
am rechten Bodeufer gelegenen Stadt Staßfurt und dem 
links liegenden Dorfe Alt-Staßfort, war von der Kirchen- 
gemeinde des letzteren eine auf freier Vereinbarung mit 
den damaligen Hausbesitzern, 70 an der Zahl, begründete 
kirchliche Abgabe von 75 Sfr im Jahr eingeführt worden, 
die zu 1 / 8 der Kirche zufiel, zu 2 / 8 als Kantor-, Küster- 
und Organistengeld regelmäßig in den vier Quartalen des 
Jahres mit 25, 25, 13 und 12 3fy eingezogen wurde und 
noch heute die Bezeichnung Quartalsgeld führt. Im Laufe 
der Zeit haben sich die Verhältnisse in dem ehemaligen 
Dorfe Alt-Staßfurt völlig vorändert; letzteres besteht seit 
der Einverleibung in die politische Gemeinde der Stadt 
Staßfurt überhaupt nicht mehr. Trotz dieser veränderten 
Gestaltung in den Gemeindeverhältnissen, sowie der ander- 
weitigen Regelung der Gehaltsverhältnisse der kirchlichen 
Beamten der gegenwärtigen St. Petrigemeinde wird die 
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kirchliche Abgabe von 75 3fr auf jedes Hans nicht nur 
weiter erhoben, sondern diese Last auch auf jedes neuge- 
baute Haus übertragen, so daß zur Zeit 429 Hausbesitzer 
der Petrigemeinde auf diese Art abgabepflichtig geworden 
sind. 

c) Die katholische Partei in Württemberg hat vor einiger 
Zeit den Anzeiger vom Oberland aufgekauft und mit dem 
klerikalen Deutschen Volksblatt verschmolzen. Bei dem 
Ankaufe mußte die ihn betreibende Gesellschaft auch das 
Haus, eine ehemalige Schönfärberei, übernehmen, in dem 
die Buchdruckerei sich befindet. Nun ruht aber auf diesem 
Gebäude laut Eintrag im Grundbuch als unlösbare Last 
die Verpflichtung, alljährlich im September die Kosten für 
einen Predigtgottesdienst über — einen Artikel des Augs- 
burgischen Glaubensbekenntnisses nebst Gesang und 
Musik in genau bestimmtem Betrag zu bestreiten. 

d) Der Käufer des Schlosses Elgersburg, das vordem dem 
Gothaischen Domänenfiskus gehörte, hatte die Verpflichtung 
übernommen, die von dem benachbarten Rumpeisberg nach 
dem Badeorte Elgersburg führende Röhrenleitung auf dem 
Schloßhofe zu dulden ; und dafür zu sorgen, daß die Turm- 
uhr des Schlosses stets in richtigem Gange gehalten werde. 

2. Das weiße Roß von Berkshire. Fünf Meilen von 
dem Städtchen Reading im obern Themsegebiet liegt ein etwa 
300 Meter über dem Meeresspiegel ansteigender Kreidehügel. 
Sein Rücken ist mit dichtem Grase bedeckt. Im Rahmen dieses 
saftigen Rasengrüns erblickt man das schneeweiße Gestein des 
felsigen Untergrundes dicht unter dem Gipfel des Hügels bloß- 
gelegt in der phantastischen Gestalt eines gewaltigen jagenden 
Pferdes: das ist das weiße Roß von Berkshire. Vor mehr als 
tausend Jahren wurde dies Wahrzeichen in den grünen Grund 
geschnitten — zum Andenken an die Entscheidungsschlacht, die 
der Angelsachsenkönig Alfred der Große 887 dort den Dänen 
lieferte. 

Von Zeit zu Zeit wird die Figur des weißen Bosses, dessen 
Länge nahezu 120 Meter beträgt, von den Flecken und 
Schäden befreit, welche die Unbill des Wetters ihr zufügt. 
Nicht nur sind die umwohnenden Pächter dem Staate gegenüber 
zu diesen Reinigungsarbeiten verpflichtet, sondern auch der Guts- 
herr, auf dessen Grund und Boden sich das Roß befindet. All- 
jährlich in der Mitte des September ziehen die Leute mit Hacke 

6* 
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und Schaufel, Spaten und Besen herbei zu gemeinsamer Tätigkeit, 
bis das Boß wieder in der früheren Reinheit der Linien in 
schneeiger Weiße dasteht Nach beendigter Arbeit finden Spiele 
und Volksbelustigungen und eine festliche Bewirtung durch den 
Gutsherrn statt. 

Wie würden wir nach unseren Gesetzen diese Rechte und 
Pflichten benennen? Und was wäre über deren juristische Aus- 
fuhrung zu bemerken? 

3. Im Großherzogtum Mecklenburg -Strelitz entstand ein 
Rechtsstreit zwischen einigen Besitzern kleiner Büdnereien einer- 
seits und dem Gutsbesitzer zum andern Teile. Jene waren ver- 
pflichtet, in der Ernte auf dem Gute zu arbeiten, Hilfe beim 
Richten der Gutsgebäude zu leisten u. s. w. Dagegen war nach 
ihrer Behauptung der Gutsbesitzer gehalten, den Büdnern einen 
bestimmten Lohn, Winterfutter für eine Kuh und andere Zu- 
wendungen zu gewähren. 

Es fragte sich nun: Was für ein Rechtsverhältnis in Rede 
stehe? Ob es eintragungsfähig sei? Ob es kündbar oder ablös- 
bar erscheine? 

4. Einem adligen Gute in Großherzogtum Oldenburg stand 
als reales Recht die Befugnis zu, von ehemaligen Gutsuntertänigen, 
die jetzt benachbarte Bauernstellen hatten, gewisse Gefälle zu be- 
ziehen; auch waren diese damit belastet, bei der Unterhaltung 
und Ausbesserung einiger Wege tatkräftig Hilfe zu leisten. 

Der letzte Besitzer jenes Gutes hatte drei Söhne. Er über- 
wies dem ältesten das Hauptgut. Der zweite, ein Offizier, sollte 
die erwähnten Renten und Gefälle von den Bauernstellen beziehen. 
Der dritte endlich erhielt eine Abfindung in Kapital und bekam 
ein Vorwerk des Gutes zu Eigentum, mit allen auf diesen Teil 
sich beziehenden Rechten, also auch denen, die sich auf die In- 
standhaltung der das Vorwerk berührenden Wege erstrecken. 

Wie steht es mit der rechtlichen Möglichkeit dieser Anord- 
nungen nach dem BGB.? 



XXIX 

1. Rechtliche Konstruktion dieser Tatbestände? 

a) Da sprach er zu dem Erben: Naemi, die vom Lande der 
Moabiter wiederkommen ist, bietet feil das Stück Felds, 
das unsers Bruders war, Elimelechs. — Darum gedachte 
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ich's vor deine Ohren zu bringen und zu sagen: Willst 
du es beerben, so kaufe es vor den Bürgern und vor den 
Ältesten meines Volkes; willst du es aber nicht beerben, 
so sage mir's, daß ich's wisse; denn es ist kein Erbe, ohne 
du, und ich nach dir. Er sprach: Ich will's beerben. 
(Ruth 4, 3 und 4; vgL Levtticus 25, 25). 

b) Bei dem Verkaufe eines Hauses bedingt sich der Verkäufer 
aus, daß ihm für den Fall einer Weiterveräußerung des 
Grundstückes in den nächsten drei Jahren ein einzutragendes 
Recht des Rückkaufes zustehen solle. 

c) Von Lettin nach Dölau wird eine Kreisstraße gebaut. Auf 
einem der deshalb enteigneten Äcker ruht seit langem die 
im Grundbuche eingetragene Last: daß die dort vorhandene 
Porzellanerde an niemanden sonst, als an die Königliche 
Porzellanmanufaktur in Berlin verkauft werden dürfe. 

d) In den Satzungen einer Aktiengesellschaft findet sich die 
Bestimmung: Wenn ein Aktionär seine Aktie an einen 
Fremden veräußern will, so steht den übrigen Aktionären 
ein Vorkaufsrecht zu; es ist deshalb von der beabsichtigten 
Veräußerung und von dem Preise dem Aufsichtsrate An- 
zeige zu machen; eine dies nicht beachtende Veräußerung 
soll der Gesellschaft gegenüber wirkungslos sein. 

2. In einem neuerlichen Rechtsstreite kam es auf diese Tat- 
sachen an: Es hatte jemand von einer Stadt durch notariellen 
Vertrag ein Grundstück gekauft und dabei folgende Verpflich- 
tungen übernommen: 

1) Auf dem Grundstücke in den nächsten sechs Monaten ein 
näher beschriebenes Haus zu erbauen, bei Meidung einer Ver- 
tragsstrafe von 100 Jl\ 

2) die ordnungsmäßig vorgeschriebene Entwässerung des 
Grundstückes auf seine Kosten zu besorgen; 

3) den an der Straße gelegenen Teil nur in einer Entfernung 
von fünf Metern von dem Straßenrande an zu bebauen und jenen 
Streifen auf Verlangen der Stadt zur Verbreiterung der Straße 
gegen eine bestimmte Vergütung zurück zu überlassen. 

Diese Beredungen sollten nach der Absicht der Parteien im 
Grundbuche eingetragen werden. 

Es fragte sich daher: wie sie zu charakterisieren sind, und 
ob ihre Eintragung zulässig ist? 

3. L. 3 §§ 1, 2, 3 0. de emphyteutico iure (4, 66). 

• . Disponimus aüestationem domino transmitti et praedicere, 



86 § SO. Dinglich« Torlaraftneht 

quantwn pretium ab alio re vera accipit. — Et si quid&m do- 
minus hoc dare maluerit ei taniam praeslare quantitatem, quan- 
tam ipsa vertierte emphyteuia ab alio aeeipere polest, ipsum 
dominum omnimodo haec comparare: — Sin auiem duorwn 
menswwm spätium fuerit emensum ei dominus hoc faeere nolur- 
erit, licentia emphyteutae detur, übi voluerit . . [a. 530] 

Wie verhalten sich die Bestimmungen dieses Gesetzes Jüsttnians 
zu denen des BOB. 1105—1112? 

4. Bodstein verkanfb seinen Bauernhof am Erasting für den 
Kaufpreis von 14000 Ji. Dabei wird der jüngere Bruder des 
Bodstein zugezogen; und diesem grundbuchamtlich das Recht ein- 
geräumt, nach Verlauf von zwei Jahren den Hof für denselben 
Preis und zu den nämlichen Bedingungen, unter denen er jetzt 
übergehe, von Erasting käuflich zu übernehmen. 

Nach einem Jahre veräußert Erasting ohne weiteres den Hof 
an den Ökonomen Allendorf. 

Fragen: 

a) Welche Rechtsverhältnisse und rechtliche Einzelfolgen 
daraus sind zwischen den genannten Personen begründet? 

b) Erasting hatte bloß 1500 Jt bar angezahlt und den Rest 
gestundet erhalten. Ist dieses von maßgeblicher Bedeutung 
für die Rechtsstellung des jüngeren Bodstein? 

c) Wenn der jüngere Bruder nur das Recht erhalten hätte, 
zu den nämlichen Bedingungen einzutreten, die der neue 
Kaufliebhaber geboten: Gibt es eine Elage auf Mitteilung 
dieser Bedingungen? 

d) Was ist zur Geltendmachung seines Rechtes von dem 
jüngeren Bodstein zu behaupten und zu beweisen? Wie 
steht es damit, wenn Erasting vorbringt, daß jener auf 
geeignete Mitteilung gar keine Antwort gegeben, Bodstein 
dagegen sagt, daß er seine Annahme zu den nötigen Be- 
dingungen erklärt habe? 

5. Hat Dorothea Ballhornin Christoph Seideln ein nebst 
ihrem Wohnhause gelegenes Haus verkauft, einen Teil des Hof- 
raumes aber bei ihrem Wohnhause behalten, gleichwohl aber dem 
Eäufer, im Falle dieser Platz an einen Fremden oder Dritten 
verkauft werden sollte, den Vorkauf versprochen. Da sie nun 
nachgehends ihr Wohnhaus samt diesem Hofraum an ihren Sohn 
Gottfried Schrötern verkauft, hat Seidel sich wegen des Vorkaufes 
nicht gemeldet. Nunmehr aber, da besagter Schröter das Haus 
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weiter zu verkaufen gesinnet, gibt er sich an und verlangt den 
Vorkauf des obenbenannten Platzes. Entstehet also die Frage, 
ob sein Suchen diesfalls gegründet sei? 

(Aus Leyskb, Meditationes ad pandectas.) 



XXX 

1« Wie sind die kommenden Fragen richtig zu behandeln 
und zu entscheiden? 

a) In einem Bezirke von Hessen wird das Grundbuch neu 
angelegt. Die Gräflich Bosesche Bentkammer beantragt, 
eine größere Anzahl von Grundstücken als Fideikommißgut 
des Gräflichen Hauses einzutragen. Diese Eigenschaft der 
Landereien wurde festgestellt. 

b) Ein Fideikommißbesitzer gerät mit den Agnaten in Streit, 
weil diese ein Aufsichtsrecht über die Verwaltung des 
Gutes beanspruchen. Dabei kam in erste Erörterung: An 
welchem Orte jener zu klagen habe — an seinem Wohn- 
orte, an dem des Stifters, oder des jetzigen Geschlechts- 
ältesten, oder im Bezirke des belegenen Gutes, oder bei 
jedem einzelnen Agnaten. 

c) Von dem jetzigen Inhaber des Fideikommisses werden 
Schulden aufgenommen und zur Sicherheit für diese das 
Gut mit allen seinen Einkünften verpfändet. Darauf wird 
die Eintragung dieses Pfandrechtes in das Grundbuch be- 
antragt. 

d) Am letzten Tage des Juli stirbt der Inhaber des Fidei- 
kommisses. Er hinterläßt eine Tochter. Sein jüngerer 
Bruder lebt noch. Die Tochter beansprucht die diesjährige 
Ernte mit den sonst noch vorhandenen Früchten, sowie 
die Pachtgelder bis zum Ende des Jahres. 

2. Die Witwe des Domdechanten W. v. Z. hat in ihrem 
Testamente über ihren Nachlaß in der Weise bestimmt, daß 

1) 1500000 JH einen unantastbaren Kapitalfonds bilden 
sollten, aus dessen Zinsen Erziehungsgelder, Stipendien und andere 
Unterstützungen an die Nachkommen ihres verstorbenen Bruders 
gezahlt werden sollen. 

2) Der übrige Nachlaß sollte nach § 17 des Testamentes 
gleichfalls unangreifbar sein, und nur dessen Einkünfte von Jahr 
zu Jahr vollständig in halbjährigen Baten zu gleichen Hälften an 
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die beiden Kinder des Bruders der Stifterin und weiterhin nach 
Majoratsrecht an deren Abkömmlinge zu beliebiger Verwendung 
ausgezahlt werden. 

Das Vermögen beider Stiftungen soll aber ein und derselbe 
Administrator verwalten. 

Nach dem Tode der Stifterin entstanden Streitigkeiten über 
die richtige Auffassung jener Verfugungen und danach über die 
zur Genehmigung zuständige Behörde und über die Behandlung 
der hinterlassenen Vermögensmassen überhaupt 

Quellen: BGB. 80 ff. — EG. 59; ALB. 2, 4, u. preuß. Ges. 
v. 15. Febr. 40; Österr. GB. 61 8 ff.; Bayr. Edikt (VII. Beil. 
zu II, 4 der bayr. Verf.-Urk.) v. 26 Mai 18; Sachs.-Weim. Ges. 
v. 22. April 88; Hannover. Ges. v. 18. April 36; Braunschweig 
Ges. v. 20. Mai 58; Hessisches Ges. v. 13. Sept. 58; Sachs. GB. 
2527 ff. 

3. Der Freiherr Heinrich von Wolfsberg war mit seinem 
einzigen Sohne Karl, dem letzten Sprosse seiner Linie, ganz zer- 
fallen. Er selbst lebte in Berlin und bekümmerte sich um die 
Verwaltung seiner Besitzungen, eines Famiiienfideikomisses, gar 
nicht; überließ diese vielmehr seinem Vetter Arthur von Wolfs- 
berg, welcher der Älteste der nächstverwandten agnatischen Linie 
war. Endlich verkaufte der Freiherr an diesen Vetter das Gut. 

Nun entstand ein Prozeß zwischen den Vettern Karl und 
Arthur von Wolfsberg. Der erstere beantragte Ungültigkeit der 
geschehenen Veräußerung des Fideikommißgutes. Der zweite 
verwies ihn darauf, daß er als Sohn und Erbe die Handlungen 
seines Vaters vertreten müsse. Zudem sei die Veräußerung des 
Gutes hier nicht zu beanstanden, da sie an den in zweiter Linie 
berechtigten Agnaten geschehen; und in jedem Falle müsse der 
Kläger doch warten, bis der jetzige Inhaber nicht mehr lebe. 

Entscheidung? 

4* Seit Menschengedenken war in der Familie von Bodau 
die Auffassung verbreitet, daß durch einen Familienvertrag von 
1764 ein Familienfideikommiß begründet worden sei. So war 
auch das Gut in einem alten Hypothekenbuche und zwar als 
Familieneigentum derer von Bodau eingetragen. Seit langen 
Zeiten ist dann weiter nichts gebucht worden. 

Im Jahre 1853 starb Gottlieb von Bodau, der Inhaber des 
Gutes, mit Hinterlassung einer Tochter. Das Gut nahm sein 
Bruder an sich. Von diesem ging es wiederholt durch Erbfall 
auf andere männliche Abkömmlinge über. 
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Jetzt wird rechtskräftig entschieden, daß vormals ein Familien- 
fideikommiß gar nicht begründet worden ist. 

Wer ist nun Eigentümer? Wie steht es mit der Möglich- 
keit einer Eigentumsklage gegen Dritte, — oder unter den Mit- 
gliedern der Familie von Bodau? 



XXXI 

1« Weiche juristischen Besonderheiten sind nachstehend ge- 
geben? Was für begriffliche Eigenart weisen die einzelnen Tat- 
bestände auf? 

a) S. stellt dem 0. einen Schein aus : Ich verspreche hierdurch 
dem G. 1000 Jt zu zahlen und dies durch Hypothek 
sicher zu steuern. — Oder: Ich erkenne an, aus verschie- 
denen Kaufgeschäften dein G. noch 3512 Jt zu schulden; 
ich bewillige dafür ein Pfand auf meinem Hause in der 
Untergasse 17. Das Geld ist am 31. Dezember d. J. zu 
zahlen, mit 4 l / t °l Zinsen und 100 Jt Vertragsstrafe bei 
Säumigkeit. 

b) Es hatte Buch dem Kamm ein unverzinsliches Darlehen 
von 4000 Jt gegeben. Jetzt verspricht Hallig dem Buch, 
jenes Geld mit 4°/ zu verzinsen und dafür auf Halligs 
Garten vor dem Obertore eine Pfandhaftung zu legen. 

c) In einem notariellen Vertrage, durch den ein Wohnhaus 
verpfändet wurde, befand sich folgende Bestimmung: Es 
soll dem Gläubiger auf Grund der hiermit erteilten und 
erklärten Bewilligung jederzeit freistehen, die Aufhebung 
der Ausschließung des Briefes zum Grundbuche zu erklären 
und den dahin gehenden Vermerk zum Grundbuche in 
eigenem Namen zu bewilligen und zu beantragen. 

d) In Beichenbach übernahm ein auswärtiger Gastwirt eine 
Schankwirtschaft. Zu den Stammgästen gehörte ein Herr, 
der von den Seinen etwas kurz gehalten wurde, so daß er 
mitunter nicht über die nötigen Barmittel zur Begleichung 
seiner Zeche verfügte. Dem neuen Wirte klagte der 
Stammgast, daß es daheim mit seiner Beköstigung schlecht 
stehe und von Mitleid erfaßt ließ sich der Wirt auf das 
Haus des Gastes 7665 Jt eintragen, aber nicht gegen Er- 
legung der ganzen Summe, sondern gegen Zahlung einer 
täglichen Bäte von 1 Jt, so daß nach 15 Jahren der Wirt 
dem Gaste die ganze Summe gezahlt hat. 
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e) Für den Best einer Kaufsumme war eine Hypothek ver- 
einbart, und zwar 1) mit Ausschluß beiderseitiger Kün- 
digung und 2) Anfall an den Schuldner nach dem Tode 
des Gläubigers dergestalt, daß der Schuldner die Hypothek 
auf seinen alleinigen Antrag alsdann zur Löschung bringen 
könne. 

2. Wie sind folgende Anträge bei dem Grundbuchamte zu- 
treffend zu behandeln? 

a) Ein Landwirt besitzt einen Bauernhof und eine Anzahl 
Äcker und Wiesen. Er will für sich eine Schuld von 
90000 Jt auf sein Grundstück eintragen lassen und be- 
antragt dieses in der Art, daß er 18 Verschreibungen zu 
je 5000 Jt wünscht 

b) Es ist eine Buchhypothek über 3000 Jt eingetragen. 
Davon übertragt der Gläubiger 1200 Jt an einen Dritten, 
der mit Bewilligung des Schuldners einen Hypothekenbrief 
erhalten solL 

c) Von einem Hausbesitzer wird die Eintragung einer Hypo- 
thek zu Gunsten des Architekten für 19000 Jt Bestschuld 
aus dem Bauverträge beantragt Er fügt hinzu, daß ein 
Hypothekenbrief nicht ausgefertigt werden soll. 

Vgl. GBO. 19. 

d) Der Bauunternehmer X. ist dem Glaser Y. und dem 
Zimmermeister Z. zur Eintragung von je einer Hypothek 
auf 600 Jt, die er ihnen bindend zugesagt hatte, rechts- 
kräftig verurteilt worden. Der Y. beantragt nun die 
brieflose Eintragung seiner Hypothek; während Z. einen 
Hypothekenbrief haben will und dessen Aushändigung an 
ihn, den Gläubiger, verlangt. 

e) Zwei Brüder, die ihren Vater beerbt haben, bewilligen 
und beantragen die Eintragung einer Gesamthypothek an 
den ererbten Grundstücken, die in den Bezirken mehrerer 
Grundbuchämter liegen. Die Gesamthypothek soll auf 
dem einen Grundstücke als gewöhnliche Hypothek, mit 
Ausstellung eines Briefes, auf dem anderen Grundstücke 
als Sicherungshypothek eingetragen werden. 

3. Eine Eigentümergrundschuld soll in eine Hypothek für 
einen Dritten umgewandelt werden. 

Wie ist das zu denken? Was ist dazu nötig? 

Welche Antwort ist auf diese beiden Fragen zu geben, wenn 
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eine Höchsthypothek in eine gewöhnliche Hypothek umgewandelt 
werden soll? 

4. Es sind gegenwärtig noch viele Kcmtionshypothekm des 
preußischen Rechtes im Verkehr. 

Quellen: 

ALB. I 20, 14: Soweit wegen künftiger Ansprüche Kaution 
gefordert und geleistet werden kann, soweit können dergleichen 
Ansprüche auch durch Pfand oder Hypothek sichergestellt werden. 

EEG. 24: Wenn die Größe eines Anspruches zur Zeit der 
Eintragung noch unbestimmt ist (Kautionshypotheken), so muß 
der höchste Betrag eingetragen werden, bis zu welchem das 
Grundstück haften soll. — 64: Der eingetragene Eigentümer ist 
berechtigt, auf Grund der Quittung oder Löschungsbewilligung 
die Post auf seinen Namen umschreiben zu lassen oder über sie 
zu verfugen. — 67: Die Vorschrift der §§ 68—66 finden auf 
Kautionshypotheken keine Anwendung. 

EG. z. BGB. 192. — Preuß. AG. z. BGB. 83 § 1. 

Fragen: 

a) Wie verhält sich jene frühere Rechtseinrichtung zu der 
Höchsthypothek des BGB.? 

b) Was wird aus den vor dem 1. Januar 1900 begründeten 
Kautionshypotheken, deren Valuta vorher bezahlt war? 

c) Wenn eine Kautionshypothek für 40000 Jt Baugelder 
eingetragen war, und es sind bloß 30000 Jt von dem 
Eigentümer in Anspruch genommen: Wie steht es mit den 
verbleibenden 10000 Jt? 

d) Insbesondere: Kann der Eigentümer über diese durch Ab- 
tretung verfügen? 

e) Eine Kautionshypothek zur Sicherung von Ansprüchen aus 
Wechselverkehr war mit 8000 Jt eingetragen. Dahinter 
stehen zwei weitere Hypothekengläubiger. Jetzt beantragen 
die Beteiligten Umschreibung in eine gewöhnliche Hypo- 
thek von 8000 Jt mit 4°/ Zinsen vom 1. Januar des 
laufenden Jahres an. Ist das ohne weiteres zulässig? (Vgl. 
BGB. 1190.) 

5. Im Anhange finden sich Hypothekeneintragungen bei 
Kohlenabbau-Gerechtigkeit, Bergwerk, Eisenbahn. 

Es fragt sich, worin diese hypothekarischen Belastungen sich 
von den regelmäßigen Pfandrechten an Grundstücken unter- 
scheiden? 
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6. Es war von G. dem S. ein Darlehen von 4000 JC ge- 
geben worden. Das Kapital sollte mit 4 1 / 2 °/ verzinst werden. 
Wenn der Schuldner mit einer Zinszahlung in Verzag geraten 
würde, so sollte der Zinsfuß sich auf 6°/ von da ab erhöhen. 

Es fragte sich nun, ob eine solche Vereinbarung eintragungs- 
fähig sei? Und welche Form der Hypothek hier gewählt wer- 
den müsse? 

(BGB. 1118; 1115; 1190.) 

Wie steht es mit diesen Fragen, falls mit den Zinsen immer 
1 1 / 2 °/ des verbleibenden Kapitals als Tilgungsbeiträge geleistet 
werden sollen? 

(Vgl. BGB. 197; 902.) 

V. Im Grundbuche war eine Sicherungshypothek von 25000 JC 
für die Forderungen einer Kreditbank aus ihrer Geschäftsver- 
bindung mit Claras eingetragen. Jetzt überreicht ein Notar dem 
Grundbuchamte eine notarielle Urkunde, in welcher der Grund- 
eigentümer Claras erklärt, die Sicherungshypothek solle an 
zweiter Stelle auch der Witwe Kärger für ihre Forderung aus 
dem Geschäftsverkehre mit Claras haften; während sie an erster 
Stelle der Kreditbank verhaftet bleibe. Claras bewilligte und 
beantragte demgemäß die Eintragung in das Grundbuch, und die 
Kreditbank stimmte der Erklärung des Claras zu. 

Über die Zulässigkeit einer solchen Eintragung bestehen nun 
in der heutigen Jurisprudenz zwei entgegengesetzte Ansichten, 
deren Erörterung zur Klärung der hier fraglichen Rechtseinrich- 
tungen dienen kann. 

Es ist besonders folgendes jeweils zur Erwägung zu stellen: 

a) Von der die Zulässigkeit der Eintragung verwerfenden 
Ansicht wird vorgebracht, daß eine Hypothek mit un ge- 
wissem Berechtigten nicht denkbar sei; eine Hypothek, 
die bedingt für X. und Y. wirken soll, ermangle des 
Erfordernisses des im Gesetze (wo?) vorgeschriebenen be- 
stimmt Berechtigten. — Dagegen meinen andere, daß 
durch die Eintragung eines Betrages als Höchstbetrag den 
Erfordernissen von BGB. 1190 genügt sei, auch wenn die 
Sicherungshypothek für die Forderungen der beiden Gläu- 
biger nacheinander haften soll. Auch sei die Zulässigkeit 
des oben gewünschten Eintrages durch Analogie aus BGB. * 
1180 zu folgern. 

b) Die verneinende Auffassung bringt noch vor, daß die nötige 
Zustimmung der Verfügungsberechtigten im obigen Tat- 
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bestände fehle. Denn die Kreditbank sei nicht in dieser 
Lage, weil sie von ihren Rechten nichts aufgebe; der 
gegenwärtige Eigentümer aber auch nicht, sondern erst 
derjenige Eigentümer, der zur Zeit der Erledigung des 
Hypothekenrechtes des eingetragenen Gläubigers Grund- 
stückseigentümer sein wird. — Von der anderen Seite 
wird BGB. 185, 1 herangezogen; der Tatbestand dieser 
Gesetzesbestimmung werde durch die vorliegende Einwil- 
ligung des eingetragenen Gläubigers durchaus erfüllt, 
c) Seitens der ablehnenden Lehre wird vorgeschlagen, daß 
der Grundeigentümer lieber eine Grundschuld in der ge- 
wünschten Höhe für sich eintragen lasse und diese erst 
dem X. und dahinter dem T. verpfände. — Das erscheint 
der zweiten Ansicht in der Zulässigkeit zweifelhaft. Wollte 
aber der Eigentümer zwei Sicherungshypotheken hinter- 
einander eintragen lassen, so käme der zweite nach der 
Absicht der Beteiligten zu schlecht weg; und BGB. 1179 
könnte wohl kaum dabei benutzt werden. 
Es ist die Streitfrage zu begutachten. 



XXXTT 

1. Wenn der gnädige Herr Pfandbriefe der Landschaft auf- 
nimmt auf sein Gut, fuhr Herr Ehrenthal mit Feuer fort, so 
kann er jede Stunde erhalten fünfzigtausend Taler in gutem 
Pergament Sie zahlen dafür der Landschaft vier vom Hundert, 
und wenn Sie die Pfandbriefe liegen lassen in Ihrer Kasse, so 
erhalten Sie davon Zinsen drei und ein halb vom Hundert. Dann 
zahlen Sie ein halbes Prozent zu an die Landschaft, und durch 
das halbe Prozent wird noch amortisiert das Kapital. 
(Aus Freytag, Soll und Haben.) 
Von weicher Rechtseinrichtung ist hier die Bede? Weiche 
Schritte hat der Freiherr zu tun, um jenen Bat auszuführen? 
Was für Formalitäten sind dabei zu wahren? 

2« Was gilt über die Begründung der Hypothek in folgen- 
den Fällen? 

a) Auf Antrag des Eigentümers wurde auf dessen Haus eine 
Hypothek für den Verkäufer des Grundstückes wegen des 
Restkaufgeldes eingetragen. Der Brief wurde dem Eigen- 
tümer vom Grundbuchamte ausgehändigt. Dann hat der 
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Eigentümer die Hypothek einem Kaufmanne abgetreten 
und dem letzteren den Brief ausgehändigt, da er diesen 
Brief niemals aus der Hand gegeben hatte. 

b) Im Grundbuche war P. als Eigentümer eingetragen. Er 
bestellte dem Q. eine Hypothek. Dann erstritt B. rechts- 
kräftig das Urteil, daß er, und nicht P., der Eigentümer 
sei. Q. übertrug die Hypothek dem S., der den Sachver- 
halt kannte; dieser gab sie an den T. weiter, der von 
jenem Gerichtsurteile nichts wußte, sondern nur das un- 
berichtigte Grundbuch kannte. 

c) Ein Bauunternehmer hatte durch eine Bauausführung eine 
Forderung gegen den Hauseigentümer auf 5000 Jt er- 
worben (vgl. BGB. 648). Diese Forderung übertrug er 
an eine andere Firma, die nun einen Anspruch auf Ein- 
räumung einer Sicherungshypothek erhebt. 

3. Zwei Brüder hatten ein Grundstück zu gleichen Anteilen 
im Miteigentum. Der eine verpfändet seinen Anteil. Hierauf 
beschließen sie, das Grundstück räumlich zu teilen; so daß jeder 
an seinem abgetrennten Stücke Alleineigentum erhält. Die Auf- 
lassung wird nach diesem Teilungsplane vorgenommen. 

Wie steht es jetzt mit jener Hypothek? 

Gf. 1. 3 § 2 D. qui potiores in pignore vel hypotheca ha- 
beantur etc. (20, 4). 

4« Auf dem Hofe des Ökonomen Ungefroren lasteten für er- 
haltene Darlehen: eine erste Hypothek des Landwirtes Münch zu 
10000 Jt und eine zweite des Kaufmanns Türckheim zu 4000 Jt, 
Vor sechs Jahren kaufte Münch dem Ungefroren, der auszu- 
wandern beabsichtigte, den verpfändeten Hof ab, mit der Verab- 
redung, daß der Kaufpreis durch Übernahme der an dem Hofe 
bestehenden Hypotheken seitens des Münch getilgt sein solle. 

Nach einiger Zeit veräußerte Münch den Hof weiter an den 
Bauer Hülsemann, mit dem er dabei vereinbarte, daß Hülsemann 
zur Berichtigung des auf 21000 Jt festgesetzten Kaufpreises 
die oben erwähnten Hypotheken im Betrage von 14000 Jt über- 
nehme, bestimmte Ländereien dem Münch überlasse und den Best 
von 2000 Jt bar bezahle. 

Als nun später Hülsemann in Konkurs geriet, so fragte es 
sich, wie es mit Bestand und Bang der angefahrten Hypotheken- 
schulden sich verhalte? 

5. Welche rechtlichen Folgen verknüpfen sich mit den kom- 
menden Tatsachen? 
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a) Der Schuldner, der sein Haus verpfändet hatte, bezahlt 
seine Schuld und überläßt darauf die Hypothek seiner 
Ehefrau, der er sie in notariellem Akte abtritt 

b) Eine Hypothek war für 10000 JC bestellt worden. Der 
Schuldner zahlt 2000 JC ab. Dann verkauft er das ver- 
pfändete Haus. Der neue Eigentümer zahlt seinerseits 
5000 JC. 

c) Zwei Miteigentümer eines Hauses nehmen als Gesamt- 
schuldner eine Hypothek auf. Der eine zahlt die ganze 
Schuld. 

d) Es hatte G. von A. zur Sicherheit für Geschäftsschulden 
eine Hypothek übertragen erhalten, die A. an dem Grund- 
stücke des S. wegen des Bestes von Eaufgeld besaß. Dann 
zahlt A. an G. alles, was er dem letzteren schuldig war. 
Obgleich nun G. zur Bückübertragung verpflichtet war, 
trat er die Hypothek einem Dritten ab, der die Rechts- 
lage kannte. 

6. Auf dem Grundstücke des S. ist für den G. wegen der 
ihm aus laufendem Kredite mit S. erwachsenen und noch er- 
wachsenden Ansprüche eine Höchsthypothek von 55000 JC ein- 
getragen. Das Grundstück kam zur Zwangsversteigerung; und 
G. erhielt seine Forderung ausbezahlt. 

Nun verklagte ihn X. auf Zahlung von 18000 JC. Diese 
Summe hatte X. von S. rechtskräftig zu fordern; und dafür den 
als Eigentümerhypothek in Betracht kommenden Teil jener Hypo- 
thek pfänden und sich zur Einziehung überweisen lassen. 

G. widersprach der Klage. Die Eigentümerhypothek würde 
erst durch die Zahlung des S. an G. entstanden sein; vorher 
könnte man sie wohl nicht pfänden. 

Wie ist zu erkennen? 

7. Ein Bauer hatte der Sparkasse für ein Darlehen von 
2500 JC sein Haus verpfändet Einem Händler war von ihm 
für 200 JC ein Ackerland mit Hypothek belastet worden. Der 
Bauer ist der Kasse gegenüber mit 100 JC Zinsen im Bück- 
stande. Er bittet den Händler, auf seine Hypothek zu verzichten, 
um den Acker zur Befriedigung der Sparkasse frei zu halten. 
Der Händler ist dazu bereit. 

Welche formellen Schritte sind nun zu tun? Wie faßt das 
geltende Recht diese juristischen Handlungen auf? Was für 
Folgen knüpfen sich an sie? 
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8. Die Erben eines Hypothekengläubigers willigten bis auf 
einen in die Löschung der Hypothek. Der Nichteinwilligende 
wurde rechtskräftig verurteilt zu erklären, daß er zu seinem 
Teile das Recht auf die Hypothek aufgebe (CPO. 894). Der 
Eigentümer des belasteten Grundstückes beantragte in notariell 
beglaubigter Form die Löschung der Hypothek. 

Das Grundbuchamt hat aber Bedenken, ob diesem Antrage 
stattzugeben ist. Es scheint ihm mit Verzicht und Löschung 
und Aufhebung nicht alles gleichmäßig und plan zu liegen. In 
den Gesetzen finden sich doch bei der Frage der Endigung einer 
Hypothek Unterscheidungen im Sinne jener Begriffe; und der 
obige Tatbestand sei danach zweifelhaft. 

Vgl. BGB. 875; 1168; 1188; — GBO. 19. 

Was ist hierzu begründetermaßen zu bemerken? 
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1. Einem Darlehensgläubiger war ein von dem Pfandschuldner 
später veräußertes und von den Erben des Käufers besessenes 
Wohnhaus verpfändet. 

Kann der Gläubiger wegen rückständiger Zinsen oder auch 
wegen des Kapitals etwa fällige Mietgelder in Anspruch nehmen? 
Welche actio würde es sein? Gegen wen hätte sie sich zu wenden? 
Weiche Rechtssätze und juristischen Begriffe kommen in Betracht? 

2. Ein zu Fabrikbetrieb bestimmtes Gebäude ist mit einer 
Hypothek beiastet worden. Nachmals hat der Schuldner Maschinen, 
die für jenen Betrieb erforderlich sind, angeschafft und an den 
Plätzen, die an den Bau für sie eingerichtet waren, aufgestellt. 

Es trat nun die Frage auf, ob der Hypothekengläubiger im 
Bedarfsfälle auch diese Maschinen in Anspruch nehmen kann? 

Ist es von abänderndem Einflüsse, wenn der Verkäufer der 
Maschinen sich daran bis zur völligen Zahlung des Kaufpreises 
das Eigentum vorbehalten hat? 

Wie geht es, wenn alsdann der Hypothekenschuldner in Kon- 
kurs fällt (BGB. 1120 und KO. 15)? 

3. Der Käufer eines Hauses, auf dem eine Hypothek ruht, 
hat es wegen Baufälligkeit niederreißen und ein anderes an die 
Stelle setzen lassen. Jetzt wird die Hypothek gegen ihn geltend 
gemacht. 
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Kann er wegen der auf den Neubau verwandten Kosten Er- 
satz verlangen und bis dahin das Haus zurückhalten? 

Wem kommen die aus dem Neubau gezogenen Nutzungen zu? 
Was hat es insbesondere für rechtlichen Einfluß, wenn diese, 
namentlich die Mietzinsen, infolge des Neubaues sich erheblich 
höher stellen als vorher? 

Ist nach dem BOB. eine antichreüsohe Hypothek eintragungs- 



Wie stände es, wenn nach der Errichtung des Neubaues einem 
Dritten daran der Nießbrauch durch Eintragung im Grundbuche 
bestellt worden wäre (BGB. 1047; 1124)? 

4« Der Eigentümer eines Waldes hat ihn hypothekarisch 
belastet. Dann beginnt er, ihn schonungslos auszuschlagen, wo- 
durch der Wert des Unterpfandes ganz außerordentlich herab- 
gesetzt wird. 

Kann der Pfandgläubiger rechtliche Schritte hiergegen er- 
greifen ? 

In dem Walde stand ein altertümliches Jagdschlößchen. Der 
in Geldbedrängnis befindliche Eigentümer läßt es verfallen; auch 
die seitherige Versicherung gegen Feuersgefahr eingehen. Be- 
rechtigt dieses den Hypothekengläubiger zu bestimmtem Vorgehen 
gegen den Pfandeigentümer? 

5. In dem Grundbuche ist auf dem Hause des W. eine 
Darlehenshypothek von 5000 Jt zu Gunsten des U. eingetragen. 
Die Eintragung war auf Grund einer Schuldurkunde des W. ge- 
schehen, in welcher dieser bekannte, 5000 Jl als Darlehen von 
U. bar erhalten zu haben. 

Jetzt klagt ü. auf Bückzahlung von 5000 Jt. Von dem 
W. wird entgegnet, daß er damals nur 2000 Jl von U. wirk- 
lich erhalten habe. U. gibt das zu; behauptet aber, daß er 
nach einem Monat dem W. noch 8000 Jt als Darlehensvaluta, 
in Geld und verrechneten Wertpapieren übermittelt habe. W. 
bestreitet dieses. 

Hiernach fragt es sich: Welche sachliche Bedeutung ist den 
bestrittenen Behauptungen der beiden Teile beizumessen? Wie 
steht es mit Beweislast und Beweisfrage? 

BGB. 607; 891; 1187; 1138; 1141; 1148. 

6. Auf eine Brief hypothek von 6000 Jl sind 1200 Jl abbezahlt. 
Die Abzahlung ist aber aus Saumseligkeit der Beteiligten weder auf 
dem Briefe noch im Grundbuche gewahrt, auch ein Widerspruch 

. ' Stammler, Übungen IL 7 
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nicht eingetragen worden. Die Hypothek wird an einen Dritten 
abgetreten. 

Es sind folgende Zweifel zu lösen: 

a) Geht die Hypothek in Höhe von 6000 JC auf den neuen 
Erwerber über, — sei es, daß dieser von der Abzahlung 
der 1200 JC weiß, oder sie ihm anbekannt ist? 

b) Der Grundstückseigentümer und persönliche Schuldner er- 
hebt nachträglich Feststellungsklage gegen den neuen Hypo- 
thekengläubiger dahin, daß die persönliche Forderung des 
letzteren nur noch 4800 JC betragen. Kann sich dieser 
erfolgreich dagegen verteidigen? 

BGB. 892; 898; 1137; 1188; 1145; 1156; 1157. 

7. Das gepfändete Bathaus. 

Ein Droschkenkutscher in Marylebone, einem Teile von London, 
kam mit seinem Fuhrwerke dadurch zu Schaden, daß eine Straße 
schlecht gepflastert und beleuchtet war. Er verklagte daraufhin 
die nachlässige Stadtverwaltung von Marylebone auf 6000 JC 
Schadensersatz und erstritt von dem höchsten Gerichtshof ein 
obsiegendes Urteil. Allein der Zahlungstermin verstrich und der 
Kutscher erhielt sein Geld nicht. Zornentbrannt schickte er sofort den 
Gerichtsvollzieher aus, um das Maryleboner Bathaus zu pfänden. 
Nach englischer Sitte nahm der Bailiff feierlich von dem Hause 
Besitz und ließ sich dort häuslich nieder. Die Beamten konnten 
nicht auf eigene Faust so schnell und ohne größeren Tintenver- 
brauch die fällige Summe anweisen, die Kassierer sie auch gar 
nicht auszahlen. Alle ergriff die Furcht, der Bailiff möchte sich 
am Ende an des Bürgermeisters goldener Amtskette und seinen 
sonstigen wertvollen Insignien vergreifen. Zum Glück war der 
Bailiff ein friedlich gesinnter Mann, der sich damit begnügte, 
es sich in einem weichen Lehnstuhl bequem zu machen und dort 
den Tag zu verschlafen. Am Abend kam ein reicher Bürger 
der bedrängten Korporation zu Hilfe und legte die 6000 JC aus 
seiner Tasche aus. 

Fragen: 

a) Wäre dieser Vorgang auch bei uns rechtlich möglich ge- 
wesen, sei es gegenüber einer Stadtgemeinde oder einem 
Privatmanne? Kennt unser Recht überhaupt eine derartige 
Pfändung von Grundstücken? 

b) Wie ist die Handlung des obigen reichen Bürgers juristisch 
zu bestimmen? Welche Rechtsfolgen knüpfen sich an sie? 
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c) Wie hat sich ein bei uns die Zwangsversteigerung Be- 
treibender mit den Hypothekengläubigern an dem Grund- 
stücke auseinander zu setzen? Kommt etwas darauf an, 
ob er selbst Hypothekengläubiger ist oder nicht; — und, 
wenn er es ist: ob er den übrigen vor- oder nachsteht? 

d) Würden nach deutschen Gesetzen die in dem beschlag- 
nahmten Hause befindlichen beweglichen Wertstücke mit 
versteigert werden? 

e) Wie steht es mit Miet- oder Pachtzinsen, die von dem 
Grundstücke des Schuldners jetzt fällig werden? 



XXXIV 



1. Von welchen Rechtseinrichtungen ist nach dem BGB. im 
folgenden Gebrauch gemacht? 

a) Ein Gast ist nicht in der Lage, die Zeche zu bezahlen, 
und läßt zur Sicherheit seine Uhr dem Wirte. 

b) Jemand nimmt ein Darlehen auf und übergibt dem Gläubiger 
zur Deckung einen Paß oder andere Legitimationspapiere. 

c) Zur Sicherung eines Darlehens von 3000 Jt überträgt der 
Schuldner dem Ereditierenden eine Reihe von Wirtschafts- 
gegenständen zu Eigentum, wobei sie ihm gegen einen Miet- 
zins von 150 Jt noch auf ein Jahr belassen werden. Gegen 
Zahlung von 3000 Jt hat der Schuldner ein Wiederein- 
lösungsrecht. 

d) Ein Arbeiter versetzt einen Mantel und ein Bett im Leih- 
hause. 

e) Ein Mühlenbesitzer erhält bei dem Vorschußvereine der 
benachbarten Stadt einen Kredit bis zum Betrage von 
9000 Jt eingeräumt; sein Bruder verbürgt sich für die 
pünktliche Bückzahlung dieses Kapitals als Selbstschuldner. 
Um diesem für alle möglichen Fälle Sicherheit zu ver- 
schaffen, verkauft der Müller sein gesamtes Mobiliar an 
ihn, gegen die Verpflichtung des Käufers, die Benutzung 
der Gegenstände einstweilen dem Verkäufer zu überlassen. 
Sobald der letztere die Schuld von 9000 Jt samt Zinsen 
abgetragen hat, soll der Kaufvertrag mit allen seinen 
Folgen aufgehoben sein. 
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2. Sind folgende Sicherheitsleistungen juristisch gleich zu be- 
urteilen? 

a) Ein Kassierer bestellt bei Antritt seiner Stelle eine Kaution.. 

b) Für ein von einer Bank aufgenommenes Darlehen hinterlegt 
jemand eine Schuldverschreibung des Staates. 

c) Es verpfändet jemand einen versiegelten Beutel oder eine 
ebensolche Bolle mit Goldstücken. 

d) In einer Leihbibliothek gibt ein dem Inhaber Unbekannter 
einen Einsatz von 3 Jt für einen entnommenen Band. 

3. Der Pachter A. hatte der Verpächterin B. zur Sicherheit 
der aus dem Pachtvertrage entstehenden Verbindlichkeiten eine 
Kaution von 10000 Jt derart geleistet, daß die B. berechtigt sein 
sollte , über diese Summe gegen 5 °/ Verzinsung zu verfugen. 

Als später der Konkurs über das Vermögen des A. ausbrach, 
begehrte der Konkursverwalter von der B. Zahlung der 10000 Jt 
und verklagt sie auf ihre Weigerung hin. 

Wie ist zu erkennen? 

4. Wiedereinführung eines Flaschenpfandes. Um in Zukunft 
die aus der pfandfreien Hergabe der Flaschen entstandenen, auf 
die Dauer unerträglichen Verluste im Flaschenbiergeschäft zu 
verhindern, haben die unterzeichneten Brauereien sich unter- 
einander vertraglich verpflichtet, vom 5. März ab für eine jede 
Bierflasche einschließlich Patentverschluß, in welcher gegen Ent- 
gelt Bier geliefert wird, ein Pfand von 10 3fy zu erheben, 
welches nur gegen Bückgabe der gebrauchsfähigen Flaschen 
zurückerstattet wird. — Um die Wiedereinführung des Pfandes 
möglichst zu erleichtern, haben die unterzeichneten Brauereien 
beschlossen, ihren Abnehmern in weitgehendem Maße entgegen- 
zukommen und erklären sich bereit, die am 5. März bei der 
Kundschaft vorhandenen leeren Flaschen als Ersatz für Pfand- 
flaschen anzunehmen, so daß der vorbezeichnete Pfandbetrag von 
10 ^f pro Stück nur für diejenige Anzahl von Flaschen in An- 
rechnung kommt, um weiche die Zahl der gelieferten vollen 
Flaschen die der zurückgegebenen leeren Flaschen über- 
schreitet. — Pfandflaschen bleiben ebenso wie die bisher ohne 
Pfand ausgegebenen Flaschen Eigentum der unterzeichneten 
Brauereien und sind unverkäuflich. 

Fragen: 

a) Was ist das für eine vertragliche Verpflichtung, welche die 
Brauereien untereinander eingegangen sind? 
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b) Was ist ein Flaschenpfand? 

c) Welche Forderung soll es decken? 

d) Wie steht es mit der Zurückbehaltung der 10 3^ als Aus- 
übung des Flaschenpfandes? 

e) In welcher Art ist die Annahme als Ersatz beim ersten 
Male juristisch zu denken? Wie bei späteren Fällen? 

5. Im Sommer 1773 übernahm Wolfgang Goethe, damals 
Advokat in Frankfurt a. M., die Anwaltschaft in folgendem Rechts- 
handel: 

Am 5. April 1769 hatte der Frankfurter Buchhändler Raspe 
sein Haus, sein Handelsgeschäft und alles, was er sonst noch be- 
saß, an den Geheimen Rat von Günderode verpfändet; am 4. Juli 
1769 aber trat Raspe, um eine eingeklagte Wechselschuld zu 
bezahlen, 46 Ballen Bücher, welche in einem ermieteten Gewölbe 
des Weißfrauenklosters lagen, an Gebrüder Stiebel käuflich ab. 
Die Bücher blieben in jenem Gewölbe liegen, dessen Mietzins 
Raspe zu bezahlen fortfuhr. 1771 jedoch, als auf Günderodes 
Betreiben des Raspe Besitztümer unter gerichtliches Siegel gelegt 
wurden, ließen die Gebrüder Stiebel wenige Stunden vorher jene 
Bücher aufs eiligste in ihr Geschäftslokal überbringen. 

a) Wie stand es mit Besitz- und Eigentumsverhältnissen? 

b) Was war über Verpfändung und Pfandrecht zu bemerken? 

c) Kam dem Herrn von Günderode gegen die Gebrüder Stiebel 
eine actio zu? 

6. Für käuflich gelieferte Waren ist der Empfänger den 
Preis schuldig geblieben, hat aber einen Wertgegenstand dafür 
bei dem Verkäufer versetzen müssen. Nach einem halben Jahre, 
da der Kaufpreis nach Verabredung fällig ist, erbittet und er- 
hält der Käufer weiteren Ausstand, muß aber nun die rück- 
ständige Schuld mit 6°/ verzinsen. 

Haftet das gegebene Pfand auch für die nun entstehenden 
Zinsschulden? 

7. Ein Förster hatte einem Krämer für rückständige Kauf- 
schuld eine wertvolle Hündin verpfändet. Der Schuldner stirbt 
am 15. März; Erbe ist sein Sohn, die Witwe soll lebenslänglich 
den Nießbrauch des Nachlasses haben. Am 28. März wirft das 
Tier Junge. 

In wessen Eigentum fallen diese? Und welche Rechtsfolgen 
treten sonst bezüglich ihrer ein? 
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8. Ein Landwirt verpfändet einem Händler wegen einer bei 
diesem aufgelaufenen Schuld eine Kuh. Diese wird bei dem Gläu- 
biger krank; derselbe läßt einen Tierarzt kommen. 

Es fragt sich nun: 

a) Kann der Gläubiger das dem Tierarzt bezahlte Honorar von 
dem Landwirte zurückzufordern? Wer hatte überhaupt 
mangels besonderer Beredung die Futter- und Unterhaltungs- 
kosten des verpfändeten Tieres zu tragen? 

b) Ist es betreffs der ersten Frage von Einfluß: ob die Kuh 
zur Zeit der Verpfändung bereits krank war oder dies erst 
bei dem Gläubiger wird? Oder: ob das Tier bei der Kur 
gesund wird, oder ob es mit Tod abgeht? 

c) Was ist die rechtliche Folge, wenn andere Tiere in dem 
Stalle des Gläubigers angesteckt werden und zu Grunde 
gehen? 

d) Wie steht es mit der letzten Frage, falls diese Tiere nicht 
dem Händler selbst gehörten, sondern ihm auch von Dritten 
verpfändet waren? 

9. Ein Mieter hatte dem Vermieter vertragsmäßig die Be- 
fugnis gegeben, die sämtlichen eingebrachten Sachen des Mieters 
im Falle der Nichtzahlung der Miete als Pfänder zurückzuhalten. 
Als der Vermieter von diesem seinem Rechte Gebrauch machen 
wollte, zeigte es sich, daß der Mieter seine ärmlichen Haus- 
haltungsgegenstände verschleppt hatte. 

Nun wurde der Mieter wegen verbotenen Rückens angeklagt. 

Ist er strafrechtlich zu verurteilen? 

CPO. 811: Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unter- 
warfen: 1. Die Kleidungsstücke, die Betten, die Wäsche, das 
Haus- und Küchengerät, insbesondere die Heiz- und Kochöfen, 
soweit diese Gegenstände für den Bedarf des Schuldners oder xur 
Erhaltung eines angemessenen Hausstandes unentbehrlich sind; — 
StGB. 289: Wer seine eigene bewegliche Sache . . . dem Pfand- 
gläubiger oder demjenigen, welchem an der Sache ein Gebrauchs- 
oder Zurückbehaltungsrecht zusteht, in rechtswidriger Absicht 
wegnimmt, wird . . . bestraft. 

10. Ein Arbeiter hatte einen Hausstand gegründet und das 
Mobiliar aus einem Abzahlungsgeschäft durch den üblichen Ver- 
trag entnommen, daß die Sachen erst in sein Eigentum über- 
gehen sollten, wenn die letzte Rate dafür bezahlt wäre. Als er 
die Kaufsumme noch nicht zur Hälfte abgetragen, konnte er 
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seine Wohnungsmiete nicht bezahlen. Der Hauswirt kündigte 
ihm deshalb und behielt, kraft seines gesetzlichen Pfandrechtes, 
das Mobiliar zur Sicherung seines Mietsanspruchs zurück. Nun 
meldete sich der Inhaber des Abzahlungsgeschäftes, wies dem 
Vermieter seinen Vertrag vor und verlangte die Herausgabe 
der Möbel für sich. Der Hauswirt weigerte sich dessen, worauf 
der Abzahlungshändler gegen ihn auf Herausgabe der Sachen 
klagte. Der Beklagte beantragte Abweisung der Klage, weil er 
sich wegen des Eigentums seines Mieters in gutem Glauben be- 
funden, und nach dem BGB. für den Erwerb des Pfandrechtes 
der Satz Hand muß Hemd wahren gelte (BGB. 1207; 1257). 
Der Kläger widersprach der Anwendbarkeit jenes Satzes in 
unserem Falle (BGB. 559). 

Wie ist zu erkennen? 

11. Die Gläubiger eines Geschäftsmannes hatten 200 JC an 
barem Gelde gepfändet. Der Hausherr des Schuldners machte 
sein gesetzliches Pfandrecht als Vorrecht geltend und verlangte 
den Betrag für sich. Das Amtsgericht nahm an, daß nach dem 
Gesetz bares Geld als eine körperliche Sache wie alle anderen 
auch ebensogut eingebrachte Sache sei, wenn es in die Mieträume 
gelange, und gab deshalb der Klage ohne weiteres statt. Das 
Landgericht war über die Frage recht zweifelhaft. Es führte 
aus, daß das BGB. darüber, welche Sachen eingebracht seien, 
nichts sage, und zwar nach den Motiven deshalb nicht, weil der 
Begriff schon lange feststehe. Nach früherem Recht aber hätten 
als eingebracht nur die Sachen gegolten, die in die Mieträume 
gebracht seien, um dort zu sein. Gerade beim Gelde aber seien 
am ersten Zweifel möglich, ob das zutreffe. Hier war nun aber 
durch ein eigentümliches Spiel des Zufalls Geld gepfändet wor- 
den, das der Mieter, wie er als Zeuge bekundete, für die Miete 
zurückgelegt hatte. 

Welche Ansicht verdient begründetermaßen den Vorzug? 
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1, Welche Rechtsverhältnisse werden mit folgenden Tat- 
beständen gegeben? Welche Folgen knüpfen sich jeweils an die- 
selben an? 

a) Darlehen von 100 Jl erbeten. Sparkassenbuch kann zur 
Sicherheit hinterlegt werden. 
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b) 4000 M werden gegen Verpfändung einer Hypothek von 
17000 M gesucht. 

c) Auf eine industrielle Aktie im Werte von 5000 Jl werden 
8000 M auf ein Jahr zu erborgen gewünscht. 

d) Beamten werden Darlehen gewahrt gegen Versatz von Lebens- 
versicherungs-Policen. 

e) Es soll eine Hypothek an einem verpachteten Zehntrecht 
bestellt werden. 

f) 2000 M Darlehen gewünscht. Bürgschaft ist das Manu- 
skript eines Gedichtes, das auf 10000 Jl geschätzt wird. 

2. A. tritt gegen B. klagend auf: Von ihm, dem A., sei 
dem S. ein Darlehen gegeben worden gegen Verpfändung einer 
dem S. gegen T. zustehenden Forderung. Diese Forderung 
habe S. vor kurzem an B. abgetreten und diesem dabei alle auf 
die Forderung bezüglichen Urkunden und Beweismittel überant- 
wortet. Diese werden nun gerichtlich herausverlangt. 

B. bestreitet, daß eine solche Klage rechtlich begründet sei. 
Er habe mit; A. nicht das Geringste zu schaffen, und es habe 
dieser an den verlangten Papieren weder Eigentum noch Pfand- 
recht selbst behaupten können. Weshalb die Klage abzuweisen sei. 

Welches Urteil ist zu fallen? 

Könnte A. gegen T. vorgehen? Kommt etwas darauf an, ob 
dem T. eine Anzeige von der Verpfändung zugegangen ist, — 
sei es von S. oder von A. oder von beiden oder von einem Dritten? 

3. X. hat die ihm an dem Grundstücke des T. zustehende 
Hypothek für ein von Z. aufgenommenes Darlehen unter Übergabe 
des Hypothekenbriefes verpfändet. 

Welche Rechte kommen nun dem X. wegen der Hypothek 
zu? Muß diese oder die durch sie gedeckte Forderung ihm noch 
besonders überwiesen werden; und würde das letztere einen 
Unterschied in seiner Rechtsstellung ausmachen? 

4. Ackermann hat als Vermächtnisnehmer von Knierim eine 
alte wertvolle Musikdose zu fordern. Diese war dem Knierim vor 
Jahren durch Erbgang zugefallen; und nunmehr hatte ein Ver- 
wandter, der ihn zu seinem Erben eingesetzt hatte und am 11. Ja- 
nuar verstorben war, ihm die Verpflichtung auferlegt, binnen 
Jahresfrist jene Dose an den dem Testator befreundeten Acker- 
mann herauszugeben. Letzterer hatte hierüber von Knierim einen 
Schuldschein erhalten, wonach ihm jene Dose am 24. Dezember 
überliefert werden sollte. Am 15. Mai nimmt Ackermann von 
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Puckel ein Darlehen auf vier Wochen auf und verpfändet ihm 
dafür die ihm gegen Enierim zustehende Forderung, wobei er 
den ihm ausgestellten Schuldschein seinem Gläubiger übergibt. 
Enierim wird hiervon in Kenntnis gesetzt; da aber seine Ver- 
mögensverhältnisse sich verschlechtern, verkauft er am 8. Juli die 
Musikdose an Lauer gegen Barzahlung. Nach einigen Tagen wird 
der Konkurs über ihn eröffnet 

Es wird bei uns angefragt, ob Puckel von Lauer Herausgabe 
der Spieldose verlangen kann? Oder ob er im Konkurse auftreten 
kann und worauf? 



Viertes Buch. 

Pamilienrecht 



1. Liegen rechtsgültige Verhältnisse vor? 

a) Ein junger Mann übersendet einer Dame, der er gesell- 
schaftlich näher getreten ist, einen goldenen Verlobungs- 
ring, erhalt aber keine Erwiderung darauf. Er schreibt 
an sie, mit der Bitte, binnen drei Tagen zu antworten, 
bleibt aber wieder ohne Antwort (BGB. 516). 

b) Es wird jemand dazu bewogen, ein Eheversprechen abzu- 
geben; und zwar dadurch, daß ein Dritter ihm in arg- 
listiger Täuschungsabsicht unwahre Angaben über die Ver- 
mögensverhältnisse des anderen Teils gemacht hat. 

c) Wie stand es in diesem Falle: Ein junger Bauer hat einem 
Mädchen erklärt, daß er 120 Morgen Grundbesitz und 
nur 12000 Jt Schulden darauf habe. Sie hat ihm nun 
die Ehe versprochen. Dann stellt sich heraus, daß er 
weniger als 100 Morgen und 19000 Jl Schulden hat. 

d) Eine Witwe verlobt sich 3 Monate nach dem Tode ihres 
Ehemannes. 

e) Der Freiherr von Knigge war Hofjunker des Landgrafen 
von Hessen-Kassel. Er war eine Schalksnatur und konnte 
seinen lustigen Einfallen oft gegen seine eigene Lehre — 
Umgang mit Menschen — nicht widerstehen. Damit kam 
er bei der Landgräfin, einer geborenen Prinzessin Branden- 
burg-Schwedt, weniger gut an. Eines Tages gelang es ihr 
sogar, ihm eine Schlinge zu legen, in der er sich fing. 
Sie hatte eine Hofdame, ein Fräulein Henriette B., die von 
Natur sehr stiefmütterlich bedacht war. Diese kam Knigge 



§1. Verlöbnis. 107 



so komisch vor, daß er sie sofort nach ihrem Eintritt in 
die Hofgesellschaft zur Zielscheibe seines Witzes machte. 
Er stellte sich nämlich in sie verliebt und machte ihr mit 
meisterhaft gespielter Leidenschaft den Hof. Als er aber 
einmal gerade im besten Zuge war, stand plötzlich die 
Landgräfin vor den beiden, und nun übernahm sie die 
Weiterführung des Lustspiels. Das freut mich, mein 
lieber Knigge, sagte sie einfach, daß ein Mann wie Sie 
meine liebe Henriette heimzuführen beabsichtigt. Meinen 
Segen haben Sie und . . Auf einen Wink von ihr näherten 
sich jetzt die übrigen Teilnehmer der Gesellschaft, und die 
Fürstin teilte ihnen alsbald mit, daß Herr von Knigge 
und Fräulein von B. verlobt wären. Knigge fand nicht 
den Mut zu widersprechen, und Henriette widersprach erst 
recht nicht. 

2. Sind nachstehend klagbare Ansprüche nach dem Verlöbnis- 
recht gegeben? 

a) Unter den im britischen Museum aufbewahrten demotischen 
Papyri befinden sich einige Heiratskontrakte. In einem 
dieser interessanten alten Schriftstücke wird uns mitgeteilt, 
daß im fünften Jahre der Herrschaft des Königs Ptolo- 
maeus Euergetes ein Mann, namens Soter, seiner Braut 
verspricht, ihr hundert Drachmen zu zahlen, falls er die 
seinerseits eingegangenen Bedingungen nicht erfüllt. Anderer- 
seits aber, wenn er sein Eheversprechen hält, soll ihm die 
gesamte Mitgift mit allem Grundbesitz der Braut am Tage 
der Hochzeit gehören. 

Vgl. EG. 170; 198; 199. 

b) Der Bräutigam zieht unter nichtigen Vorwänden den Termin 
der Hochzeit hinaus; es sind jetzt vier Jahre seit der Ver- 
lobung verflossen. 

c) Ein junges Mädchen hat Medizin studiert und besitzt nun 
eine lohnende Praxis. Es lernt einen Historienmaler kennen 
und verlobt sich mit ihm. Dieser aber verdient sehr 
wenig und kann eine Familie nicht ernähren. Da er es 
nicht über sich gewinnt, sich von seiner Frau versorgen 
zu lassen, so löst er einseitig das Verlöbnis. 

3. X. war wegen Verschwendung entmündigt und unter 
Vormundschaft gestellt worden. Nach kurzer Zeit verlobt er sich 
und wünscht zu heiraten. Sein Vormund aber verweigert seine 
Genehmigung. 
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Mit Fug? 

Cf. 1. 20 D. de ritu nuptiarum (23, 2); 1. 8 C. de nuptiis (5, 4); — 
Reichsgesetz vom 6. Februar 1875, § 39, dazu jetzt EG. 46, I; — 
BGB. 1304. 

Nun erhebt die verlassene Braut gegen X. Ersatzansprüche 
nach BGB. 1300. 

Geht dies an? 

4. Die Gräfin Viktoria zu L.-W. stellte gegen den Grafen 
Friedrich zu A.-W. eine Entschädigungsklage auf 50 000 Jl an. 
Im vorigen Jahre habe sie sich im Alter von 23 Jahren mit 
dem Beklagten verlobt. Dieser habe sie verfuhrt und unter fort- 
gesetzter Beteuerung der Heirat sie bewogen, sich ihm hinzu- 
geben. Dann habe er sie in beleidigender Weise verlassen. 

Der Beklagte entgegnet, daß er damals noch rechtsgültig ver- 
heiratet gewesen; und daß die Klägerin und deren Eltern das 
gewußt hätten. Auch habe der Vater der Klägerin seine Ein- 
willigung zu dem Verlöbnisse nicht gegeben, sondern nur dessen 
von ihm geschiedene Frau; während jener ohne Wohnsitz sich 
auf Reisen aufhalte. Es falle also jeder gesetzliche Entschädigungs- 
anspruch gegen ihn, den Beklagten, weg. 

Wie ist zu entscheiden? 

5. Die Witwe Ernest stellt gegen den Buchhalter Gegnitz 
folgende Klage an: 

Vor vier Jahren lernte meine Tochter Herrn Gegnitz kennen. 
Die jungen Leute gewannen einander bald lieb und verlobten 
sich. Der Herr Gegnitz schob jedoch die Hochzeit von Tag zu 
Tag hinaus und stellte endlich an die Erfüllung seines Ehever- 
sprechens die Bedingung, daß mein Sohn die Schwester des 
Herrn Gegnitz heirate. Als mein Sohn auf diese Bedingung 
nicht eingehen wollte, erklärte der Herr Gegnitz, daß er von der 
Verlobung zurücktrete und von der Heirat nichts mehr wissen 
wolle. 

Während der Zeit des Brautstandes, der vier Jahre dauerte, 
genoß der Herr Gegnitz bei mir mindestens sechshundert Nacht- 
mähler im Mindestwerte von 50 3$ das Nachtmahl, zusammen 
300 Jl, ferner wenigstens 60 Mittagsmähler im Mindestwerte 
von 1 Jl. Weiter ließ er drei Wochen seine Schwester bei 
mir verköstigen, wofür ich 40 Jl beanspruche. Endlich ist mir 
durch das Verlobungsmahl und durch die Verlobungsanzeigen 
ein Schaden von 60 Jl erwachsen. Die Klage schließt mit der 
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Bitte, das Gericht wolle Herrn Gegnitz zur Zahlung von 460 Jl 
verurteilen, da die Verlobung durch sein Verschulden zurückging. 

Der verklagte Bräutigam a. D. fuhrt an, daß er sich für die 
bei Frau H. genossene Gastfreundschaft dahin entgeltlich gezeigt 
habe, daß er sowohl seiner Braut als auch deren Mutter wertvolle 
Geschenke, bestehend in Schmucksachen und Kleidungsstücken 
gemacht und die Damen wiederholt in das Theater und sonstige 
Vergnügungslokale geführt habe, woraus ihm Auslagen im Mindest« 
betrage von mehr als 200 JK erwachsen seien. Er hält sämtliche 
in der Klage geltend gemachten Ansprüche für im Gesetze nicht 
begründet. 

In einem anderen entsprechenden Falle klagte der Vater der 
Braut von dem früheren Bräutigam 940 Jl Kollegiengelder und 
Promotionsgebühren ein, die er jenem in Erwartung der baldigen 
Heirat zugewandt habe; ferner 400 Jl bar gewährte Darlehen; 
für Entwertung der schon lange liegenden Ausstattung der Braut 
120 Jt\ für Verminderung der Versorgungsmöglichkeit der Braut 
durch die Ehe, weil sie älter geworden und daher einer größeren 
Mitgift bedürfe, 6000 Jl. 

Wie ist über diese verschiedenen Ansprüche nach dem BGB. 
zu befinden? 

6. Der Garabiniere Vincenzo Biggio, der in dem Vesuvdorfe 
Roccamonfina stationiert war, lernte dort ein Mädchen aus ehr- 
barer Familie, Carolina Trucco, kennen. Er verliebte sich in 
die erst 15 jährige Schöne und hielt um ihre Hand an, die ihm 
auch der Vater des Mädchens zusagte. Die Heirat sollte, mit 
Bücksicht; auf die große Jugend der Carolina, noch um ein Jahr 
aufgeschoben werden. Es währte aber nicht lange, so gestand 
Carolina ihren Eltern, daß mit der Hochzeit keine Zeit zu ver- 
lieren sei. Der Vater des Mädchens nahm sogleich mit dem 
Bräutigam Bücksprache, dieser aber suchte Ausflüchte und er- 
klärte schließlich rund heraus, daß er die Carolina nicht mehr 
heiraten wolle. Die Eltern des Mädchens stellten nun gegen den 
wortbrüchigen Carabiniere Klage an. 

Es kam zum Termin. Die verratene Carolina war mit ihren 
Eltern zugegen. Der Richter ermahnte den Carabiniere, er solle 
doch dem armen Mädchen sein Versprechen halten, erhielt aber 
zur Antwort: Ein Mädchen, das ich zu meiner Frau machen 
soll, darf sich nicht vor der Hochzeit wegwerfen! Diese harten 
Worte scheinen der armen Carolina die Besinnung vollends ge- 
raubt zu haben. Sie zog einen kleinen Revolver aus der 
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Tasche und streckte ihren Verführer durch drei Kugeln tot 
nieder. 

Wie ist über diesen Fall nach unserem BGB. zu urteilen? 

Im besondern fragt es sich: 

a) War ein rechtsgültiges Verlöbnis zu stände gekommen? 

b) Worauf ging die angestellte Klage? 

c) War ein wichtiger Grund zum Bücktritte gegeben? 

d) Welche Ersatzansprüche des Mädchens kommen in Frage? 

e) Wie steht es mit Gegenansprüchen nach BGB. 829? 

f) Welchen Einfluß würde es haben, wenn der Beginn der 
Angelegenheit 1899, ihr Abschluß im Jahre 1900 ge- 
schehen wäre? 



1. Ein Handwerksmeister hatte an dem Tage, an dem er den 
Bund fürs Leben schließen wollte, schon so stark gefrühstückt, 
daß, als das Brautpaar mit den Zeugen auf dem Standesamt an- 
langte, der Standesbeamte es ablehnte, die Trauung zu vollziehen. 

a) War der Standesbeamte zu dieser Zurückweisung befugt? 

b) Steht den Parteien ein Rechtsmittel dagegen zu? 

c) Was wäre die Folge gewesen, wenn der Standesbeamte die 
Angetrunkenheit des Bräutigams unbeachtet gelassen hätte? 

2. Der Pfarrer Don Abbondio war gebeten, Benzo Tramaglino 
und Lucia Mondella morgen zu trauen. Als er am 7. No- 
vember 1628 von einem Gange nach Hause zurückkehrte, stieß 
er auf zwei Bravi, welche Mordgesellen im Namen des Don 
Rodrigo, eines gewalttätigen italienischen Großen ihm die Trauung 
untersagten. Der Pfarrer, in Angst um sein Leben, fugte sich. 
— Da faßten die Verlobten einen besonderen Plan. Zwei 
Freunde von ihnen gingen des Abends zu Don Abbondio, um 
eine Schuld zurückzuzahlen. Der Pfarrer schrieb eine Quittung 
und reichte das Papier hin. Tonio sireckte die Rechte aus, es 
zu nehmen, trat nach der einen Seite, sowie Oervaso auf seinen 
Wink nach der andern: und siehe da, zwischen ihnen standen 
Benzo und Lucia . . . Benzo sagte: Herr Pfarrer, in Gegen- 
wart dieser Zeugen, diese ist meine Frau. Seine Lippen 
waren aber noch nicht wieder zur Buhe gekommen, als Don 
Abbondio, nachdem er die Lampe aufgenommen, mit der Rechten 
den Teppich, der den Tisch bedeckte, gepackt und wütend an sich 
gerissen hatte, Buch, Papier, Tintenfaß zu Boden werfend, auf 
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Lucia losstürmte. Die Arme mit ihrer so sanften und eben da- 
mals bebenden Stimme hatte kaum hervorbringen können: und 
dieser — , als Don Äbbondio ihr gröblicherweise auch den Teppich 
über Kopf imd Angesicht geworfen hatte, um sie abzuhalten, die 
Formel ganz auszusprechen . . Dann warf er die Lampe nieder, 
daß sie erlosch, tappte nach der Tür, fand sie, fuhr hinaus und 
verschloß sich drinnen . . . 

(Nach Manzoni, I promessi sposi.) 
Auf welche Rechtseinrichtung geht diese Erzählung zurück? 
Wie stand es damit nach dem römischen und dem kanonischen 
Rechte? Wie nach dem protestantischen Eherechte? Was sagt 
darüber das neuzeitliche bürgerliche Recht — vor und nach dem 
BGB.? 

3. Kaiser Maximilian (1493 — 1519) war 1490 insgeheim und 
durch Prokuratur mit Anna von Bretagne ehelich getraut worden. 
Maximilian wollte sich der Unauflöslichkeit dieser ehelichen Ver- 
bindung sichern und den Mangel der leiblichen Konsummation 
während seiner Abwesenheit durch eine besondere Feierlichkeit 

1 ersetzen. Chi mit la jeune mariie au lit, et Vambassadeur au- 
tricMen, tenant ä la main la procuration de son maitre, intro- 
duisit sa jambe nue jusqu'au genou dam la couche nuptiale. 
Anna nannte sich nunmehr Römische Königin. Aber am 6. De- 
zember 1491 reichte sie ihre Hand Karl VIII., König von 
Frankreich. 

(Gösghel, Zerstreute Blätter aus den Hand- und Hilfsakten 

eines Juristen.) 

Welche juristisch besondere Art von Eheschließung wird hier 
berichtet? Ist sie heute noch zulässig? Wie verhält sich BGB. 
1317 in dieser Hinsicht zu 925? Verstieß der Schluß des vor- 
stehend Erzählten gegen BGB. 1309? 

4. Im Jahre 1750 wurde in England unter Georg II das 
alte kanonische Recht für die Eheschließung aufgehoben. Da- 
gegen blieb es in Schottland in Geltung, weshalb viele Leute, 
die in England bei der beabsichtigten Heirat auf Schwierigkeiten 
stießen, sich jetzt nach Schottland wandten. Die erste Idee, 
Trauungen auf schottische Weise vorzunehmen, gebührt, wie es 
heißt, einem gewissen Jösef Paisley in Springfield, der um 1750 
in der Mitte des nachmals durch ihn Qretna- Green genannten 
Platzes, auf einem Hügel an der Heerstraße nach Schottland, 
ein Haus erbaute und einen Handel, namentlich mit Spirituosen 
und Tabak, eröffnete. Um sein Geschäft zu heben, erbot er sich, 
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seine Kunden umsonst oder wenigstens viel wohlfeiler zu trauen, 
als es die benachbarten Geistlichen taten. Als 1790 sein Haus 
abbrannte, zog Paisley nach Springfield zu seinem Freunde, dem 
Hufschmied Daniel David Lainy; und nun setzten sie das Ge- 
schäft der Trauung zusammen fort. Nach dem letzteren hießen 
auch späterhin alle schottischen Friedensrichter, die unschwierig 
kopulierten, Schmiede von GretnorGreen, — Durch Gesetz von 
1857 wurde vorgeschrieben, daß die Brautleute wenigstens drei 
Wochen in Schottland wohnen müssen. 

Welche formellen Voraussetzungen fordert statt dessen unser 
geltendes Recht? Gibt es für Bayern, die in Norddeutsohland 
sich verheiraten, besondere Vorschriften? 

Ist eine in Gretna- Green geschlossene Ehe bei uns gültig — 
sei es, daß beide Teile Schotten, Engländer oder sonstige Aus- 
länder, oder daß sie Deutsche sind, oder daß der eine Teil 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt? 

5* In Wien hatte vor längeren Jahren ein gewisser Josef 
Weyerhofer das Ordensgelübde vor dem Abte Hauswirth abge- 
legt, vor zwei Jahren aber das Kloster verlassen und später' 
seinen Übertritt zum Altkatholizismus angemeldet. Als er vor 
einiger Zeit eine Ehe eingehen wollte, verlangte das Standesamt 
von ihm den Nachweis, daß kein Ehehindernis obwalte, weshalb 
er als Wiener beim dortigen Magistrate um ein Ehebef ähigungs- 
zeugnis einkam. Ein solches wurde ihm verweigert, da er als 
Geistlicher schon die höheren Weihen empfangen und damit das 
Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt habe. Statthalterei und Mini- 
sterium wiesen seinen Rekurs ab, und so brachte er die Be- 
schwerde beim Verwaltungshofe ein. Dieser erkannte auf Ab- 
weisung der Beschwerde, da ein Geistlicher, der die Weihen schon 
empfing, nach § 63 des österr. GB. keine Ehe schließen dürfe 
und die späteren Gesetze hieran nichts ändern konnten. 

österr. GB. 63: Geistliche, welche schon höhere Weihen em- 
pfangen, wie auch Ordenspersonen von beiden Geschlechtern, 
welche feierliche Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt haben, können 
keine gültigen Eheverträge sehließen. 

Was ist hierzu nach unserem BGB. 1323; 1330; 1588 zu 
bemerken? 

6. Im englischen Gesandtschaftshotel zu Dresden nahm der 
englische Geistliche eine Trauung vor, ohne daß die standesamt- 
liche Eheschließung vorangegangen war. 

Wie stand es mit der Gültigkeit dieser Ehe? 
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7. An der österreichischen Grenze erstrecken häufig deutsche 
Pfarreien ihren Sprengel in das Ausland, wahrend die Pfarr- 
kirchen im Inlande liegen. 

Kann hier nicht der Geistliche allein eine gültige Ehe er- 
klären, — sei es zwischen deutschen oder österreichischen Staats- 
angehörigen? 

8. Der Bhetor Marcus Annaeub Sbkboa verbreitet sich in 
seinen contiroversiae über nachstehendes thema: 

Dives pauperem de nuptiis filiae interpeüavit tertio. Ter 
pauper negavü. Profeetus cum jüia naufragio expulsus est in 
divitis fundum. Appeüavit ittum dives de nuptiis filiae. Pauper 
taeuit et flevit. Dives nuptias feeii. Bedierunt in urbem. Vult 
pauper edueere puellam ad magistratus. Dives contradioit. 

Welche rechtliche Zweifelsfrage ist hier aufgeworfen? Wie 
ist sie nach unserem Rechte begründet zu entscheiden? 



m 

1. Wie steht es mit der Gültigkeit nachstehender Ehe- 
schließungen? 

a) Ein junger Mann von 19 Jahren, der noch nicht für voll- 
jährig erklärt ist, heiratet mit Genehmigung seines Vaters; 
der Standesbeamte erhebt keinen Einspruch. 

b) Martin Caß hat sich mit Elise Ormond verheiratet. Er 
behauptet, daß er sie leidenschaftlich liebt, wenn er in 
ihrer Gegenwart ist, und daß ihre Briefe eine vollständige 
Herrschaft über sein Gemüt ausüben; aber wenn dieser 
Einfluß aufhört, empfindet er den größten Widerwillen 
gegen sie. Er wollte sie als Haushälterin annehmen. 
Bei der ersten Zusammenkunft fühlte er ihren hypnotischen 
Einfluß. Sie heftete ihren Blick auf ihn, schraubte die 
Lampe herunter, saß auf seinen Knien und fragte ihn, ob 
er sie nicht heiraten wolle. Obgleich er nein sagen wollte, 
konnte er nur bejahend antworten. Sie hielt ihn bei 
seinem Versprechen. Dr. Kempster, ein berühmter Sach- 
verständiger für Geisteskrankheiten, bestätigte vor Gericht, 
daß Caß durch einen seltsamen Einfluß ernstlich ange- 
griffen und für seine Handlungen nicht verantwortlich 
wäre. 

Stammler, Übungen IL g 
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c) C. 26 X. de sponsalibus et matrimoniis (4, 1): ... Gon- 
sequenter quaesivisti, cum quandam midierem quidatn aliter 
inducere nequivisset, ut sibi commisceretur oamaliter, nisi 
desponsasset eandem, mUia solennitate adhibüa, vel aUouius 
praesentia dixit ille: Te Joannes desponsat, cum ipse 
Joannes non vocaretur, sei finxit, se vooari Joannen*, 
non oredens esse coniugium, eo quod ipse non vocaretur 
hoc nomine , nee habere prqpositum contrahendo, sed 
copulam tantum eocequendi carnalem: utrum inter prae- 
dictos sit matrimonium celebratwn, cum mutier eonsen- 
serit in eundem et iüe dissenserit et tUssentiat, nee aliud 
quiequam egerit, quam superius est expressum, nisi quod 
cognoverit eandem? ... [a. 1213] 

d) Ein interessantes Vorkommnis ereignete sich jüngst in 
einem idyllischen Dörfchen in Boßshire. Ein Londoner 
Rechtsanwalt, der während seiner Sommerreise auch nach 
jenem romantisch gelegenen Fleckchen der Erde verschlagen 
wurde, verliebte sich dort in eine junge Lehrerin. Die 
Dame nahm zuerst wenig Notiz von ihm. Der Jurist 
ließ sich jedoch nicht abschrecken. Vor kurzem trafen die 
beiden bei einer großen Teaparty im Pfarrhause zusammen. 
Die hübsche Schottin war sehr gut gelaunt, sogar ein 
wenig übermütig. Der Pastor selbst war nicht anwesend, 
und sein Vertreter, ein lebenslustiger junger Kandidat, 
ließ sich zu einem regelrechten Komplott verleiten. Er 
machte der Lehrerin den Vorschlag, sich auf der Stelle 
mit dem Rechtsanwalt trauen zu lassen, und das junge 
Mädchen, das die Sache nur für einen Scherz hielt, willigte 
ohne Bedenken ein. Man setzte sich in Positur, beant- 
wortete die üblichen Fragen, und der kleine Zwischenfall 
war für den Augenblick beendet. 

2. Kann gegen die geschlossene Ehe in diesen Fällen recht- 
lich vorgegangen worden? 

a) Ein berüchtigter Hochstapler, der als Baron 0*Nello, sogar 
als Erzherzog Franz Ferdinand, und mit anderem fälschlich 
auftrat, näherte sich einer jungen Dame unter dem Namen 
eines Assistenzarztes Dr. Arend, verlobte sich mit ihr und 
überredete sie, sich in London mit ihm trauen zu lassen. 

b) Die Gattin des Grafen von Salviac, geb. Kanter, hat jetzt 
die Trennungsklage gegen den Grafen von Salviac an- 
strengen lassen« Die Klage stützt sich darauf, daß die 
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Gräfin von Salviac sich nur deshalb zur Ehe entschlossen 
habe, weil sie den Grafentitel erwerben wollte, daß aber 
der Ehemann den Grafentitel zu Unrecht führe, 
c) Vor Eingehung der Ehe hatte der Ehemann seiner jetzigen 
Frau vorgespiegelt, daß er ledig und noch nicht verheiratet 
gewesen sei, obgleich er bereits verheiratet gewesen, aber 
wegen Ehebruchs geschieden und für den schuldigen Teil 
erklärt worden war. 
d) Die Gräfin von Torrecusa ist die Tochter des reichen Bau- 
unternehmers Fiocca. Sie hatte sich, erst 18 Jahre alt, 
heimlich mit einem jungen Arzte verlobt. Bald darauf 
lernte der Graf von Torrecusa die schöne und reiche 
Signorina kennen und hielt um ihre Hand an. Der Vater 
des Fräuleins war hochbeglückt, daß seine Tochter Mit- 
glied einer so vornehmen Familie werden solle. Als die 
Signorina von der Heirat nichts wissen wollte, brachte er 
sie nach einem abgelegenen Abruzzennest und suchte sie 
dort mürbe zu machen. Die Signorina hatte keine Mutter 
mehr und ihre Großmutter war dem armen Kind auch 
keine Stütze. Im Gegenteil, die Großmutter quälte das 
Fräulein womöglich noch ärger als der Vater, daß sie den 
Grafen von Torrecusa heiraten solle. Man beraubte die 
Signorina ihres Schmuckes und ihrer schönen Kleider, 
mißhandelte sie auf die erdenklichste Weise und sperrte 
sie endlich bei Wasser und Brot in ein Kellerloch ein. 
Schließlich gab das arme Kind nach und ließ sich mit dem 
Grafen von Torrecusa trauen. 
3* Es war einmal ein Bittersmann, der zog aus mit Knappen 
und Reisigen nach dem heiligen Grabe und zum Kampfe gegen 
die Ungläubigen und ließ Eltern und Braut und alle Verwandte 
zurück. Aber er kam nimmer heim. Und waren schon viele 
Jahre hingegangen, da stand eines Abends vor dem Tore ein 
Mann, der zeigte sich als der Ausgezogene, ob er gleich durch 
die Zeiten und Schicksale gar vielfältig verändert erschien. Doch 
als er seinen Bing vorwies und sein Gewaffen und Schild, und 
alles so wohl erkannte und in guter Erinnerung hatte, so im 
Schlosse war und geschehen, da freuten sich alle und nahmen 
den Verlorenen wieder unter sich auf. Und erhielt selbiger das 
väterliche Erbe und alle seine Güter und machte auch in Bälde 
Hochzeit mit der verbliebenen Braut, und lebte herrlich und in 
Freuden« 

8* 
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Aber es war alles eitel Betrag und Schalksstreich gewesen; 
und das war also gekommen. Der da ausgezogen, lag schon seit 
Jahr und Tag im Morgenlande begraben; dieser aber, so zurück- 
gekehrt, das war sein Freund gewesen, mit welchem er gar vieles 
stets von seiner Heimat und den Leuten dort gesprochen, und 
der auch seinen Schmuck und Rüstung, als jener todlich gefallen, 
zu sich genommen .... 

Welche Folgen würde die nüchterne Bechtsbetrachtung des 
heutigen Juristen an den Tatbestand dieser altdeutschen Sage zu 
knüpfen haben? Wie stände es hiernach im besondern mit der 
abgeschlossenen Ehe? 

4. Die Viktoria Kranze! war zwangsweise zur Eingehung 
ihrer jetzigen Ehe mit Xaver Naus gebracht worden. Sie bewies 
durch Zeugen, daß sie durch das Benehmen ihres Vaters gegen 
sie bis zur Eheschließung in gerechter Furcht vor körperlichen 
Leiden gewesen war, indem derselbe, wenn sie, mittelbar oder 
unmittelbar, ihre nicht unmotivierte Abneigung gegen den vor- 
geschlagenen, zwanzig Jahre altern Bräutigam äußerte, gegen sie 
fluchte und ihr mit Schlägen oder mit Verstoßen aus dem Hause 
drohte; sie konnte auch an der etwaigen Vollziehung dieser 
Drohung nicht zweifeln, da ihr Vater, wie er von bekannten 
Zeugen geschildert wurde, ein Mann war, welcher, wenn er ein- 
mal in die Hitxe geraten, unbeugsam und nicht wohl wieder zu 
besänftigen sein soll. 

So wurde sie dazu gebracht, ihren jetzigen Ehemann zu hei- 
raten; hat auch anderthalb Jahre bei diesem gelebt und ihm ein 
Kind geboren. Jetzt aber behauptet sie, es in dem Hause ihres 
Mannes nicht furder aushalten zu können, da dieser roh und 
lieblos gegen sie und ihr Kind sei. Und sie beruft sich auf 
den Zwang, den sie erlitten, und der sie zur Ehe allererst ge- 
bracht. 

Ihr Mann aber will nichts von Scheidung wissen; da sie die 
Ehe mit ihm vollzogen habe und seither mit ihm zusammen- 
gewesen sei und ihn als Ehemann geduldet habe, so sei jener 
Fehler des Eheabschlusses, meint er, längst geheilt. 

Was ist Bechtens? 



IV 

1. Darf der Ehemann die Briefe seiner Frau öffnen, — die 
von ihr geschriebenen oder die an sie einlaufenden? Kommt 
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etwas darauf an, ob er gegründeten Verdacht der ehelichen Un- 
treue seiner Frau hat? 

2. Ein Kaufmann war drei Monate lang auf einer Geschäfts- 
reise. Seine zu Hause gebliebene Ehefrau wird krank und be- 
ruft einen Arzt. Dieser behandelt sie und hat jetzt 45 JH 
Honorar zu fordern. 

Welcher Person hat er hierüber eine Rechnung zu senden; 
und gegen wen wird er im äußersten Falle eine Klage an- 
stellen? 

3. Ein achtzehnjähriges Mädchen verheiratet sich — 1) mit 
Zustimmung ihrer Eltern; 2) oder des Vormundes; 3) oder des 
Vormundschaftsgerichtes. 

a) Wie steht es nun mit der Besorgung ihrer persönlichen 
Angelegenheiten und mit Verwaltung und Nutzung ihres 
Vermögens? 

b) Bedarf es der besonderen Bestellung eines gesetzlichen 
Vertreters? 

c) Wie steht es, wenn die Ehe ohne Einwilligung des gesetz- 
lichen Vertreters geschlossen war, und der Standesbeamte 
darauf nicht acht gegeben hatte? 

4. In Basel lernte ein russischer Hochstapler die Tochter 
einer dortigen vornehmen Familie kennen. Er beredete das 
siebzehnjährige Mädchen zu fliehen und auf Helgoland sich mit 
ihm trauen zu lassen. Nachdem dieses geschehen, verlangte er 
von dem verwitweten Vater das mütterliche Vermögen der jungen 
Frau heraus, da nach Schweizer Recht der Satz gelte: Heirat 
macht mündig; während er nach russischem Rechte mit zurück- 
gelegtem 25. Lebensjahre volljährig geworden war. 

War dieses Verlangen formell und sachlich in Ordnung? 
Wie wäre zu erkennen, wenn der Fordernde ein Deutscher 



5. Ist in den kommenden Tatbeständen die Eigenschaft als 
Ehefrau ein Hindernis? Hat die betreffende Stellung der Frau 
auf die des Ehemannes Einfluß? 

a) Eine städtische Lehrerin war von der Schulverwaltung ent» 
lassen worden, obgleich sie auf Lebenszeit angestellt ge- 
wesen, weil sie sich jetzt verheiratet hatte. 

b) Die Prinzessin Friedrich Karl von Hessen ist zum Chef 
des Füsilier-Regimentes Nr. 80 ernannt worden. Damit 
hat sie militärisch den Rang eines Obersten« Ihr Gemahl 
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aber ist Hauptmann und Kompagniechef im 81. Hessischen 
Infanterie-Regiment. 
6« Streitigkeiten über die Wohnung von Eheleuten? 

a) Die Ehefrau eines Arbeiters hat eine Wohnung gemietet 
und ein Angeld bezahlt. Dann erklärt der Mann, daß er 
die Wohnung nicht nehme, da er nicht zugestimmt habe. 

b) Der Sohn einer Gastwirtin heiratet. Da es ihm geschäft- 
lich schlecht geht, so zieht er wieder in das Haus der 
Mutter und verdient sich als Kellner soviel, daß er seine 
Frau und sein Kind unterhalten, ihnen aber keine besondere 
Wohnung stellen kann. Nun verlangt er, daß die Ehe- 
frau mit ihm dort wohne; was diese ablehnt, da sie sich 
mit der Schwiegermutter nicht vertragen könne. 

c) Im vorigen Falle erklärte sich schließlich der Ehemann 
bereit, für eine eigene Familienwohnung zu sorgen. Aber 
die Frau entgegnet, daß sie ihm nicht traue; und daß er 
erst die Wohnung bereit stellen möge. Worauf der Mann 
wieder vorbringt, daß er seinerseits der Ehefrau mit ihrem 
Bückkehrversprechen nicht traue; es könne ihm nicht zu- 
gemutet werden, auf das Ungewisse Monate hindurch die 
Kosten einer Familienwohnung auf sich zu nehmen, wenn 
die Frau bisher die Bückkehr zu ihm geweigert habe. 

d) Ein merkwürdiger Prozeß hat vor nicht langer Zeit das 
Seinegericht zu Paris beschäftigt. Die Gattin des Grafen 
Jean de Castellane, geb. de Talleyrand-Pengord, klagt gegen 
die Gattin des Herzogs von Talleyrand-Pärigord und Sagan. 
Gegenstand der Klage: Frau Jean de Castellane will vom 
Gericht in die Lage versetzt werden, ihren Bruder, den 
Herzog von Taüeyrand-Perigord und Sagan, jederzeit be- 
suchen zu dürfen. In der Klageschrift erklärt die Klägerin, 
daß zwischen ihr und ihrem Bruder stets ein inniges Ver- 
hältnis bestanden habe, daß der Herzog sich stets gefreut 
habe, wenn er sie, die Schwester, bei sich sehen durfte, 
daß die Beklagte aber sich diesen Besuchen widersetze und 
ihr, der Klägerin, die Tür vor der Nase zuschlage, was durch 
Zeugenaussagen bewiesen werden könne. Wenn auch ihr 
Bruder schwach und krank sei, so stehe doch ihm allein 
die Verfügung über die eheliche Wohnung zu. 

7. Zwischen zwei Eheleuten war ein Vertrag geschlossen 
worden, wonach die Frau, die das Gewerbe einer Hebamme be- 
trieb, neben der gemeinsamen Wohnung eine besondere Unterkunft 
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in einem anderen Teile der Stadt für sich mieten solle, über die 
sie allein zu verfügen berechtigt wäre. 

a) Ist jener Vertrag unter den Eheleuten rechtsgültig? Wie 
verhält er sich zu BGB. 1358? 

b) Unterliegen die in der zweiten Wohnung befindlichen 
Gegenstände dem BGB. 1362? Ist es von Bedeutung, ob 
es sich um einen Schreibtisch oder um eine Nähmaschine 
oder um ein Paar Ohrringe handelt? 

8. Baronet William Abdy hatte eine vermögenslose Ungarin, 
Fräulein Maria Theresia Petruska, geheiratet. Im Heirats vertrage 
setzte er ihr eine jährliche Rente von 20000 Fr. und außerdem 
im Überlebensfalle ein Wittum von 75000 Fr. jährlicher Rente 
aus. Nach einigen Jahren trennte sich das Ehepaar infolge von 
Mißhelligkeiten. Der Gatte zog nach London, während Madame 
Abdy in Paris lebte. Sie machte in Paris große Ausgaben und 
geriet in Schulden. Unter anderem nahm sie bei einem Herrn 
Pecquignot eine größere Anleihe auf, und zwar auf Grund eines 
Pfandes von höchst seltenen und äußerst wertvollen Spitzen, die 
Mister Abdy während der ehelichen Gemeinschaft angekauft hatte. 
Dieser, der auf seine Spitzensammlung großen Wert legte, klagte 
gegen seine Frau und ihren Gläubiger auf Wiedererstattung 
seiner Spitzen. 

Wenn der Streit unter unserem BGB. stände: 

a) Könnte er sich auf die für den Ehemann sprechende 
Eigentunisvermutung stützen? Oder umgekehrt der Gläu- 
biger auf eine praesumtio Muciana für die Frau — 1. 51 
D. de donationibus inter virum et uxorem (24, 1)? 

b) Würde die Frau sich nicht in jedem Falle auf BGB. 1361 
berufen können? Oder der Gläubiger auf BGB. 679? 

9. Tatbestand. 

Die Ehefrau des Beklagten erhielt auf Bestellung von der 
klagenden Firma Waren im letzten Jahre (Waschstoffe, Leinen- 
waren, Handschuhe, Hemden u. s. w.) im Betrage von 184 Jt. Die 
Klägerin behauptet, daß diese Waren in der Haushaltung des 
Beklagten notwendig gewesen seien. 

Der Beklagte hat diese tatsächlichen Behauptungen der Klage 
zugegeben, aber folgendes hinzugefügt: Als er im vergangenen 
April eine Rechnung bei der Klägerin bezahlte, habe er zu den 
Inhabern der Firma gesagt, sie sollten seiner Fran nichts weiter 
borgen, er käme für nichts auf und lehne die Zahlung jeder 
weiteren von seiner Frau aufgenommenen Schuld ab. 
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Von der Klägerin wird die Richtigkeit dieser Behauptung ein- 
geräumt. Sie hält sie aber für unerheblich, da eine derartige 
Erklärung zur Eintragung in das Güterrechtsregister nicht ge- 
eignet sei, und nur Erklärungen dieser Art Dritten gegenüber 
Wirksamkeit besitzen (BGB. 1435). 

Dagegen beruft sich der Beklagte auf BGB. 1357, 2. Aus 
BGB. 168 (vgl auch 130) gehe hervor, daß auch eine bloß dem 
Dritten, und nicht dem Stellvertreter selbst gemachte Erklärung 
rechtserheblich sein müsse. 

Wie ist zu erkennen? 



1. Die Ehefrau Brode hatte sich mit Abschreiben Geld ver- 
dient und davon eine Schreibmaschine angeschafft. Sie war dem 
Kaufmann Eaniß noch Geld schuldig; und dieser ließ die Schreib- 
maschine pfänden. Jetzt erhob der Ehemann Brode dagegen 
Widerspruch. 

Mit Recht? 

2. Ein Ehepaar ist ganz verschuldet. Das Vermögen besteht 
fast nur noch aus einem der Ehefrau gehörigen Miethause. 

Fragen: 

a) Gehört das Verwaltnngs- und Nutznießungsrecht des Ehe- 
mannes zu dessen Eonkursmasse? 

b) Kann (außerhalb des Eonkurses) jenes ehemännliche Recht 
der Sache oder der Ausübung nach gepfändet und über- 
wiesen werden? 

c) Dürfen Gläubiger der Ehefrau fallige Mietgelder aus dem 
Hause der Frau einziehen? Oder: dem Manne gegenüber 
mit Beschlag belegen? 

d) Wenn die Frau eine Hypothek an einem fremden Grund- 
stücke in die Ehe eingebracht hat: Steht dem Ehemanne 
ein Eündigungsrecht zu? Ist es von Einfluß, ob die Flüssig- 
machung der Hypothek eine verständige Maßregel oder ein 
verschwenderischer Leichtsinn ist? 

3. Eine minderjährige Ehefrau will ein Grundstück, das sie 
von ihrer Mutter geerbt hat, an ihren Ehemann auflassen. Ihr 
Vater lebt noch. 

Wie ist nach den Rechten zutreffend zu verfahren? 
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4. Der Gutsbesitzer M. hatte gegen seine Frau die Scheidungs- 
klage angestrengt Bis zur Austragung ihres Prozesses lebten 
beide Gatten getrennt auf zwei verschiedenen Besitzungen« Um 
seiner Frau nun einen Possen zu spielen, verpachtete M. den 
Hof seiner Frau. Die Bauerin weigerte sich, den Fremden ein- 
zulassen und das ihr gehörige Haus zu räumen. 

Kann sie dazu gerichtlich gezwungen werden? 

5« Im vorigen Falle verstarb die Ehefrau, ehe die Scheidung 
der Ehe ausgesprochen war. Haben ihre Erben ein Recht auf 
Rechnungslegung nach BGB. 1421? 

Vgl. auch BGB. 2028. 

6. Wie sind die folgenden Besonderheiten rechtlich durch- 
zuführen? 

a) Der Ehemann wird wegen Geisteskrankheit entmündigt, 
und die Ehefrau zu seiner Vormünderin bestellt; — s. bes. 
BGB. 1395; 1409. 

b) Eine Frau betreibt ein selbständiges Erwerbsgeschäft. Nun 
heiratet sie und führt das Geschäft weiter, aber so, daß 
sie es durch ihren Ehemann betreibt und diesem unbedingte, 
allgemeine Vollmacht erteilt. 

7. Zwischen den Eheleuten A. wird bei Eingehung der Ehe 
vereinbart, daß eine Kuh Vorbehaltsgut der Frau bleiben, im 
übrigen gesetzliches Güterrecht gelten soll. Dies wird eingetragen; 
weitere Eintragungen in das Güterregister sind nicht erfolgt. 

Die Kuh hat später ein Kalb geworfen; dieses Kalb ist auf 
der Weide von einem Sonntagsjäger, der es für ein Reh angesehen 
hat, erschossen worden. Derselbe läßt sich von den Eheleuten A. 
unverbrüchliches Schweigen versprechen und zahlt dann als Ent- 
schädigung für das Kalb 800 JH an den Ehemann aus. In der 
Freude seines Herzens über das gute Geschäft vertrinkt der 
Ehemann einen ansehnlichen Teil des Geldes im Wirtshaus und 
verschenkt in leicht angetrunkenem Zustande den Rest. 

Die Ehefrau will jetzt auf Grund des BGB. 1870 den Gast- 
wirt und den Beschenkten auf Rückgabe verklagen. 

Welche Bestimmungen kommen in Betracht? Ist danach die 
Klage begründet? 

8. Elsa Meyer ist im Grundbuch als Eigentümerin eines 
Grundstückes eingetragen. Sie verheiratet sich mit einem Namens- 
vetter, ohne einen Ehevertrag zu schließen. Im Grundbuch ist 
kein neuer Eintrag erfolgt. Später läßt Elsa Meyer das Grund- 
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stüok dem Bander auf, welcher nicht weiß, daß die Meyer ver- 
heiratet ist. Bander bestellt dem Dandt eine Hypothek. 

Sobald der Ehemann der Meyer Kenntnis von der Auflassung 
erhalt, erklärt er, daß er nicht einwillige. 

a) Kann der Ehemann Berichtigung des Grundbuches wegen 
des Eigentumes des Grundstückes verlangen? 

b) Oder: wegen der Hypothek? 

c) Kann er vielleicht von Bander oder Dandt wegen der 
Hypothek Ersatz verlangen? 

9, Die Ehefrau X. hat eine für das Vermögen ihres Ehe- 
mannes bedenkliche Neigung, sich neue Hüte anzuschaffen. Nach 
mancherlei Erfahrungen läßt der Ehemann in das Güterregister 
eintragen, daß die Schlüsselgewalt seiner Ehefrau hinsichtlich der 
Beschaffung neuer Hüte ausgeschlossen sei, schenkt ihr aber gleich- 
zeitig drei neue Hüte. Am folgenden Tage entdeckt die Ehefrau 
einen besonders schönen Hut, der 200 JC kosten soll und kauft 
ihn alsbald, bleibt das Geld aber schuldig. 

Der Kaufmann, welcher weiß, daß die Ehefrau weiteres Ver- 
mögen als ihr Eingebrachtes nicht hat, ist im Zweifel, wie er 
sich verhalten soll, nachdem ein Jahr verstrichen und der Hut 
unmodern und wertlos geworden ist. Er befragt zwei Anwälte. 
Der eine rät ihm, die Frau sofort zu verklagen (BGB. 1399), 
zumal die Klage sonst verjähren würde — der andere rät ihm 
ab, da der Ehemann seine Zustimmung zu dem Rechtsstreit nicht 
geben werde und das Urteil somit dem Manne gegenüber unwirk- 
sam sein würde (BGB. 1400), Kläger also nur unnütze Kosten 
davon hätte. 

Welcher Bat ist der bessere? 

Falls der Kaufmann sich zur Klage entschlösse, wie würde 
er zweckmäßig den Antrag formulieren? (Vgl CPO. 739.) 



vi 

1. Wenn auf den Namen der Ehefrau ein Grundstück ein- 
getragen ist, was hat im Grundbuche zu geschehen, wenn als 
Güterstand eintreten soll: a) Gesetzliches Güterrecht, b) Güter- 
trennung, c) allgemeine Gütergemeinschaft, d) Errungenschafts-, 
e) Fahrnisgemeinschaft? 

2. In einem Ehevertrag wird Errungensehaftsgememschafl 
als gewähltes eheliches Güterrecht bezeichnet; mit dem Hinzu- 
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fügen: doch sott das gesamte gegenwärtige und zukünftige Ver- 
mögen der Frau Vorbehaltsgui sein. 

Wie ist das juristisch zu bestimmen? Ist es zulässig? 

Was gilt über diesen Ehe vertrag: Vorbehältsgut der Ehefrau 
sott alles sein, was der Ehemann während der Ehe erwerben 
wird? 

3. Es werden einer Ehefrau, die in allgemeiner Gütergemein- 
schaft lebt, Kleidungsstücke entwendet, die zu ihrem Vorbehalts- 
gute gehören. 

Wer kann klagen: Beide Ehegatten zusammen? Oder bloß 
die Ehefrau? Oder auch der Ehemann (BGB. 1458)? 

Wie steht es umgekehrt mit Klagen, die einen Ersatz wegen 
einer von jener Ehefrau gemachten Entwendung fordern? 

4« Als Eigentümer eines Grundstückes sind zwei Eheleute in 
allgemeiner Gütergemeinschaft eingetragen. Auf dem Grundstücke 
lastet eine Hypothek. 

Wer hat zu deren Löschung zuzustimmen: beide Eheleute 
oder nur eines von ihnen? 

5« Der Ehemann X., der mit seiner Frau in allgemeiner 
Gütergemeinschaft lebte, hatte eine Schuldurkunde gemäß CPO. 
794: 5) ausgestellt. Auf Grund derselben ließ der Gläubiger auf 
ein gütergemeinschaftliches Grundstück eine Sicherungshypothek 
eintragen (CPO. 867). 

Die Ehefrau verlangte klagend die Löschung der Hypothek; 
sie führte aus, daß diese nach BGB. 1445 als ungültig anzu- 
sehen sei, da andernfalls der Ehemann auf einem Umwege trotz 
1445 ohne ihre Einwilligung über ein zum Gesamtgut gehöriges 
Grundstück verfugen könne. 

Der Gläubiger bestritt in erster Linie die Berechtigung der 
Frau zur Anstellung der Klage; und hielt in der Sache die Klage 
für unbegründet. 

Wie ist zu entscheiden? 

6. X. hat die Gebäude und Erntevorräte des Hofes zu K. 
bei der Feuerversicherungsgesellschaft zu Gotha versichert. Der 
Hof ist abgebrannt und ein Schaden von 28000 JH entstanden. 
Nach der Behauptung des X. haben die versicherten Gegenstände 
zu seinem und seiner Ehefrau gütergemeinschaftlichen Vei mögen 
gehört. Gegen die Ehefrau des X. ist Anklage wegen Brand- 
stiftung erhoben. Sie hat die Tat eingestanden und sich vor 
dem Strafurteil aufgehängt. 
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X., der in fortgesetzter Gütergemeinschaft mit seinen Söhnen 
lebt, möchte auf Zahlung der ganzen, oder doch des auf ihn 
entfallenden Teiles der Versicherungssumme, die von der Ver- 
sicherungsgesellschaft geweigert wird, Klage erheben. 

Ist anzunehmen, daß dies Erfolg haben werde? 

Welcher Klagantrag würde von X. zu wählen sein? 

7« Der Maurermeister N. hatte in drei Ehen gelebt, jedoch 
nur Kinder aus der ersten hinterlassen. Güterstand war Er- 
rungenschaftsgemeinschaft. Während der dritten Ehe hatte er 
einen Bauplatz erworben und auf diesem ein Wohnhaus aufge- 
führt. Über das Haus gab es nun Streitigkeiten zwischen der 
Witwe und den Kindern erster Ehe. 

Hierbei fragte es sich: 

War die Frau zu Lebzeiten des N. Miteigentümerin gewesen? 
Wurde sie es mit seinem' Tode, oder durch die Auseinander- 
setzung mit den Kindern, oder vermittelst einer Umschreibung im 
Grundbuche? 

8. Ein Ehemann war mit anderen Verwandten Miterbe ge- 
worden. Zur Erbschaft gehörte ein Haus. Zum Zweck der 
Auseinandersetzung der Erbschaft wurde das Grundstück in 
Zwangsversteigerung gebracht. Hierin erwarb es der Ehemann. 

Da er in Errungenschafbsgemeinschaft lebte, so fragte es sich : 
Wie auf diesen Tatbestand BGB. 1521 anzuwenden war? 

9« Die Eheleute X. hatten in Errungenschaftsgemeinschaft ge- 
lebt. Dem Ehemann war während der Ehe von seinem Bruder 
der Nießbrauch an einem Landgute vermacht. Das Gut war zu 
jährlich 4000 JH verpachtet. 

Der Ehemann hatte den gesamten Pachtertrag alljährlich auf 
die Sparkasse gebracht, ebenso Zinsen und Zinseszinsen zum 
Kapital schreiben lassen. 

Im Auseinandersetzungsverfahren machten die Erben des Ehe- 
mannes geltend, der fragliche Nießbrauch sei nach BGB. 1522 
eingebrachtes Gut gewesen, folglich nach BGB. 1524 auch der 
auf Grund des Nießbrauchsrechtes erworbene Pachtertrag; nur die 
Zinsen und Zinseszinsen seien Gesamtgut geworden. 

Die Ehefrau gab zu, daß der Nießbrauch eingebrachtes Gut 
gewesen sei, wollte aber den Pachtertrag auf Grund von BGB. 
1525 als Gesamtgut angesehen wissen. 

Wie ist die angeregte Streitfrage zu entscheiden? 



§ 7. Seheidvng dar Ehe. 125 



vn 

1. Würde in den folgenden Fällen die Scheidung der Ehe 
nach unserem Rechte statthaft und wirksam sein? Könnte eine 
neue Ehe der Geschiedenen statthaben, — sei es, daß die Ehe 
dem Bande nach geschieden oder die eheliche Gemeinschaft auf- 
gehoben war? Stände es den Getrennten ( — in den beiden 
letzten Möglichkeiten) frei, sich später wieder ehelich zu ver- 
einen? 

a) Im Juni 1898 verließ Nansen den Hafen Christianias, um 
zum Nordpol vorzudringen. Vor seiner Abreise — so be- 
richten norwegische Blätter — ließ er sich von seiner 
Ehefrau in gesetzlicher Weise scheiden, denn er wollte sie 
im Falle eines Unglückes nicht in unbestimmter Weise an 
sein Schicksal binden. Als er im Herbste 1896 doch 
zurückkehrte, plante er, sich neuerdings mit seiner Frau 
trauen zu lassen. 

b) Der Herzog Litta in Mailand und seine Ehefrau Gräfin 
Tarsis wollten sich scheiden lassen. In Italien gibt es 
keine Ehescheidung. Da siedelte der Herzog nach Frank- 
reich über und erbrachte den Beweis, daß er von franzö- 
sischen Eltern abstamme. CO. 275 — 294 kennt le divoree 
par consentement mutuel; zulässig allerdings nur unter 
einzelnen materiellen Voraussetzungen und umständlichem 
formellem Verfahren. Danach wurde jene geschieden; 
kehrten nach Italien zurück und verheirateten sich dort mit 
dritten Personen. 

Cf. CC. 295: Les epoux qui divoreeront, pour quelque 
cause que ee soit, ne pourront plus se reu/n/ir. — 297 : 
Dans le cos de divoree par consentement mutud, auam 
des deux epoux ne pourra contracter un nouveau mariage 
que trois ans apris la prononciation du divoree. 

c) Eine originelle Ehestandsgeschichte schildert Ottilie 
Wildermuth in der Novelle Streu in der Liebe und Liebe 
im Streu. Ein schwäbisches Bauernpaar, seit jungen Tagen 
sich zugetan und verbunden, versteht es doch nicht, sich 
in der Ehe zu finden. Endlich verläßt der Mann die Frau. 
Es wird von ihr Scheidungsklage angestellt. Von da ab 
vertragen sie sich. Einträchtig wandern sie zum Gerichte, 
so daß der Gerichtsdiener sie für ein Brautpaar hält. 
Endlich werden sie geschieden. Aber sie konnten nicht 
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voneinander lassen. Sie bewirtschaftete den Hof; er ver- 
dang sich als Kutscher, wurde aber bald auch einmal 
dienstlos. Darm nahm er seine Zuflucht zu Liesbeih, als 
ob eich das von selbst verstände, und sie wohnten zu- 
sammen, arbeiteten zusammen und stritten sich zusammen, 
wie in den alten Tagen . . . 

2. Ein Ehemann hatte auf Scheidung geklagt. Es ergab 
sich durch die Beweiserhebung, daß der Kläger, der das Gewerbe 
eines Korbmachers im Umherziehen betrieb, hierbei schon seit 
mehreren Jahren von einer ledigen Frauensperson begleitet wurde, 
mit der er zwei Kinder erzeugt hatte. Dagegen hatte seine Ehe- 
frau mit einem anderen Korbmacher ebenfalls in einem ehe- 
brecherischen Verhältnisse gelebt und war mit diesem vaga- 
bundierend herumgezogen. 

Fragen: 

a) Wenn die Klage der Beklagten öffentlich zugestellt werden 
mußte (CPO. 208—207), und die Beklagte in dem zur 
mündlichen Verhandlung anberaumten Termine nicht er- 
scheint: Was hat nun gerichtsseitig zu geschehen (CPO. 618)? 

b) Das Gericht entnimmt dem Vorbringen des Klägers, daß 
dieser vollständig damit einverstanden war, daß seine Ehe- 
frau ein verbrecherisches Leben führe. Ist dieser Umstand 
beim Ausbleiben der Beklagten zu berücksichtigen? Und 
würde darin eine Verzeihung liegen? (BGB. 1570; 
CPO. 622.) 

c) Muß man im obigen Tatbestande nicht sagen, daß jeder 
Teil eine so tiefe Zerrüttimg des ehelichen Verhältnisses 
verschuldet hat, daß dem Ehegatten die Fortsetzung der 
Ehe nicht zugemutet werden kann (BGB. 1568)? 

d) Gibt es einen Bücktritt von der Verzeihung; — wann 
würde man ihn anzunehmen haben, und welche Rechts- 
folgen könnten sich mit ihm verbinden. 

3. Es war eine Scheidungsklage seitens des Ehemannes ein- 
gereicht worden, weil seine Frau seit anderthalb Jahren eine ge- 
trennte Wohnung innehabe und nicht zu ihm zurückkehre. 

Die Ehefrau erwidert, daß diese Tatsachen den Begriff der 
böslichen Verlassung nach dem BGB. nicht erfüllten. Darauf 
erklärt der Ehemann, daß in jedem Falle die Voraussetzungen 
von BGB. 1568 gegeben seien, und es deshalb auf BGB. 1567 
gar nicht mehr ankomme. Er bleibe daher bei dem Antrage 
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auf Scheidung der Ehe; eventuell beantrage er, die Beklagte xur 
Herstellung der ehelichen Gemeinschaft zu verurteilen (BOB. 
1567, 2:1). 

Von seiten der Ehefrau wird die klägerische Auffassung von 
BOB. 1568 im Verhältnisse zu 1567 als rechtsirrttimlich dar- 
gestellt. Dazu komme, daß der Klager durch seine Scheidungs- 
klage zeige, daß es ihm mit dem eventuellen Antrag gar nicht 
Ernst sei; so daß dieser unter BOB. 1353, 2 falle. 

Wie ist zu erkennen? 

4. Chables Lecocq, der Komponist von so vielen Operetten, 
beging die Unvorsichtigkeit, zu heiraten unter der Bedingung 
der Gütergemeinschaft einschließlich jeder Vermögenszunahme. 
Als seine Ehe geschieden wurde, beanspruchte seine Frau die 
Hälfte aller von den Werken ihres Mannes eingebrachten Tan- 
tiemen nicht nur während der Zeit ihres gemeinsamen Lebens, 
sondern auch für die Zukunft. 

Ist dieser Antrag nach dem Recht unseres BOB. begründet? 
Welche Bestimmungen kommen in Frage? 

5. Aus den Gesetzen des Hamhubabi, Königs von Babylon, 
um 2250 v. Ohr. 

Wenn jemand kriegsgefangen wird und in seinem Hause 
Lebensunierhalt nicht vorhanden ist, wenn dann seine Frau in 
ein anderes Haus geht und Kinder gebiert: und wenn später ihr 
Mann zurückkehrt und in seine Heimat kommt: dann soll dieses 
Weib zm ihrem Gatten zurückkehren, die Kinder aber zu ihrem 
Vater folgen. — Wenn jemand seine Heimat aufgibt, entflieht, 
und darauf seine Ehefrau in ein anderes Haus geht, wenn dann 
jener zurückkehrt und seine Ehefrau nehmen will: weil er von 
seiner Heimat sich losgerissen hat und geflohen ist, soll die Ehe- 
frau des Flüchtlings zu ihrem Ehemanne nicht zurückkommen. 

Welcher Rechtseinrichtung des BOB. stellt sich dieses zur Seite? 
Worin liegt ihre Ähnlichkeit, womit fallen sie auseinander? 

6. Bei dem großen Brande der qpera comigue in Paris am 
25. Mai 1887 fanden an fünfzig Personen ihren Tod. Unter 
den Opfern befand sich eine Dame, deren Persönlichkeit anfangs 
nicht festgestellt werden konnte. Schließlich meldete sich ein 
vorübergehend in Paris weilender reicher Italiener namens Monti 
de Rosa und erklärte, die Unbekannte sei seine Frau, die ohne 
sein Wissen der Vorstellung im Theater beigewohnt habe. Hier- 
nach beantragte er bei dem Civilgerichte der Seine die Todes- 
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erklärung seiner Frau. Bei der Verhandlung brachte er fünf 
Zeugen vor, die eidlich bekundeten, daß sich seine Gattin an dem 
Abend des Brandes tatsächlich in der Komischen Oper befunden 
habe und zweifellos in den Flammen umgekommen sei. Das 
Gericht erkannte infolgedessen im Sinne des Antrages. Kurz 
nachher heiratete Monti de Rosa eine junge Neapolitanerin, yon 
der er jetzt vier Kinder hat. 

Da tauchte zu Anfang vorigen Jahres plötzlich die Nachricht 
auf, daß seine Frau keineswegs tot sei, sondern zurückgezogen 
in Lissabon lebe. Und das Gerücht bestätigte sich* Die Ver- 
schollene hatte zufällig die Vorgänge von 1887 vernommen, 
zeigte die Sache dem Staatsanwalt in Neapel an und beantragte 
strenge Bestrafung ihres Mannes, der sich der Doppelehe schuldig 
gemacht habe. Zugleich erhob sie bei der französischen Staats- 
anwaltschaft gegen die fünf Zeugen aus dem Jahre 1887 Klage 
wegen Meineids. 

Die Zeugen erklärten unumwunden, zu ihrer damaligen Aus- 
sage durch Monti de Rosa überredet worden zu sein. Nun ver- 
langt jene Frau von demselben Gericht, das sie für tot erklärt 
hat, ein Erkenntnis, daß sie noch am Leben ist. Beweis hierfür 
will sie durch Urkunden und Zeugen beibringen. Zugleich klagt 
sie gegen die fünf Zeugen, die aus Gefälligkeit oder Gewinn- 
sucht seinerzeit ihren Tod bekundet haben, auf Schadensersatz. 
Endlich will sie gegen die Gültigkeit der Ehe Monti de Rosas 
vorgehen. 

Wie ist über diese Fragen nach deutschem bürgerlichem 
Rechte begründetermaßen zu befinden? 



vm 

1. Kann eine Tochter von ihrem Vater die Leistung einer 
Aussteuer (BGB. 1620) verlangen, sobald sie sich verlobt hat, 
— oder muß sie erst die Ehe abgeschlossen haben? 

Und ist die Aussteuer in geeigneten Sachen (Möbel, Wäsche, 
Gerätschaften u. s. w.) zu gewähren, — oder kann sich der 
Vater durch Geldzahlung nach seiner freien Wahl lösen? 

Hat eine bereits verheiratete Tochter die Aussteuer selbständig 
einzuklagen, — oder muß ihr Ehemann auftreten? 
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2. Wer ist nachstehend unterhaltspflichtig? Und wie groß 
ist der ihn treffende Anteil? 

a) Ein Vater hat fünf Kinder. Zwei Töchter sind zur Ge- 
währung eines Unterhaltsbeitrages 

außer stände. <*# _ _ pg 

b) Die B. ist bedürftig und hat ^^J^ — v^ 
Anspruch auf gesetzlichen Unter- 00 D O E 
halt. Die H. ist leistungsunffchig; ^^T^^ 
die übrigen Personen können OFOQoH 
leisten. 

c) Ein alter Mann wird hilfsbedürftig. Er ist verwitwet und 
hat von nahen Verwandten nur eine Tochter, die verheiratet 
ist und in Errungenschaftsgemeinschaft lebt (vgl. BGB. 
1459 und 1530). 

3. Wie steht es mit der Begründetheit dieser Unterhalts- 
ansprüche? 

a) Ein vierundzwanzigjfthriger Studiosus der Chemie klagte 
gegen seinen Vater, einen Fabrikbesitzer, auf Zahlung fort- 
laufender Alimente von monatlich 500 Jl, weil er seine 
Studien noch nicht vollendet habe und darum nicht in der 
Lage sei, den Unterhalt für sich und seine Familie — er 
ist verheiratet und Vater eines Kindes — zu erwerben. 
Der Anspruch in der beantragten Höhe sei den Vermögens- 
verhälthissen des Vaters, der ein Einkommen von jährlich 
100 000 Jl besitze, angepaßt. Der Beklagte wandte ein, 
daß sein Sohn durch eigenes Verschulden in Notlage ge- 
raten sei und die Ansprüche an ihn deshalb nur insoweit 
erheben könne, als sie den notdürftigen Lebensunterhalt 
betreffen. Der Sohn denke nicht ernsthaft daran, seine 
Studien zu vollenden, sondern wolle ihn schon zu Leb- 
zeiten beerben. 

b) Vor einigen Jahren ereignete sich in Grimma ein Brunnen- 
unglück, bei dem der Brunnenbauer Thiele verschüttet 
wurde und erst nach tagelanger gefahrlicher Arbeit gerettet 
werden konnte. Hierbei wurden von der Stadt Grimma 
1501,25 JH verausgabt. Zur Bezahlung dieser Summe, 
mit Ausnahme von 74,50 Jl, die für der Bettungsmann- 
schaft gespendetes Freibier, Telegramme u. s. w. verwandt 
worden waren und durch die Stadtkasse getragen werden 
sollten, hatte sich die Stadtgemeinde an den Vater des damals 
Verschütteten, den Brunnenbauer Thiele sen. in Mutzschen, 

Stammler, Übungen 11. 9 
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als Unternehmer des Unglücksbaues gewendet. Dieser jedoch 
lehnte jede Bezahlung der entstandenen Kosten ab. 

c) Der Vater eines Studenten der Medizin war von diesem 
auf dem Prozeßwege für die Mittel zur Erlangung der 
Doktorwürde in Anspruch genommen worden. Er weigerte 
sich, die geforderte Zahlung zu leisten, indem er geltend 
machte, die Kosten zur Erlangung der akademischen Doktor- 
würde seien nicht zum standesgemäßen Unterhalte zu 
rechnen, den zu tragen er ja verpflichtet sei, auch bilde 
nach GO. 29 der Besitz des Doktortitels nicht mehr die 
unerläßliche Vorbedingung für die Ausübung des ärztlichen 
Berufes. 

d) Gegen einen Kaufmann wird von einem Rechtsanwälte 
Klage erhoben. 

Die Töchter des Beklagten sind 19 und 20 Jahre alt. 
Sie sind im Januar d. J. mit ihren Eltern in Streit ge- 
raten. Der Beklagte wandte sich deshalb an das Vor- 
mundschaftsgericht, mit der Bitte, ihn bei der Erziehung 
der Töchter zu unterstützen (BGB. 1631, 2). Letztere 
ersuchten den Kläger um Rechtsbeistand. Dieser hat ihn 
jenen gewährt und sie auf Grund der ihm erteilten Voll- 
macht vor dem Vormundschaftsgerichte vertreten. Dadurch 
sind ihm Auslagen und Gebühren von 45 Jl entstanden. 
Er behauptet, daß der Vater verpflichtet sei, ihm diese 
Summe zu ersetzen. Der Beklagte weigert sich dessen. 

4. Eine Ehefrau war von ihrem Manne unter Zurücklassung 
des gemeinsamen Kindes verlassen worden. Es lagen alle Voraus- 
setzungen der gesetzlichen Unterhaltspflicht des Ehemannes vor. 
Danach erhob die Frau gegen ihn Klage, mit dem Antrage, ihr 
die gesetzliche Unterstützung für sie selbst und für das Kind 
zu zahlen. 

Der erste Teil des Antrages stand außer Streit. Bei dem 
zweiten erhob sich aber das Bedenken, ob die Klägerin befugt 
sei, die Ansprüche des Kindes gegen den Vater — sei es kraft 
eigenen Rechtes oder als Stellvertreterin des Kindes — geltend 
zu machen. 

Wie ist hier zu befinden? 

Würde es einen Unterschied machen, wenn sie eine geschiedene 
Ehefrau wäre? 

5. Von einem minderjährigen Kaufmannslehrling wird gegen 
seinen Vater Klage auf Zahlung monatlicher Alimentengelder 
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erhoben. Der Vater erwidert, daß er bereit sei und stete ge- 
wesen sei, dem Sohne im Hause freie Wohnung und Kost mit 
Taschengeld zu geben, daß er aber zur Leistung einer Geldrente 
sich nicht veranlaßt fahle. 

Der Kläger erwidert darauf, daß er das väterliche Haus 
wegen erlittener schlechter Behandlung habe verlassen müssen. 
BOB. 1612 finde also zu Gunsten des Sohnes hier Anwendung. 
— Dagegen wird von dem Beklagten behauptet, daß dieses Vor- 
bringen seines Sohnes nach der genauen Bestimmung jenes Para- 
graphen gleichgültig sei. 

Wer ist im besseren Rechte? 

6. Ein reicher Bauer, der mit seiner Frau einen Scheidungs- 
prozeß fährte, vertrug sich mit seinem 23jährigen Sohne nicht, 
der bei ihm im Hause lebte und in der Wirtschaft des Vaters 
tätig war. Nun verlangte der Vater, daß der Sohn das Haus 
verlasse. Der Sohn aber wollte nicht gehen: er müsse zum 
Schutze seiner, Mißhandlungen ausgesetzten Mutter im väterlichen 
Hause bleiben; wenn er gehe, so habe er nichts zu leben, und 
in fremden Dienst zu gehen, habe er als Sohn vermögender 
Eltern nicht nötig. — Nun stellt der Vater Klage gegen ihn an. 

Wie wird der Antrag gelautet haben? Wird er mit der 
Klage durchdringen? 

IX 

1« Streitigkeiten zwischen Vater und Mutter über das Kind? 

a) Wegen schlechten Verhaltens des Mannes hat sich dessen 
Ehefrau von ihm getrennt. Sie wünscht ihr erst zwei 
Monate altes Kind bei sich zu haben, der Ehemann gibt 
es nicht heraus. 

b) Die Eltern streiten über den Vornamen des neugeborenen 
Kindes. Die Mutter meldet die von ihr bevorzugten 
Namen bei dem Standesamte an. Als der Vater dorthin 
kommt, sind die Namen schon eingetragen. 

c) Der Mann klagt gegen die getrennt lebende Ehefrau auf 
Herausgabe des gemeinsamen Kindes. Die Beklagte wendet 
im Verhandlungstermine ein, daß der Vater das geistige 
und leibliche Wohl des Kindes gefährden würde. 

d) In einem anderen Falle hatte das Vormundschaftsgericht 
inzwischen dem Vater die Sorge für die Person des Kindes 
entzogen. 

9* 
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e) In einem weiteren Falle war das bald volljährige Kind zu 
der Mutter geflüchtet und weigerte sieh, zu dem Vater 
zurückzukehren. 

2, Wegen Ehebruches der Ehefrau erfolgte die Scheidung 
einer Ehe. Die Frau wurde für den schuldigen Teil erklärt. 
Wegen der Kinder geschah gerichtlicher Spruch nach BGB. 1635. 
Dem widersetzte sich aber die Frau. Indem sie nachwies, daß 
die Kinder bei ihrem Vater ganz schlecht aufgehoben sein wurden, 
beantragte sie,' ihm die Fürsorge für deren Person zu nehmen 
und sie ihr anzuvertrauen. 

Wie ist das zutreffend zu entwirren und zu ordnen? 

3« Der Oberförster Kreyßig kommt mit seiner Ehefrau, die 
tatsächlich von ihm getrennt lebt, dahin überein, daß das Kind 
aus ihrer Ehe, als vorerst noch der mütterlichen Pflege und 
Erziehung bedürftig, bis zum sechsten Jahre bei der Mutter sich 
aufhalten und erzogen werden soll. 

Später reut es den Vater, und er fordert das Kind mit ge- 
richtlicher Klage zurück, indem er geltend macht, daß jene 
Vereinbarung keinen gültigen Vertrag ausmache, da seinen Gegen- 
stand das Kind bilde, und die Mutter kein sachliches Interesse 
an der Durchführung des Übereinkommens aufweisen könne. 

Entscheidung? 

4. Vor einigen Jahren wurde in einer juristischen Zeitung 
folgender belehrender Tatbestand fragend vorgeführt: 

Ein Trunkenbold wird entmündigt und in eine Heilanstalt 
gebracht Nach seiner Entlassung aus der Anstalt begeht er 
eine schwere Körperverletzung an seinem minderjährigen Kinde 
und wird deshalb zu neun Monaten Gefängnis verurteilt. Seine 
Frau läßt sich darauf von ihm scheiden und verheiratet sich 
einige Jahre später wieder. 

Wie gestaltet sich die Vertretung des Kindes? 

5« Einer der Führer der dänischen Partei in Schleswig, mit 
Namen Koppenberg-Skrumsager, hatte seinen Sohn in eine Schule 
geschickt, welche bereits auf dänischem Gebiete lag. Auf Grund 
der maßgebenden Schulordnung wurde der Vater des Knaben 
angeklagt, weil sein Sohn ohne Entschuldigung die Schule in 
Preußen nicht besucht habe (ALR. II 12 § 43; KabO. v. 14. 5. 
1825; Verf. 21). Der Angeklagte erklärte, er habe besonders 
deshalb seinen Sohn in eine dänische Schule geschickt, weil dort 
auch gymnastische Übungen mit den Schülern vorgenommen 
bürden. Nach BGB. 1631 habe der Vater nicht nur das Recht, 
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sein Kind zu erziehen, sondern auch seinen Aufenthalt zu be- 
stimmen. 

Was ist über das Verhältnis der angeführten Gesetzesbestim- 
mungen zu bemerken? Welche amtlichen Schritte sind danach 
begründet und angezeigt? 

6« Vor dem BGB. ist es nicht selten vorgekommen, daß ein 
Vater mit dem mütterlichen Vermögen eines Kindes ein Erwerbs- 
geschäft, z. B. einen Tabaksladen, im Namen des Kindes kaufte 
und als dessen Stellvertreter betrieb. 

a) Nach dem BGB. gehen solche Schiebungen nicht ohne 
weiteres mehr. Warum nicht? 

b) Es könnte aber sein, daß dem Kinde von dritter Seite ein 
solches Erwerbsgeschäft zufallt. Wie ist alsdann die recht- 
liche Stellung des Vaters? 

7. Nach dem Tode des Vaters wird der Mutter ein Beistand 
bestellt (BGB. 1687). Die Mutter behandelt das Kind schlecht, 
sorgt nicht für es und mißbraucht es zum Betteln und Stehlen. 
Der zum Beistand bestellte Mann fordert deshalb das Kind von 
der Mutter heraus, um es sonstwo unterzubringen. Die Mutter 
weigert sich. 

Wie ist die Rechtslage? Und was kann juristisch geschehen? 



1. Miß Tristram von Blent ließ sich von Sir Edge entführen. 
Sie heirateten und lebten zwei Monate zusammen. Dann trennten 
sie sich und die Dame reiste als angebliche Gattin eines Kapitän 
Fitzhubert mit diesem nach Deutschland. Als sie ihrer Ent- 
bindung entgegensah, erhielt sie die Nachricht, daß Sir JSdge am 
12. Juni gestorben sei. Sie heiratete alsbald am 23. Juni den 
Kapitän, und zwei Wochen später wurde ein Knabe geboren. 

Dann stellte sich heraus, daß Sir Edge in Warschau ge- 
storben war, mithin nach dem Kalender neuen Stils erst am 
24. Juni. 

Fragen: 

a) Welohes ist die rechtliche Lage des jetzt geborenen Knaben? 

b) Hätte die Eheschließung seiner Eltern nach unserem BGB. 
wiederholt werden können? 

c) Da seine Mutter später eine englische Baronie erbte, wollte 



134 §10. Uneheliche Kinder. 



sie ihn adoptieren. Ist das zulässig? Was für rechtliche 
Wirkungen hat die Annahme an Kindesstatt durch einen 
deutschen Standesherrn oder einen Angehörigen des niederen 
Adels? 

d) Konnte der Kapitän den Knaben als seinen ehelichen Sohn 
anerkennen, — sei es vor dem Standesbeamten oder in 
stillschweigender Art? 

e) Würde es für die letzte Frage von Bedeutung sein, daß 
Fitzhubert erst 20% Jahre alt ist? 

2. Neulich stritten zwei Juristen über folgende Frage: 
Der Ehemann A. ist seit seiner polizeilichen Abmeldung vom 
5. Februar 1890 verschollen. Durch Urteil vom 29. November 

1901 ist er für tot erklärt worden; als Zeitpunkt seines Todes ist 
der Ablauf des 31. Dezember 1900 festgestellt. Am 20. Februar 

1902 wird von der Ehefrau des A. ein Kind geboren. 
Wie ist die Rechtsstellung des Kindes zu beurteilen? 

3* Von dem Vormunde eines unehelichen Kindes wird der 
X. auf Unterhalt verklagt, da V. sich in der kritischen Zeit mit 
der Mutter des Kindes geschlechtlich eingelassen habe. X. bringt 
vor, daß ja schon U. rechtskräftig zu der Gewährung des Unter- 
haltes verurteilt sei. Der Vormund entgegnet, daß dieses nur 
durch einen Irrtum der inzwischen verstorbenen Mutter des 
Kindes geschehen sei. In der Tat habe sie mit dem U. niemals 
verkehrt, so daß die exceptio plurium concumbentivm hinfallig sei. 

Wie ist zu erkennen? — Vgl CPO. 644. 

4. Eine Frauensperson verklagt einen Burschen auf Alimen- 
tation ihres unehelichen Kindes. Beklagter entgegnet, er habe 
sich mit der Klägerin nur einmal, vor 7 Monaten, eingelassen; 
das neugeborene Kind sei aber, wie die ärztliche Untersuchung 
nachweisen werde, 9 Monate alt. Die Klägerin bestreitet die 
Zulässigkeit dieses Vorbringens. 

Entscheidung? 

5« Auf eine Alimentationsklage aus unehelicher Vaterschaft 
erfolgt von beklagtischer Seite der Einwand, daß der Erzeuger 
zur Zeit des Beischlafes wahnsinnig gewesen sei. 

Welche rechtliche Bedeutung hat dieses Vorbringen? 

6. Ein junger Mensch ist rechtskräftig zum Unterhalte des 
von ihm erzeugten unehelichen Kindes verurteilt worden. Jetzt 
stirbt er und wird von seinen beiden Schwestern beerbt. 

Wie steht es nunmehr mit dem Unterhaltsanspruche jenes 
Kindes? 
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7. Ein minderjähriges Mädchen war geschwängert worden. 
Sein Vater schloß mit der Frau N. einen notariellen Vertrag 
dieses Inhaltes: Frau N. verpflichtete sich, zur Ausgleichung 
aller Ansprüche, die dem Mädchen, seinen Eltern und dem zu 
erwartenden Kinde gegen den (nicht genannten) Schwängerer zu- 
stehen würden, den Betrag von 1200 JC zu zahlen. Gegen 
Zahlung dieser Summe verzichteten die Eltern für sich, ihre 
Tochter und das zu erwartende Kind auf alle Ansprüche gegen 
den Vater des letzteren und übernahmen die diesem obliegende 
Unterhaltspflicht ihrem ganzen Umfange nach. Auch versprachen 
sie Stillschweigen über die Person und Familie des Schwängerers, 
unter Beifügung einer Vertragsstrafe für den Bruch des Schweigens. 

War dieser Vertrag gesetzlich zulässig? Hätten nicht in 
jedem Falle noch andere Personen und Behörden zugezogen 
werden müssen? 

BGB. 1714; 1821; 1822; 1912. 

8. A. als Vormund des unehelichen vierjährigen G. klagt 
gegen B. auf Anerkennung der Vaterschaft und Bezahlung von 
Unterhalt vom Tage der Geburt des C. an. B. ist bereit, von 
jetzt ab Alimente zu zahlen, meint aber, daß einen Lebensunter- 
halt für vergangene Zeiten zu zahlen keinen Sinn habe. 

Was ist von diesem Vorbringen juristisch zu halten? 

9. Es wird jemand als außerehelicher Vater auf Leistung 
von Unterhalt verklagt. Es fragt sich: 

a) Kann er verlangen, daß ihm das Kind ausgehändigt werde, 
damit er es bei sich erziehe? 

b) Welchen Einfluß hat seine erklärte Bereitwilligkeit, die 
Mutter des Kindes zu ehelichen, während diese sich weigert, 
darauf einzugehen? 

c) Welcher Unterschied zeigt sich in diesen Fragen zu folgen- 
dem Tatbestand : Ein ehelicher Vater, der auf Zahlung von 
Geldrente an sein achtjähriges Kind in Anspruch genommen 
wird, macht geltend, daß ihm sein Kind von seiner, seit 
Jahren von ihm getrennt lebenden Ehefrau widerrechtlich 
vorenthalten werde; solange dies geschehe, sei er nicht 
verpflichtet, Alimente zu zahlen ; werde ihm das Kind über- 
geben, so werde er für dessen Unterhalt in seinem Hause 
Sorge tragen? 

10* Der wohlhabende B., unehelicher Vater des A., hatte 
diesen auf seine Kosten die Elementarschule besuchen und sodann 
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das Tischlerhandwerk erlernen lassen. A., der später nach seinem 
Austritte aus dem Militärstande ohne Versorgung war, verklagte 
den B. auf Reichung des Lebensunterhaltes. B. bestritt seine 
Verpflichtung hierzu, da er den A. in den Stand gesetzt, sein 
weiteres Fortkommen zu finden, und derselbe seit einiger Zeit 
volljährig sei, welches beides der Vertreter des A. nach dem 
BGB. für gleichgültig erklärte. 

Wessen Ansicht ist die richtige? 

11. Zu der Zeit kamen zwei Huren zum Könige, und traten 
vor ihn. — Und das eine Weib sprach: Ach, mein Herr, ich 
und dies Weib wohnten in Einem Hause, und ich gebar bei ihr 
im Hause. — Und über drei Tage, da ich geboren hatte, gebar 
sie auch. Und wir waren beieinander, daß kein Fremder mit 
uns war im Hause, ohne wir beide. — Und dieses Weibes Sohn 
starb in der Nacht; denn sie hatte ihn im Schlafe erdrückt — 
Und sie stund in der Nacht auf und nahm meinen Sohn von 
meiner Seite, und legte ihn an ihren Arm, und ihren toten Sohn 
legte sie an meinen Arm. — Und da ich des Morgens aufstund, 
meinen Sohn zu säugen, siehe da war er tot. Aber am Morgen 
sah ich ihn genau an, und siehe, es war nicht mein Sohn, den 
ich geboren hatte. — Das andere Weib sprach: Nicht also; 
mein Sohn lebt und dein Sohn ist toi Jene aber sprach: Nicht 
also; dein Sohn ist tot und mein Sohn lebt. Und redeten also 
vor dem Könige. 

(1. Könige 3, 16—22.) 

Fragen: 

a) Welche rechtliche Stellung würden jene Weiber zu ihren 
Kindern nach dem BOB. haben? 

b) Kann nach unserem Rechte eine uneheliche Mutter die 
Herausgabe des Kindes von einem Dritten verlangen, der 
es ihr vorenthält? Haben dabei der Vormund oder das 
ordentliche Gericht oder das Vormundschaftsgericht ein- 
zugreifen? 

c) Ein Mädchen hatte sein uneheliches Kind einem Ehepaare 
in Pflege gegeben. Der Ehemann wurde danach dem 
Kinde als Vormund bestellt. Dann verzanken sich die 
Genannten; und die Mutter verlangt ihr Kind heraus. 
Der Vormund weigert sich, da das Kind gut aufgehoben 
sei. Wer ist im Rechte? 
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d) Was für Rechtsfolgen treten für das Kind ein, wenn seine 
uneheliche Mutter eine Ehe eingeht? Kommt etwas darauf 
an, oh sie den Erzeuger des Kindes oder eine fremde 
Person heiratet? 
12. Die A. verheiratete sich, nachdem sie eine von B. er- 
zeugte uneheliche Tochter gehören hatte, mit dem C. Aus dieser 
Ehe ging ein Sohn hervor. Nach dem Tode des C. heiratete 
sie den B., welcher die Vaterschaft zu jener Tochter anerkannte. 
Einige Zeit später starb ein Oheim der A. Dieser hatte 
testamentarisch dem ältesten ehelichen Kinde der A. ein Ver- 
mächtnis von 300 Jl ausgesetzt. 

Fällt es dem Sohne oder der Tochter zu? 



XI 

1. In welcher Art hat das uneheliche Kind gegen seinen 
Vater zu klagen: daß er eine Rente zahle, oder: daß er sich als 
Erzeuger bekenne, oder: daß ein Rechtsverhältnis zwischen ihnen 
bestehe, oder wie sonst? 

Vgl. BGB. 1310; 1589; 1708; 1713; 1718; 1720. 

2« Eine Ehefrau verließ das Haus ihres Mannes zugleich mit 
dem Verführer, mit dem sie Ehebruch getrieben hatte. Bald 
darauf kam sie mit einem Kinde nieder. Der Ehebrecher er- 
kannte in notarieller Urkunde an, daß das Kind von ihm er- 
zeugt sei. 

Fragen: 

a) Welches ist die Rechtslage des Kindes? Kann der Ehe- 
mann der Flüchtigen gerichtliche Schritte tun? Steht es 
ihm frei, das Kind als das seinige zurückzufordern, oder 
es nicht als solches anzuerkennen? 

b) Kann jener Ehebrecher die Eheliohkeit des Kindes an- 
fechten? 

c) Wenn er hinterher die Mutter des Kindes heiratet (BGB. 
1312): Wird das Band dann als sein eheliches Kind legiti- 
miert? Oder lassen sich sonstige rechtliche Schritte tun, 
um es den jetzt Verheirateten zu erhalten? 

d) Darf im obigen Tatbestande der Standesbeamte, dem da- 
mals der Ehebrecher die Geburt des Kindes anzeigte, das 
Anerkenntnis des Meldenden, daß er der Vater des Kindes 
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sei, ablehnen, — oder ist er berechtigt oder verpflichtet, 
es in das Geburtsregister einzutragen? 

3. Graf Zkigniew Wesierski-Kwilecki, Majoratsherr von 
Wroblewo, hat mit seiner Gattin drei Töchter und einen Sohn. 
Dieser soll, während das gräfliche Paar in Berlin wohnte, unter- 
geschoben sein, um das Majorat dpi Familie zu sichern. Seine 
Geburt wurde damals mit einem großen Aufwände gefeiert. Die 
andere Linie jedoch, der das Erbe zufallen würde, begegnete ihr 
gleich mit Mißtrauen. Diese Erblinie vertraten Graf Mirjislaw 
Kwilecki und sein Sohn Bittergutsbesitzer Graf Hektor Kwilecki, 
der im Auftrage seines Vaters die Interessen seiner Familie wahr- 
nimmt. 

Auf was für eine Frage spitzt sich dieser Streit juristisch 
zu? Wer hat Anlaß und Möglichkeit, als Kläger aufzutreten? 
Welche Anträge kommen in Frage? Von welchen Tatsachen 
wird der Ausgang des Prozesses abhängen? 

4. Ein Deutscher namens Meier, der sich vor drei Jahren 
in Bern mit einer Schweizerin verheiratet hatte, wollte sich von 
seiner Frau scheiden lassen, weil sie keine Familie hatten. Am 
Ende des vorigen Jahres ging er in Geschäftsangelegenheiten nach 
Deutschland und erhielt einige Monate später von seiner Frau 
einen Brief mit der freudigen Nachricht von der Geburt eines 
Kindes. Der Vater war überglücklich und bereitete seine Bück- 
kehr vor. Das Kind starb jedoch bald nach der Geburt, und 
die arme Frau fürchtete sich, es ihrem Mann zu sagen. So 
suchte sie durch die Zeitung nach einem neugeborenen Kinde. 
Zwei Tage später kam eine Frau mit einem Kind; der Handel 
wurde abgeschlossen, und das Kind sollte als Frau Meiers Kind 
gelten. Der Mann machte seiner Frau einen flüchtigen Besuch, 
sah das Neugeborene und kehrte glücklich nach Deutschland 
zurück. Vor kurzem erschien aber die wirkliche Mutter, bezahlte 
das empfangene Geld zurück und verlangte ihr Kind. In diesem 
Dilemma suchte Frau Meier wieder nach einem kleinen sechs- 
monatlichen Mädchen, dessen gewünschtes Aussehen sie genau 
beschrieb. Zu ihrer großen Freude erschien eine Frau mit einem 
Kinde, das ihrem eigenen so ähnlich war, daß man beide Kinder 
für Zwillinge hätte halten können. Wieder wurde der Handel 
abgeschlossen, und Frau Meier hatte alle Anordnungen getroffen, 
daß ihr erstes Adoptivkind zu seiner Mutter zurückkehren konnte, 
als dieses Kind sich erkältete und starb. Die wirkliche Mutter 
(Nr. 1) wollte dies jedoch nicht glauben, obgleich ihr der Toten- 
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schein gezeigt wurde, sie beanspruchte das Kind Nr. 2. Aber 
auch die Mutter vom Kind Nr. 2 beanspruchte ihr Kind zurück. 
In ihrer Verzweiflung schrieb Frau Meier an ihren Mann, beichtete 
alles und erzählte ihm, in welch schrecklicher Lage sie wäre. 
Der tiatte kam am folgenden Tage zurück, glaubte die Geschichte 
seiner Frau nicht, packte alles zusammen und nahm Frau und 
Kind nach Deutschland mit. 

Welche familienrechtlichen Ansprüche kommen in Betracht? 
Wer ist der richtige Kläger und Beklagte? Welches Recht ist 
bei dem Austrage des Streites anzuwenden? 

5« Ein Prozeß um die Leiche eines Kindes kam jüngst zur 
gerichtlichen Entscheidung. Die beiden, den höheren Kreisen 
der Gesellschaft angehörigen Gegner waren die seit einiger Zeit 
gerichtlich geschiedenen Eltern des Kindes. Während nämlich 
der Vater gegen das Scheidungsurteil, welches der Mutter das 
damals noch lebende Kind zusprach, Berufung eingelegt hatte, 
war das Kind gestorben; weil nun beide geschiedene Gatten das 
Recht für sich beanspruchten, das Kind in der eigenen Familien- 
gruft zu beerdigen, entspann sich um die Leiche ein Prozeß. 
Die Leiche war inzwischen in einem vorläufig hergerichteten 
Grabe beerdigt worden. 

Wie ist hierüber zu befinden? 



xn 

1. Ist in folgenden Fällen eine Vormundschaft anzuordnen? 

a) Der Vater eines zweijährigen Kindes stirbt. Die Witwe 
ist 20 Jahre alt. Ihr Vater lebt noch. 

b) Ein Seemann ist seit einem Jahre verschollen. Seine Ehe- 
frau lebt mit einem Sohne von vier Jahren in Danzig. 

c) Ein Trunkenbold soll entmündigt werden; er wehrt sich 
jedoch dagegen, und es ist Gefahr vorhanden, daß er bis 
zur Erledigung des Verfahrens den Rest seines Vermögens 
noch ziemlich durchbringt. 

2« Eine jüdische Waise von 19 Jahren erhält von ihrem 
Vormund die Aufforderung, ihre Stelle in einem Geschäfte zu 
kündigen, weil in dem Geschäfte an Sonnabenden gearbeitet 
würde. Die Waise beantragt beim Vormundschafksgerichte die 
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Verfügung des Vormundes aufzuheben, damit sie ihre Stelle be- 
halten könne. 

Wie. ist hierüber begründetermaßen zu beschließen? 

3« Es wird jemand wegen Geisteskrankheit entmündigt. Der 
Vormund verpachtet einen Acker des Entmündigten auf zwölf 
Jahre, und zwar mit Zustimmung des Vormundschafbsgerichtes 
(BGB. 1902, 2). Nach einem Jahre erhebt der Entmündigte 
Klage auf Aufhebung der Vormundschaft und dringt damit durch. 

Wie steht es nunmehr mit jenem Pachtverhältnis? 

Falls die Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes zu dem 
Pachtvertrage gar nicht erteilt worden wäre: Würde dieser 
trotzdem für die Dauer von vier Jahren gültig sein — sei es, 
daß die Entmündigung, wie oben, nach einem Jahre aufgehoben 
worden, oder derartiges bis jetzt nicht erfolgt ist, aber der Vor- 
mund gern den Pächter wieder los sein möchte? 

4. Bedarf der Vormund zu nachstehenden Rechtsgeschäften 
der Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes? 

(BGB. 1812; 1819; 1821; 1829; 1831.) 

a) Abtretung einer hypothekarisch gesicherten Forderung des 
Mündels an einen Dritten. 

b) Der Hypothekenschuldner des Mündels zahlt die Pfand- 
forderung an den Vormund. Dieser will Quittung aus- 
stellen und Löschungsbewilligung bei dem Grundbuchamte 
erteilen. 

c) Auf dem Hause des Vormundes lastet eine Hypothek für 
den Mündel. Der Vormund verkauft das Haus einem 
Dritten und läßt es ihm auf. Dann will er dem Eigen- 
tümer Löschungsbewilligung im Namen des Mündels aus- 
stellen (BGB. 1795). 

d) Von dem Gläubiger des Minderjährigen wird an dessen 
Vormund das Ersuchen gerichtet, für eine auf dem Grund- 
stücke des Mündels lastende Hypothek andere Zahlungs- 
bedingungen wie seither festzusetzen. 

e) Dem Mündel fällt eine Erbschaft zu. Der Vormund hält 
sie aber für unvorteilhaft und möchte sie ausschlagen. 

5. Für den Mündel hatte der Vormund ein Grundstück für 
18 000 JC gekauft. Der Kauf war von dem Vormundschafts- 
gerichte nach BGB. 1821, 1: 4) genehmigt worden. Hierauf 
beredet der Vormund mit dem Verkäufer, daß nur 11 100 Jl 
bar zu zahlen seien; der Rest von 6900 JL solle durch Ober- 
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nähme einer auf dem Grundstücke lastenden Hypothek von dieser 
Höhe getilgt werden. 

Nun verfügen sie sich auf das Grundbuchamt, um die Auf- 
lassung vorzunehmen. Der Grundbuchrichter hat aber Bedenken, 
die Umschreibung vorzunehmen, wegen BGB. 1822: 10). Der 
Vormund meint, daß diese Bestimmung auf den vorliegenden 
Tatbestand nicht passe, auch nach der Genehmigung des Kaufes 
als solchen durch BGB. 1825 erledigt sei. 

Entscheidung? 

6. Durch notariellen Vertrag hat der Vormund V. des minder- 
jährigen M. einem Bauunternehmer K. einen dem M. gehörigen 
Bauplatz veräußert; und hinzugefügt, daß er dafür Garantie über- 
nehme, daß M. bei seiner Volljährigkeit dies genehmigen werde. 

Ein Versuch des V., die nach BGB. 1821 und 1829 erforder- 
liche Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes zu erhalten, 
mißlang. Bald darauf starb V. und wurde von seinen Vettern 
M. und N. beerbt. M. wurde nach zwei Monaten volljährig, 
weigerte sich aber, auf Ansinnen des K. jenen Verkauf des Bau- 
platzes zu genehmigen. 

Es fragt sich, ob K. gegen M. und N., oder gegen einen von 
ihnen, mit einer Entschädigungsklage aus dem Garantieversprechen 
des V. nach dem Rechte des BGB. erfolgreich vorgehen hann? 

7. Durch allgemeine Verfügung des Justizministers v. 19. 12. 
1899 werden nach AG. z. BGB. 85 eine Reihe von öffentlichen 
Bankanstalten bekannt gemacht, bei denen die Hinterlegung von 
Wertpapieren in den Fällen BGB. 1082; 1892; 1667; 1814; 
1818; 2116 stattfinden kann. 

Worin sind die angezogenen Gesetzesbestimmungen sich gleich 
oder ähnlich, worin dagegen untereinander verschieden? 

8. Für ein achtjähriges Mädchen erster Ehe war seine Mutter, 
die sich zum zweiten Male verheiratet hatte (BGB. 1697) zur 
Vormünderin bestellt worden. Das bedeutende Vermögen war 
im Reichsschuldenbuch eingetragen. Von den Zinsen sollten 
1500 JL jährlieh für das Kind verausgabt, der Rest aber sicher 
angelegt werden. 

Statt dessen verbraucht die Mutter für das Mädchen über 
3000 Jl und leiht den Überschuß einem Kaufmann gegen 
Handschein. 

Es fragt sich nun: 

a) Kann das Vormundschaftsgericht wegen der geschehenen 
Verwertung der Zinsen einschreiten? 
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b) Liegt ein Grund für die Entlassung der Vormünderin vor? 

c) Hat das Gericht für das kommende Jahr vielleicht selbst 
die Verwaltung in die Hand zu nehmen? 

BGB. 1681; 1800; 1837; 1886. 

9. Die Pflegebefohlene Luise Malvin war seit einer Reihe 
von Jahren im Dienste des Inspektors Sorge in Salsitz. Der 
Vormund verlangte, daß sie in ein von ihm vermitteltes Dienst- 
verhältnis in Amieben treten solle. Die Luise Malvin weigerte 
sich; und Inspektor Sorge rief die Entscheidung des Vormund- 
schaftsgerichtes an. Dieses entschied, daß der Anordnung des 
Vormundes von dem Mündel Folge zu leisten sei. 

Hiergegen legte der Waisenrat in Salsitz Beschwerde ein, 
weil der Aufenthalt in Amieben dem Wohle des Mündels un- 
zuträglich sei. Das Vormundschaftsgericht sprach sich dahin aus, 
daß der Waisenrat zur Erhebung der Beschwerde nicht berufen 
und nicht zuständig sei. 

Quid iuris? 

10» Vor längeren Jahren vermählte sich ein reformierter 
Standesherr mit einer Prinzessin aus katholischem Hause. In 
dem Ehevertrage war bestimmt, daß die Prinzen in der refor- 
mierten Konfession des Vaters, die Prinzessinnen in der katho- 
lischen Konfession der Mutter erzogen werden sollten. 

Nach dem Tode beider Eltern wurden für den Prinzen und 
seine beiden Schwestern aus jener Ehe Vormünder eingesetzt; 
und zugleich ein Familienrat nach BGB. 1858 ff. bestellt Dieser 
versuchte, die Erziehung des Prinzen in katholischem Sinne zu 
leiten; und traf schließlich gegen den Willen und Widerspruch 
des Vormundes die Anordnung, daß der Unterricht des Knaben 
in der protestantischen Religion zu unterbrechen und ein katho- 
lischer Religionslehrer für ihn anzunehmen sei. 

Der Vormund wandte sich an das Amtsgericht. Dieses machte 
bei dem Familienrate Vorstellungen, indem es namentlich auf 
den Inhalt des Ehevertrages der verstorbenen Eltern verwies. 
Allein der Familienrat beharrte auf dem einmal von ihm be- 
schlossenen Vorhaben. 

Steht dem Vormundschaftsrichter das Recht der Beschwerde 
gegen einen solchen Beschluß des Familienrates zu, der ab- 
weichend von der von ihm vertretenen Ansicht gefaßt ist? 
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1. Sind in den kommenden Tatbeständen die gesetzlichen 
Voraussetzungen für eine Pflegschaft gegeben? 

a) Nach der Konfirmation tritt ein Junge, der Schlosser werden 
will, in die Lehre; und zwar wird er Lehrling in der 
Werkstatt seines Vaters (BGB. 107; GO. 126 b). 

b) Eine Witwe mit einer minderjährigen Tochter erster Ehe 
hatte von ihrem Ehemanne letztwillig den Nießbrauch am 
Kindesvermögen in besonders freier Art vermacht erhalten. 
Sie will sich wieder verheiraten und wünscht Klarheit 
darüber, ob ihre Nutznießung dann noch weiter daure 
(BGB. 1697; vgl. 1686; 1680; 1795; 181). 

c) Es soll nach dem Tode eines Ehegatten die Auseinander- 
setzung der Erbschaft unter den ihn beerbenden zwei 
minderjährigen Kindern und dem überlebenden Ehegatten 
stattfinden (BGB. 181; 1775; 1795; 1915). 

d) In einem Testamente sind die drei Geschwister des Ver- 
storbenen als Vorerben, deren Abkömmlinge als Nacherben 
eingesetzt. Der Vormundschaftsrichter hegt die persönliche 
Besorgnis, daß die Vorerben die Erbschaft verschleudern 
werden (BGB. 2112 ff.; 1913). 

e) In einem andern letzten Willen war einem Verwandten 
nur der Nießbrauch des Nachlasses vermacht, während 
seinen ehelichen Abkömmlingen das Eigentum zufallen sollte 
(BGB. 1909; 1918; 1919). 

f) Es will jemand gegen seine Ehegattin wegen Geisteskrank- 
heit auf Scheidung klagen. Zur Durchfuhrung des Schei- 
dungsprozesses beantragt er bei dem Vormundschaftsgerichte, 
seiner Ehefrau einen Pfleger zu bestellen; da diese voll- 
jährig und nicht entmündigt sei. 

2. Die MilStGO. v. 1. 12. 1898 bestimmt, daß das Vermögen 
eines Abwesenden, der wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
vor ein Kriegsgericht zu stellen wäre, mit Beschlag belegt werden 
kann. 360, 2: Dieser Beschluß ist durch den Reichsanzeiger 
bekannt zu machen... 361: Mit dem Zeitpunkte der ersten B&- 
kanntmachung in dem Reichsanzeiger verliert der Beschuldigte das 
Recht, über das in Beschlag genommene Vermögen zu verfügen. — 
Der die Beschlagnahme verhängende Beschluß ist derjenigen Be- 
hörde mitzuteilen, welche für die Mnleihmg einer Vormundschaft 
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über Abwesende zuständig ist. Diese Behörde hat eine Güter- 
pflege einzuleiten. 

Wie fügen sich diese Bestimmungen in die Einrichtungen 
von BGB. 1909—1921 ein? 

3. Für den Rentner D., welcher infolge eines Schlaganfalles 
stumm und unfallig war, seine Vermögensangelegenheiten zu be- 
sorgen, war eine Pflegschaft eingeleitet und V. zum Pfleger bestellt 
worden. Ein Bruder des D. beantragte später im angeblichen 
Auftrage des D., den V. zu entlassen. Er wies nach, daß 
V. sich um den D. gar nicht bekümmert, ihn nie besucht habe; 
daß D. in Kleidung und Wäsche ganz abgerissen dasitze, trotz 
seines großen Vermögens, welches V. allerdings zu vermehren 
strebe. Auch bei den Maßnahmen zur Verwaltung des Vermögens 
habe V. niemals versucht, eine Auskunft von D. über dessen 
Ansichten und Wünsche zu erlangen, obwohl man sich mit D. 
wohl verständigen könne. 

Das Amtsgericht gab dem Antrage statt, das Landgericht 
wies ihn auf von V. erhobene Beschwerde ab. Nunmehr legte 
der Rechtsanwalt X., gestützt auf eine von D. ausgestellte Voll- 
macht, weitere Beschwerde ein, mit dem Antrage, den Beschluß 
des Amtsgerichts wiederherzustellen. 

Das Kammergericht ordnete Anhörung des V. an. Dieser 
machte geltend, daß die Beschwerde schon deshalb zurückgewiesen 
werden müsse, weil Beschwerdeführer als Bevormundeter nicht 
selbst Rechtsmittel einlegen könne; im übrigen sei dieselbe un- 
begründet. 

Wie ist zu entscheiden? Und auf Grund welcher Bestimmungen ? 

4. Für Frau v. K. ist auf dem Rittergute ihres Ehemannes 
ein erhebliches Kapital als Vorbehaltsgut mit dem Vermerk ein- 
getragen, daß die Verfügung über dasselbe während der Lebens- 
zeit der Gläubigerin nur einem Kuratorium zustehen soll, welches, 
aus 2 Personen bestehend, von ihrem Vater zu ernennen sei 
und, bis dies geschehen, von letzterem allein gebildet werden soll. 

Der Vater der Frau v. K. ist verstorben. Sie hat mit der 
Anzeige, daß er keine Bestimmungen über das Kuratorium ge- 
troffen habe, beantragt, zwei Pfleger zur Verwaltung und Ver- 
fügung über jenes Kapital zu bestellen. 

Ist dem Antrag stattzugeben oder nicht? 
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XIV 

1. Liegen nachstehend die Voraussetzungen einer Fürsorge- 
erziehung vor? 

a) Der Magistrat einer Stadt hat für ein von den Eltern verwahr- 
lostes Mädchen die Fürsorgeerziehung beantragt. Das Amts- 
gericht ordnet sie an. Der Vater legt sofortige Beschwerde 
ein. Ehe hierüber entschieden ist, wird das Mädchen 
18 Jahre alt. 

b) In dem Dorfe A. lebt seit einiger Zeit eine liederliche und 
arbeitsscheue Frauensperson mit zwei unehelichen Kindern 
von zwei und vier Jahren. Sie ist vollständig mittellos. Ihren 
Unterstützungswohnsitz hat sie in dem Dorfe B. 

c) Ein von seinen Eltern stets mißhandeltes kleines Kind ist 
von einem wohltätigen Menschenfreunde zur Pflege und 
Erziehung bei zuverlässigen Bürgersleuten freiwillig unter- 
gebracht worden. Der Vater hatte zwar gebrummt und 
geflucht, als dieses geschah, hat aber bis jetzt keine Schritte 
zum Herausverlangen getan. 

d) Einer Ehe ist ein jetzt einjähriges Kind entsprossen. Der 
Vater ist dem Trünke ergeben, die Mutter betreibt Pro- 
stitution. 

2. Wie steht es in diesen Fragen mit der Vertretung des 
Minderjährigen in rechtlichen Angelegenheiten? 

a) Ein zwölfjähriger Knabe ist von seinem Vater zu Dieb- 
stählen verleitet und deshalb in eine Erziehungsanstalt ver- 
bracht worden. Er wird jetzt testamentarisch an einer 
Erbschaft beteiligt, die zu gerichtlichem Auseinandersetzungs- 
verfahren und verschiedenen Prozessen gegen die Erben führt. 

b) Dem Antrag der Behörde auf Anordnung der Fürsorge- 
erziehung widersprechen die Eltern, weil sie das Kind 
nicht vernachlässigten und dessen Arbeitskraft in der ge- 
meinsamen Wirtschaft dringend nötig hätten. Das Vor- 
mundschaftsgericht wünscht zunächst objektive Aufklärung 
und Wahrung der Interessen des Kindes. 

c) Es erscheint zweckmäßig, einen der Fürsorgeerziehung 
anvertrauten jungen Menschen einem Handwerker in die 
Lehre zu geben; aber es erheben sich Zweifel, wer mit 
dem Meister den Vertrag für den Lehrling abzuschließen 
habe: Vater, — Pro vinzialver band, — Vormund, — 
Pfleger, — Vormundschaftsgericht. 

Stammler, Übungen II. 10 
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3« Im Jahre 1828 saß ein Bürger zu Nürnberg abends vor 
seiner Tür, als ein junger Mensch von etwa 16 — 17 Jahren in 
der Kleidung eines Bauernburschen auf ihn zukam, in auffallender 
Haltung, ähnlich einem Betrunkenen. Er trug einen rätselhaften 
Brief bei sich, der ihn ganz unbekannt ließ, um jedoch an den 
Rittmeister eines dortigen Chevaulegers-Regiments empfahl. Geld 
hatte er keines bei sich. Angeblich hatte er alle seine Tage in 
einem finstern Behältnisse unter der Erde zugebracht und nie- 
manden gesehen, als einen einzigen Wärter, der ihm stets den 
Backen zugewandt. In der Tat erschien er geistig völlig ver- 
wahrlost. 

Man legte ihm den Namen Kaspar Hauser bei; und bemühte 
sich, das Geheimnis des Fremden zu ergründen. Allein nirgends 
mochte sich über das Herkommen, die früheren Verhältnisse und 
die Behandlung des Kaspar im angeblichen Kerker eine sichere 
Kunde ermitteln lassen; vielmehr hat sich bei den angestellten 
Nachforschungen über besonders erhaltene Angaben immer der 
Ungrund dieser ergeben. 

In Ansbach, wohin man ihn dann verbrachte, wurden zwei 
Mordversuche — wieder in unaufgehellter Weise — auf ihn 
gemacht. Am 17. Dezember 1833 ist er an den Folgen des 
zweiten gestorben. 

Fragen: 

a) Wer hätte nach unserem Rechte für den Kaspar Hauser 
zu sorgen? 

b) Würde eine Fürsorgeerziehung oder eine Vormundschaft 
oder eine Pflegschaft über ihn anzuordnen sein? 

c) Wäre es von Bedeutung für diese Fragen, wenn der junge 
Mensch entweder ein Geistesschwacher — ein Idiot, fatmcs — 
gewesen, oder: wenn er (wie viele annehmen) als Schwindler 
alles erfunden gehabt, oder: falls er dem Müßiggange und 
dem Trünke sich ergeben hätte? 



Fünftes Buch. 

Erbrecht. 



1« Wie verhalten sich die hier angegebenen Rechtsquellen 
untereinander und wie zu BGB. 1924—1930? 

a) Nov. 118 c. 1—3. 

b) Sachsenspiegel I 5 § 1: Nimt de sone wif bi des vader 
live de eme evenburdich is, unde wint sone bi ire, unde 
surft he dar na er sineme vadere umbedelet von dem 
erve, sine sone nemet dele in ires eldervader erve, gelike 
irme veddern in ires vader stat. Alle nemet se aver enes 
mannes deil. Disses ne mach den dochter kinderen nicht 
geschin, dat se gelike dele nemen der dochter in des elder- 
vader oder in der eldermuder erve. 

c) Abschied des Reichstages von 1498 § 87 und von 1521 
§ 21, sowie Kaiserliches Edikt v. 27. XL 1521: . . Und 
dieweil auch in gemeinen Rechten versehen, wie Bruder- 
oder Schwesterkinder mit ihren abgestorbenen Vater- oder 
Mutterbrüdern oder -Schwestern in die Stamme erben sollen: 
Und aber solches aus Unwissenheit und Mißbrauch an 
vielen Enden nicht gehalten . . Demnach so ordnen, setzen 
und erklären Wir, daß Bruder- und Schwesterkinder nun 
hinfortan mit ihren abgestorbenen Vater- oder Mutter- 
brüdern oder -Schwestern nach laut gemeiner geschriebener 
Rechten auch in die Stämme zu erben zugelassen werden 
sollen: Aller und jeder Gewohnheit, so an einigen Orten 
dawider sein oder verstanden werden möchte, unverhindert; 
welche Gewohnheit als den Rechten und dieser Ordnung 
zuwider und ungemäß Wir obgedachtem Beschlüsse nach 

XQ* 
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und ans Vollkommenheit unserer Macht und rechtem 
' Wissen hiermit abthun, derogiren und vernichten. . . 

d) Eonstitntion und Ordnung der Erbfälle, Testamente, Ab- 
schoßgelder von Erbfällen n. s. w. {Gonstitutio Joachimica) 
von 1527: Doch werden des verstorbenen Kindes Kinder 
im anderen Grade mit den Kindern des ersten Grades an 
die Stätte ihrer Eltern, nach den Stämmen, ans Gnaden 
der Rechte gleich zum Erbe zugelassen. — In den andern 
absteigenden Erben, nach dem Kind und Kindeskindern, 
nimmt das Erbe der Nächste im Grade und hat bei den- 
selben furderhin die Gnade des Rechtes, als daß die Kinder 
an ihrer Eltern Stätte treten sollten, keine Statt. . . [Da- 
hinter] kommen die Aufsteigenden in der geraden Linie 
zum Erbe, also daß der Nächste im Grade der aufsteigenden 
Linie mitsamt des verstorbenen Bruders von voller Geburt 
in die Häupter oder, auch mit des verstorbenen Bruders 
Kindern von voller Geburt, welche in die Stänime treten, 
aus Gnaden der Rechte gleich zum Erbe gelassen werden. 
. . [Dahinter halbbürtige Geschwister und deren Kinder.] 
— Nach Bruder und Bruderkinder von voller und halber 
Geburt . . kommen die Vettern und seitenhalb Gesippten, 
also daß der nächste im Grade den andern allen vorgezogen 
werde, . . . also daß denselben auch furder keine Gnade 
des Rechtes, als den Kindern, an ihrer Eltern Stätte zu 
treten, gegönnt wird. 

e) Codex Maximilianeus Bavaricus civilis III, 12 § 1: 
4° wird unter mehr Erben ab intestato bald in die Häupter, 
bald in die Stänime (in capita vel stirpes) succedxrb. Das 
erste geschiehet regtdariter unter Erben, welche aus eigenem 
Rechte (iure proprio) succediren, denn da pflegt man so 
viele Teile zu machen, als Personen vorhanden sind, das 
letztere hingegen greift in Ansehen jener Erben Platz, 
welche aus fremdem Rechte (iure repraeseniationis) kommen, 
anerwogen sie in die Stelle des Repräsentanten eintreten, 
mithin auch kein mehreres, als den ihm gebührenden An- 
theil bekommen ... § 2: .. als welches [ius repraesen- 
tationis] 3° in linea descendenti in infinitum fortgehet, 
. . § 3 : 2 ° inmaßen das ius repraeseniationis in ascenden- 
tibus niemals statt hat. § 6 : 6 ° geht ius repraeseniationis 
in linea eoüaterali niemals weiter, als auf Geschwister- 
kinder, 
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f) ALB. II 2, 348: Enkel und Abkömmlinge weiterer Grade 
gelangen zur Erbfolge in den Linien, in welchen sie von 
dem Erblasser abstammen. 351: So wie in den ganzen 
Nachlaß die unmittelbar von dem Erblasser entspringenden 
Hauptlinien succediren, so succediren die unter einer 
Hauptlinie stehenden Unterlinien in den Antheil dieser 
Hauptlinie. 353: Enkel gelangen also zur Erbfolge der 
Großeltern, auch wenn sie ihrer vorher verstorbenen Eltern 
Erben nicht geworden sind. — 497: Unter den Ver- 
wandten in aufsteigender Linie, sie mögen allein oder mit 
Halbgeschwistern zugleich zur Erbfolge gelangen, schließt 
allemal der dem Grade nach nähere die entfernteren aus. 
— II 3, 36 : Mehrere vollbürtige Geschwister theilen unter 
sich die Erbschaft nach der Personenzahl. 37: Sind von 
denselben einige oder alle, mit Hinterlassung von Ab- 
kömmlingen vor dem Erblasser verstorben, so wird die 
Erbschaft nach den Linien getheilt. — 48: Seitenverwandte 
erben nach der Nähe des Grades ihrer Verwandtschaft mit 
dem Erblasser. 49: Der nähere Grad schließt die ent- 
fernteren aus. 50: Eltern, die vor dem Erblasser ver- 
storben sind, verfallen dabei niemals ihr Erbrecht auf ihre 
Kinder. 

g) CC. 739: La representation est une fiction de la loi, 
dont l'effet est de faire entrer les representants dans la 
place, dans le degre" et dans les droits du repräsente. 
740: La representation a Heu ä l'infini dans la ligne directe 
descendante . . . 741: [Elle] n'a pas lieu en faveur des 
ascendants ... 742: En ligne collaterale, la representation 
est admise en faveur des enfants et descendants de freres 
et soeurs du defunt . . . 

2. Herr De Ouius ist gestorben. Er hinterläßt kein Testa- 
ment. Welches ist das Schicksal seines Nachlasses, wann folgende 
Angehörige von ihm da sind? 

a) Sein hochbetagter Vater, sein jüngerer Bruder und zwei 
unmündige Enkel seines ältesten Bruders, der ebenso wie 
dessen Sohn bereits verstorben ist. 

b) Seine sämtlichen Großeltern, ein Bruder seiner Mutter, ein 
Enkel seines Vaters aus einer zweiten Ehe, die der letzt- 
genannte nach dem Tode der Mutter des Herrn De Ouius 
eingegangen war. 
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c) Seine Ehefrau, seine vier Großeltern, zwei Schwestern seines 
Vaters, ein Stiefbruder aus einer zweiten Ehe seiner Mutter. 
Dieser Ehe war noch eine Tochter entsprossen gewesen, 
die mit Hinterlassung einer ledigen Tochter und eines nun 
auch schon gestorbenen Sohnes mit Tod abgegangen ist. 
Dieser Sohn endlich hatte die Tochter einer verstorbenen 
Schwester des Herrn De Ouius geheiratet und mit ihr 
einen Sohn gezeugt, bei dessen Geburt die Mutter am 
Kindbettfieber gestorben war. 

d) Eine Ehefrau zweiter Ehe; die Eltern seiner erstverstorbenen 
Frau.' Beide Ehen waren kinderlos. Eine Auseinander- 
setzung über die Ausstattung und das mitgebrachte Gut 
der ersten Frau hatte noch nicht stattgefunden. 

e) Seine beiden Großeltern väterlicher Seite, deren beide un- 
verehelichte Töchter und seine Ehefrau. Diese ist die 
Tochter der Stiefschwester des Herrn De Ouius, die aus 
der ersten Ehe von dessen Vater stammte. 

3« Eine ledige Dame starb, ohne eine letztwillige Verfugung 
errichtet zu haben und ohne Abkömmlinge zu hinterlassen. Auch 
Eltern und Großeltern lebten nicht mehr. Die nächsten Ver- 
wandten waren ein Enkel ihres Oheims, des Bruders ihres Vaters 
und zwei Töchter ihrer Tante, der Schwester ihrer Mutter. 

Der Enkel beanspruchte die Hälfte des Nachlasses. Die ge- 
nannten Töchter aber machten geltend, daß es sich hier um 
BGB. 1928 handle, weil kein Teil der Eltern und Großeltern 
der Erblasserin bei deren Tode gelebt hätte; nach jenem Gesetze 
sei der Enkel, als der entferntere Grad, ausgeschlossen. 

Wie ist hierüber zu befinden? 

4« Bei dem Tode eines unverheirateten Gutsbesitzers lebten 
zwei Brüder von ihm. Er hatte auch eine Schwester gehabt, 
die aber schon vor Jahren mit Hinterlassung eines unehelichen 
Sohnes gestorben war. Dieser Sohn hatte sich verheiratet und 
war auch gestorben; seine Ehefrau und drei Kinder von ihm 
lebten noch. 

Es entstand unter diesen letzten Personen und den beiden 
Brüdern des Gutsbesitzers Streit über dessen Nachlaß. 

Wie ist dieser zu schlichten? 

5. Ein junger Offizier stürzt mit dem Pferde und erliegt 
dem Unfälle am folgenden Tage. Er hinterläßt eine Frau, die 
guter Hoffnung ist, seine Mutter und eine Schwester. Bald 



§ 2. Annahme und Ausschlagung der Erbschaft 151 

darauf verstirbt seine Mutter. Sie hatte ein Testament errichtet, 
in dem der Lucius Tüius als Haupterbe ernannt war. Nach 
einigen Monaten wird die Witwe des Offiziers von einem toten 
Kinde entbunden. 

Wem fallt die Erbschaft des Offiziers zu? 

L. 8 § 1 D. de suis et legitimus heredibus (38, 16); — cf. 
1. 1 §§ 6—8 D. unde cognati (38, 8). 



n 

1. Ist in der Erklärung des Erben: Er vernichte auf die 
Erbschaft zu Gunsten seiner Kinder eine Annahme oder eine 
Ausschlagung der Erbschaft zu finden? 

2. Ist im folgenden eine rechts wirksame Ausschlagung der 
Erbschaft gegeben? 

a) Der Erbe sendet eine notariell beurkundete Erklärung, 
daß er die Erbschaft ausschlage, an das Amtsgericht seines 
Wohnortes, während der Erblasser in einem anderen Ge- 
richtsbezirke seinen Wohnsitz gehabt hatte. 

GFG. 72—74. 

b) Das Nachlaßgericht hat Termin zur Eröffnung des Testa- 
mentes auf den 16. Juni anberaumt. Am 15. Juni läuft 
eine Erklärung des mutmaßlich Eingesetzton ein, daß er 
in jedem Falle die Erbschaft ausschlage. 

Cf. 1. 17 § 1; 70 pr. D. de adquirenda vel omittenda 
hereditate (29, 2); 1. 91 D. de BJ. (50, 17). 

c) Bei der Eröffnung des Testamentes findet sich ein Neffe 
des Verstorbenen zu einem Bruchteile unter der Bedingung 
eingesetzt, daß er die große Staatsprüfung innerhalb eines 
Jahres bestehe. Der Erbe erklärt darauf, daß er jetzt 
bereits auf den Erbteil Verzicht leiste. 

d) Zwischen zwei Erben finden Verhandlungen statt, durch 
die ein Vertrag auf Abfindung des einen Teiles durch den 
anderen zu stände kommt. Sie senden diesen Abfindungs- 
vertrag beglaubigt dem Nachlaßgerichte ein. 

3. Es kann sich ereignen, daß der berufene Erbe selbst 
stirbt, ehe er sich über Annahme oder Ausschlagung geäußert 
hat. Nach römischem Rechte setzten hier bekanntlich die Lehren 
von Tremsmission, Substitution, successiver Berufung, Akkreszenz- 
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reohi ein (vgl. Windschetd-Kipp §§ 600; 557; 573; 603). 
Anders nach BGB. 1922; 1942; 1952. 
Hiernach sind diese Fragen zu erwägen: 

a) Ist es dem Erbeserben gestattet, von den beiden Erb- 
schaften, die nun für ihn in Betracht kommen, die eine 
anzunehmen, die andere aber auszuschlagen? 

b) Wie ist es zu halten, wenn mehrere Erbeserben vorhanden 
sind, und diese sich nicht darüber einigen können, ob die 
ihrem Erblasser vormals angefallene Erbschaft angenommen 
oder ausgeschlagen werden soll? 

4t. Die Witwe eines Bauern hatte nach dem Tode ihres 
Mannes die Wirtschaft weiter gefuhrt, war aber schon nach drei 
Wochen plötzlich auch gestorben. Der Sohn beider verkaufte 
nun die Möbel der Eltern, um wenigstens die Beerdigungskosten 
decken zu können; denn die Erbschaft war ganz überschuldet, 
und der Sohn erklärte seinen Freunden, daß er nichts damit zu 
tun haben wolle. 

Trotzdem wurde er von einem Gläubiger seines Vaters auf 
Zahlung einer Schuld des letzteren belangt, da er nach BGB. 1959 
und 1968 nun als Erbe zu betrachten sei; während der Sohn 
nur BGB. 679 für gegeben erachtet. 

Wer ist im Rechte? 

5. Bei der Eröffnung eines Testamentes hätte der Richter 
zu dem eingesetzten Erben gesagt: So, nun haben Sie sechs 
Wochen Zeit %wr Erklärung über Annahme oder Entsagung der 
Erbschaft. Das hatte der Erbe nachweislich so verstanden, daß 
er noch eine besondere Erklärung vor Gericht abgeben müsse, 
wenn er die Erbschaft haben möchte. Er wollte sie aber gerade 
nicht haben; und rührte sich deshalb gar nicht. 

Kann er nun die Folgen seines Schweigens rückgängig 
machen? Welche Gesetzesbestimmungen kommen in Betracht? 
Was für rechtliche Schritte sind zu unternehmen? Welche 
Rechtswirkungen knüpfen sich an solche an? 

6. Der Sohn eines Kaufmannes hat die väterliche Erbschaft 
zuerst angenommen. Dann ficht er die Annahme wegen Irrtumes 
erfolgreich an. Inzwischen sind elf Monate vergangen. An dem 
Tage, da sich der Erfolg der Anfechtung entscheidet, wird ihm 
von seiner Frau ein Knabe geboren. 

Wie steht dieses Kind zu der seither behandelten Erbschaft? 
Auch wurde dabei noch streitig: Ein bissiger Hund des ver- 
storbenen Kaufmannes hatte einen Briefträger angefallen und 
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schwer verletzt, — nach der Angabe des Beschädigten durch 
schuldhafte Nichtbeaufsichtigung des Tieres durch den damaligen 
Erben, dagegen nach der Behauptung des letzteren ohne seine 
Schuld. Wer haftet jetzt, nach der vorhin erwähnten Anfechtung 
der Erbschaftsannahme, dem geschädigten Briefträger? 



m 

1« Gehören die nachstehend aufgeführten Anforderungen zu 
den Nachlaß Verbindlichkeiten? • 

a) In St. Louis wurde vor einiger Zeit der Millionär Düstrow, 
der Frau und Kind erschossen hatte, hingerichtet; die 
Tragödie soll jetzt noch ein merkwürdiges Nachspiel haben. 
Auf Grund eines Gesetzes, wonach in Kriminalfällen bei 
einer Überfuhrung des Angeklagten diesem die Kosten des 
Verfahrens zur Last fallen, hat der Staat Missouri die 
Erben Düstrows wegen der Hinrichtungskosten verklagt. 

b) Geldstrafen, die gegen den Verstorbenen hätten erkannt 
werden können; — Klagen gegen um wegen Besitzes- 
störung. 

c) Ein bei einem Eisenbahnunglücke umgekommener Student, 
der bereits volljährig gewesen, hinterließ als nächsten ge- 
setzlichen Erben seinen Vater. Dieser erklärte in notariell 
beglaubigter Urkunde dem Nachlaßgericht, daß er die Erb- 
schaft seines Sohnes ausschlage. Die Kosten dieser Er- 
klärung wurden von dem Nachlasse gefordert, während 
dessen inzwischen bestellter Verwalter der Ansicht ist, 
daß der Vater, als damaliger Erbe, sie tragen müsse. 

d) Der verwitwete Landwirt Schüddekopf gab seiner Tochter 
bei ihrer Verheiratung mit dem Hofbesitzer Flachsbarth 
eine Ausstattung; und schloß mit ihr einen Vertrag, wo- 
nach sie bei seinem Ableben bestimmte Möbel, Wäsche u. dgl., 
sowie als Anteil an den baren Geldern, welche die Eltern 
nachlassen, 6000 JC erhalten solle. Nach dem Tode des 
alten Schüddekopf forderte Frau Flachsbarth von ihrem 
Bruder, als dem Haupterben ihres Vaters, 6000 Jl. Es 
entstand ein Streit, ob diese Summe unbedingt zu zahlen 
sei oder nur mit Mitteln des Nachlasses oder sogar nur, 
wenn in diesem 6000 Jl in bar oder doch in Wertpapieren 
oder vielleicht in Geldforderungen sich finden. 
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2. Schulden sind der nächste Erbe. 

Was will dieses alte deutsche Rechtssprichwort besagen? 

Wie verhält es sich zu dem anderen Spruche: Wer einen 
Schilling erbt, sott auch ein Pfund bezahlen? 

Worin besteht der Unterschied dieser Sätze und derer des 
römischen Erbrechtes? 

Welche allgemeine Stellung hat das BGB. zu dieser Frage 
eingenommen? 

(Literatur: Schbödeb, Deutsche Rechtsgeschichte 4. Aufl. 
(1902) § 35 S. 835 ; § 61 S. 751 flg.; Wutdschbid-Kipp, Pandekten- 
recht 8. Aufl. (1901)' § 605; Stbohal, Das deutsche Erbrecht 
2. Aufl. (1901) § 72.) 

3. Es ist A. ohne Vorbehalt Erbe des B. geworden. Dann 
stirbt A. und wird von C. beerbt, der die Nachlaßverwaltung 
beantragt und seine beschränkte Haftung für die Nachlaßver- 
bindlichkeiten erwirbt. 

Fragen: 

a) Wie haftet G. den Gläubigern des B.? 

b) In welcher Art sind die Gläubiger des A. und die des B. 
nebeneinander abzufinden? 

c) In BGB. 1984 sind mit der Nachlaßverwaltung gewisse 
Rechtsfolgen verbunden. Wie sind diese Vorschriften auf 
unseren Fall anzuwenden? Sind jene gesetzlichen Folgen 
von Amts wegen zu beachten, falls ein Gläubiger gegen 
den G. gerichtlich vorgehen mag? 

4. In dem auch für Studierende sehr nützlichen Buche: 
Hilse-Weisslek, Formularbuch für freiwillige Gerichtsbarkeit 
(10. Aufl. 1900) findet sich das Beispiel: Beschränkte Erben- 
Haftung. Eine Novelle in Briefen und Aktenstücken. 

Es beginnt mit diesem Schreiben: 

Herrn Rechtsanwalt Dr. Galander, Halle a. S. — Cöln, 
1. April 1900. Hierdurch bitte ich Sie um Ihren Beistand in 
einer, wie ich glaube, ziemlich verwickelten Angelegenheit. Mein 
Vater ist in Nietleben vor drei Wochen gestorben und hat mich 
und meinen Bruder August, der jetzt in England ist, als Erben 
hinterlassen. Da ich, wie Sie wissen, hier meine Eisengießerei 
betreibe, so hatte ich von seinen Verhältnissen keine Ahnung. 
Nunmehr merke ich, daß während der letzten Krankheit meines 
Vaters in seiner Ziegelei alles drunter und drüber gegangen 
ist. Es ist nichts gebucht, weder die Bestände noch die Außen- 
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stände noch die Schulden. Mir schwant aber, daß das Geschäft 
schlecht steht; denn Barmittel sind nicht vorhanden, und es 
haben sich schon Gläubiger gemeldet und mit Klage gedroht. 
Ich will nun um alles die Schande eines Nachlaßkonkurses ver- 
meiden. Ich habe daher einen sicheren Mann, den Ziegelmeister 
Kuntze, beauftragt, das Geschäft vorläufig weiterzufuhren, bitte 
Sie, sich nötigenfalls mit diesem in Verbindung zu setzen und 
mir zu raten, wie ich mich zu verhalten habe, um mich vor Ver- 
lusten zu schützen. Einen kleinen Fehlbetrag würde ich ja zur 
Ehre meines Vaters schon decken; ich furchte nur, daß er zu 
groß wird. Ich habe immer gehört, daß man in solchen Fällen 
schleunigst ein Inventar errichten muß. Hochachtungsvoll 
Albert Krause. 

Der Anwalt macht nun hintereinander von den Gesetzes- 
bestimmungen Gebrauch in 

a) BGB. 1944; 1958; 1979; 2014; CPO. 782. 

b) BGB. 1970; 1980; 2015; CPO. 991; 992; 995; 997. 

c) BGB. 2015, 3; CPO. 952; — BGB. 1973. 

d) BGB. 1971; 1978; ZVG. 175; preuß. AG. z. ZVG. 4. 

e) BGB. 1981; 1984; 1988; 1990. 

f) BGB. 1993; 2006; 2013. 

Welche rechtlichen Behelfe sind hier herangezogen? Was 
für Folgen knüpfen sich an die einzelnen an? 

5* Die bedeutsamste Einrichtung des BGB. zur Begelung 
von Nachlaßschulden ist die Nachlaßverwaltung (BGB. 1981). 
Für sie fragt es sich: 

a) Kann ein Nachlaßverwalter bestellt werden, während der 
Erblasser einen Testamentsvollstrecker ernannt hat? Ist 
vielleicht der letztere selbst befugt, die Nachlaßverwaltung 
bei Gericht zu beantragen? 

b) Hat ein übergangener Pflichtteilsberechtigter (BGB. 2808) 
das Becht, die Nachlaßverwaltung zu beantragen? 

c) Was hat zu geschehen, wenn der eingesetzte Nachlaßver- 
walter und der Erbe über die Art und Weise der Ver- 
waltung oder der Auseinandersetzung der Erbschaft sich 
nicht einigen können? 

6. Der Schlossermeister Langfuß hat von dem Fuhrmann 
Grau für gelieferte Arbeiten 150 Ji zu fordern. Nach dem 
Tode des Grau beantragt dessen Sohn und Erbe das Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger. Langfuß meldet sich rechtzeitig. Nun 
reicht der Sohn Grau ein Inventar ein, aus dem hervorgehen 
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soll, daß der Verstorbene keine Aktiva hinterlassen hat, sondern 
alles durch das Begräbnis und die Ordnung des Nachlasses auf- 
gezehrt sei. Langfuß meint aber, daß der Wert des Mobiliars 
in dem Inventar viel zu gering angegeben sei. 

Kann er rechtlich hierbei etwas machen? 

Dann erfährt er, daß der Sohn Grau an einen Kaufmann 
Hedes, der sich im Aufgebotsverfahren gar nicht gemeldet hatte 
und deshalb ausgeschlossen war, gegen 200 j& bezahlt hat. Da 
der junge Grau selbst nichts besitzt, fragt es sich, ob Langfaß 
nicht von Hedes etwas herausverlangen könne? 

Endlich hatte der Buchbinder Kamphoff, der ebenfalls durch 
das Aufgebot ausgeschlossen worden war, eine Nachlaßforderung 
von 85 Jt pfänden und sich überweisen lassen. Langfuß meint, 
daß dies unzulässig sei, soweit er als nicht ausgeschlossener 
Gläubiger dadurch benachteiligt werde. Ist dies richtig? 



IV 

1« Ist in den kommenden Fällen ein Anspruch auf Aus- 
kunfterteilung zur Vorbereitung der Erbschaftsklage begründet? 

a) Zwei Brüder haben zusammen ihren Vater beerbt. Der 
eine behauptet, daß der zweite Bruder den gesamten 
Nachlaß ergriffen habe. 

b) Eine Witwe hatte mit ihrer unverheirateten Tochter zu- 
sammen gelebt. Nach ihrem Tode behaupten ihre beiden 
Söhne, daß ihre Schwester einzelne Nachlaßsachen ver- 
borgen halte und sich einseitig zueignen wolle. 

c) Der Erbe bringt vor, daß der in Tätigkeit getretene Testa- 
mentsvollstrecker Gegenstände des Nachlasses beiseite ge- 
bracht habe; — oder umgekehrt: der Testamentsvollstrecker 
wirft dieses den Erben vor; — oder endlich: ein Dritter 
erhebt den Vorwurf gegen einen jener beiden. 

d) Als der Matrose M. von längerer Reise zurückkehrt, findet 
er seinen Vater V. nicht mehr am Leben. Er erfahrt, 
daß V. von dem X. zum Miterben mit Y. und Z. ein- 
gesetzt worden war; erhält aber von diesen auf seine 
Nachfrage nach der Erbschaft des X. keine Antwort. 

2. Tatbestand. 

Es hat A. bis zu seinem Tode im Hause des B. gewohnt. Der C, 
einziger Erbe des A., tritt mit der Behauptung auf, daß der B. 
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bald nach dem Tode des A. sich in den Besitz eines großen 
Teiles des beweglichen Nachlasses gesetzt habe und dessen Heraus- 
gabe verweigere. Er beantragt daher: den Beklagten zu ver- 
urteilen, über den in seinem Besitze befindlichen Nachlaß des A. 
ein durch Offenbarungseid zu erhärtendes Inventar zu legen und 
dem Nager den sich danach ergebenden Nachlaß auszuliefern. 

Der Beklagte hat diesem Antrage widersprochen, indem er 
überhaupt bestreitet, aus dem Nachlasse des A., an den er, der C, 
keinen Anspruch macht, irgend etwas an sich genommen zu haben. 

Wie ist begründet zu erkennen? 

3« Die beiden Brüder Karl und Fritz Möller haben sich in 
einem Erbvertrage gegenseitig zu Erben eingesetzt. Bald darauf 
ist Karl Möller nach Amerika ausgewandert. Nach längeren 
Jahren hat sein Bruder Fritz ein neues Testament errichtet, worin 
mehrere Verwandte zu Erben ernannt sind und der Kirche zu 
Lügumkloster ein Vermächtnis von 3000 JH ausgesetzt ist. Im 
Eingang dieses Testaments erklärt der Testator, daß er nach 
den vielen erfolglosen Schritten zur Wiederauffindung seines seit 
vier Jahren verschollenen Bruders sich von dessen erfolgtem Ab- 
leben überzeugt halten müsse und daher die freie Verfügung 
über sein Vermögen wiedererlangt habe. 

Nach dem Tode des Testators Fritz Möller sind jene 3000 JC 
an den Kirchenvorstand zu Lügumkloster ausbezahlt worden. 

Darauf ist der Bruder Karl Möller aus Amerika zurück- 
gekehrt. Er hat alsbald (gemäß BGB. 2078, 2; 2080—2082) 
das letzte Testament durch Erklärung vor dem Nachlaßgericht 
angefochten und klagt jetzt gegen den Kirchenvorstand auf Bück- 
zahlung jener 3000 Jl. 

Ist die Klage nach BGB. 2018 flg. begründet? Oder etwa 
auf Grund einer anderen gesetzlichen Bestimmung? 



V 

1. Was folgt aus BGB. 2032 flg. für die zutreffende Be- 
handlung dieser Tatbestände? 

a) Zu einer Erbschaft gehören verschiedene Grundstücke. Der 
eine Miterbe verkauft sein Erbrecht. Es wird zweifelhaft, 
welche Rechtsstellung der Käufer für jene Grundstücke hat. 

b) Ein Miterbe ist überschuldet. Sein Gläubiger will das 
Erbrecht jenes pfänden lassen. Nachdem dieses geschehen 
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(zulässigerweise?), schlägt der Schuldner die Erbschaft aas; 
— oder: er veräußert seinen Anteil an einen Dritten. 

c) Jemand hat von einem Miterben eine Hypothek bewilligt 
erhalten, die an einem Nachlaßgrandstücke in Höhe des 
schuldnerischen Anteiles am Nachlasse bestehen solle. Der 
Gläubiger beantragt die Eintragung in zulässiger Art und 
jedenfalls Eintragung einer Vormerkung nach BGB. 883. 

d) Von einer Fabrik ist gegen einen Händler wegen eines 
vollstreckbaren Anspruches ein dinglicher Arrest in das 
bewegliche und unbewegliche Vermögen des Schuldners er- 
wirkt worden, und zwar insbesondere in den Anteil, der 
ihm aus dem Testamente seiner Mutter als Miterben an 
dem von jener hinterlassenen Hause zusteht. Die Fabrik 
beantragt nun die Eintragung einer Sicherungshypothek 
an dem Hause, nötigenfalls die vorherige Eintragung des 
Miteigentumes ihres Schuldners. 

e) Zu einem Nachlasse gehört eine hypothekarisch gedeckte 
Forderung. Es sind sieben Erben vorhanden. Der älteste 
will seinem Bruder und Miterben seinen Anteil an jener 
Hypothek abtreten. 

2. Bei dem Tode des Gutsbesitzers X. treten dessen drei 
Söhne als seine alleinigen Erben ein. Die beiden jüngeren Söhne 
sind zur Zeit in China. Der älteste Sohn beantragt bei dem 
Grundbuchamte, unter Beibringung des Erbscheines die Eintragung 
der drei Brüder als Miteigentümer des väterlichen Gutes zu 
gleichen Anteilen. Der Grundbuchrichter hat Bedenken, ob das 
zulässig ist, und ob er nicht einen einstimmigen Antrag der 
Miterben verlangen soll. 

Wie ist darüber zu befinden? 

BGB. 2038; GBO. 13; 19; 22. 

Zu gleicher Zeit hat ein Gläubiger des ältesten Sohnes, der 
gegen diesen ein vollstreckbares Urteil erwirkt hat, die Eintragung 
aller Miterben in das Grundbuch des Nachlaßgrundstückes be- 
antragt, um dann im Wege der Zwangsvollstreckung weiter vor- 
gehen zu können. 

Ist diesem Antrage stattzugeben? 

3. In einem Testamente hatte ein Privatmann fünf Ver- 
wandte zu ungleichen Teilen als Erben eingesetzt und einen 
Freund als Testamentsvollstrecker ernannt. Dieser nimmt sich 
nach dem Tode des Testators der Sache an und findet, daß der 
eine Miterbe dem Verstorbenen aus einem Darlehen 1000 Ji 
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noch schuldig zu sein scheint. Der Miterbe stellt dies aber in 
Abrede. 

Was hat nun der Testamentsvollstrecker zu tun? 

Wie wäre es, wenn umgekehrt der eine der eingesetzten 
Erben eine Nachlaßforderung den Miterben gegenüber erhebt? 

4« Ex generali quadam Germaniae et in Camera approbata 
consuetudine receptum est, ut senior f rater divisionem pro suo 
arbitrio bona fide et ex aequo faciat et minor natu optionis et 
eligendi praerogativam habeat. 

(Aus Gaill, Practicarum observationum libri II, 1578; vgl. 
Sachsenspiegel HI 29, 2.) 

Stimmt dieses mit dem römischen Erbrechte überein? Und 
mit dem Rechte des BGB.? Welche einzelnen Bestimmungen 
hat das letztere über die aufgeworfene Frage? 

5. Im Anschlüsse an BGB. 2042 sind namentlich folgende 
Fragen erwägenswert geworden und nun im Sinne unseres Rechtes 
zu entscheiden: 

a) Handelt es sich bei der Auseinandersetzung der Miterben 
um einen bürgerlichen Rechtsstreit oder um eine Handlung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit? Und welches Gericht — 
Prozeß- oder Nachlaßgericht — ist zuständig? (FrGG. 86—98.) 

b) Kann das die Auseinandersetzung durchführende Gericht 
eine Teilung nach seinem eigenen richtig begründeten Er« 
messen vornehmen oder ist es an bestimmte Antrage der 
Miterben gebunden? Kommt etwas darauf an, ob alle 
Miterben Anträge gestellt haben, die sich widersprechen, 
oder ob nur der eine von ihnen einen bestimmten Antrag 
dem Gerichte unterbreitet hat? Was ist die Folge, wenn 
gar kein bestimmter Antrag gestellt ist, sondern nur die 
Aufhebung der Gemeinschaft im allgemeinen von der einen 
Seite gefordert wird? 

c) Ist es angängig, die gerichtliche Bestellung eines Un- 
parteiischen zu verlangen, der die Erbschaft zu verwahren, 
zu versilbern und zu verteilen hätte? (Vgl. BGB. 2038; 
2089; — sowie die Analogien in 482; 1217; 1275; 
1281; 2039.) 

6« In einem Kommentare zum fünften Buche des BGB. 
findet sich folgendes Beispiel zu BGB« 2051 im Verhältnis zu 
1935 und 2095 (vgl. auch 2279), das nachzuprüfen und aus« 
zuführen ist: 
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Der Erblasser hinterläßt von seinem vorverstorbenen Sohne A. 
einen Enkel G, dessen vor dem Erbfalle verstorbene Schwester D. 
von dem Erblasser 16000 JC als Ausstattung erhalten hatte, und 
den Sohn B. Der Nachlaß beträgt 24000 JC. Alsdann würde 
nach 2051: 

B JiM+J^^OOOO, C. 2400 ° + 16000 -16000:=4000 

erhalten, unter Berücksichtigung des 1935 (and 2056) dagegen: 

B. zunächst ^2 ,= 12 000 und 0. ^£5 = 6000; sodann aber 

sind die freigewordenen 6000, die mit der Ausstattung von 
16 000 Überschwert sind, als besonderer Erbteil zwischen B. und G. 
nach 2047 im Verhältnis von 2:1 zu teilen, so daß B. im 
ganzen 16000, C. 8000 erhält. Ebenso ist 1935 zu berüde- 
sichtigen, wenn nicht der freigewordene Erbteil, sondern der mit 
dem letzteren die Stammportion bildende Erbteil mit einer Aus- 
gleichungspflicht überschwert ist; wenn z.B. in dem vorerwähnten 
Falle nicht die D., sondern C. 16000 im voraus erhalten hätte, 
so würde die freigewordene Erbquote der D. von 6000 dem 0. 
zufallen, die dem G. von vorneherein gebührenden 6000 sind 
mit 16000 überschwert, C. würde, da die Ausgleichungspflicht 

die Stammportion belastet, mithin 2400 ° + 1600 ° - 16000 = 4000 

erhalten. Da aber nach 1935 der Erbteil der D. hinsichtlich 
der Ausgleichungspflicht als besonderer Erbteil gilt, die Aus- 
gleichung also auch ihm gegenüber vorzunehmen ist, wie wenn 
die D. Erbe geworden wäre, so ist folgendermaßen zu teilen: . . . 
7. Bei einem Juristen geht folgende Anfrage ein: 
Meine Eltern sind gestorben und haben hypothekarisch ein- 
getragenes Geld hinterlassen. Wir Kinder treten jetzt nach dem 
Tode der Eltern als Erben auf. Einer meiner Brüder lebt in 
Südamerika. Zur Löschung jener Hypothek bedarf es der Voll- 
macht meines südamerikanischen Bruders. Die Unkosten der 
Ausstellung einer Vollmacht übersteigen dort den Betrag seines 
auf ihn hier entfallenen Erbteiles. Mein Bruder möchte daher 
nicht gerne die Vollmacht erteilen und lieber seinen Erbteil hier 
fahren lassen. 

Kann jetzt der Schuldner uns anderen Kindern und Erben 
hieraus Schwierigkeiten machen und uns so lange Zahlung ver- 
weigern, bis der südamerikanische Bruder Vollmacht übersandt 
und wir dem Schuldner die Hypothek rein, also ohne jedweden 
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Rest, löschen lassen können; oder ist er verpflichtet, uns für 
unsere Teile auf Kündigung unsererseits uns Zahlung zu leisten, 
und bleibt ihm nur das Recht, denjenigen Teil für den süd- 
amerikanischen Bruder, den wir ohne Vollmacht des Bruders 
nicht quittieren können, zurückzubehalten? 

8, Ein Bauer versichert seinen Viehbestand bei einer Gesell- 
schaft auf Gegenseitigkeit auf 5 Jahre. Er stirbt nach einem 
halben Jahre und wird von seiner Frau und zwei Söhnen beerbt. 
Diese haben den Nachlaß geteilt, ohne jener Versicherung zu ge- 
denken. Nun klagt die Gesellschaft auf Zahlung der Mindest- 
prämie von 32 Jl im Jahre gegen den einen Sohn. 

Der Beklagte wendet ein : Entweder müssen wir alle verklagt 
werden oder die Mutter allein, denn diese hat bei der Teilung 
den Nachlaß zur aktiven und passiven Vertretung übernommen. 

Der Kläger entgegnet: Diese Übernahme sei nach BGB. 329 
gleichgültig; und die Teilung der Erbschaft unwirksam, da vor 
einer solchen immer erst die Schulden bezahlt werden müßten, 
was hier nicht geschehen sei. 

Wie ist zu erkennen? 



vi 

1. In welcher Art sind die nachstehenden letztwilligen An- 
ordnungen juristisch aufzufassen und durchzuführen? 

a) Ich bestimme über meinen Nachlaß, daß A. 2500 und B. 
4000 Jl erben, dem C. aber mein Haus und Garten als 
Erbe zufallen soll. 

b) Meine drei Geschwister mögen mich zu gleichen Teilen 
beerben. Unser Silbergeschirr, das von unsern Eltern her- 
stammt, soll aber meinem ältesten Bruder ausschließlich 
zufallen. 

c) Es ist mein Wunsch und Wille, daß von meinem Nach- 
' lasse der dritte Teil, nach Erledigung aller Schulden, von 

meinem Sohne an meinen Bruder abgegeben werde. 

d) Der älteste meiner vier Söhne soll mein Erbe zur Hälfte 
des von mir zu hinterlassenden Vermögens sein. 

e) Zu Erben setze ich meine beiden Töchter mit der Maß- 
gabe ein, daß jede von ihnen nur ein Drittel zur freien 
Verfügung ausgeantwortet erhalten soll, während die ver- 

Stammler, Übungen IL 11 
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bleibenden zwei Drittel ihren ehelichen Abkömmlingen zur 
Zeit ihres Todes erhalten bleiben sollen. Zu diesem Zwecke 
soll ein Betrag, der 66*l 9 °l der Summe ausmacht, die 
auf jede meiner Töchter aus dem Nachlasse nach Abzug 
der Schulden und der Vermächtnisse entfallt, ausgeschieden 
und von einem Pfleger jener Abkömmlinge verwaltet 
werden. 
2. Ein Gendarm geriet in einen Kampf mit zwei Wilddieben. 
Er schoß den einen nieder, wurde aber von dem andern schwer 
verletzt. Der Sterbende errichtete vor dem Vorsteher der Ge- 
meinde ein Testament (BGB. 2249), in dem er zur Hälfte seine 
Ehefrau einsetzte, zur anderen Hälfte, da sie guter Hoffnung war, 
das von ihr demnächst zu erwartende Kind. 

Vier Monate darauf kam die Frau mit Zwillingen nieder. 
Wie ist es nunmehr mit dem Testamente and der Verteilung 
der Erbschaft zu halten? 

Cf. L 5 § 1 — 1. 7 pr. D. de rebus dubiis (84, 6); — h 13 
pr. D. de liberis et postumis (28, 2). 

3« Zwei Ehegatten errichten ein gemeinschaftliches Testament, 
indem sie ihre fünf Kinder zu ihren Erben einsetzen; dann aber 
weiter erklären, daß sie die Erbeinsetzung der älteren Tochter 
zurücknehmen und sie vollständig enterben, weil sie sich gegen 
die Testatoren schwerer körperlicher Mißhandlungen in näher an- 
gegebener Weise schuldig gemacht habe. Sie fugen noch hinzu, 
daß diese Tochter seit einer Reihe von Jahren einen durchaus 
unsittlichen Lebenswandel geführt und ihnen dadurch tiefe Krän- 
kung und schweren Kummer bereitet habe (vgl. BGB. 2838 : 2 
u. 5). 

Was ist von diesem letzten Willen juristisch zu halten? 
4, Sind folgende Erbeinsetzungen rechtlich in Ordnung? 

a) Ein reicher Römer, namens Paulus Maccarini, verordnete 
in seinem Testamente: Man möge aus einem bestimmten 
Waisenhause 20 Waisen auslosen, von diesen ebenso zehn, 
dann fünf, und drei, endlich einen; und dieser solle sein 
Universalerbe sein, mit der Verpflichtung, des Testators 
Familiennamen anzunehmen. 

b) Eine kränkelnde Frau setzte die künftige Ehefrau ihres, 
der letztwillig Verfügenden, Mannes zu ihrer Erbin ein. 

c) In dem Testamente der verstorbenen Großherzogin Maria 
Antonia von Toskana wird auch der verschollene Erzherzog 
Johann Nepomuk Salvator (Johann Orth) zum Erben ein- 



6. Erbeinseteung. 163 



gesetzt. Die Großherzogin -Witwe war nämlich bis zu 
ihrem Lebensende der Überzeugung, daß Johann Orth noch 
am Leben sei. Immerhin hat sie aber auch hinsichtlich 
des dem Verschollenen zugedachten Erbanteiles im Testa- 
mente Anordnungen getroffen, nach welchen dieses Erbteil 
den anderen Erben dann zufallen soll, wenn einmal eine 
Todeserklärung ausgesprochen sein wird, und daß selbst 
im Falle seitens des Johann Orth gültige testamentarische 
Verfügungen vorlägen, sein Erbteil weder ganz noch zum 
Teile an dritte, der kaiserlichen Familie fremde Personen 
übergehen dürfe. Diese Bestimmung nimmt auf die Mög- 
lichkeit Bedacht, daß Johann Orth vor Antritt seiner 
Reise eine rechtsgültige Ehe mit Lori Stubel einge- 
gangen sei. 

d) Der in Pruntrut (Kanton Bern) verstorbene Beamte Bron 
hatte die Bären in der Stadt Bern zu Erben eingesetzt. 
Die Erbschaft sollte der katholischen Gemeinde Pruntrut 
zufallen, falls die Bären sieh weigerten, sie anzunehmen. 
Nun hat aber der die Bären vertretende Gemeinderat der 
Stadt Bern beschlossen, die Erbschaft anzunehmen. 

e) In diesen Tagen ist in Lissabon eine alte, steinreiche Dame, 
Frau Silva, verschieden, die eine eifrige Jüngerin des 
Spiritismus war und namentlich an die Seelenwanderung 
glaubte. Sie war nicht gerade verrückt, denn über alle 
anderen Dinge sprach sie sehr vernünftig und nüchtern; 
das verhinderte sie aber nicht, eines Tages in einem 
schönen Hahne die Seele ihres verstorbenen Gemahls zu 
erkennen. Sie ließ ihm in ihrem Garten ein eigenes 
Häuschen erbauen und befahl den Dienstmädchen, den 
gnädigen Herrn aufs beste zu verpflegen. Sie selbst setzte 
ihm alltäglich die leckersten Brotkrumen vor und schloß 
ihn am Abend in ihrem eigenen Schlafzimmer ein. Jetzt 
ist Frau Silva tot; und ihre Verwandten erfahren, daß 
jene ihr Vermögen ihrem als Hahn verkörperten Gemahl 
letztwillig hinterlassen hat. 

5. Wie steht es mit der Gültigkeit der kommenden letzt- 
willigen Verfügungen? 
Vgl. BGB. 2065. 

a) Ich setze den X. zu einem Fünftel als meinen Erben ein, 
unter der Bedingung, daß mein Vetter Y. den medizini- 
schen Beruf ergreifen wird. 

11* 
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b) Wenn es nach meinem Wunsch und Willen geht, so würde 
ich mein Vermögen zur Herstellung guter Arbeiter- 
wohnungen verwerten. Ich überlasse es meiner Frau, ob 
sie sich dazu entschließt, unsere Vaterstadt mit jener Auf- 
lage zu meinem Erben zu bestimmen. 

c) Viertens ernenne ich zu Universalerben dreißig hiesige, ihr 
Gewerbe noch betreibende, redliche, fleißige, bedürftige 
Bürger dieser Stadt, welche der Magistrat für die hierzu 
würdigsten erkennen wird; und diese sollen den Best 
meines Vermögens in 30 gleichen Teilen erhalten. 

d) Meine vier Kinder werden mich beerben. Die von mir 
bestimmten oder sonst vom Gerichte ihnen bestellten Vor- 
münder sollen die Befugnis haben, eines der Kinder aus- 
zuwählen, das als Haupterbe das gesamte Vermögen über- 
nehmen und die Geschwister in nachstehend näher be- 
stimmter Art abfinden soll. 

6* Der armen Blinden Berlins hat das verstorbene Fräulein 
Martha Heitz in einem Testament in folgender Weise gedacht. 

Im Falle meines Todes ernenne ich zum Universalerben 
meines Vermögens: 1) Meinen Bruder Otto Heitz, sollte derselbe 
unverheiratet sterben, so geht das Kapital auf die armen Blinden 
Berlins über. 2) An meinen Bruder Hans Heitz die Summe 
von 80000 Jl, d. h. wenn derselbe Witwer geworden ist. Ver- 
stirbt er mit Hinterlassung ehelicher Kinder, so geht das Kapital 
als Eigentum auf dieselben über. 

Das Vermögen ist zunächst in die Hände des Otto Heitz 
übergegangen. Dieser ist nach 8 Jahren unverheiratet gestorben. 
Universalerbe war sein Bruder. Sein Testament hat folgenden 
Wortlaut: Mein Bruder Hans ist mein Universalerbe. Ich bitte 
meinen Bruder, die testamentarischen Bestimmungen unserer 
seligen Schwester Martha zu respektieren und zur Ausführung 
zu bringen, also von meinem Nachlaß 80000 Jl für sich zu 
behalten und den verbleibenden Best der Königl. preuß. Blinden- 
anstalt in Berlin ah Vermächtnis des verstorbenen Fräulein 
Martha Heitz zu übergeben. 

. Hans Heitz hat die Erbschaft angenommen. Er ist ver- 
heiratet, die Eheleute sind 42 und 41 Jahre alt, Kinder sind 
nicht vorhanden. 

In welcher Art ist diese Angelegenheit begründetermaßen zu 
ordnen? 
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1. Es wird zur Frage gestellt: wie die hierunter aufgeführten 
Verfügungen nach unseren Gesetzen zu behandeln sind? 

a) Ein Testator setzt die bei seinem Tode vorhandenen und 
etwa später noch zu gebärenden Kinder seiner Schwester 
zu Erben ein. 

b) Im Jahre 1785' hinterließ ein wohlhabendes Paar, Peter 
und Elisabeth van der Hülst, seinem Neffen Peter Teyler 
in Haarlem ein bedeutendes Vermögen, gab aber zugleich 
weitere Anweisungen über die Verwendung des Geldes, 
falls der Neffe sterben und keine Abkömmlinge hinterlassen 
sollte. Im letzteren Falle sollte das Geld erst nach einem 
Zeitraum von hundert Jahren unter die Nächstverwandten 
verteilt werden. — Der Neffe starb unverheiratet. 

c) Der Erblasser hat angeordnet: 1. daß seine Ehefrau Vor- 
erbin sein soll, und die beiden Kinder das, was nach dem 
Tode der Ehefrau übrig bleiben wird, erhalten; 2. daß 
das Testament im Falle der Wiederverheiratung seiner 
Ehefrau außer Kraft treten soll. 

d) Bei Eröffnung eines Testamentes fand sich, daß als Erben 
die drei Neffen des Verstorbenen ernannt waren; mit dem 
Zusätze, in Ermanglung ehelicher Abkömmlinge eines von 
ihnen substituiere ich die Söhne der andern eingesetzten 
Erben. 

e) Kinderlose Ehegatten hatten in ihrem wechselseitigen 
Testamente bestimmt: daß der Überlebende den Verstorbenen 
in allen Stücken beerben solle, dergestalt, daß der Über- 
lebende berechtigt sein solle, über den Nachlaß in jeder 
Beziehung frei zu verfügen oder ihn den gesetzlichen Erben 
zu überlassen. 

2. Es hat jemand einen Verwandten als Vorerben eingesetzt, 
einen andern zum Nacherben bestimmt. Der Vorerbe schlägt 
aus. Hiernach fragt es sich: Wie auf folgende Tatbestände 
BGB. 2102 anzuwenden ist? 

a) Der Vorerbe ist zugleich nächster gesetzlicher Erbe. Er 
will deshalb als solcher die Erbschaft noch annehmen 
(BGB. 1948). 

b) Der Nacherbe war wegen Verschwendung entmündigt. 
Seine Einsetzung war unter der Bedingung geschehen, daß 
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er als gebessert aus der Vormundschaft entlassen werde. 
Ehe solches geschehen, erfolgt die Ausschlagung des Vor- 
erben. 

c) Die Erbeinsetzung war dahin geschehen, daß der einge- 
setzte Erbe, im Falle er bis zum vierzigsten Jahre unver- 
heiratet bleibe, die Hälfte der Erbschaft dem anderen Ver- 
wandten herauszugeben habe. Nun schlagt jener alsbald 
aus. 

3. Die Kraftschen Eheleute hatten ein Testament errichtet, 
wonach ihre Kinder Philipp und Elisabeth zu Erben eingesetzt 
wurden, deren Erbteile aber nach ihrem Tode an die anderen 
gleichfalls zu Erben eingesetzten Geschwister herausgegeben werden 
sollten. Nach diesem Testamente wurde der Nachlaß der Kraft- 
schen Eheleute angetreten. Nach zehn Jahren starb Philipp 
Kraft. Schon neun Jahre vorher hatte die Schwester Marie 
Kraft ihren Anteil an dem Erbe des Bruders Philipp abgetreten 
und war darauf nach Amerika ausgewandert 

Hat der Zessionar einen klagbaren Anspruch gegen eine der 
beteiligten Personen? 

4« Es hatten Grote und Frau einen Ehevertrag errichtet, 
wonach sie sich zu Erben einsetzten, mit dem Hinzufügen, daß 
über den Nachlaß des zuerst Versterbenden sofort nach dessen 
Tode ein Inventar aufgenommen werden und dieser gesamte 
Nachlaß nach dem Tode des Überlebenden an die gesetzlichen 
Erben des zuerst Versterbenden herausgegeben werden solle. 

Nach dem Tode des Grote hat der Handelsmann Bau wegen 
einer Forderung an die Witwe Grote gegen diese die Pfändung 
vollstrecken lassen. Die Kinder des Grote klagen auf Freigabe 
der Pfandsachen, die zum Nachlasse des Vaters gehören und 
ihnen als Nacherbschaft hinterlassen seien. 

Mit Erfolg? — Vgl. BGB. 2104; 2115; CPO. 773. 

5. T. hatte seine Frau zur Erbin eingesetzt, jedoch ange- 
ordnet, daß bei deren Tode sein Nachlaß an seine Mutter, welcher 
er seine Schwestern substituiere, fallen solle. Als die Witwe 
schlecht wirtschaftete, klagten die Schwestern des Erblassers auf 
Sicherheitsleistung gemäß BGB. 2128, während die Mutter keine 
Klage erheben zu wollen erklärte. 

Wie ist hierüber zu befinden? 

6* Zwei Eheleute hatten in einem wechselseitigen Testamente 
sich gegenseitig und außerdem ihre Kinder zu Erben eingesetzt. 
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In dem Testamente war bestimmt, daß der Überlebende über 
den Nachlaß des Erstversterbenden auch der Substanz nach freie 
Verwaltung und Verfügung haben und an die Kinder nur das 
fallen sollte, was bei dem Tode des Letztlebenden noch vorhan- 
den wäre. 

Nach dem Tode des Ehemannes wurde das Testament ge- 
richtlich eröffnet und verkündet; und danach die Witwe und die 
drei Kinder als Eigentümer des Anteiles des Verstorbenen an 
den Grundstücken in Abteilung I des Grundbuches eingetragen. 
Nach fünf Jahren verkauft die Witwe an einen Privatmann ein 
Grundstück des Nachlasses. Und es wird der Erwerber nach 
erfolgter Auflassung durch die Witwe als Eigentümer eingetragen; 
an demselben Tage aber in Abteilung II von Amts wegen ein 
Vorbehalt für die Kinder als Nacherben ihres Vaters auf dessen 
früheren Anteil gemäß dem Testamente eingetragen. 

Welche Fehler hatte hier der Grundbuchrichter gemacht? 
Wie wäre die Sache von Anfang an richtig zu behandeln ge- 
wesen? Was kann nunmehr rechtlich geschehen? 



vm 

1« Was für Rechtsbegriffe finden nachstehend Anwendung? 
Welche Personen sind dabei als bedacht und als beschwert zu 
erachten? 

a) Es hat ein Gutsbesitzer bestimmt, daß sein ältester Sohn 
die Wirtschaft erben solle; an verschiedene Bedachte hat 
er bestimmte Summen herauszuzahlen. Die Wirtschaft 
bildete das wertvollste Stück des Nachlasses. 

b) Hebmann Allmebs' Marschenhof in Rechtenfleth ist mit 
dem Tode des Dichters an seine Verwandten, Geschwister 
Achgelis, die ihrem Onkel schon seit Jahr und Tag treu 
sorgend Haus und Hof verwalteten, übergegangen. Der 
Hof soll nach dem Wunsche des geschiedenen Alten hinterm 
Deiche der Nachwelt in seiner jetzigen Gestalt erhalten 
bleiben und auch in Zukunft allen Besuchern Rechten- 
fleths zugänglich sein. Sein Studierzimmer und seine 
Schlaf kammer sollen von den Angehörigen des Verstorbenen 
pietätvoll so erhalten werden, wie sie Allmers verlassen 
hat. Über die letztwilligen Verfügungen wird berichtet, 
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daß er für alle bedürftigen Leute Rechtenfleths und ältere 
teilweise erwerbsunfähige Leute, die auf seinem Hofe ge- 
arbeitet haben, Vermachtnisse ausgesetzt hat, deren Nutz- 
nießung ihnen zustehen soll. Nach dem Tode dieser Leute 
fallen die Gelder der Schule in Bechtenfleth zu, wo sie 
zur Erhöhung des Lehrergehaltes und zur Verbesserung 
der Schuleinrichtungen Verwendung finden sollen. Weiter 
hat Hebmann Allkbbs die Errichtung einer Bibliothek 
angeregt, die in erster Linie den Schülern seines Heimat- 
dorfes, dann aber auch den Ortseingesessenen zur Be- 
nutzung dienen soll. Ferner hat er dem Schulvorstande 
die Zinsen einer bestimmten Summe zur freien Verfügung 
überlassen. 

c) Der verstorbene Generaldirektor der Henckel v. Donners- 
marckschen Verwaltung, Kessel, hat 3 Millionen Mark zur 
Gründung eines Erziehungsheimes für Handweberkinder 
hinterlassen. In dem Heim, das in Schweidnitz zu er- 
richten ist, sollen die Knaben in andere Berufe als den 
ihrer Eltern übergeführt und die Mädchen in der Führung 
des Haushaltes unterrichtet werden. Das Heim soll ohne 
Unterschied der Konfession Kinder aus acht Kreisen am 
Biesen- und Eulengebirge aufnehmen. Kessel hat mit der 
Vollstreckung seines letzten Willens den jeweiligen Ersten 
Bürgermeister von Schweidnitz beauftragt. 

d) Im Stadthause von Amiens wurde kürzlich an der Tafel 
Aufruf an unbekannte Erben ein Testament angeschlagen, 
das eine schwierige Rechtslage schafft Eine alte Witwe 
vermacht darin ihrem Kater Cadet-Boussel 300 Franken 
Bente. Nun gilt eine Katze nicht als juristische Person 
und kann deshalb keine Erbschaft antreten. Dagegen 
scheinen die nachfolgenden Bestimmungen rechtsgültig zu 
sein. Diese setzen 100 Franken für den Tierarzt aus, 
der die Katze behandeln soll, und ebensoviel für Beschaffung 
von Medizin. Der Tierarzt kann das Vermächtnis antreten, 
also wird Cadet-Roussel von ihm behandelt werden; aber 
er wird nicht gefüttert werden, falls nicht etwa der Ge- 
richtshof in kühnerer Auslegung der Bestimmungen Milch 
und Weißbrot für Medikamente erklärt. In diesem Fall 
würde Cadet-Roussel 8 Sous zum täglichen Unterhalt 
haben, was für einen Kater einen leidlichen Wohlstand 
darstellt. Dazu tritt endlich die Klausel, daß die für 
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Cadet-Boussel bestimmten 300 Franken nach seinem Tode 
an ein Einderhospital in der Pfarre Saint-Leu übergehen 
sollen. 

e) Der Rentner Gräbner bestimmte letztwillig: Von den 
9000 Jt, die mir der Fleischer Agman noch schuldig ist, 
erlasse ich ihm die Hälfte. Die andere Hälfte soll er zu 
gleichen Teilen an den einen meiner Brüder und Erben, 
und zwar an den jüngeren von diesen, und an den Kirchen- 
bauverein Stephanies zahlen. 

f) Vor kuzem wurde mitgeteilt, daß in Frankreich ein Herr 
de Saint-Quen de Pierrecourt gestorben sei, der die Stadt 
Ronen zur Universalerbin seines großen Vermögens einge- 
setzt habe mit der Verpflichtung, einige Legate auszuzahlen 
und eine Jahresprämie von 100000 Franken für ein 
Biesenbrautpaar auszusetzen. Herr de Saint-Quen glaubte 
nämlich, daß sich durch Förderung von Riesenehen ein 
neues Riesengeschlecht werde züchten lassen. 

g) Zur Zeit der Pest in Ferrara wurde Basso della Penna 
von der Krankheit befallen und war von allen Freunden 
und Verwandten gemieden. Endlich fand sich ein Notar 
bereit, das Testament aufzunehmen: Und er: ich will es 
ihnen auferlegen, Ich meine meinen Kindern, meinen 
Erben, Anständig meine Fliegen zu verpflegen . . . All- 
jährlich sollen sie am Jakobstage Aussetzen einen Scheffel 
reifer Feigen Den Fliegen allzumal zum Festgelage. Und 
sollten sie darin sich lässig zeigen, Und unterblieb' es nur 
ein einzig Mal, FälU Hab' und Gut dem Armenhaus zu 
eigen. (Chamisso, Das Vermächtnis.) 

2. Wie sind die folgenden letztwilligen Bestimmungen juri- 
stisch aufzufassen und durchzuführen. 

a) Ein merkwürdiges Testament hinterließ ein holländischer 
Musikfreund namens Rebius, der vor einigen Jahren im 
Haag gestorben ist Rebius, der ein sehr geschätzter 
Cellospieler war, vermachte sein ganzes Vermögen mehreren 
Musikvereinen und fügte in dem Testament die Klausel 
hinzu: Wenn mein Cello bei der öffentlichen Versteigerung 
nicht mindestens 2400 Gulden bringt, sott es sofort zer- 
brochen werden, denn 2400 Gulden habe ich selbst dafür 
bezahlen müssen, als ich es kaufte. 

b) Ähnlich scheint es mit der Hinterlassenschaft des Grafen 
Döraberg zu stehen. Dieser vermachte der Stadt Regens- 
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borg, seinem Wohnorte, das Hans auf der Zeil 68 in 
Frankfurt mit der Bedingung, daß beim Verkauf mindestens 
eine Million gelöst werden müsse. Da dies aber als eine 
übertriebene Wertbemessung erschien und Regensburg gern 
verkaufen wollte, so hat ein findiger Geschäftsmann den 
folgenden Vertrag zustande gebracht: Es zahlt der Käufer 
im ersten Jahre nichts, im zweiten 200000 JC und die 
übrigen 800 000 JC bleiben an erster Stelle auf 50 Jahre 
zu 2°/ stehen. Danach würden ungefähr 650000 JC 
wirklich bezahlt werden, während formell der vorgeschriebene 
Preis von einer Million vollkommen innegehalten ist. 

c) Der Bitter aber zog ein Pergament Jiervor mit hinläng- 
lichen Siegeln, darin hatte der dumme Ouno alle Feind- 
Seligkeiten aufgezeichnet, die ihm die Brüder bei seinen 
Lebzeiten bewiesen, und am Ende hatte er verordnet und 
bekannt, daß sein ganzes Erbe, Hab und Out, außer dem 
Schmucke seiner seligen Frau Mutter, auf den Fall seines 
Todes an Württemberg verkauft sei, und zwar — um 
einen elenden Hirschgulden! Um den Schmuck aber 
soll man in der Stadt Balingen ein Armenhaus erbauen . . • 
Wollen wir unser Erbe verspielen oder vertrinken? fragte 
Wolf. Vertrinken ist besser, sagte der Schalk, dann haben 
wir beide gewonnen . . . So ritten sie beide miteinander 
nach Balingen ins Lamm und fragten, ums die Maß vom 
Boten koste und tranken sich zu, bis der Gulden voll 
war . • . Der Wirt aber nahm den Gulden, besah ihn 
links, besah ihn rechts, und sagte lächelnd: Ja, wenn es 
kein Hirschgulden war, aber heute früh hat man es aus- 
getrommelt im Namen des Grafen von Württemberg, dem 
jetzt das Städtlein eigen; die sind abgeschätzt, und gebt 
mir nun anderes Geld. (Aus Hauffs Märchen.) 

d) Der Professor der Jurisprudenz Babon hat der Stadt 
Berlin eine große Summe, wie es heißt 500000 JC 1 zu 
einer Stiftung vermacht, in der die Pflegebefohlenen nur 
vegetarisch ernährt werden sollen und niemals von einem 
staatlich approbierten Arzte, sondern nur von Naturheü- 
hmdigen behandelt werden dürfen. 

3. Die A. hatte ihrem Neffen X. eine notarielle Urkunde 
übersandt, worin sie erklärte: Ich verpflichte mich für dm Fatt, 
daß ich, ohne Kinder zu hinterlassen, versterben und nicht durch 
Krankheiten genötigt werden sollte, mein Vermögen selbst ver- 
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zehren zu müssen, meinem Bruderssohn X. 2000 Jt zu hinter- 
lassen, welche ihm aus meinern Nachlasse bar ausbezahlt werden 
sollen. Später errichtete die A. ein Testament, in dem sie des X. 
nicht gedachte. 

Nach dem Tode der A. klagt X. gegen die Erben auf Aus- 
zahlung der 2000 JC anf Grund der Urkunde oder als Schadens- 
ersatz wegen Nichterfüllung des Versprechens. 

Quid iuris? 

4t. M. hatte seine Töchter zu Erben eingesetzt; seiner Ehe- 
frau aber den Nießbrauch seines Wohnhauses hinterlassen, mit 
dem Hinzufugen, daß, wenn die Töchter das Haus veräußerten, 
sie statt des Nießbrauches der Witwe jährlich 800 JC zahlen 
sollten. Später verkaufte M. das Haus. Nach seinem Tode ver- 
langte die Witwe, unter Berufung auf BGB. 2169, von den 
Töchtern eine jährliche Zahlung von 800 JC. 

Mit Recht? 

Wie wäre es gewesen, wenn M. das Haus niedergelegt und 
den Platz in einen Garten verwandelt hätte? Oder: wenn er an 
Stelle des alten Hauses ein neues, schöneres aufgeführt hätte? 

5* Ist folgendes Urteil richtig gefaßt? 

Verurteilt werden die beklagten Erben auf Auszahlung des 
Vermächtnisses an die klagende Ehefrau des Verstorbenen Zug 
um Zug gegen deren Auskunftseid als Hausgenossin des Ver- 
storbenen. 

6. Als 1856 die Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen 
römischen und deutschen Privatrechts begründet wurden, schickte 
Jheking eine Einleitung voran, in der sich auch diese Stellen 
finden: 

Man nehme an, ein Testator habe jemandem das Haus der X., 
in dem er zur Miete wohnt, oder ein Kapital von 10000 Bthlrn. 
vermacht, und der Legatar erklärt dem Erben, er wünsche das 
Haus. Letzterer kauft dasselbe von X. für einen hohen Preis; 
wie er es aber dem Legatar offeriert, nimmt jener seine Wahl 
mit Berufung auf 1. 138 § 1 D. de VO. (45, 1) zurück . . . 

Der Testator vermacht seinem Neffen ein Landgut, bestimmt 
aber, daß seine Witwe den lebenslänglichen Nießbrauch daran 
haben solle. Wie ist hier nach Puchta zu entscheiden? Die 
Witwe und der Neffe bekommen jeder die Hälfte des Nieß- 
brauches. Unglaublich, wird jeder ausrufen, und mit Becht! 
Man vergleiche aber Püchtas Pandekten § 532 a. E., dort ist 
dieser Satz wörtlich enthalten, unter Verweisung auf 1. 19 D. 
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de U8U et usu fructu legato (33, 2) und mit Hinzufügung eines 
Grundes, der auf Püohtas eigene Rechnung kommt, nämlich da 
man nicht ohne weiteres annehmen kann, daß der Testator das 
Eigentumsvermächtnis durch jene zweite Verfügung auf die bloße 
Proprietät reduziert habe . . . 

Welche Entscheidung ist in beiden Fällen nach unserem BGB. 
zu treffen? 

Wie stände es, wenn in dem zweiten Falle der Nießbrauch 
von dem gesamten hinterlassenen Vermögen vermacht worden 
wäre? Wie würde im besonderen diese Sache grundbuchamtlich 
zu behandeln sein? 

7. Zwei kinderlose Eheleute haben ein gemeinschaftliches 
Testament errichtet, dessen wesentliche Bestimmungen wie folgt 
lauten: 

1) Der überlebende Ehegatte soll die Verwaltung und Nutz- 
nießung des gesamten Nachlasses behalten und befugt sein, Ver- 
äußerungen und Verpfandungen ohne Zustimmung der nächsten 
Verwandten vorzunehmen; — 2) nach beiderseitigem Ableben 
fällt das noch vorhandene Vermögen je zur Hälfte an die beider- 
seitigen nächsten Verwandten; — 3) die noch lebenden Eltern 
des Ehemannes werden auf den Pflichtteil eingesetzt, und wenn 
derselbe zuerst verstirbt, sollen sie mit seinen Geschwistern und 
etwaigen Bandern verstorbener Geschwister zu seinem Erbteil 
berufen sein, aber diesen nicht eher erhalten, bis, wie bereits 
bestimmt, der letzte der Ehegatten verstorben ist; — 4) die 
beiden Geschwister der Ehefrau und im Falle des Ablebens eines 
derselben dessen hinterlassene Kinder sollen zum Anteil der Erb- 
schaft nach Stämmen, d. h. zu zwei Teilen berufen sein. 

Fragen: 

a) Wie ist diese letztwillige Verfugung aufzufassen? Wer 
ist danach der Erbe? Was für Vermächtnisse liegen vor? 

b) Wie steht es mit dem dort genannten Nießbrauche? Worin 
unterscheidet er sich von dem regelmäßigen Rechte dieser 
Art? Ist die angeordnete Besonderheit heute ohne weiteres 
zulässig; und welche Rechtsfolgen verbinden sich nach 
unserem Rechte mit ihr? 

c) Durch welche Rechtseinrichtung wird man dem Willen der 
Erblasser am besten Rechnung tragen : Private Verwaltung 
und Veräußerung der Erbschaft, — Auflage an den Erben, 
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— Nacherbfolge, — Erbschaftsvermächtnis, — Testaments- 
vollstrecker? 

8. Der verstorbene Bankier Galland hat die Stadt Genf zur 
Universalerbin seines etwa 8 Millionen Franken betragenden Ver- 
mögens eingesetzt, mit der Verpflichtung allerdings, eine Anzahl 
Vermächtnisse auszurichten, die etwa l l j % Millionen Franken be- 
anspruchen. Unter den Legataren befindet sich auch eine Ver- 
wandte des Erblassers, welcher ein Schreibsekretär vermacht 
wurde mit allem, was drinnen war (aveo tout ce qu'ü renfermaü). 
Es stellte sich nun heraus, daß in dem Sekretär außer einigen 
Wertgegenständen und etwas Bargeld auch verschiedene Werttitel 
in Höhe von 213750 Franken enthalten waren. Die bedachte 
Verwandte beanspruchte natürlich die Werttitel samt dem Sekretär, 
die Stadt Genf meinte aber, die Werttitel gehörten nicht zu dem 
Legate. 

Wie ist dieser Fall nach dem deutschen BGB. zu entscheiden? 
Cf. 1. 78 § 1 D. leg. II (31); 1. 86 pr. D. leg. III (32); 
1. 92 § 1 ood. 

9. Benedikt Cabpzov (1565 — 1624) überliefert in seiner 
Jurisprudentia forensis auch diese zwei ßechtsfalle: 

a) Hat euer Ehewirt und Vater in seinem Testamente unter 
anderem verordnet, daß alle seine Kleider, Bücher und 
andere Mobilien seinen fünf Söhnen, insgesamt, jedoch in 
fünf gleiche Teile zu verteilen, ausgesetzt sein und ver- 
bleiben sollen, Ob nun wohl der eine Sohn noch vor dem 
Vater Todes verfahren, So ist doch dessen Anteil an den 
praelegirteu Stücken seinen Brüdern und also den andern 
legatariis iure accrescendi zugefallen, und haben sich dem- 
nach die gesamten Erben dessen nicht anzumaßen. 

b) Hat Margareta S. Eheweib in ihrem Testament ihren 
zwei Schwestern und zwei Schwestertöchtern und also zu- 
gleich fünf Personen 200 fl. jedoch dergestalt, daß einer 
jeden 40 fl. zukommen sollten, beschieden und vermacht, 
zu dem übrigen aber ihren Ehemann zu Erben eingesetzt, 
und es sind von solchen fünf Personen noch bei Leben 
der Testirerin etliche mit Tod abgegangen, So ist be- 
rührter ihr Ehemann den Überlebenden das ganze legatwn 
der 200 fl. vollständig zu entrichten schuldig, und hat er 
der Verstorbenen Anteil sich anzumaßen nicht Fug. 

Unter welche Bestimmungen unseres BGB. sind diese Tat- 
bestände zu bringen, und wie sind sie danach zu entscheiden? 
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IX 

1* Liegt in folgenden letztwilligen Anordnungen die Be- 
stellung eines Testamentsvollstreckers? 

a) Der Erblasser setzt einen Vetter als seinen Erben ein, 
bestimmt aber, daß der Bedachte keinesfalls das so ihm 
Zugewandte verwalten soll. 

b) Der Nordpolfahrer Andree hat am 18. Mai 1897 dieses 
Schriftstück aufgesetzt: Ich Salomon August Andree ver- 
füge hiermit als meinen letzten Willen, daß meine gesamte 
Hinterlassenschaft mit vollem Besitzrecht an meinen Bruder, 
Kapitän zur See Ernst Wilhelm Andree, übergehe, indem 
ich zugleich den Wunsch ausspreche, daß das Erbe von 
ihm in Übereinstimmung mit den besonderen Absichten 
nutzbar gemacht werde, die ihm mündlich von mir zur 
Kenntnis gebracht worden sind oder möglichenfalls zu- 
künftig noch bekannt gegeben werden. Mit Bücksicht 
hierauf soll meinem Bruder die alleinige Befugnis zustehen, 
alle zur Regelung und Auseinandersetzung meiner Hinter- 
lassenschaft geeignet erscheinenden Schritte vorzunehmen. 
S. A. Andree, Oberingenieur des König! Patent- und Re- 
gisterwerkes. 

c) Schlechte Erfahrungen mit den Juristen scheint der un- 
längst verstorbene britische Admiral Sir John Commerell 
gemacht zu haben. Darauf deutet wenigstens sein Testa- 
ment, das, wie aus London gemeldet wird, folgenden 
Passus enthält: Da ich während meines Lebens mit den 
Gerichten wiederholt schlechte Erfahrungen gemacht und 
gesehen habe, daß dieselben oft Urteile abgeben, die gegen 
jede Vernunft verstoßen, so bitte ich meine Erben, falls 
irgend etwas fraglich sein sollte, sich selbst ein Schieds- 
gericht zu bestellen und keinesfalls an die ordentlichen 
Gerichte zu appellieren. 

d) Von -dem Testator wurden für seine zwei minderjährigen 
Kinder Vorschläge für Bestellung von Vormündern ge- 
macht; und von ihm weiter bestimmt: Nachdem die Kinder 
volljährig geworden sind, soll wegen des ihnen hinter- 
lassenen Vermögens eine Pflegschaft eintreten. 

2« Können nachstehende Personen zu Testamentsvollstreckern 
bestellt werden: 

a) Frauen; — insbesondere Ehefrauen? 
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b) Juristische Personen? 

c) Wegen Trunksucht oder wegen Verschwendung Ent- 
mündigte? 

d) Personen, die der Erblasser durch Drohungen widerrecht- 
lich zur Übernahme bestimmt hat? 

e) Miterben; — Vermächtnisnehmer? 

3. In einem Testamente war die Kapelle des Hinterburger 
Totenhofes zur Universalerbin eingesetzt und ein Testaments- 
vollstrecker ernannt worden. Dieser kommt mit der Verwaltung 
der Kapelle in Streit, da die letztere Rechnungslegung und 
Herausgabe des Nachlasses von ihm verlangt. Er entgegnet, daß 
die Kapelle gar keine Rechtsfähigkeit besitze, und deshalb das 
fragliche Testament unwirksam sei. 

Wie ist hierüber zu befinden? 

4* Der im Jahre 1612 zu Schleswig verstorbene Kammerrat 
v. Wovern hat ein Testament hinterlassen, in welchem eine 
Familienstiftung zu Gunsten seiner Nachkommen begründet ist. 
Zu ihrer Verwaltung wurden Testamentsvollstrecker ernannt, als 
welche jetzt die beiden Brüder Carstensen fungieren. Gegen sie 
ist von einem neu aufgetretenen Erbprätendenten, der genuß- 
berechtigt zu sein behauptet, Klage auf Anerkennung seines An- 
rechtes erhoben. 

Es ist BGB. 2213 zu vergleichen und danach begründet an- 
zugeben: Wie in dem berichteten Prozesse zu erkennen ist? 



1« Was ist über die Zulässigkeit nachfolgender Testaments- 
errichtungen in Gemäßheit unseres BGB. zu bemerken? 

a) Das eigenartigste Testament, das bisher dagewesen ist, 
dürfte der elektrische Ingenieur Putmann zu Rochester, 
im Staate New York, gemacht haben. Er sprach nämlich 
seinen letzten Willen vor Zeugen in einen Phonographen. 
Der betreffende Wachszylinder wurde sodann versiegelt und 
gerichtlich verwahrt. 

b) Fräulein Edith Moore lebte einsam und verlassen in London; 
trotz ihres großen Reichtums war die Dame sehr unglück- 
lich. Sie litt an einer vollständigen Lähmung aller Glieder 
und aller Muskeln, von der Zunge bis zu den Füßen. Im 
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Monat August v. J. verschlimmerte sich ihr Zustand plötzlich. 
Der Arzt kündigte ihren Verwandten an, daß Fräulein 
Moore nur noch einige Tage zu leben habe. Diese Nach- 
richt brachte die Erben in große Verlegenheit. Wie sollten 
sie ihre Verwandte dazu bringen, ein Testament zu machen? 
Sie war durchaus nicht im stände, es zu verfassen. Sie 
konnte nicht einmal sprechen. Nur ihre Augen bewegten 
sich noch von oben nach unten. In dieser kritischen Zeit 
brachte ein Anwalt ein sinnreiches Mittel in Vorschlag. 
Er nahm zwei Päckchen Visitenkarten. Auf die Visiten- 
karten des ersten Päckchens schrieb er: Juwelen, Möbel, 
Silberzeug. Auf die Visitenkarten des zweiten Päckchens 
schrieb er die Namen der nächsten Verwandten von 
Miß Moore. Dann nahm er die Karte, auf welcher das 
Wort Juwelen stand, und zeigte sie der Sterbenden. Mit 
der andern Hand zeigte er ihr der Reihe nach die Karten 
mit den Familiennamen. Wenn er im 'Auge der Gelähmten 
ein Blinzeln zu bemerken glaubte, schloß er daraus, daß 
sie den Familiennamen mit dem bezeichneten Gegenstande 
in Verbindung gebracht wissen wollte. Und er schrieb 
nieder: die Juwelen erhält Frau X., das Silberzeug Herr Z. 
Die übergangenen Erben waren mit dieser Lösung natür- 
lich nicht zufrieden, 
c) Im Herbst 1901 wurde in Grimma der Brunnenbauer 
Thiele in einer Tiefe von 20 Metern verschüttet. Er mußte 
mehrere Tage in seiner verzweifelten Lage verharren, bis 
es gelang, ihn daraus zu retten. Während der Zeit seiner 
unfreiwilligen Gefangenschaft war es geglückt, sich mit 
dem Verunglückten in Verkehr zu setzen, da eine Kette 
von ihm bis zur Oberfläche reichte, die zu einer Art fern- 
sprechender Lautübertragung benutzt werden konnte. — 
Nach geschehener Befreiung wurde — wohl nur scherzando 
— die Frage aufgeworfen : Ob der Verunglückte während 
seines Notstandes ein Testament zu errichten in der Lage 
gewesen wäre? — Zweifel wurden angeknüpft aus BGB. 
2231: 2); 2288, 2; 2247 (wegen der Dunkelheit des 
Schachtes); — aus BGB. 2249 (weil in Grimma nur ein 
kollegialer Gemeindevorstand besteht); — aus BGB. 2250 
(weil die Absperrung hier für die Zeugen gerade so, wie für 
die Beamten bestand); aus BGB. 2231: 1); 2238 (weil das 
Telephon kein geeignetes Mittel zur Testamentserrichtung sei). 
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d) In dem Sudan-Feldzug 1884 fand man nach der Schlacht 
hei El-Teb einen englischen Soldaten, der nach der Ver- 
wundung noch soviel Kraft gehabt hatte, auf die Innenseite 
der Klappe einer Munitionstasche mit einer Flintenkugel 
die Worte Alles meiner Frau zu kritzeln. In Afghanistan 
fand man ein Testament, das mit Blut auf einen Felsen 
geschrieben war. Ein anderes entdeckte man auf den 
Alabasterwanden des Sommerpalastes des Kaisers von China, 
als jener von den vereinigten britischen und französischen 
Truppen gestürmt wurde. 
2. Es kann nicht fehlen, daß für die Gültigkeit eines Testa- 
mentes die formalistische Erwägung oft schroff einsetzt. So 
sind eigenhändige Testamente nach BGB. 2231: 2) ungültig, 
wenn sie auf Briefbogen mit vorgedruckter Ortsangabe geschrieben 
sind. Aber auch für das öffentliche Testament ist es nötig, sich 
von vornherein an eine gewisse pedantische Genauigkeit zu 
gewöhnen. So soll, hier erwogen werden, ob die nun verzeich- 
neten Vorkommnisse dem BGB. 2241 und 2242 (vgl. FrGG. 177) 
ausreichend entsprechen? 

a) Der Vermerk des Protokolles lautete: Das Protokoll ist 
mir vorgelesen, von mir genehmigt und von mir eigen- 
händig unterschrieben. 

b) Ebenso: Vorgelesen, von N. N. genehmigt und wie folgt 
unterschrieben. 

c) Ebenso: Vorstehendes wurde dem N. N. vorgelesen und 
von ihm eigenhändig unterschrieben. 

d) Ebenso: Kgl. Amtsgericht xm Z. Verhandelt Z. den u. s. w. 
Auf den Antrag des P. P. haben sich die unterzeichneten 
Oerichtspersonen zwecks Errichtimg u. s. w. Geschlossen 
S. Amtsrichter, R. Sekretär. 

3« Sind diese Testamente in Ordnung? 

a) Es ist vor dem Amtsrichter einer andren Stadt, als dem 
Wohnsitze des Testators errichtet. 

b) Der Verfugende ist ein Italiener, der nicht deutsch ver- 
steht; der Amtsrichter ist aber der italienischen Sprache 
mächtig und überträgt die Erklärung jenes in das Deutsche. 

c) Ein Gemeindevorsteher zieht nach BGB. 2249 zwei Zeugen 
zu, die aber beide nicht Deutsch verstehen. 

4. Ein alter Bauer hatte dem Amtsrichter ein versiegeltes 
Paket mit dem Bemerken übergeben, daß es seinen letzten Willen 
enthalte, der von ihm zwar nicht selbst geschrieben, aber am 

Stammler, Übungen II, 12 
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Ende eigenhändig unterschrieben sei. Als nun das gerichtliche 
Annahme-Protokoll unterschrieben werden sollte, setzte der Testator 
unter es die ersten beiden Buchstaben seines Vornamens, denen 
er noch ein unleserliches Zeichen folgen ließ. 

In dem Protokoll heifit es dann: Als zur Unterschrift ge- 
schritten werden sollte, stellte sich heraus, daß der Testator wegen 
Schwäche nicht mehr schreiben konnte. Es wurden daher die 
einwandfreien ühterschriftsxeugen . . . zugezogen, in deren Gegen- 
wart der Testator das Protokoll wie folgt tmterkreuxte. Hierunter 
standen drei vom Testator hergestellte Kreuze, sowie die Unter- 
schriften der Schreibzeugen und Gerichtsbeamten. 

Später wurde streitig, ob dieses dem BOB. 2232 ff. (ins- 
besondere 2242 im Verhältnisse zu 126) völlig genüge? 

5« Wie steht es mit der Gültigkeit folgender eigenhändiger 
Testamente? 

a) Eine reiche Dame, namens Lerond, in der Nähe von Dieden- 
hofen, lebte mit ihren Verwandten in Unfrieden und machte 
deshalb ein Testament, in dem sie ihr gesamtes Vermögen 
dem Bezirk Lothringen zur Errichtung eines Versorgungs- 
hauses überwies. Sie datierte es auf den 1. Januar 1900, 
ließ aber den Ortsnamen weg, wahrscheinlich um nach 
ihrer Meinung doppelte Kosten zu sparen, da sie bald hier 
und bald in Frankreich lebte. Die Erblasserin starb am 
21. April in Waldwiese (Lothringen), ohne das Testament 
entsprechend vervollständigt zu haben. 

b) Jemand hatte seinen letzten Willen aufgezeichnet. Nach 
drei Monaten fallt ihm ein, daß er kein Datum beigefugt; 
und er setzt nun den heutigen Tag unter seinen Namen. 

c) Das Testament, worin die Ehefrau des Verfügenden zur 
Erbin eingesetzt wird, ist von dem Testator eigenhändig 
geschrieben und datiert: Berlin 6. März 1903. Geschrieben 
war es aber in Schlachtensee am h. März 1903. Die 
Witwe behauptet, ihr Ehemann habe sich im Datum ver- 
sehen und auch irrtümlich angenommen, Schlachtensee 
gehöre zu Berlin. 

d) Von der Ehefrau war unter das Testament ihres Mannes 
der Vermerk gesetzt worden: Ich Anna G . . ., geb. JET. . . 
erkläre, daß obiges Testament auch das meinige ist. G . . ., 
dm 27. Juni 1903. 

6. Von den Schülern und Schülerinnen des Oirque Molier, 
der ersten Reitschule in Paris, wurde in der vergangenen Woche 
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ein Schäumten veranstaltet, das die vornehme Pariser Gesell- 
schaft besuchte. Unter den jungen Schülerinnen befand sich 
auch die Comtesse de Valigny, die früh verwaist bisher bei ihrer 
unverheiratet gebliebenen Tante, der Baronesse de Mersac, gelebt 
hatte. Die alte Baronesse, die einst Hofdame und Freundin der 
hochmütigen Königin Amelie, der Gattin Louis Philipps, gewesen 
war, liebte die kleine Comtesse, der sie ihr ganzes Vermögen zu 
hinterlassen gedachte, trotz gelegentlicher Meinungsverschieden- 
heiten sehr zärtlich. Die mit allen Vorurteilen des alten Adels 
ausgestattete Dame verabscheute z. B. das Zweirad und so mußte 
sich Comtesse Georgette ohne das blinkende Stahlroß begnügen. 
Dafür durfte sie aber nach Herzenslust dem edlen Reitsport 
huldigen. Die Baronesse hatte auch nichts dagegen und be- 
gleitete ihre Nichte zu den erwähnten Aufrahrungen. Georgette 
ließ ihr Pferd tanzen, sich verbeugen und die schwierigsten 
Manöver ausführen; dann sprang sie blitzschnell aus dem Sattel, 
knöpfte ihren Reitanzug an der linken Seite auf, und das Gewand 
glitt zu Boden. Im nächsten Augenblick war sie im Kostüm 
einer Kunstreiterin wieder auf dem Rücken ihres Pferdes. Ein 
gelbes Aüasröckchen mit matten Goldstickereien reichte kaum 
bis zum Knie; schwarzseidene Trikots und flache, absatzlose Tanz- 
schuhe aus schwarzem Atlas vervollständigten den etwas gewagten 
Anzug der vornehmen jungen Dame. Sie ritt nun um den Ring, 
grüßte graziös nach allen Seiten und warf im Vorüberkommen 
ihrer Tante ein Kußhändchen zu. Plötzlich stand sie selbst mit 
vollkommener Sicherheit auf dem Sattel des durch die Manege 
stürmenden Tieres, das sie mit der zierlichen Gerte zu immer 
tollerer Gangart antrieb. Da entstand mit einem Male eine große 
Bewegung im Publikum. Die greise Baronin hatte sich erhoben 
und rief mit heiserer und doch weithin vernehmbarer Stimme : Ich 
enterbe dich! Ich enterbe dich! Dann fiel sie in tiefe Ohnmacht 
und wurde bewußtlos hinausgetragen. Sie starb, ohne noch ein- 
mal zum Bewußtsein gekommen zu sein, vier Tage später am 
Schlagfluß. Aber unter den Zuschauern befanden sich zwei Ver- 
wandte der Erblasserin, die den Ausruf der Tante gehört hatten 
und nun alles aufboten, um das zu Gunsten Georgette de Valignys 
aufgesetzte Testament umzustoßen. 

Wie wäre hierüber nach unserem BGB. zu befinden? 

7. A. hatte ein eigenhändiges Testament errichtet und dem 
Gerichte zur Aufbewahrung übergeben, zuvor aber es sich eigen- 
händig wörtlich, einschließlich der Unterschrift, abgeschrieben* 

12* 
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Später ließ er sich das Testament zurückgeben und zerriß es 
vor den Augen des Richters. Nach seinem Tode wurde die 
erwähnte Abschrift in seinem Schreibtische vorgefunden. Es 
erhob sich nun ein Streit zwischen Testaments- und Intestaterben 
über die Erbschaft 

Zu wessen Gunsten ist zu entscheiden? 

8; Es hatte jemand in einer letztwilligen Anordnung, die er 
Schenkungsurkunde überschrieb, seinen beiden Schwestern je 
1500 JK vermacht. Nach zwei Jahren errichtete er ein Testament, 
in dem er seine Schwiegermutter zur Universalerbin einsetzte. 

Nachdem er gestorben, klagen jetzt seine Schwestern auf 
Auszahlung jener 8000 JH. Die Schwiegermutter macht geltend, 
die vormalige Verfügung sei als aufgehoben anzusehen, da das 
Testament sie gar nicht erwähne. 

Wie ist zu erkennen? 



XI 

1. In welcher Weise sind die hierunter berichteten Tat- 
bestände juristisch zu verstehen? 

a) In dem gemeinschaftlichen Testamente zweier Ehegatten 
sind deren zwei Kinder zu Erben eingesetzt, mit der Be- 
stimmung, daß sie mit dem Überlebenden in fortgesetzter 
Gütergemeinschaft (BGB. 1483) leben sollen. 

b) Zwei Ehegatten setzen sich in einem Ehe- und Erbvertrag 
gegenseitig zu alleinigen Erben ein, gegen die Verpflich- 
tung, den aus der Ehe hervorgegangenen Kindern ein be- 
stimmtes Elterngut auszusetzen. 

c) Es war jemand in zweiter Ehe verheiratet. Mit seiner 
ersten Ehefrau hatte er ein gemeinschaftliches Testament 
dahin errichtet, daß sie sich wechselseitig zu Erben ein- 
setzten und die drei Kinder dem Längstlebenden als Nach- 
erben bestimmten. Der Fall der Nacherbfolge sollte aber 
auch schon bei einer Wiederverheiratung des Überlebenden 
eingetreten sein — und ist danach der überlebende an 
dieses Testament nicht mehr gebunden. 

2. Der Landwirt Neitzel errichtet mit seiner Ehefrau gemein- 
sam ein Testament, worin die Tochter der beiden, die jetzige 
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Frau Oepke, zur Erbin eingesetzt ist, unter dem Vermächtnis des 
Nießbrauches für den überlebenden Teil. Nach dem Tode des 
Neitzel starb die Frau Oepke; und es errichtete nun Frau Neitzel 
ein Testament zu Gunsten ihres Bruders Giesing. Gegen diesen 
klagt Max Oepke, der Enkel der Frau Neitzel, auf Herausgabe 
der Erbschaft. 

Ist diese Klage begründet? 

3« In einem gemeinschaftlichen Testamente haben sich zwei 
Eheleute gegenseitig zu Erben eingesetzt; und bestimmt; daß 
nach dem Tode des Längstlebenden das Vermögen je zur Hälfte 
an die Städte Strittau und Zankberg fallen soll. Nach dem 
Tode des Ehemannes errichtet die Witwe ein neues Testament, 
worin sie bestimmt, daß Strittau ein Viertel und Zankberg drei 
Viertel des Nachlasses haben und an ihre Dienerin Minna Holzen 
ein Vermächtnis von 1000 Jt gezahlt werden soll. 

Es sind BGB. 2269—2271 durchzugehen und ist danach 
zu sagen, wie der demnächst ausgebrochene Streit zu ent- 
scheiden sei? 

4. Die Eheleute S. vermachten sich in einem gemeinschaft- 
lichen Testamente gegenseitig den lebenslänglichen Nießbrauch. 
Im übrigen setzte der Mann seinen Vetter V., unter Auferlegung 
verschiedener Vermächtnisse, die Frau ihren Bruder B. zum 
Erben ein. Nach dem Tode der Frau vermachte der Mann der 
F., einer langjährigen Dienerin, ein Haus. Der Vetter V. klagte 
demnächst, nach dem Tode des Mannes, gegen die F. auf Heraus- 
gabe des Hauses. Diese erhob Widerklage auf Vornahme der 
Auflassung. 

Wie ist hierüber zu erkennen? 

5« Zwischen den Eaulers Eheleuten war ein Ehe- und Erb- 
vertrag mit gegenseitiger Einsetzung abgeschlossen. Drei Jahre 
später errichtete Frau Kauler allein ein Testament, in dem sie 
ihren Bruder Glenze zum Erben einsetzte. Bald darauf wurde 
über den Ehemann Eauler der Konkurs eröffnet. Während des 
Verfahrens starb Frau Kauler. Der Ehemann erklärte, die Erb- 
schaft aus dem Ehe- und Erbvertrage auszuschlagen. 

Nun erhob sich ein Prozeß zwischen der Konkursmasse und 
dem Bruder Glenze, wobei es sich um richtige Auffassung und 
Anwendung von BGB. 2289—2291 handelte. Jene wollte den 
Nachlaß der Frau Kauler an sich ziehen, da der Gemeinschuldner 
der gesetzliche Erbe sei; der Bruder Glenze berief sich auf das 
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Testament, dessen Wirksamkeit von der Gegenseite zu Unrecht 
bestritten werde. 

Welcher der Streitteile ist im besseren Rechte? 



xn # 

1. Einen Einblick in ein Familienleben von höchster Har- 
monie eröffnet das Testament Pastears. Es lautet einfach so: 
Dies ist mein letzter Wille. Iah setze meine Gattin zur Erbin 
(dies dessen ein, was ich ihr nach dem Gesetze vermachen darf. 
Mögen meine Kinder den Geboten der Pflicht jederzeit treu 
bleiben und für ihre Mutter die Liebe bewahren, die sie verdient. 
Paris, 29. März 1877. L. Pasteur. 

Wieviel kann nach unserem BGB. die Witwe erhalten? Was 
ist hierüber nach dem römischen Noterbenrechte auf den ver- 
schiedenen Stufen von dessen Entwickelung zu bemerken? 

2. Wie steht es mit dem Pflichtteil in in folgenden Fällen? 

a) Ein Vater hinterläßt sechs Kinder. Das jüngste enterbt 
er in gültiger Weise. Die fünf andren ernennt er zu 
seinen Erben, beschränkt aber das fünfte auf den Pflichtteil. 
Der älteste Sohn verzichtet auf sein Erbrecht zu Lebzeiten 
des Vaters; der zweite schlägt die Erbschaft nach des 
letzteren Tode aus; der dritte war vor dem Vater ge- 
storben; der vierte ist eine Stunde nach dem Vater ver- 
schieden. 

b) Im Falle a) werden drei Monate nach des Vaters Tode 
von der Frau des dritten Sohnes Zwillinge geboren. 

c) Im gleichen Falle leben von dem gültig enterbten jüngsten 
Kinde drei Kinder. 

d) In einem andren Falle hatte ein Testator sein ganzes 
Vermögen einer Stiftung zugewandt. Seine Kinder wollten 
es sich gefallen lassen, seine noch lebenden Eltern aber 
nicht. 

e) Der Erblasser hat seinen Sohn enterbt; wie dieser be- 
hauptet, ohne gesetzlichen Grund. Der Nachlaß beträgt 
1900 Jt. Schulden sind 1400 Jt da. An Vermächt- 
nissen sind 200 Jt ausgesetzt. Die Kosten der Beerdigung, 
der Testamentseröflnung und dergleichen betragen 300 Jt. 
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3. Welche rechtlichen Schritte sind nach dem BGB. in 
diesen Sachlagen zu tun, um dem Pflichtteilsberechtigten zu 
helfen? 

a) Das Testament lautet: Ich ernenne meine sämtlichen Kinder 
zu Erben, bestimme aber, daß meine Tochter nur 1000 JC 
als ihren Pflichtteil erhalten soll. 

b) Ebenso: Ich setze meine Frau zur alleinigen Erbin ein. 
Mein Sohn soü nichts weiter als den Pflichtteil erhalten. 

c) In einem wechselseitigen Testamente von Eheleuten sind 
die Kinder zu Erben eingesetzt, jedoch dem überlebenden 
Ehegatten der lebenslängliche Nießbrauch des gesamten 
Vermögens eingeräumt, mit der Befugnis, auch über dessen 
Substanz unter Lebenden ganz frei zu verfügen. 

4. Drei Fälle zu BGB. 2316: Wie groß ist jeweils der 
Pflichtteil? 

a) Das Kind A. ist auf den Pflichtteil gesetzt, seine Ge- 
schwister B. und C. haben jeder den Wert von 2000 JC 
als Ausstattung erhalten, und der Nachlaß beträgt 
8000 JC. 

b) Das auf den Pflichtteil gesetzte Kind A. hat bereits eine 
Ausstattung von 2000 JC erhalten, seine beiden Ge- 
schwister B. und C. sind dagegen noch nicht ausgestattet 
worden, der Nachlaß betrügt 10000 JC. 

c) Es hat das auf den Pflichtteil gesetzte Eind 2000 JC, 
jedes der beiden anderen Kinder 1000 JC Ausstattung 
erhalten. Der Nachlaß beträgt 8000 JC. 

5. Zwei Geschwister kommen in Streit, indem der jüngere 
Bruder behauptet, daß die väterliche Erbschaft wenigstens 
9000 JC betrage, ihm aber nur ein Grundstück im Werte von 
1000 JC hinterlassen worden sei. Er verlangt, daß der ältere 
Bruder die ihm außer jenem Grundstücke ganz zugefallene Erb- 
schaft inventarisiere und den Offenbarungseid über richtigen 
Wertansatz der näher zu beschreibenden Nachlaßgegenstände 
leiste. 

Der ältere Bruder weigert sich, da ihr Vater ihn ausdrück- 
lich von der Pflicht der Inventarisierung im Testamente entbun- 
den habe. Der andre meint jedoch, daß dieses nach BGB. 2811, 
in Verbindung mit 2314 nicht angehe, zudem beide Bestimmungen 
durch BGB. 2001 zu ergänzen seien. 

Ist das gestellte Begehren oder dessen Weigerung juristisch 
gerechtfertigt? 
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6. Anfrage bei einem Juristen: 

Meine Schwiegereltern haben in einem wechselseitigen Testa- 
mente sich gegenseitig zu Erben eingesetzt und zugleich ihr einziges 
Kind, meine im vorigen Jahre verstorbene Frau ohne allen Grand 
enterbt. Mein Schwiegervater ist vor drei Wochen gestorben. 

Kann ich nun, da ich laut Testament meiner Frau diese mit 
unseren zwei Kindern zu gleichen Teilen beerbt habe, Erban- 
sprüche gegen meinen Schwiegervater geltend machen, — sei es 
für mich oder zugleich für meine Kinder? 

Was wäre dem Anfragenden zu antworten, wenn der 
Schwiegervater im vergangenen Jahre, dessen Tochter aber vor 
drei Wochen mit Tod abgegangen wftre? 

7« Bei dem Tode des X. leben dessen drei Kinder erster 
Ehe, seine Ehefrau und zwei Kinder zweiter Ehe. Der X. hat 
die vier jüngeren Kinder gültig von der Erbfolge ausgeschlossen. 
Als Erbin hat er seine Frau zweiter Ehe eingesetzt. Den 
ältesten, jetzt zwanzigjährigen Sohn hat er auf den Überrest als 
Nacherben bestimmt. Das hinterlassene Vermögen beträgt 
12000 JH. 

Es sind folgende Fragen zu beantworten: 

a) Wie groß ist der Pflichtteil des Sohnes? 

b) Unter welche Bestimmung in BGB. 2304 bis 2307 fallt 
unser Tatbestand? 

c) Wieviel beträgt der dem Sohne hinterlassene Erbteil? 

d) Ist bei der Berechnung dieses Erbteiles in unserem Falle 
BGB. 2313 von Bedeutung? 

e) Was hat der Pfleger des Sohnes zu tun, um für den Sohn 
eine alsbaldige Auszahlung des Pflichtteiles in Geld zu ver- 
langen? 

f) Von wann ab läuft dabei die sechswöchige Ausschlagungs- 
frist (BGB. 1944; 2306)? 

8. Landwirt L., am 1. April mit Hinterlassung seiner Ehe- 
frau sowie dreier mit ihr und zweier in einer früheren Ehe er- 
zeugter Kinder verstorben, hat testiert: 

Meinen Nachlaß erhält meine Ehefrau wur freien Verfugung. 
Was bei ihrem Tode vorhanden sein wird, sollen sieh meine mit 
ihr erzeugten drei Kinder gleichmäßig teilen. Wer dieses Testa- 
ment anficht, erhält nur den Pflichtteil, 

Dem jüngsten der drei Kinder, dem einzigen noch minder- 
jährigen Sohne, wird der Rechtsanwalt B. als Pfleger zur Wahr- 
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nehmung der Rechte des Mündels ans dem väterlichen Testa- 
mente bestellt. 

Dieser erklärt unter dem 29. Mai dem Nachlaßgerichte, er 
fechte das Testament an; und berichtigt am 3. Juni diese Er- 
klärung dahin, daß er den Pflichtteil verlange. 

Da die Witwe den Pflichtteil weigert, verklagt er sie darauf. 

Was ist Rechtens? 



YTTT 

1« Der etwa siebzig Jahre zählende Kunstmaler Landerer aus 
Basel wurde von seiner noch jugendlichen Frau mit Hilfe eines 
Zuhälters ermordet. Er hinterließ mehr als 100000 Franken. 
Aus einem früheren Verhältnisse her hatte er einen außerehelichen 
Sohn. Außerdem waren von Angehörigen nur jene ihm kirch- 
lich angetraute Frau und deren Verwandte vorhanden. 

Wie würde über die Regelung der Erbschaft Landerers nach 
unserem bürgerlichen Rechte zu befinden sein? 

2. Auf Grund eines letztwilligen Zuwendungsvertrages war 
Frau Legrand in den Besitz des Gesamtvermögens ihres Gatten 
gelangt, hatte aber die eheliche Trauer in gröblichster Weise 
durch mehrere Liebesverhältnisse gebrochen. Der verstorbene 
Legrand war schon als Kläger gegen seine Frau mit dem Ver- 
langen auf Ehescheidung aufgetreten, aber vor Beendigung des 
Prozesses gestorben. Nunmehr verlangten die Verwandten 
Legrands die Aufhebung der schenkungsartigen Zuwendung wegen 
grober Undankbarkeit. 

Der Advokat von Frau Legrand wendete ein, daß hier 
eigentlich eine Klage wegen Ehebruchs vorliege, zu der nur der 
Gatte, der aber tot sei, berechtigt wäre. Die Verwandten aber 
meinten, daß der erwiesene Ehebruch die schwerste Beleidigung 
sei, die eine Frau der Würde ihres Mannes antun könne, so daß 
es nicht angehe, der eines solchen Benehmens gegen ihren Mann 
als schuldig befundenen Frau zu gestatten, in Behagen ein Ver- 
mögen zu genießen, das der Mann der Gattin zugewendet hatte, 
um ihr seine Liebe und das volle Vertrauen in ihrer Würde zu 
erweisen. 

Welche Bestimmungen des deutschen BGB. sind hier zu er- 
wägen; und was für ein Entscheid ist danach abzugeben? 
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3« In dem Werke von Samubl Stbtk Usus modernus pan- 
deetarum (1690) findet sich folgende Rechtsfrage, deren Be- 
trachtung und Entscheidung nach dem BGB. mit Nutzen vor- 
genommen werden kann: 

Ist TUius allezeit des Vorhabens gewesen, seine Stiefmutter 
wegen der von ihr genossenen Erziehung, im Falle er ohne Erben 
oder unverheiratet sterben sollte, zu seiner Erbin einzusetzen, er 
auch, da er nachher krank geworden, solche seine Meinung dem 
Herrn D. H. wie auch M. P. eröffnet und gebeten, es zu be- 
fördern, daß sein letzter Wille dergestalt abgefaßt werden möchte, 
und da solches D. H. wegen allerhand Einwürfe*nicht gestatten 
wollen, daß TUius daher den Herrn M. P. zu sich bitten müssen, 
welches D. H. abermals verhindert und es damit entschuldigt, daß 
M. P. wegen Unpäßlichkeit nicht kommen könnte, und diese 
Behinderung so lange gewähret, bis TUius gestorben, daher ge- 
fragt wird: 

Ob Qaia nicht befugt sei, deshalb die Erbschaft anzusprechen, 
und wie die actio am fuglichsten anzustellen sei? 



XIV 

1. Welchen Bestimmungen des BGB. unterliegen die hier- 
nach aufgeführten Beredungen? Sind sie rechtlich zulässig? 
Unter was für Formalitäten hat, bejahendenfalls, ihr Abschluß 
zu erfolgen? 

a) Und Jakob kochte ein Gericht. Da kam Esau vom Felde 
und war müde; — Und sprach zu Jakob: Laß mich kosten 
das rote Gericht; denn ich bin müde. Daher heißt er 
Edom. — Aber Jakob sprach: Verkaufe mir heute deine 
Erstgeburt. — Esau antwortete: Siehe, ich muß doch 
sterben; was soll mir denn die Erstgeburt? — Jakob 
sprach: So schwöre mir heute. Und er schwur ihm und 
verkaufte also Jakob seine Erstgeburt — Da gab ihm 
Jakob Brot und das Linsengericht, und er aß und trank 
und stand auf und ging davon. Also verachtete Esau 
seine Erstgeburt (1. Mose 25, 29—84.) 

b) Zwei Ehegatten kommen in Streit über die Verwaltung 
des gütergemeinschaftlichen Vermögens. In dem gericht- 
lichen Termine schließen sie einen Vergleich, worin sie 
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Gütertrennung vereinbaren und zugleich einen Erbverzicht 
erklären. 

c) Am 17. November 1688 wurde das Testament des Großen 
Kurfürsten eröffnet. Es ergab die Aufrechterhaltung der 
Einheit des Landes, den ungeschmälerten Übergang der 
Souveränität auf den Kurerben, während für die jüngeren 
Söhne Paragien ausgeworfen waren; darunter (richtiger: 
partagium) versteht man eine besondere Art der Apanagen: 
nämlich eine Verleihung von Grundbesitz mit Hoheits- 
rechten untergeordneter Art. Dies war dort in solcher 
Art geschehen, daß bei voller Ausübung es zu Rechten 
völliger Mitregierung seitens der jüngeren Linien hätte 
führen können. Wesentlich durch Vermittelung der Kur- 
fürstinmutter und unter Hinweis auf die in der Väter- 
liehen Ermahnung des Großen Kurfürsen stark hervor- 
gehobene Notwendigkeit der Unteilbarkeit der Lande ge- 
lang es in der Folge, die jüngeren Brüder gegen reiche 
Entschädigungen zum Verzichte auf die ihnen zugedachten 
Rechte zu bestimmen. 

d) Ein bäuerliches Ehepaar übergab seinem ältesten Sohne 
das Gut und alles bewegliche Vermögen; es bedang sich 
einen Auszug aus (preuß. AG. z. BGB. 15) und beredete 
für seine beiden Töchter ein lebenslängliches Wohnungs- 
recht und Unterhalt auf dem elterlichen Hofe. Der Ver- 
trag wurde von allen fünf Beteiligten vollzogen. 

e) Der ehemalige österreichische Erzherzog, jetzige Leopold 
Wölfling, hat mit dem Wiener Hofe, wie es heißt, folgende 
Abmachungen getroffen: 1. Leopold Wölfling wiederholt 
in rechtsverbindlicher Form seinen Verzicht auf alle Rechte 
und Ehrenvorzüge eines Erzherzogs von Österreich. 2. Wölfling 
unterfertigt einen Verzicht auf die künftigen Erbrechte 
nach seinen Eltern. 3. Er verzichtet auf jede Apanage 
aus der Hof-Staatsdotation und auf jede Quote an den 
Erträgnissen des Familienfonds. 4. Dagegen erhält Leopold 
Wölfling sofort eine Abfertigung von 200000 Franken 
sowie eine lebenslängliche Apanage aus den Privatmitteln 
des großherzoglichen Hauses Toskana. 

2« Ein Kaufmann hatte sich von seinem erwachsenen Sohne 
versprechen lassen, daß dieser auf seinen Pflichtteil verzichte. 
Dann starb zuerst der Sohn mit Hinterlassung zweier Töchter^ 
dann der Kaufmann. 
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Können die beiden Töchter ihr Pflichtteilsrecht noch geltend 
machen oder sind sie an den Verzicht ihres Vaters gebunden? 

Wie stände es, wenn der auf den Pflichtteil Verzichtende im 
genannten Falle nicht der Sohn, sondern der Vater des nach- 
maligen Erblassers gewesen? 

Würde es einen Unterschied machen, falls der Verzicht eines 
jener Pflichtteilsberechtigten erst nach dem Erbfalle abgegeben 
worden wäre? 

3« In einem wechselseitigen Testamente haben sich zwei 
Eheleute gegenseitig zu Erben eingesetzt und ihre Kinder und 
Kindeskinder zu Nacherben des Längstlebenden ernannt. Der 
Ehemann ist demnächst verstorben. 

Nach einem Jahre hat der eine Sohn durch notariellen Ver- 
trag sein ganzes Erbschaftsrecht > wie ihm solches am Nachlasse 
des Vaters zusteht, in dem Zustande, in welchem sich das Erb- 
schaflsr echt an dem Tage des Vertragsschlusses befunden, an 
einen Geschäftsmann für 6000 JC verkauft. Auf den Kaufpreis 
sind 4000 JC bar gezahlt; der Best von 2000 Ji soll ent- 
richtet werden, sobald die Teilung des Nachlasses nach dem Tode 
der Witwe* des Erblassers erfolgt ist. 

Nachdem die letztere bald darauf gestorben ist, macht der 
Geschäftsmann auf Grund des angeführten Vertrages geltend, daß 
er an Stelle des Sohnes als Erbe getreten sei. Die Miterben 
wollen das nicht anerkennen. Der Vertrag sei nach BGB. 312 
nichtig, da er seinem Inhalte nach weder unter BGB. 2346, 
noch 2352, noch 2371 falle. Dagegen hält der Geschäftsmann 
dies wegen BGB. 2033 nicht für durchschlagend und macht auch 
auf BGB. 2106, 1 und 2382 aufmerksam. 

In welcher Weise ist dieser Streitfall begründet zu lösen? 



XV 

1. CPO. 239: Im Falle des Todes einer Partei tritt eine 
Unterbrechung des Verfahrens bis %u dessen Aufnahme durch 
die Rechtsnachfolger ein . . . 

Nun hatte ein Kaufmann, der einen Prozeß fahrte und während 
dessen verstarb, durch Testament in Ermanglung von Kindern 
nur seine Ehefrau zur Erbin eingesetzt. Diese will den Rechts- 
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streit aufnehmen und reicht deshalb eine Sterbeurkunde ihres 
Mannes und eine beglaubigte Ausfertigung des Testamentes ein. 
Genügt dieses oder hat sie noch eine andere Urkunde not- 
wendig beizubringen? 

2. Wie ist nachstehend in der Ausstellung eines Erbscheines 
zu verfahren? 

a) Am 2. Dezember starb der Erblasser mit Hinterlassung 
von zwei Kindern; am 3. Dezember stirbt eines von diesen; 
am 4. Dezember wird von der Witwe ein Kind geboren. 

b) Ein Erblasser hinterläßt eine schwangere Witwe und einen 
Bruder. 

c) Der nächste Verwandte des Verstorbenen greift dessen 
Testament an, weil der Erblasser zur Zeit der Errichtung 
handlungsunfähig gewesen sei Es entsteht ein Prozeß 
zwischen jenem und dem in dem Testamente Eingesetzten; 
und beide bewerben sich außerdem um einen Erbschein. 

3« Welche Rechtsfolgen sind im kommenden zu bemerken? 

a) Der durch einen Erbschein legitimierte nächste Verwandte 
des verstorbenen Gläubigers klagt gegen einen Nachlaß- 
schuldner. Dieser sieht, daß er nichts machen kann, läßt 
sich verurteilen und zahlt schließlich an jenen. Jetzt 
meldet sich der Erbe aus einem seither verborgenen Testa- 
mente des Erblassers und verlangt nochmalige Zahlung 
an ihn, den wirklichen Erben. 

b) In dem Testamente war die Vaterstadt des Erblassers zur 
Erbin eingesetzt, ein Vetter hatte das Vermächtnis des 
Nießbrauches an dem Nachlasse erhalten. Es wird ein 
Erbschein ausgestellt, der beide angegebene Rechtsverhält- 
nisse enthält Ein Schuldner des Verstorbenen richtet sich 
danach und zahlt an den Vetter Zinsen. Dann zeigt sich, 
daß jenes Testament späterhin von dem Erblasser wider- 
rufen worden war. 

4. Was hat das Nachlaßgericht, das um Erteilung eines Erb- 
scheines angegangen wird, in folgenden Fällen zu tun? 

a) Es findet, daß das Testament nach dessen eigenem Inhalte 
durch eine arglistige Täuschung des Erblassers diesem ent- 
lockt worden ist; — oder: daß die gesetzlichen Formali- 
täten bei der Errichtung des letzten Willens nicht gewahrt 
waren. 
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b) Es kommt zu der Überzeugung, daß der Testator bei dem 
Akte der Testamentserrichtung nicht mehr bei gesunden 
Sinnen war; — oder es scheint ihm zweifelhaft, ob der 
den Erbschein Beantragende in dem vorgelegten Testa- 
mente überhaupt als Erbe eingesetzt und nicht vielmehr 
als bloßer Vermächtnisnehmer zu erachten sei 

5« Die Ehefrau A. starb am 20. April. A. legte ein an- 
geblich eigenhändiges, tatsächlich aber gefälschtes Testament 
seiner Ehefrau vor, datiert vom 18. April, worin er als Uni- 
versalerbe eingesetzt war. Gesetzlich wäre Ehefrau A. je zur 
Hälfte von ihrem Ehemanne A. und ihrem Bruder B. beerbt 
worden. Das Testament wurde dem A. und dem B. am 1. Mai 
eröffnet Anfangs Juni reichte B. eine Klage gegen A. ein, mit 
dem Antrage, festzustellen, daß das fragliche Testament gefälscht 
und . rechtsungültig sei, und daß daher B. und A. je zur Hälfte 
am fraglichen Nachlasse berechtigt seien. 

Der Rechtsstreit endigte mit einem auf Antrag der Parteien 
am 11. Juli protokollierten Vergleiche vor dem Prozeßgerichte 
dahin: B. erkennt an, daß das Testament echt ist, A. jedoch 
verzichtet auf sämtliche Erbrechte. 

Nunmehr wird ein Erbschein beantragt. 

Wie müßte dieser in seinen entscheidenden Teilen lauten? 

6. Der im Jahre 1857 geborene Beuger ist seit etwa zwanzig 
Jahren verschollen. An seinem früheren Wohnorte befindet sich 
noch Vermögen von ihm im Betrage von nahezu 3000 JH. Auf 
Antrag der nächsten Verwandten wird er für tot erklärt und 
als Todestag in dem Urteil der 81. Dezember v. J. festgestellt. 

Jetzt hat der Bruder des Beuger Ausstellung eines Erb- 
scheines beantragt. Das Gericht hat aber Bedenken. Einmal 
wegen der Zuständigkeit — BGB. 2353; GFG. 73. Sodann 
weil keine urkundliche Bescheinigung über das Vorhandensein 
von Kindern, ebenso eines Testamentes da sei — BGB. 2854 
bis 2356 (vgl. Mot. 5, 561). 

Was ist von diesen Bedenken zu halten, und welche Ent- 
scheidung ist danach in dem vorliegenden Falle zu treffen? 



Anhang I 

Grundbücher, 

Geschichtliches : 

A. Lübecker Ober-Stadtbuch. 

(S. oben § 7 S. 20). 

B. Preußische Hypotheken- und Konkurs-Ordnung vom 
4. Februar 1722. 

(S. oben § 7 8. 21 flg.) 

C. Schlesische Hypothekenordnung vom 4. August 1750. 

(COM. contin. IV p. 289.) 

D. Allgemeine Hypotheken-Ordnung für die gesamten Kgl. Preußi- 
schen Staaten, vom 20. Dezember 1783. 

(NCC. VII p. 2694.) 

E. Preußische Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. 

(Formular I: Ges.-S. 1872 S. 473 ff. Formular II: Ges.-S. 1872 
S. 481 ff. Formular III: Ges.-S. 1872 S. 489 ff.) 



Geltendes Recht: 

A. Preußische Grundbücher. 

I. Grundbuchblatt (S. 193). 

II. Grundbuchblatt (S. 193). 

HL Grundbuchblatt (S. 203). 

IV. Grundbuchblatt (S. 203). 

V. Grundbuchblatt (S. 211). 

JMinVerf. v. 20. XL 1899: 1—20 u. Anl. A. — (Vgl. oben S. 23.) 
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B« Selbständige Kohlenabbau-Gerechtigkeit. 

Preuß. Ges. v. 22. II. 1869; preuß. AG. z. BGB. 38; preuß. AG. 
z. GBO. 22; 27, 1; JMinVerf. v. 20. XL 1899: 22; 24 (ohne 
amtliches Formular). 

C. Bergwerk mit unbeweglichen Kuxen. 

Preuß. ABG. 281; preuß. AG. z. BGB. 37 XIII; — JMinVerf. v. 
20. XI. 1899: 22; 25 (ohne amtliches Formular). 

D. Bergwerk mit beweglichen Kuxen. 

Preuß. ABG. 101; preuß. AG. z. BGB. 87 IX; — JMinVerf. v. 
20. XI. 1899: 22—24 (ohne amtliches Formular). 

E. Blatt aus einem Bahngrundbuche. 

Preuß. Ges. v. 19. VIII. 1895 und 11. VI. 1902: 8—15; JMinVerf. 
v. 11. XI. 1902. 



A. Preuflisch« Grundbücher 1 (I; II). 198 



Sltntggeridjt Schnellstadt 

(I) 

<$rttttbJtttity 

tum Schnellstadt 

®ret§ Norderode 

SBanb Vni Statt SRr. 479. 



tfetögertdjt Heimsleben. 

(H) 

tum Eelhansen 

ftreis Lasfeld 



»<mb I SBtatt 9fr. 123. 



1 JMinVerf. v. 20. XI. 1899: 1—20 n. Aul. A. 
Stammler, Übungen II. 13 
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Das auf dem Grundstücke 
Kleindorf Kartenblatt 2 
Parzelle 114 (Band I Blatt 
Nr. 37) in Abtheilung II 
Nr. 1 eingetragene Wege- 
recht hier vermerkt am 
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Juli 1903. 
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vom 3. August 1903 eingetragen 
am 28. Mai 1904. 

Sachs Beckmesser 





ütftt IbtcUmtg. 



eigentttntet» 


Saufenbe 
Stummer 

ber 
@tunb* 
ftfide. 


(Stnnb M 6r»erte& 
»erstdjt 


QttntxMpxtii, 
SBett. 

$euet« 
verftdprungi* 

fumme. 


l. 


2. 


3, 


4. 


Der Schneider Max Braune 


i) 


Auf Grund des Ausschlußurteiles 




in Kelhausen. 


vom 30. Januar 1903 eingetragen 




Der Zimmermeister Heinrich 
Ohmer in Kelhausen. 


am 14. Febr. 1903. 




Claudius Flavius 




Auf Grund des Zuschlagsbe- 
Schlusses vom 20. November ein- 
getragen am 30. Dezember 1903. 
Claudius Aelius 





198 



A. PrraBiMh« GrudMehv (1} ID. 



umritt 



Sau« 
fenbe 


Saufenbe 

ber 

Wafteten 

(Btunbftfltft. 


Saften mb Seförünfiraften. 




Kum- 
mer 
ber 
9in* 
tw 


ßnr 

laufenben 

9hnmner 

ber 

Eintragung. 


1. 


2. 


8. 


4. 


1 
2 


1 
1 


Vier Thaler sechsehn Silbergroachen jlhrlich su 
Johanni fälligen Erbzins an das Rittergut Grellau, 
von Schnellstadt Band II Blatt Nr. 48 hierher cur 
Mithaft übertragen am 11. Mai 1908. 

8aehs Beckmesser 

Ein Erbbaurecht für den Gastwirt Wilhelm Schrö- 
der in Schnellstadt nach Maßgabe der Bewilligung 
vom 15. Mai 1908 eingetragen am 18. Mai 1908. 

Sachs Beckmesser 


2 



Jwriff 



Sau* 
fenbe 


Saufenbe 
Kummer 

ber 

Beladeten 

©runbftficfe. 


Saftes mtb Seförihtfmtgeit. . 




Kum- 
met 
ber 

ttn» 
tro- 

ßung. 


Strr 

laufenben 

Kummer 

ber 

(Eintragung. 


1. 


2. 


3. 


4. 


1 


1. 2 


Die Zwangsversteigerung ist angeordnet. Einge- 








tragen am 16. September 1903. 
Claudius Aelius 



A. PrraBiach« flrundb&ehar (I; DO. 
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^btrilantj. 



Strfittlittttttgeit. 


Söfömtgeit* 


(Eintragung* 


Söfdjung. 


gut 

laufenden 

Stummer 

ber 

(Eintragung: 




5. 


6. 


7. 


8. 


Für das Erbbaurecht ist das Blatt 86 
in Band XIII dieses Grundbuches 
angelegt Eingetragen am 5. Februar 
1904. 
Sachs Beckmesser 









äbtriümg. 



Wtx'dnbtxuHtu. 


SBMirageit* 


Eintragung. 


j Söfdjung. 


gut 
laufenben 
Hummer 

Der 
(Eintragung. 




5. 


6. 


7. 


8, 






1 


Gelöscht am 80. 
Dezember 1908. 

Claudius Aelius 
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A. ErratUeh« Grudbftehw (It II). 



Dritte 



8au« 
feube 


Saufenbe 

SrUntTRCt 

»er 

beladete« 

Ontnb* 

ftMe. 






ftMJtttefeit, (Bnmftföitlfeit, »esteitf dlnHett. 




Wum« 
nur 
ber 

«in. 

tto» 
gttng. 


Betrug« 

War!. |«f. 


3ur 
Uufeiben 
Kummer 

Ux 

«in* 

tragung. 


! 
Set rag. 

, i 

9Rarf . | $f. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


6. 


1 

2 


1 
1 


16000 

1500 
—800 




Seohzehntausend Mark Bestkaufgold Tom 1. Mal 
1908 ab mit jahrlich Tier Tom Hundert, in viertel- 
Jährlichen Baten, rückzahlbar in deutschem Golde 
Ar den Rentner Max Schreyer In Schnellatadt. 
Der Eigentümer hat sich der sofortigen Zwangs- 
Tollstreckung in der Weise unterworfen, daß sie 
gegen den jedesmaligen Eigentfimer zulässig sein 
»oll. unter Bezugnahme auf die Bewilligung Tom 
10. Marx 1908 eingetragen am 11. Mai 1908. 
Bad* Btekmtmtr 

Sicherungshypothek «um Höchstbetrage von ein- 
tausendfünfhundert Mark für die Witwe Paula 
Nagel in Schnellstadt eingetragen am L Februar 
1904. 
Sad* BtckmttMr 
■ 


2 


700 


1 




700 


— 



Dritte 



Sau* 
fenbe 


Saufenbe 
Stummer 

ber 

belafteter 

©runb« 

ftücfe. 






$W>otyeteit, (Snmbfdjitlbtn, MtnttnWtiUtL 




»um» 
mer 
ber 

€tn* 
tra» 

ßung. 


Betrag. 

Tlatt. |<Pf. 


3ur 
laufenden 
Stummer 

ber 

«in« 

tragung. 


Betrag. 

matt. |$f. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


6. 


1 


1. 2 
1. 2 


11450 
— 50 


— 


ElftausendTierhandertandfünfsig Mark Darlehen 
Tom 1. Januar 1908 mit jährlich vier Tom Hundert 
in vierteljährlichen Baien verzinslich und drei Mo- 
nate nach Kündigung fällig. Für den Maurermeister 
Gottfried Hechler in Hufen unter Bezugnahme auf 
die Bewilligung vom 90. Januar 1908 eingetragen 
am 14. Februar 1908. 

Claudius Flaviw 
EintausendTierhundert Mark Darlehen vom 27. Fe- 
bruar 1908 ab mit jährlich Tier, im Zinszahlungs- 
verzug« fünf vom Hundert in halbjährlichen am 
80. Juni und 80. Dezember zu entrichtenden Baten 
verzinslich und nach dreimonatlicher Kündigung, 
im Zinszahlungsverzuge aber ohne Kündigung so- 
fort fällig, für die Stadtsparkasse zu Wessenitz mit 


1 
1 


9000 
2400 


— 


2 


11400 
1400 


— 



A. PnoAiaclie OnndMLclMr (I; II). 
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3lbttiltttto. 



©etänbtntngttt» 


göldjnngen* 


(Eintragung. 


Söfdjung. 


3ur 
laufentat 
Rummer 

bet 

«In. 

tragung. 


Betrag. 

Warf. |*f. 




7. 


8. 


9. 


10. 


11. 


Der Beetbetrag von siebenhundert Mark um- 
gewandelt in eine gewöhnliche Hypothek für 
ein Darlehen verzinslieh mit fünf Tom Hun- 
dert jährlich seit dem L April 1906. Sodann 
abgetreten an den Fabrikbesttier Karl Frank 
in Lobau. Eingetragen am 4. April 1905. 

Sachs Beckmesser 




2 


800 




Achthundert 
Mark gelöscht 
am 4. Aprfl 1905. 

Saeh$ 

Beckmssstr 



3Urteilaa§. 



»cränbentitgeit* 


göfdjimgctt. 


Eintragung. 


Söfdpmg. 


Sur 
(aufenbcn 
Stummer 

Der 

(Bin* 

tragung. 


Betrag» 

«Warf. ]«f. 




7. 


8. 


9. 


10. 


11. 


Neuntausend Mark mit den Zinsen seit dem 
27. Februar 1908 und mit dem Vorränge vor 
dem Beste abgetreten an die 8tadtsparkasse 
zu Wessenitz. Eingetragen am L Marx 1903. 

Claudius Flavitu 

Der Hypothek Abteilung in Nr. 2 ist vor 
der Teilbvpothek des Gottfried Hechler von 
zweitausendvierhundert Mark der Vorrang ein- 
geräumt. Eingetragen am 1. März 1908. 

Claudius Flavius 




1 


50 




Fünfzig Mark 
gelöscht am 1. 
März 1903. 

Claudius 

Flavius 
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A. Frratiack« Gradbtehar (I; TD. 



Dritte %hit\bm$. 



fcnbe 


ftutfenbe 
Kummer 

bet 

beladeten 

Gtunb* 

ta*. 






$ Mattete«, ®nmbf*iO*e«, «eitfeif dptlteiu 




Rum« 
mer 
bet 
«tn» 

tTA* 

*un». 


OttTftf« 

Wart. |*f. 


3« 
Iaufenben 
Kummet 

bet 

«in* 

ttoguag. 


VJctfag« 

Warf. |*f. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


8 


1 


8000 




Dreitausend Mark Zimmerarbeitsentgelt vom 1. Jon* 
1904 ab mit Jährlich vier rom Hundert in viertel* 
jährlichen Baten verzinslich und drei Monate nach 
Efindignng fällig. Für die Zimmerer Faul Lukas, 
Biehard Haubold, Oswald Malwald su gleichen 
Bechten untereinander unter Bezugnahme auf die 
Bewilligung Tom 20. Juli 1904 eingetragen am 
29. Juli 1904. 
Sachs Beckvusser 


8 


3000 





Dritte 7Lbin\m$. 



Sau. 
fenbe 


8«ufenbe 
Kummet 

bet 

beladeten 

©runb» 

dfitfe. 






$MwQtfeit, (BnraMdjiitteit, 9teitteitfd}ittoeiu 




Kum* 

mer 
ber 
«tu. 
tta» 


Betrag, 

«Warf. |*f. 


3ut 
Iaufenben 
Kummet 

bet 

«in« 

ttagnna. 


Betraft. 

Start. |$f. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5, 


6. 


8 


1 


1600 


— 


dem Vorränge vor der Teilhypothek Abteilung HI 
Nr. 1 Ton zweitausendvierhundert Mark ein- 
getragen unter Bezugnahme auf die Bewilligung 
vom 27. Februar 1908 am 2. März 190& 

Claudius Flavius 

Eintausendsechahundert Mark Darlehen, vom 1. Ja- 
nuar 1902 mit jährlich vier vom Hundert verzins- 
lich für die verehelichte Handarbeiter Marianne 
Frech geborene Siemshof in Owitz unter Bezug- 
nahme auf die Bewilligung vom 19. Januar ein- 
getragen am 21. Januar 1905. 

Die Erteilung eines Briefes ist ausgeschlossen. 

Claudius Aelius • 









A. PrtnBiioh* Ornndbtehar OH; IT). 20S 



SfattSgeridjt Mittelheim. 

(HI) 

<$trttttfelitufy 

»Du Unterbach 

®rets Axenstein 

SBoitb IV Slott SRr. 68. 



Sfattggeridjt Mittelheim. 

(IV) 

<$fttttblfttfj} 

t>on Forstmihl 

ßreis Axenstein 
JBanbV SSlott 9hc.l29. 
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A. Prrattaeh* OmadMehar (HI; IT). 



L Derpttfcms *er 



Sau« 
fente 
«um* 

mer 

»er 
©runb» 
früde. 



»I**erlge 
Iaufenbe 
Kummer 

bec 
Örunb» 
ftfltfe. 



ntarfung. 



garten* 

blatt 

(giur) 

Kr. 



gfltttbudj. 



Valette. 



«runb*|«cbaub«* 
(teuer* 



rotte, 
ttrt. 



SBirtfdjaftSatt 
unb 
Sage. 



©röfec. 



ha[ a |qm 



Qrunb* 
flaut» 
rein« 
ertrag. 



®e6£ube* 
fteueT» 

nufcnng«* 

3Rarf. 



1. 



2. 



3. 



9. 



10. 



Unterbach 



8^ 

4 
zul 

5 

6_ 

7 
8 
9 



Rest t. 6 



Forstmihl 



Unterbach 
Forstmihl 



53 



146 
64 
8 

207 



299 
14 



191 



ZweihufengutNr.24 
in Unterbach mit 
Hofraum, Gebäuden 
n. etwa 19 Ar Hana- 
garton. 

Acker in den Heide- 
flecken. 

Wieee, Plan Nr. 83. 



191 



251 
15 

256 
188 
229 
67 
801 
15 



Acker Tom Plane 

Nr. 89. 

Anteil an unge- 
trennten Hofräumen 
Artikel 86, 87, 88. 

Holzung. Plan Nr. 22, 
28 u. von 24 in den 
Fünfruten. 

Holzung. Plan Nr. 26 



und Ton 24 in den 



Fünfruten. 



Aoker vom 
Nr. 125. 

Acker Tom 
Nr. 87. 

Holzung. Plan Nr. 26 
in den Fünfruten. 



Plane 



Plane 



10 



135 

















L 


DtQtidims 


ber 


Sau« 
fenbe 
9tum* 
mer 
©er 
©runb» 
(lüde. 


SUbwige 
Iaufenbe 
Stummer 

ber 
®runb» 
ftficfe. 


marftmg. 


8ftw 

Jtarten* 
blatt 

(8Iur) 
9lr. 


cbud). 

^arjefle. 
Kr. 


©runb* 
{teuer« 
mutter* 
rolle. 

*rt. 


©eb&ube* 
(teuer* 
rotte. 

ttr. 


28irtfd)aft8art 
unb 
Sage. 


©tö&e. 

ha| a |qm 


©runb* 
freuer* 
rein* 
ertrag. 


©ebäube* 
(teuer« 

tmtouna«* 
wert* 

Start. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


6. 


7. 


8. 


9. 


10. 


1 

2 




Forstmihl 


1 
2 


670 
226a 

802 
15 


63 




Acker in dem Neu- 
garten 

Holzung vom Plan 
Nr. 24 in den Fünf- 
ruten. 


1 


11 
70 


12 
Ol 


2 

1 


42 
37 
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ffinnriiftödie. 



3ur 
laufenben 
Hummer 

ber 
<8rwib* 
ftücfe. 


©tftanb an* Bnf^teitongem 


8« 
Ianfenben 
Plummer 

ber 
Orunb* 
ftnde. 


Mfdjrcflmngeiu 


11. 


12. 


13. 


14. 


1,2,3, 
4,zul. 

5 u. 6 

7 
8 


Von Band I Blatt Nr. 24 hierher Obertragen am 
24. Mal 1900. # 

Braun Beinicke 

Von Band II Artikel 48 des Grundbuches Ton 

Forstmihl hierher abertragen am 12. Oktober 1900. 

Broun Beinicke 

Von Band n Blatt Nr. 45 hierher übertragen am 
19. November 1900. 

Bvoun Betflickt 

Von Band I Blatt Nr. 7 hierher übertragen am 
7. Oktober 1901. 

Braun Beinicke 


3. 
6. 


Übertragen nach Band I 
Blatt Nr. 12 am 4. Jnni 1900. 

Braun Beinidf 
Von Nr. 6 Kartenblatt 2 Par- 
telle -rr- übertragen nach 

10 

Band V Blatt Nr. 129 des 
Grundbuches von Fontmlhl. 
Best fortgeschrieben unter 
Nr. 9 am 8. Januar 1902. 
Braun Beinick* 



OSmntbßfi&e. 



3« 
laufenben 
Kummet 

bct 

Grunb* 
ftficfe. 


Seftan* mtb Bnförettonigeit« 


Sut 
laufenben 
Kummet 

bct 
Otunb« 
ftttfc 


SttfdjrcümngeiL 


11. 


12. 


13. 


14. 


1 

2 


Von Band III Artikel 91 hierher übertragen am 
19. Oktober 1901. 

Braun Beinicke 

Von Band IV Blatt Nr. 68 des Grundbuches von 

Unterbach hierher übertragen am 8. Januar 1902. 

Braun Beinicke 
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A. nwoftUeh* flnadMafc* du; IV). 



IL Deqridrais ber «tt tat (Eigentum« »crbuttbenni taftte. 


8a«. 
fenX 
ftum* 
met 
bet 
«In* 
tro» 
guito. 


Saufenbc 

Kummet 

bei 

betei- 
ligte« 
•raub« 
1WW«. 


8eget4**«ft te8 Hefte*» 


BttiftbtniBgtiu 


ftiföitxgeii. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 










• 



II. fleqridmte ber mit best (gigetttatte gttbmibettt» IUd|te. 



«au* 
fenbe 
«um« 
met 
bet 
«In« 
tta« 
auna. 


Saufenbc 

Rummet 

bei 

betet« 

ligtett 
Otunb* 
ftädf. 


Staeityuma te8 Heftte** 


— ■ 


göfflttttflftt. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


1. 


2. 


Ein Überfahrtsrecht für den jewei- 
ligen Eigentümer Über die Fanellen 

«299 _ 801 M , ■ 

' "IT * ' ~15~ «wl«»«*« 
Breite für einen Lastwagen, nach 
dem Breitmühlenwege iu. Von 
Band 1Y Blatt Kr. 68 des Grand- 
buchs von Unterbach hier vermerkt 
am 8. Janaar 1902. 

Broun Brinidu 







A. Preußische Grundbücher (JH; IV). 
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dxftt Abteilung. 




(Eigetttttmet. 


Saufente 

Stummer 

bet ' 

©runb* 

ftfietc 




9ru»crtfyretf. 
9Bett. 
geuet* 

fumme. 


1. 


2. 


3. 


4. 


Der Landwirt Hermann Serfiarth au 


1, 2, 8, 


Aafgelassen am 10. und eingetragen 




Unterbach. 


4, zu 1. 


am 24. Mai 1900. 




Die Witwe Seyflarth, Emma geborene 
Breder zu Unterbach. 


5 a. 6. 


Braun Beinicke 
Auf Grund des Erbscheines nach dem 




_7. 
5,7,8,9. 


Stellmachermeister Karl Zimmermann 




zu Forstmihl vom 12. Juli 1900 and der 




Erbauseixiandersetsung vom 6. Oktober 




1900 eingetragen am 12. Oktober 1900. 




Braun Reinieke 
Aufgelassen und eingetragen am 19. 




November 1900. 




Braun Beinidee 




Aufgelassen and eingetragen am 7. Ok- 




tober 1901. 




Braun Beinicke 




Aufgelassen und eingetragen am 26. 
Juli 1902. 

Braun Beinidee 





gtftc Abteilung. 





Saufenbe 




«imetMpret». 


(Stötntüratr* 


Stummer 

ber 
titarab« 


»etjtflt 


©ert. 

fceuer* 
werftyetuua«« 




ftö*e. 




fumme. 


l. 


2. 


8. 


4. 


Die Witwe Eva, Luise verwitwet ge- 


1. 


Aufgelassen und eingetragen am 19. 




wesene Ongel geb. Reiche aus Bockin. 


Oktober 1901. 






Braun Beinidee 




Der Arbeiter Wilhelm Reiche aus 
Bockin. 


L 


Auf Grund des am 19. November 1901 
eröffneten Testamentes der Witwe Eva 
eingetragen am 8. Dezember 190L 
Braun Beinicke 




Derselbe.' 


2. 


Auf Grund der Auflassung vom 2. 
eingetragen am 8. Januar 1902. 
Braun Beinicke 
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A. PMaUtdw OrnadUdur (IH; IT). 



3t»ette 



S«u* 
fenbe 


ilill 


Saftes nnb «tfdjraithmgem 




9lum* 
inet 
»er 

€tn* 

tTO* 


3«x 
laufenben 
fRuntmer 

b« 
(Eintragung. 


1. 


2. 


3. 


4. 


1 

2 


1,2,3,4 
zu 1 

1,2,3,4 


Dm Grundstück ist nach näherem Ausweise de« Rezesses wegen der 
darin gedachten, durch Amortisation abzulösenden Benten dem Do- 
mänennskus Terhaftet und kann dieser Vermerk nur auf Grund eines 
ausdrücklichen, die während der ganzen sich nach g 6 näher bestim- 
menden Amortisationsperiode vollständige B*ntonrahmng bescheinigen- 
den Konsenses dar Königlichen Regierung gelöscht werden. 
Rentenpflicht nach Nr. 1 der Stammliste eingetragen am 16. Oktober 1882. 


1 u. 2 




zu 1 

7 

5 u. 9 

4,7,8 


17. Januar 1896. 


3 
5 


Zu 1 und 2. Zur Mithart Ton Band I Blatt Nr. 24 hierher übertragen 
am 24. Mai 1900. 

Braun Beinicke 
Ein Auszugsrecht und Wohnungsrecht für den Aussttgler David Hiesel 
in Unterbach nach Mafigabe des Vertrages Tom 16. November 1892. 
Der Ersatswert ist auf jährlich siebenhundert Mark angegeben. Zur 
Löschung genügt der Nachweis des Todes. Zur Mithaft von Band II 
Blatt Nr. 45 hierher übertragen am 19. November 1900. 

Braun Beinick* 

802 
Ein Überfahrtsrecht für den Jeweiligen Eigentümer der Parzelle ~nr 

15 
Forstmini Band V Blatt Nr. 129 in geeigneter Breite für einen Lastwagen 
nach dem Breitmühlenwege zu. Eingetragen am 8. Januar 1902. 

Braun Reinieke 
Eine Vormerkung zur Sicherung des Rechtes auf Auflassung für die 
Braunkohlenwerke Groß Seen Aktiengesellschaft zu Häftlingen. Ein- 
getragen am 9. Februar 1902. 

Braun Beinidee 



3wette 



Sau* 
fenb« 


Saufttibc 
Stummer 

bat 
beladeten 
<0nntbftii<fe. 


Saften nnb ©tfu^rättfimgeiu 




9tum» 
mtt 
bet 

«in» 
rra« 

gung. 


3ut 

laufenben 

Kummer 

bex 

fljixrragung. 


1, 


2. 


3. 


4. 


1 


Jl. 


Widerspruch gegen die Eintragung des Eigentums des Arbeiters Reiche 






zu Gunsten des Kaufmanns Felix Busse zu Grünbusch auf Grund der 




einstweiligen Verfügung des Königlichen Landgerichts zu Anten vom 




25. Dezember 1901 eingetragen am 3. Januar 1902. 




Braun Reinieke 



A. PrraAUch« Oraiidbllehar <SH; IT). 
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3lbteiürog. 



»tfän&enmgetu 


Söftiimgeit» 


Eintragung. 


SBfdptng. 


3ar 

laufenbat 

Stummer 

bet 

«tnttagtmg. 




5. 


6. 


7. 


8. 


Zur Mithaft übertragen nach Band I 
Blatt Nr. 12 am 4. Juni 1900. 
Braun Beinicke 


Die Mithaft Ton Nr. 2 
gelöscht am 12. April 
1901. 
Braun Beinicke 


2 


Gelöscht am 12. April 
1901. 

Braun Beinicke 



3UrttUtt»0. 



Set&tfcentiigeit* 


2ijftiirage& 


(Eintragung. 


ßöfdjung. 


3ut 
lauf enteil 
Rummet 

»et 

Eintragung. 




6. 


6. 


7. 


8. 






r 


Gelöscht am 17. August 
1902. 

Braun Beinicke 



Stammler, Übungen IL 



14 
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Ju Fmftlseh« OnadMdhor (III; IV). 



dritte 



Sau* 
fenbc 


«aufenb« 
Kummet 

b«C 

beladetes 
•raub* 
frMe. 






ftMuttefet, «mlf Wies, Wejrttif*itllau 




Rum* 
mci 
»et 

€tn< 
tra» 


Betraf« 

Stuf. |*f. 


3« 

(aufenben 

Stammet 

bet 

«in« 

ttaana. 


ftetrag. 

Warf. |*f. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


1 
2 


1,2,4, 

sul, 

6,7,8,9. 

1,2,4, 
«ul, 5» 
7. 8, 9. 


8000 
2600 


- 


Dreitausend Mark Darlehen Tersinalich ru Tier 
Tom Hundert in rierteUlhrliehen Teilen seit dem 
L April 1902 für den Kaufmann Loren* 8pier su 
Vierort; sahlbar 6 Monate nach Kündigung, wel- 
che aber für beide Teile erat frühestens am 1. April 
1906 zulässig tot Eingetragen am 3. April 1902. 
Braun Reinicke 
Zweitausendfünfhundert Mark väterliche Erbe- 
gelder and zwar je fünfhundert Mark für Jedes 
der minderjährigen Geaehwlater 8eyffarth, in 
Unterbach: 

1) Henriette Auguste', geboren am 19. Sept. 1886, 

2) Friedrich Karl, „ „ 81. Juli 1891, 
8) Karl Otto, „ „ 17. Not. 1892, 
4) Karl Paul, „ „ 4. Des. 1897 
6) Karl Richard, „ „ 2. Sept 1899, 
unrendnalich und unkündbar, solange die Kinder 
im Hause der Mutter erzogen und erhalten werden, 
dann und bei erlangter Volljährigkeit oder früherer 
Verheiratung der Kinder YerafnaUeh mit rier vom 
Hundert Jährlich in halbjährlichen Teilen, sahlbar 
drei Monate nach Kündigung. Die Erteilung ron 
Briefen ist ausgeschlossen. Eingetragen hier und 
Flodda Band I Art 16 am 26. Juli 1902. 

Braun Beinicke 









Dritte 



Sau. 
feitbe 


8aufenbe 
Stammet 

bet 

belafteten 

0tunb« 

ftflde. 






$tyu>tyt!t8, (Stmbfättotn, fttnttnWtObtu. 




9tam« 
met 
bet 

et» 

tta* 
aun«. 


ttetrag* 

Kart. |«f. 


3ut 

(aufenben 

Stammet 

bet 

«in« 

ttaaung. 


Betrag. 

Watt. | $f. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 



















(Fortsetrang des Formulars s. S. 201; 219.) 
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Sfotttgeridjt Vftiiig. 



(V) 

öon Aufberg 

$xei8 Krollwart 
SSanb in Statt 9fc. 22. 



>! ;! < 



14* 
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A. Prtuftisoht Gnadbftehtr CtU 



L Öerjetd^ms ber 



fufenX 

Stummer 

»ex 

•tut* 



ntattuttg. 



Sfltttbiidj. 



•""fr »eMa»* 



btett 

(§tat) 

*r. 



Ät. 



trik. 
Hr. 



V8tn|(Daft9aTt 
Ultb 

Sage. 



©röfee. 



h* s Um 



errat» 
fteaer» 
teilt« 
ertrag. 



Gebaute* 
Irene i« 



2. 



8. 



6. 



7. 



10. 



Aufberg 



Aufberg 



Aufberg 



53 



76a.b 



Aufberg 



Eicheck 



Eicheck 



29 



29 



29 



294 
92 
296 
87 
297 



827 



846 



85 etc. 



688 



16 



567 
128 



29 
29 
29 
29 
29 

160 



160 



60 



Bauernhof Nr. 50. 



'Wiese, Abfindung!- — 



08 



land Plan Nr. 17. 



Acker, Plan Nr. 65 a. 



86 



Wiese, Plan Nr. 60. 
Wiese, Plan Nr. 60. 
Acker, Plan Nr. 60. 



Acker, Plan Nr. 60. 
Weg, Plan Nr. 60. 

Acker,Pechfeldv.l21. 



16 



15 



Acker,Pechfeldv.l21. 



12 



72 



90 



80 



25 



68 



84197 



88 



34 240 



20142 



80 



69 



23 



504 



A. Prmütticli» eranflMclur CD. 



218 



(ßttntbftiuke. 






3ur 


3ut 




laufenden 
Stammet 


Sefltjuft ntk £ifflrettotitgeti* 


laufenben 
Kummet 


SWYtttomgeit» 


bet 




>er 




<Btunb« 




•runt* 




ftüde. 




ftflde* 




11. 


12. 


18. 


"•v 


1 


Von Band II Blatt Nr. 81 hierher über- 


:i 


Obertragen nach Auf berg 




tragen am 8. Juni 1900. 


Band I Blatt Nr. 18 am 




Führer Träger 




10. Oktober 1901. 
Führer Träger 


2, 8 


Von Band I Blatt Nr. 8 hierher über- 


4 




tragen am 8. Juni 1900. 


Parzelle -gg- ist nach 




Führer Träger 




Band TL Blatt Nr. 46 am 
10. Oktober 1901 über- 
tragen. 


4 


Von Band II Blatt Nr. 26 hierher über- 
tragen am 8. Juni 1900. 




Führer Träger 




Führer Träger 


5 


Von Nr. 5 ist die Par- 

fifiß 

seile -jög übertragen nach 


5 


Von Band I Blatt Nr. 13 des Grund- 




Band I Blatt Nr. 5 des 




buches von Eicheck hierher übertragen am 




Grundbuches von Auf- 




21. August 1901. 




berg am 7. Mai 1902. 
Best: laufende Nr. 6. 




Führer Träger 




Führer Träger 
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Ju PMaütdw flrudMtktr (V). 



IL flerjetdjms >er mit lern «tgeotamt vttbnnbtntn Äedftt. 



San* 
fenbe 
9hnn* 
um 
ber 
«in- 
tta> 
gütig. 


fianftnbe 
Stummer 
bei 
bete* 
liefen 
Qtantb- 
fttcf*. 


©tjetdmimg te* Sterte«* 


eetitfenrngex« 


iMuu«tu* \ 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


1 


4 


Das auf dem Grundstücke 
Aufberg Kartenblatt 3 

Parzelle ~ (Band H 

Blatt Nr7~19) in Abtei- 
lung II Nr. 4 eingetragene 
Wegerecht. Hier ver- 
merkt bei der Zuschrei- 
bung von Nr. 4 am 8. Juni 
1900. 

Führer Träger 




Gelöscht am 5. 
September 1901. 

Führer 

Träger 



A. FmBiMhe SmndWlcJwr (V). 
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GxfU Abteilung. 



eigtstihstet* 


ßerofenbe 
Kummer 

bcr 
$runb* 
ftfitfe. 


9txMt 


Seit. 

Sfentr- 

berfigentngl* 

fnmme. 


1. 


2. 


3. 


4. 




V\ 






Landwirt August Moritz 


—1 


Aufgelassen am 2. Juni und 
eingetragen am S.Juni 1900. 




Gernegroß in Aufberg. 






±j 


Führer Träger 






jj 




Auf Grund des Zuschlags- 




Landwirt Karl August Pfaf- 


2_ 




beschlusses vom 20. Dezem- 




fenrot in Auf berg. 


± 




ber 1900 eingetragen am 29. 




Januar 1901. 








Führer Träger 




Derselbe. . 


± 


Aufgelassen und eingetragen 
am 21. August 1901. 

Führer Träger 




Landwirt Wilhelm Friedrich 
Pfaffenrot in Auf berg. 


i) 


Aufgelassen und eingetragen 
am 31. Mai 1902. 










Führer Träger 
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Ju Frtutfaeae Grundbücher ( ^ ^ 



lerbtrabcncn tUdjtt 



San* 

fenbe 

«um- 

mer 

ber 

«in* 

tra* 



Sanfenbe 
Kammer 

bee 

*- -* - » - « - - - 
oeiaßctett 

(BvttttbfUUEe* 



2. 



Saften «xft ©cftftfotlwgtii. 



göfonwftefc 



3. 



£3 



4 
4 

1. 2. 3. 4 
1. 4. 6 



1. 4. 6 



Die Verpflichtung, den Graben, welcher zum Ab- 
flüsse des Teiches dient und sich an dem gekauften 
Grundstücke hinzieht, im stände zu erhalten und so 
zu räumen, daß die Höhe des Wassers den Stein, 
der den Maßstab für den Wasserstand des Teiches 
abgibt, nicht übersteigt. Nach dem Kaufe vom 
25. September 1858 eingetragen zufolge Verfügung 
vom 30. November 1858. Hierher von Band II 
Blatt Nr. 31 des Grundbuches von Auf berg über- 
tragen am 8. Juni 1900. 

Führer Träger 

Bentenbankrente nach Nummer 85 der Stammliste 
von Aufberg eingetragen am 30. Mai 1861. 
Domänenamortisationsrente eingetragen zufolge der 
Verfügung vom 3. Februar 1862. 
Zu 2 und 3. Von Band H Blatt Nr. 26 des Grundbuches 
von Aufberg hierher übertragen am 8. Juni 1900. 

Führer Träger 

Die Zwangsversteigerung ist angeordnet. Einge- 
tragen am 22. August 1900. 
Führer 



Träger 

Ein lebenslängliches Wohnungsrecht nebst Auszug nach 
näherer Bestimmung des Kaufvertrages vom 31. Mai 
1902 für den Landwirt Karl August Pfaffenrot und seine 
Ehefrau Emilie, geborene Eilig, beide ausAufberg. Vor- 
behalten ist der Vorrang für eine später einzutragende 
Hypothek von zwanzigtausend Mark nebst vier vom 
Hundert Zinsen. Mit dem Bemerken, daß zur Lö- 
schung der Nachweis des Todes genügt, eingetragen 
am 31. Mai 1902. 
Führer Träger 

Ein Vorkaufsrecht für den Landwirt Otto Max Pfaffen- 



rot in Aufberg unter Bezugnahme auf die Bewilligung 



vom 81. Mai 1902 eingetragen am 31. Mai 1902. 
Fuhrer Träger 



^xt am 5. 
\er 1901. 



P 



\ 



A. PrwüHsche Grundbücher (V). 
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Stffttfcenmaeiu 



«fit»» 



Eintragung, 



ßöfdjung. 



Süffimei» 



3»t 
Iaufntben 
9btntmev 

ber 
(Sintrofitttm. 



7. 



Land ' 
Ger 



- \r Mithaft übertragen nach Band II 

talfett Nr. 46 des Grundbuches von 

lfberg am 10. Oktober 1901. 

führer Träger 



x Qer varbehaitene Vorrang vor die- 
m Rechte ist der in Abteilung III 
,r. 1 eingetragenen Hypothek ein- 
räumt. Eingetragen am 31. Mai 
/02. 

Führer 



Gelöscht am 24. 
Januar 1901. 

Fuhrer 

Träger 




Gelöscht am 17. 
August 1903. 

Führer 

Träger 
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A. PrMUHMh* QmadMdMr (D. 



Dritte 



fcnN 
ftum* 
mer 
»et 
«I» 
1t* 
9»»fr 



Saufen* 

RnRmet 

>et 

beladeten 
•mn»* 
ftfide. 



«etttg. 



Warf. |*f. 



$ W*t(jefeit, (fcmtbföttltoit, tteitttif djitlk*. 



3« 

lAMfenben 
Stummer 

>« 

«in« 
rragung. 



Betrag. 



2. 



4. 



1. 4 



1.4.6 



6162 



20000 Zwanzigtausend Mark Darlehen mit fünf 
vom Hundert jährlich seit dem 1. April 1902 
in halbjährlichen Baten verzinslich, zahl- 
bar in deutschem Golde, für den Bankier 
Markus Guttmann in Achenau. Der Eigen- 
tümer unterwirft sich der sofortigen Zwangs- 
vollstreckung. Unter Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung vom 81. Mai 1902 
mit dem Vorränge vor dem in Abteilung II 
Nr. 5 eingetragenen Wohnungsrechte ein- 
getragen am 1. Juni 1902. 

Führer Träger 



20000 



£1 Vormerkung zur Si- 
cherung desAnspruchs 
auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek 
wegen einer Bau- 
unternehmerforderung 
von fünftausendacht- 
hundertzweiundsech- 
zig Mark und 61 Pfen- 
nigen und dreihundert 
Mark Kostenpausch- 
quiantum für den Zim- 
mernuSHÖ 6 * ^ e * nr * cn 
Zipfel inASÄp un " 
ter Bezugnahme 
die einstweilige Ver- 
eng des König- 
lichen Amtsgerichts in 
Vünig vom 5. März 
1908 eingetragen am 
8. März 1908. 
Führer Träger 




A. Preußische Grundbücher (V). 
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3ltttthm$. 



Jöeränberuugen 



Söfdjunötn- 



Eintragung. 



Söfdjung. 



3ut 
(aufeulen 
Stummer 

btt 

«In. 

tragung. 



Betrag. 

Warf. |$f. 



7. 



9. 



10. 



11. 



Vom 1. Oktober 1908 an sind 
nur noch vier vom Hundert 
jährliche Zinsen zu zahlen. Bis 
1. April 1913 darf der Schuld- 
ner das Kapital überhaupt nicht, 
der Gläubiger es dann nicht 
kündigen, wenn die Zinsen 
innerhalb vierzehn Tagen nach 
Fälligkeit gezahlt werden. Ein- 
getragen am 17. März 1903. 
Führer Träger 
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A. VttüUMok» Grudbteh« (V). 



Dritte 



fcnbc 

Rum» 

mct 

bet 

«ta* 



fcwfeubc 

Kommet 

»er 



©r»nb# 



9ttM§. 



Wart. |*f. 



fWotftfti, «nmbMsttei, ttentaif djtioem 



3« 

laufenbat 

Stummer 

ber 

«in« 

tiagmifl. 



2. 



3. 



4. 



1.4.6 



925 



1.4.6 



850 



Vormerkung zar Si- 



cherung 



des An- 



spruchs auf Einräu- 
mung einer Siche- 



rungshypothek von 
neunhundertfunfund- 



z wanzig Mark mit vier 



Prozent Zinsen vom 



10. Februar 1903 an 



für den Töpfermeister 



Emil Kunz in Auf berg. 
Auf Grund des vor- 



läufig vollstreckbaren 



Urteiles des König- 
lichen Landgerichtes 
in Haßfurt vom 30. 



März 1908 und des 



Kostenfestsetzungsbe- 



schlusses vom 8. April 



1903 eingetragen am 



20. April 1903. 



Umgeschrieben in 
eine Sicherungshypo- 
thek auf Grund des 
Rechtskraftzeugnisses 
vom 15. Juni 1903 
am 11. Juli 1903. 
Führer Träger 



Führer Träger 

Eine Sicherungshypothek im Betrage von 
dreihundertfunMg Mark mit vier Prozent 
Zinsen vom 2. März 1903 an für den 
Schneider Max Grün in Auf berg. Auf Grund 
des rechtskräftigen Urteiles des Königlichen 
Landgerichts zu Haßfurt vom 4. Juni 1903 
eingetragen am 30. Juni 1903. 
Führer Träger 



B. Selbständige KoUeaabban-Gerechtigkeit. 1 221 

Amtsgericht Niederan. 

($vnnbbnfy 

bort Gosnitz 

Äreis Salmnth 

SBtmb IV JBIatt 9fc 51. 



Damit ist tu vergleichen: 

Amtögeridjt Niederan. 

($vnnbbnA) 

bort Gosnitz 

&ret£ Salmnth 
SBmtb VH JBIatt 9fc. 139. 

Selbständige Kohlenabbau-Gerechtigkeit. 

Durch notariellen Kaufvertrag vom 22. Oktober 1900 hat die Aktien- 
gesellschaft Stoller KoMenbau zu Stolle die Kohlenabbaugerechtigkeit 
unter Grundstücken in der Gemarkung Gosnitz erworben: in Größe von 
zwei Hektar neunundachtzig Ar neunzig Quadratmeter, wie solche auf 
dem mit dem Kaufverträge überreichten, vom Markscheider Hagen in 
Stolle angefertigten Situationsrisse mit roter Tinte umschlossen und mit 
den Buchstaben a, b, c, d bezeichnet sind. 

Eingetragen am 5. Dezember 1900. 

Ruß Putzer 

(Weiterer wörtlich entsprechender Eintrag — Grille von Tier Hektar ein- 
undzwanziff Ar sechzig Quadratmeter — am 16. Dezember 1900.) 

1 Preuß. Ges. v. 22.11. 1869; preuß. AG, z. BGB. 88; preuß.AG. Z.GBO. 
22; 27, 1; JMinVerf. v. 20. XI. 1899: 22; 24 (ohne amtliches Formular). 
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B. MlwOadiff« Kokl«tftbb»a-OwMlttirkrit 

















L flerjeidjms 


ber 


Sau« 
fenbe 
«um« 
mcc 

»CT 

•runb« 
ftüde. 


8t#bcrtge 
laufenbe 
Stummer 

bec 
«raub« 
ftflde. 


®e» 

mar hing. 


grlurbud). 

Karten« 

Matt Vaqclle. 
(«lue) 

9tc. 9lc. 


•raub* 

fteuer* 

mutier» 

rotte. 

«rt. 


Ocbdubc* 
fteuer« 
rotte. 

Kr. 


©trtfc$aft*art 
unb 
Sage. 


©rö&e. 

ha a qm 


(Brunft* 
fteuer* 
rein« 
ertrag. 


i 

«eo&utoi 

(teuer* | 

nnbungt« 

wert. , 

9Ratf. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


7. 


8. 


9. 


10. 


1 


1 
1 


Gosnitz 


2 
2 


129 
102 

105 


102 
102 


74 
74 


Das Anspannergut 


16 24 80 305 


58 

5 

11 
42 


269 
269 




Gosnitz 
Gosnitz 
Gosnitz 


Nr. 48. 


2 
12 

4 


• 
89 

8 

21 


90 
20 
60 


43 

294 

11 


2 

3 

4 


Acker vom Plane 
146. 

Das Anspännergut 
Kr. 48. 

Garten und Wiese 
vom Plane 144. 

















L 


flerjetd^tuß 


Der 


Sau« 
fenbe 
9tum» 

mer 

ber 
<Brunb» 
frftde. 


»ttbertge 
laufenbe 
Stummer 

ber 
(Brunb* 
ftMe. 


©e* 
marfung. 


Htm 

Karten* 
blatt 

(glur) 
Kr. 


rbudj. 

JPargette. 
Rr. 


Orunb* 

fteuer* 

mutter« 

rotte. 

Art.* 


Oeoaube* 
fteuer« 
rolle. 

Hr. 


SBirtföaftSart 
unb 
Sage« 


®rößc 

ha a qm 


Qrunb* 
fteuer« 
rein« 
ertrag. 

ör-IVioo 


nufcungt« 
wert. 

SÄart. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


7. 


8. 


9. 


10. 


1 

2 


2 

4 


Gosnitz 
Gosnitz 


2 
2 


129 
102 

105 


102 
102 




Acker vom Plane 
146. 

Garten und Wiese 
vom Plane 144. 


2 

4 


89 
21 


90 
60 


43 
11 


5 
42 





B. Sdlwtladig* KohlMUbbbjra-Qmehticktit 
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töntttipBcbc. 



3ur 
laufeuben 
Stummer 

ber 
<Brunb« 
ftiufe. 


öeftanb ititfc Bstöttitmtgeis» 


3ur 
laufenden 
Stummer 

»er 
«tun»* 
frfide« 


Bbfdnttbtmgen. 


11. 


12. 


13. 


14. 


1. 2 
3 

4 


Von Band I Blatt Nr. 63 dieses 
Grundbuches hierher übertragen 
am 3. Januar 1900. 
Ruß Putzer 

Nach Abschreibung der Nr. 4 von 
Nr. 1 neu eingetragen am 16. De- 
zember 1900. 
Ruß Putzer 

Teilstftck von Nr. 1, neu eingetragen 
am 16. Dezember 1900. 
Büß Putzer 


2 

4 


Die Kohlenabbaugerechtigkeit un- 
ter dem Grundstacke Nr. 2 ist ab- 
geschrieben und als selbständige 
Gerechtigkeit nach Band VII 
Blatt Nr. 189 dieses Grundbuches 
übertragen am 5. Dezember 1900. 
Ruß Putzer 

Die Kohlenabbaugerechtigkeit un- 
ter dem Grundstücke Nr. 4 ist ab- 
geschrieben und als selbständige 
Gerechtigkeit nach Band VII 
Blatt Nr. 139 dieses Grundbuches 
übertragen am 16. Dezember 1900. 
Büß Putzer 



tönraiiftMe. 



3ur 
laufenbcn 
Stummer 

»er 
Orunb« 
flflde. 


©eftonb mtfc ättWteünnifteiu 


3ur 
laufeuben 
Stummer 

ber 
«raub* 
ftuefe. 


VftföttitattQeit* 


11. 


12. 


13. 


14. 


1 

2 


Von Band IV Blatt Nr. 51 dieses 
Grundbuches hierher übertragen am 
5. Dezember 1900. 
Ruß Putzer 

Von Band IV Blatt Nr. 51 dieses 
Grundbuches hierher übertragen am 
16. Dezember 1900. 
Ruß Putzer 
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B. MMIadict K«U«aMM<6«Nhttokttt. 



II. Derpidpsi* ber mit beut (Eigentum« tjerbonbenot &ed)t& 



Öou- 
fenbe 
«um» 
inet 
her 
«in- 
tta» 

gling. 


Sftufenbe 

Hammer 

bei 

betei- 
ligten 
Qtamb* 
ftüctt. 


»tKi4wui| M tte^tt«. 


— 


SiWmifttH. 


1. 


2. 


8. 


4» 


5. 













n. tieoetynis ta mit tan «tgentarae oerbirabeieit lta}ie. 



Sau- 

fenbe 

Staut' 

wer 

ber 

«in« 

tra« 

gunß. 


Saufenbe 
ftuntmer 
bei 
betri- 
lifiten 
Grunb* 
ftficfl. 


»cjtiflmwö fo* %e4tt& 


— 


ftWtttttßtit. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 








* 





B. S«Ib«tlDdJffe Kohlwi»M)M-G«r»e]itigk«it 
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(txftt 3U>teiütttg. 



Siguttttmtf* 


ßaufcnbe 
Kummet 

bet 
©runb- 
ftäde. 


SttgUfr 


SttDCttoptttt. 

«Bett 

gfeuer« 

«erföetungfr 

fomme. 


1. 


2. 


3. 


4. 


Landwirt Friedrich Karl 
Wolf und dessen Ehefrau 
Emilie geb. Klotz, als Mit- 
eigentümer kraft ehelicher 
Gütergemeinschaft 


1. 2 


Aufgelassen und eingetragen 
am 3. Januar 1900. 
Ruß Putzer 





dxfit Hbtüimx^ 



Gigeatttmer, 



Saufenbe 
Stummer 

ber 
Grunb* 
finde. 



8etjtd)t 



«rwerHmreli. 

«Bert 

geuet> 
berü^erunoS- 

fumme. 



1. 



8. 



Aktiengesellschaft StoUer 
Bergbau zu Stolle. 



Dieselbe. 



Stammler, Übungen n. 



Auf Grund des notariellen 
Überlassungsvertrages vcfm 
22. Oktober 1900 eingetragen 
am 5. Dezember 1900. 
Büß Putxer 

Auf Grund der Auflassung 
vom 14. Dezember 1900 ein- 
getragen am 16. Dezember 
1900. 
Ruß Putzer 

15 
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B. fltUMttaidig« KohlMutbban-GanditiKkeit. 



3wcttc 



Sau- 
fenbe 


Saufenbe 
9fomuner 

ber 

bclafteten 

«ntnbftWc. 


Sajlat nttb »efifoffiifititgeii* 




Kum- 
met 
ber 
(Sin- 
tra- 

guttfl. 


Sät 

faufenben 

Kummer 

ber 

(Eintragung. 


1. 


2. 


3, 


4. 


1 


1 


a) Domänenrente für den Königlichen Domfinenfiakus. 

b) Bentenbankrente nach Nr. 71 der Bentenstammliste 
von Gosnitz. 

Eingetragen am 3. Januar 1900. 

Ruß ; Puixer 


1 



3wette 



Sau« 
fenbe 


ßaufenbe 
Kummer 

ber 

ftelafteten 

(Srunbfrode. 


Saften itttH &ffl?tot&tisgeit* 




Kum- 
met 
ber 
(Hit- 
tra- 

gunfl. 


Sur 1 

tatfenben i 

Kummer 

ber ! 

(Eintragung. \ 


1. 


2. 


3. 


4. 


1 


2 


a) Domänenrente fftr den Königlichen Domänenfiskus. 

b) Bentenbankrente nach Nr. 71 der Eentenstammliste 






von Gosnitz. 

Znr Mithaft von Band IV Blatt Nr. 51 hierher 
übertragen am 16. Dezember 1900. 

Büß Putzer 



KöM«iAfcbAii-G«r«ilrti«keit 
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3U>ttUitiu}* 



©etänbtnmötiu 


SöfättÄÖt** 


fönttoguitg 


Söfdjung. 


ßur 

Uitfenben 

9fanninet 

bec 

tinrraottna. 




5. 


6. 


7. 


8. 


Die Rentenpflicht unter Nr. 1 
ist iur Mithalt übertragen nach 
Band VII Blatt Nr. 189 dieses 
Grundbuches am 16. Dezember 
1900. 
Büß Putzer 


Die Mithält der 
Rente unter Nr.lb) 
(Rente nach Nr. 71 
der Stanunliste) 
gelascht am 29. 
November' 1901. 
Büß 
Putzer 







3Urttiitut0» 



fttx'dnbttnuQtu. 


^bHungen. 


föittragung 


Söfdjung. 


Sttt 

Iaufettbett 

9htnttner 

bet 

dintcagung. 




5. 


6. 


7.. 


8. 


. 




1 


Die Rente unter b) 
(Rente nach Nr. 71 
der Stammliste) 
gelöscht am 29. 
November 1901. 
Büß 
Pütxer 



16* 
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B 


Selbständige KoU«n*bbau-Ger*chtigktit 








Drift 


Sau* 
fente 


Saufen»« 

Kummet 

»et 

belaftcten 
•tun»« 
ftfcfe. 


Betrag* 

Wart. |*f. 


$ Wttetes, «ntitfcf 4»Ito«, »entenf 4ttOau 




Rum* 
m« 
»et 

<tin- 
tta* 
auua. 


3ut 
laufen»« 
Kummet 

»et 

CiM* 

tragnna. 


i 
\ 

fktng. 

Warf. |*f, 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


«• 


1 


1. 2 


2900 
-1500 


— 


Zweitausendneunhundert Mark Darlohen 
verzinslich zu vier vom Hundert rar den 
Handelsmann Isaak Kreischer in Bunt- 
hain unter Bezugnahme auf die Bewilli- 
gung vom 4. April 1900 eingetragen am 
6. April 1900. 
Büß Putzer 


1 


2900 


_ 

1 




1400 

















Dritte 


Sau* 
fen»e 


Saufenbe 

Kummet 

»et 

belaftcten 
•tun»« 
fttde. 


fJetrao* 

Warf. |«f. 


§Wti9tltn f <&TunmnU>tu, ttenfeitfdmtteiu 




91 um* 
mer 
»er 

«in* 
tta« 

flung. 


3« 
laufen»» 
Rummet 

»er 

«in« 
ttaaung. 


Betrat. 

Warf. |*i. 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


6. 


1 


1 


2900 
-1500 


- 


Zweitausendneunhundert Mark Darlehen 
verzinslich zu vier vom Hundert für den 
Handelsmann Isaak Kreischer in Bunthain 
zur Mithaft yon Band IV Blatt Nr. 51 
hierher übertragen am 5. Dezember 1900. 
Büß Putzer 










1400 
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ätitrilmt|. 



Serftsltnusget« 


SttMmioeit« 


Eintragung. 


Söföttng. 


3ut 
laufenben 
Stummer 

»et 
Ctlf 

ttttfUUg. 


Betrag» 

Warf. |$f. 




7. 


8, 


9. 


10. 


11. 


Die Kohlen&bbaugerechtigkeit 
unter Nr. 4 (Teilstück von Nr. 1) 
des Bestandyereeichniases ist ans 
der Mithaft entlassen am 16. De- 
zember 1900. 
Ruß Putzer 




1 


1500 




Fünfzehnhundert 
Mark Teilbetrag 
gelöscht am 1. 
Min 1901. 
Büß 
Pützer 



Abteilung. 



mubttmt*. 


SWtmifteiu 


Eintragung. 


ßöfd&ung. 


3ur 
laufenben 
Rummet 

bet 

«tn* 
ttagung. 


Betrag« 

Warf. |w. 




7. 


8. 


9. 


10. 


11. 


• 




1 


1500 




Fünfzehnhundert 
Mark Teilbetrag 
gelöscht am 1. 
Man 1901. 
Büß 
Putzer 



G. Bergwerk mit unbeweglichem Kuxen. 1 231 

Amtsgericht Binga. 

be« im Greife Vollburg Sieöicr Hinterwald 
in bex ©emeinbe Fachstetten 
gelegenen Erzbergwerkes Hercynia. 

Sottbl Statt 9fa. 3. 



-*•*$- 



I. Seföreitomg *e$ geitetttteit (Eifitntittit^ 

Auf Grand der Verleihungsurkunde des Königlichen Oberbergamtes 
zu Halle vom 26. September 1858, vom Königlichen Handelsministerram 
zu Berlin bestätigt am 4. Oktober 1858, ist die Gewerkschaft Hercynia zu 
Fachstetten mit einer Fandgrabe von 42 Lachtern Länge nnd zwei 
Maßen, jede zu 28 Lachtern L&nge, mit der Vierung von 3 Vi Lachter 
ins Hangende und 8 Vi Lachter ins Liegende, auf einen in Stunde 7 
streichenden nach Süden mit 60 Grad einfallenden Blei-, Kupfer- und 
Schwefelerz führenden Gang beliehen worden. Das vorstehende Gruben- 
feld ist, laut Protokoll vom 13. Oktober 1859 (cf. Act. XV A. Nr. 157 
foL 6 sq.) bergamtlich vermessen und verlochsteint. 

Aus dem vorigen Gegenbuche hierher übertragen am 6. Mai 1908. 

Justin Scriba 



1 Preuß. ABG. 281; preuß. AG. z. BGB. 87 X1H; — JMinVerf. 
v. 20. XL 1899: 22; 25 (ohne amtliches Formular). 
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C. Bergwerk mit ubcweglkhtn Kux«*. 



IL Oerjei^tttB ber tat 6enp»ett als 



Sa«. 

Xvnw 
mcr 
»er 



0t««rt0< 
Unfwbe 



Qto> 
mathtng. 



garten« 



mint) 

Ar. 



ftlurbud). 



toO* 



SBtctfc^aftSttrt 

itstb 
Sage. 



ha iqo tii 



«röfce. 



fnuW 
(taut* 
rein« 
ertrag. 



Ir.|V« 



•efrÖBto! 



not 
Warf. I 



4. 



5. 



6. 



Fach- 
stetten 



n 

TU) 
II 



II») 
II 



467 
64 
848 
64 
847 
~63~ 

891 
68 

70S 
64 
708 
~64~ 

782 
64 

früher T«ü 
Ton Nr. 4. 



Acker vomPUne 
Nr. 83. 



Acker 
Wiese 



vom 
Plane 
Nr. 98. 



129 



Hansstelle, 
NeueStraßeNr.23, 
mit Hof n. Garten. 



79 



Acker 
Acker 



vom 
Plane 
Nr. 88. 



168 



H 



733 
64 

früher Teü 
von Nr. 4. 



79 



Hofraum, bebaut 
im Jahre 1908. 



Acker. 



60 



258 



81 



534 



III. Deqetdjtris ta mit tat Bergmerksei^entttme »eriwtttattt fttdjtt. 



Sau* 
fenbe 
Rum- 
mer 
*er 
ein* 
tat' 
flung. 


Seittfrmitl M Stritte*. 


Ott öftfcttttitftit* 


ftMwtgou 


1. 


2. 


8. 


4. 


1 


Mitbenutzung des Stollens der Nachbar- 
grube Concordia zur Wasserlösung, Förde- 
rung n.8.w., ohne daß deshalb ein Kosten- 
beitrag, Wassereinfallgeld oder sonst eine 
Abgabe seitens der Concordia gefordert 


Die Grube Concordia ist 
verpflichtet, wenn der 
Stollen ihr entbehrlich 
werden sollte, ihn der 
Hercynia ohne Entsch&di- 





C. Bert#ark mit' uabtwegliclian lim 



2SS 



fießattMett jB0efd^tiebetwtt tötmrtiftücke. 




Sur 

laufenden 
Stummer 

ber 
©runfc» 
ftftde. 


-— 


3ut 
laufen»« 
9tummet 

Ut 
•runb» 
f»de. 


flM*rttbiWgttt. 


11. 


12. 


13. 


14. 


1. 2. 

3. 4 


Von Band VH Artikel 185 des 
Grundbuches von Fachstetten hier- 
her übertragen am 6. Mai 1903. 

Justin Scriba 

• ! 


2b) 
4b) 


Übertragen nach Band IV Blatt 
Nr. 35 des Grundbuches von 
Fachstetten am 26. August 1903. 

Justin Scriba 

703 
Die Parzelle -wr ist gesondert 

hier eingeschrieben and unter 
Zurückfuhrung auf die Steuer- 
bücher unter Nr. 5 und 6 neu 
eingetragen am 27. November 
1903. 

Justin Scriba 



III. 


flerjtidjntö ber mit im Ütt$a>ttkm%trtmt vtrbrmltntn lUdpte. 




Segtitiimitg te« tteftte** 


8e*än*ttiM0ttt* 


2öf*mtgtii. 


i. 


2. 


8. 


4. 




werden darf, aus dem Grundbuche für Berg- 
werke von Fachstetten Band I Blatt Nr. 2 
hierher übertragen am 6. Mai 1908. 

Justin Scriba 


gung abzutreten, die ihn 
dann weiter unterhalten 
wird. Eingetragen am 
12. November 1903. 
Justin Scriba 
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IV. Dmtentle lafta, £efd>rimluat§t* tat CtftttnsGS rat* 



Sau« 
fenbc 
Kum- 
mer 
bet 
<Hn. 
tta» 



Wart $f. 



StsenkSifta, Bef^ritlMgai te»«tttifr*« 
xi» »t9|04e 9te«it. 



bet 
«in- 



Wart |*f, 



2. 



3000 
-1500 



1500 



Zn B#rtmnd«ver— iohnli IL 1fr, 3 1 
Ein Auszug für den Bergmann Qeorg Hofller 



30QO - 



in Fachwelten, am Band VII Artikel 185 



des Grundbuches von Fachatetten hierher 



übertragen am 6. Mai 1903. 
Justin . 



Seriba 



Verpflichtung, alle ans dem Stollen der Eisen- 
steingrube QUkkamf herrührenden Wasser, 
mögen diese herrühren, woher sie wollen, in 
die Stollenrösche der fferoynia aufzunehmen 
und sä diesem Ende die Rösche ununter- 
brochen in brauchbarem Zustande zu erhalten. 
Eingetragen unter Bezugnahme auf die Be- 
willigungsurkunde vom 9. Juni 1908 am 18. 
Juni 1903. 

Justin Seriba 

Dreitausend Mark unverzinsliches Darlehen 
für die Bergbau-Hilfrkasse in Eisbergen. 
Eingetragen unter Bezugnahme auf die Schuld- 
Urkunde vom 16. Juni 1908 am 18. Juni 1903. 
Justin Seriba 



C. Bargwwk mit «ntomgHahai lun. 
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Mnglt^e Hechte, meldte mf htm $<mpn Bergwerk haften. 



Seränbentngett* 


göfdmngeiu 


Eintragung. 


£öfdpmg. 


Äur 
Iaufenben 
Kummer 

ber 

«in- 
tragung* 


fJetttg. 

gflart |$f. 




6. 


7. 


8. 


9. 


10. 


Abgetreten am 1. August 
1903 an das Braunkohlen- 
werk Gottetgahe zu Hplting. 
Eingetragen am 9. August 
1903. 

Justin Scriba 


> • 


8 
1 


1500 




Fünfzehnhundert 

Mark gelöscht am 

1. Oktober 1903. 

Justin Scriba 

Gelöscht am 31. 
Oktober 1903. 

Justin Scriba 
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C. Bwgwwk wit aab«w«clieh«a 



Ctfte äbteibmg* 



San« 
fenbe 
ftr. 


terlee 
Um* 
fenbe 
«to. 


ütflOtfihnct. 


ättt wfk «am» 

H§ <&r»etto& 


bec 

Jhqe. 


Seit» | 

1 Start.!*?; 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


1 


2 


Der Bergingenieur Fried- 


Achtundvierzig Kuxe 


48 
80 

80 
16 










rieh Priebe zu Latte. 


hat Besitzer als Lehn- 






Nr. 4 
Der Kaufmann Wilhelm 


träger für sich behal- 






ten, aus Beleihungs- 


• ! 




urkunde vom 26. Sep- 


| 




tember 1858. Aus dem 






vorigen Gegenbuche 




hierher übertragen am 




6. Mai 1908. 


'• 


2 


Justin Seriba 
Achteig Kuxe hat Be- 






Flemming zu Schiechlin. 


sitzer, nach der proto- 


i 




Nr. 3. 

Die Witwe flemming, 
Sophie Emilie geb. Moog 
zu Schiechlin. 

; Nr. 6. 


kollarischen Erklä- 


i 




rung des Lehnträgers 


1 




Priebe vom 17. No- 


i 

! 




vember 1858 nach 




Maßgabe der geleiste- 




ten Beiträge zugeteilt 




erhalten. Aus dem 




vorigen Gegenbuche 




hierher übertragen 




am 6. Mai 1903. 


8 


Justin Seriba 

Auf Grund des am 
23. März 1902 eröff- 
neten Testamentes 
ihres verstorbenen 
Ehemannes Wilhelm 
Flemming eingetra- 
gen am 6. Mai 1908. 
Justin Seriba 
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dtflt SUrteilssg. 



ßau» 
fenbe 
9ft. 



S9i«- 

lau* 
fenbe 
JRr. 



(Stgcittiimer* 



3tü mli ©nm* 
M «werte** 



«n- 

bet 
finge. 



SBtft 



MDtafL 



2. 



3. 



5. 



Die Erben des Berginge- 
nieur« Friedrich Priebe: 

a) Brauereibesitzer Karl 
Priebe zu Latte, 

b) die Tochter des ver- 



storbenen Tapetenfabri- 
kanten Otto Priebe, Alice 
Priebe, geb. am 2. Sep- 
tember 1882. 

Nr. 5. 

Die Witwe Anna Priebe, 
geb. Wandel zu Latte. 



Der Major Hugo Schoe- 
nicke und dessen Ehe- 
frau Theodora geb. Ko- 
dats in Heidenbracht zu 
gleichen Anteilen. 
Nr. 7. 

Die Erben des Majors 
Schoenicke: 1. Witwe 
Theodora Schoenicke 
geb. Rodatz, 2. Geschwi- 
ster Schoenicke a) Pau- 
line, geb. 19. März 1879, 
b) Charlotte, geb. 4. Au- 
gust 1881, zur gesamten 
Hand. 



Auf Grund der Erb- 
bescheinigung vom 
30. Oktober 1899 ein- 
getragen am 15. Mai 
1903. 
Justin Scriba 



Zum Anteil der 
Alice Priebe Nr. 4, 
b) : Auf Grund des Erb- 
scheins vom 25. Mai 
1903 eingetragen am 
1. Juni 1903. 
Justin Scriba 

Vierundsechzig Kuxe 
auf Grund der Auf- 
lassung vom 20. Juni 
1903 eingetragen am 
27. Juni 1903. 
Justin Scriba 

Zum Anteil des 
Ehemannes Schoe- 
nicke: Auf Grund 
des Erbscheins vom 
26. September 1903 
eingetragen am 1. Ok- 
tober 1908. 
Justin Scriba 



48 



48 



64 



64 
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C. l m «* A att ub«w«f liehen Kmzta. 

















Swette 


Sa» 














ftnU 


Stufe»* 
fbratnur 


etlttttgc 
laufen»« 


Ottrtf* 


Ste*tt**e Safte* isNEtsMtfitiragei 






9tum» 
nur 


3» 

Uufctten 


! 


*r 
«in« 


bcJafktes 


btlaftrtex 




tt# Ciimtem^» 


Rumnur 
te* 


Betraf« 


tta» 


««teil.. 


«atd». 


SU«, |v. 




rroamtfl. 


statt. \m. 


1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


t. 


1 


4 


1 


2000 
Rente 




Die Erben des Bergingenieurs Fried* 
rieh Priebe haben dessen Unter- 
lassener Witwe Henriette Priebe 
geb. Frfihaof laut Vertrag vom 
6. Januar 1900 eu gewahren und 
auf ihren Anteil einzutragen be- 
willigt: Zweitausend Mark jähr- 
liche Rente in vierteljährlichen Ba- 
ten im voraus zahlbar. Eingetragen < 
am 1. Juni 1903. 
Justin Scriba 


1 


2000 
Kante 


- 

1 


2 


6 


2 






Das Nießbrauchsrecht für die Frau 
Direktor Heusing, Karoline geb. 
Ftanming su Latte. Zur Löschung 
des Rechtes soll Beibringung der 
Sterbeurkunde genügen. Einge- 
tragen am 27. Juni 1908. 
Justin Scriba 






. 



C. Bergwerk mit unbeweglichen Kuxen. 



Abteilung. 



yßtt'dnbtxuiiütXL 



ÖflfdUMgtiu 



(Süttragung. 



gßfdjung. 



3« 

laufen»«« 
Stammet 

bet 

«ln< 

ttttflUBfr 



Betrogt 

Watt. |$f. 



10. 



11. 



12. 



Die Rente soll nicht viertel- 
jährlich, sondern in monatlichen 
Raten bezahlt [werden. Einge- 
tragen am 3. Juni 1908. 
Justin Scrtba 
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C. Bergwerk mit unbeweglichen Kuxen« 



Dritte 



Sau* 
fenfrc 
Rum» 
inet 
»er 
ttt* 
tta* 
flung. 



Saufen*« 
Ruinmet 

be* 
beladeten 
ftnteill. 



»Mutige 
laufende 
Rummet 

kei 
belafteten 
«ntetll. 



Betrag* 



«Wart «f. 



$M>0tytteit, @nraM4ttttt]t, 



3« 

laufenden 

Stammet 

bet 

«In* 

ttagung. 



©etwa* 

Warf. |$f. 



1. 



3. 



5. 



6. 



7. 



12000 



-7000 



5000 



-5000 



28000 



Zwölftausend Mark Restkaufgelder, 



unverzinslich bis zur Beendigung 



des Abteilung II Nr. 2 eingetragenen 



Nießbrauches and fttr den Fall, dag 
die Post erst nach dem Tode der 



Nießbrauchsberechtigten, der Frau 
Direktor Heusing, gekündigt wird, 



bis zum Zahlungstage ve rzinslich 
mit vier vom Hundert für Frau 



Direktor Heusing, Karoline geb. 
Flemming zu Latte, zahlbar gemäß 



der Urkunde vom 9. Juni 1903. 



Eingetragen am 27. Juni 1903. 
Justin Scriba 

Achtundzwanzigtausend Mark Dar- 
lehen verzinslich zu fünf vom Hun- 
dert vom 1. April 1904 ab, rück- 
zahlbar nach Maßgabe der Urkunde 
vom 28. August 1903 für den Rechts- 
anwalt Sünde zu Finten mit dem 
Vorrechte vor der in Abteilung m 
Kr. 1 eingetragenen Bestpost von 
5000 Mark. Eingetragen am 15. Sep- 
tember 1903. 
Justin Scriba 



5000 



5000 
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Abteilung. 



betäubt notgeit« 



Söfdmngtm 



Eintragung. 



Söfdjung. 



3ut 

laufenben 

Kummet 

tct 

«In« 



Betraft. 

3Wart. |«f. 



8. 



9. 



10. 



11. 



12. 



Der unter Nr. 2 eingetragenen 



Hypothek von 28000 Mark 
ist das Vorrecht vor der 



Restkau%eldschuld von 5000 



Mark eingeräumt. Eingetra- 
gen am 15. September 1903. 
Justin Scriba 

Fünftausend Mark abgetre- 



ten an den Rechtsanwalt 



Sünde zu Finten, unter Um- 



Wandlung der zunächst als 
Grundschuld auf die drei 



Eigentumerinnen überge- 
gangenen Hypothek in eine 



Hypothek für eine Forderung 
aus Darlehen, verzinslich mit 



fünf vom Hundert, rttckzahl- 
bar laut Urkunde vom 8. Ok- 



tober 1908. Eingetragen am 
6. Oktober 1903. 



Justin 



Scriba 



Gelöscht am 31. 

Dezember 1908. 

Justin Scriba 



7000 



5000 



Gelöscht am 31. 

Dezember 1903. 

Justin Scriba 



Stammler, Übungen EL 



Siebentausend 
Mark Teilbetrag 
gelöscht am 10. 
August 1908. 
Justin Scriba 

Fünftausend Mark 
Bestbetrag ge- 
löscht am 31. De- 
zember 1903. 
Justin Scriba 



16 



D. Bergwerk mit beweglichen Kuxen. 1 243 

Amtsgericht AUenort 

öon Oberberg 

Ärcts Schotting 
»anb I »latt SRr. 7. 

-***« 



Brannkobtenseohe Oetfalia. 

Auf Grund der Verleihungsurkunde des Königlichen Oberbergamtes 
zu Kunnat yom 23. Februar 1900 ist der Aktiengesellschaft Ostfälischer 
Montanbau zu Allenort unter dem Namen Osifalia das Bergwerkseigentum in 
dem Felde, dessen Begrenzung auf dem in der Verleihungsurkunde in 
Bezug genommenen Situationsrisse mit den Buchstaben a—p bezeichnet 
ist, und das, einen Flächeninhalt von 5885 qm (fünftausenddreihundert- 
funrundachtzig Quadratmeter) umfassend, in der Gemarkung Oberberg, 
Kreis Schotting, gelegen ist, zur Gewinnung der im Felde vorkommenden 
Braunkohlen verliehen worden. 

Eingetragen am 26. Februar 1900. 

Thomas Stryk 



1 Preufl. ABG. 101; preuß. AG. z. BGB. 37 IX; — JMinVerf. y. 
20. XI. 1899: 22—24 (ohne amtliches Formular). 

16* 
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D. Bergwerk mit beweg liehen Kuxen. 



L HojtWitttt ber beut ßttpvtckt 



ft*S* 

[tili 



'?:! 1 = 1 »■."' 

Off 

iw-r-i'-i'c- 



marfung 



3. 



Ober- 

h&rg 



Ober- 

Ober- 
berg 



Ober- 
berg 



JiUT&udj. 



flotttn- 
Matt 

ffrlllT] 

Hr, 



St. 



4. 



III 



n 



n 



,226 



,337 



ftHKT» 
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SirtttflftBart 
unfa 



1. 



Wueer. 

Wieae. 

Acker, sämtlich 
vom Plane 113. 

Acker vom Plane 



ha m L 



8. 



83. 



S teinkohlenfab rik T 
Langes tratfe 49, 
bebaut 1B95. 



Acker. 
Chaussee 



Tom 

Plane 

131b. 



frtJlfD 

3K*rt 



tIi.|V«» 



9. 



40 1 



10. 



1575 



95 
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^getriebenen tönrabflMe. 



3ut 




Sut 


lauftnbeu 
Stummer 


©eftaib vmb äsfftettintgeiu 


Uufenben 
Stummer 


Stföttitoragen* 


bei 




bei 




Qrunb* 




Otunb« 




fWrfc 




ftfid*. 




11. 


12. 


18. 


14. 


1 


Nach Abschreibung yon Band II 


4b 


Übertragen naeji Band III 




Blatt Nr. 20 des Grundbuches von 




Blatt Nr. 48 des Grundbuches 




Oberberg hierher übertragen am 




von Oberberg am 9. Juni 1901. 




4. Juni 1900. 




Thomas Stryk 




Thomas Stryk 










2 


Übertragen nach Band III 


2 


Von Band II Artikel 41 des Grund- 




Blatt Nr. 85 des Grundbuches 




buches yon Oberberg hierher über- 




von Oberberg am 20. April 1902. 




tragen am 4. Juni 1900. 




Thomas Stryk 




Thomas Stryk 






3 


Yon Band I Artikel 9 des Grund- 
buches yon Oberberg hierher über- 
tragen am 4. Juni 1900. 

Thomas Stryk 






4 


Von Band II Blatt Nr. 41 des Grund- 
buches von Oberberg hierher über- 
tragen am 4. Juni 1900. 








Thomas Stryk 
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D. Bwgwtci mit bcwacHehm 



TL Öerjddjttis )er mit tau (Jigettaite Mrtmdroi ttti}te. 



ßOM- 

ntet 
«in« 

8tttt0. 


ttaufenbe 

bei 

»etei. 
tigten 
tmtnb* 
flu». 


gfcltiftmg M St«tt0. 


— ~ 


2ifötm0e8* 


1. ' 


2. 


8. 


4. 


5. 


1 


8 


Das auf dem Gnmdttficke 
Buchhain Kartenblatt X 
PaneUe 6 (Band I Blatt 
Kr. 87) in Abteilung II 
Nr. 1 eingetragene Wege- 


DieWasserschtfpf- 
gereohtigkeit ist 
auf die Befugnis 
beschrankt, Trink- 
wasser für Men- 
schen zu entneh- 
men. Eingetragen 
am 26. Mai 1901. 
Thomas Stryk 

• 


Das Wegerecht 

gelöscht am 2. 

August 1902. 

Thomas 

Stryk 




recht und Wasserschopf- 
gerechtigkeit Hier ver- 
merkt am 4. Juni 1900. 
Thomas Stryk 
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(Irfte Abteilung* 



(fctgtntiimtt- 



ßaufenbe 
Stammet 

ber 
Gtatnb« 
fifltfe. 






8Btvt. 

Seite* 

teKfUfcrvtig* 

fmttrne* 



8. 



4. 



Die Aktiengesellschaft Ost- 
ftüiseher Montanbau zu 
Allenort 



Berg- 



werk 



Dieselbe. 



Gewerkschaft Braunkohlen- 
grube Columbtts bei Ober- 



3. 4. 



Berg- 
werk 
1.3.4. 



Eingetragen ans der Ver» 
leifcungsurkunde vom 23. 
Februar 1900 am 26. Fe- 
bruar 1900. 

Thomas Stryk 



Aufgelassen und eingetragen 
am 4. Juni 1900. 



Thomas 



Stryk 



Aurgelassen und eingetragen 
am 23. Mai 1908. 

Thomas Stryk 



248 



D. Bwgwtck mit btwiflUhn Kl 



jtoette 



8a» 

c 

wer 
bn 
«in. 
tto» 



8avffenbe 

ftnwmer 

bet 



2afle* asl 8efötbd*«gei» 



ber 

9lulKO£ILU0. 



2. 



la 



Rentenbankrente nach Nr. 241 dar Stammliste zur 

Mithaft Ton Band II Blatt Nr. 41 des Grundbuches 

von Oberberg hierher tibertragen am 4. Juni 1900. 

Thomas Stryk 

Einen Silbergroschen drei Pfennige Erbzins jährlich 
an die Kirche zu Oberberg. Von Band II Blatt 
Nr. 20 de» Grundbuches von Oberberg hierher über- 
tragen am 4. Juni 1900. 

Thomas Stryk 

Lebenslängliches Fischereirecht auf jährlich vierzig 
Pfund Fische, aber nicht Aber fünfzehn Taler, an 



berechnen nach dem jährlichen Martinipreiae der 
StadCSchotting für den Gutsbesitzer Ernst Holtner 
auf Nieburg bei Neu-Assenstadt, eingetragen am 
15. Juni 1900. 
Thomas Stryk 

Auf dem ganzen Bergwerke einschließlich 
der zugeschriebenen Grundstücke: Ein- 
hundert Mark jährliche Fördersteuer für die an- 
grenzende Grube Süesia. Eingetragen unter Bezug- 
nahme auf die Schuldurkunde vom 2. Juli 1902 am 
6. Juli 1902. 

Thomas Stryk 
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äbtettmtg* 



Set&ntaiuigeiu 



Mitverhaftet ist der im Grund- 



buche von Oberberg Band III 
Blatt Nr. 48 vermerkte Teich. 



Eingetragen am 16. Juli 1900. 
Thomas Stryk 



Söfdjuttg. 



Die Mithaft 
gelöscht am 
23. September 
1901. 
Thomas 
Stryk 



Söf^UHgtn. 



Kummet 

bet 

Eintragung. 



8. 



Gelöscht am 18. 

November 1901. 

Thomas 

Stryk 



Das Fischerei- 
recht gelöscht 
am 7. Februar 
1902. 

Thomas 
Stryk 
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D. Bwgwtck Bit krn^Ukn Ihn. 



Dritte 



Sau* 
fenb« 
Stum* 
met 
bei 
«In* 
tro* 



Savfcnbe 
Stummer 

btlaftetra 
Onwb* 



Xtetttg* 



SRart. IV- 



^Wtyefes, <8nmM*»ttcn, «Hrtenfifotltau 



3« 
laufenbcn 
Stummer 

»er 

et»' 

rrafluwfl. 



©et rag. 

SMart |$f. 



1. 



6. 



10000 



20000 



Zehntausend Mark Grundschuld in ftlnf Teil- 
beträgen von je zweitausend Mark, mit vier 
vom Hundert in ganzj&hrlichen Raten vom 
11. Juli 1900 ab postnumerando ver- 
zinslich und drei Monate nach Kündigung 
zahlbar für den Bürgermeister a. D. Georg 
Gustav Ramspegge zu Hinterseß. Unter 
Bezugnahme auf die Urkunde vom 28. 
Februar 1901 eingetragen am 2. März 1901. 
Thomas Stryk 

Auf dem ganzen Bergwerke ein- 
schließlich der zugeschriebenen 
Grundstücke: 

Eine Sicherungshypothek bis zum Höchst- 
betrage von zwanzigtausend Mark wegen 
aller Ansprüche des Bankhauses Arthur 
Löwenstein zu Heßlau ans seiner Geschäfts- 
Verbindung mit der Aktiengesellschaft 
Ö8tfäliseher Montanbau zu Alienort unter 
Bezugnahme auf die Urkunde vom 15. März 
1902 eingetragen am 19. März 1902. 
Thomas Stryk 



10000- 



20000- 
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Abteilung. 



öetänbenragem 



göffltmgtn. 



(Eintragung. 



3ut 
laufenden 
Stummer 

bei 
«in» 



Betrag* 

SR«!. |$f, 



9. 



10. 



11. 



Mit den Zinsen seit 1. Oktober 
1901 abgetreten an den Kauf- 
mann Fritz Neumann zu Brach- 
ten. Eingetragen am 8. Oktober 
1901. 

Thomas Stryk 

Zur Mithaft übertragen nach 
Band III Blatt Nr. 35 des Grund- 
buches von Oberberg am 20. April 
1902. 

Thomas Stryk 



20000 



Gelöscht am 

23. Mai 1908. 

Thomas 

Stryk 



Gelöscht am 
Mai 1908. 
Thomas 
Stryk 



28. 



1. Bahagrandbuch. 1 258 

$hntögerid)t Liebstadt 

SBanb I 

Statt 9bc 1 

Bahneinheit Nr. 1. 



I. 8e*eU$ttirag *e* 8afyi 

a) Die Liebstadter Lokalbahn. 

b) Die Lokalbahn Bnchhain-Kirchdorf, Bestandteil von a). 
Eingetragen am 12. Oktober 1902. 

Mscher Neumann 

TL ©tfdjrttbtoig M %4bnmttxut%mtn$. 

Laut Genehmigungsurkunde des Regierungspräsidenten zu 
Meldeschloß vom 10. September 1894 ist die Genehmigung für 
eine dem Personen- und Güterverkehre dienende vollspurige 
Kleinbahn mit Dampfbetrieb von Liebstadt nach Neudorf mit 
Abzweigung nach Buchhain auf die Dauer von 50 Jahren seit 
dem Tage der Betriebsordnung erteilt. 

Die Lokalbahn Buchhain-Kirchdorf als Bestandteil eingetragen 
am 24. August 1908. 

Fischer Neumann 



1 Preuß. Ges. v. 19. VIII. 1895 und 11. VI. 1902: 8—15; JMinVerf. 
y. 11. XI. 1902. 
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HL gttigt tot SalK^cntai: 

a) auf eigenem ®nmb unb ©oben: 

10 Kilometer. 

Eingetragen am 20. Juni 1908. 

Fischer Neumann 

6 Kilometer. 

Eingetragen am 24. August 1908. 

Fischer Neumann 

b) auf frcmbem ®runb unb ©oben. 

20 Kilometer. 

Eingetragen am 12. Oktober 1902. 

Fischer Neumann 

10 Kilometer. 

Eingetragen am 20. Juni 1908. 

Fischer Neumann 

c) auf eigenem unb frembem ©runb unb öobett 

4 Kilometer, wovon etwa ein Drittel auf eigenem, zwei 
Drittel auf fremdem Grund und Boden. 
Eingetragen am 22. Oktober 1902. 

Fischer Neumann 



X. Batacrudbvch. 
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IY. 3mr fttlptetnlptt gelingt ürata. 



9tt. 


SegeUftiraitg btx gon&k 


Sttänftetmtgt* traft SSfötragau 


8u9fr. 




1. 


2. 


3. 


4. 


1. 


Der in § 12 des Statuts der Lieb- 
stadter Lokalbahn -Aktiengesellschaft 
vom 1. August 1894 bezeichnete Er- 
neuerungsfonds. 







Y. flefHtmrautjjett ober bos ^ukUsufrljältiJis an tttgtttfiiutbt«, 
weldje ntei)cmtt fiol)titmta:ne^wnngtti gtmümwt fttt). 



9fc. 


ftt*®tgtii1iaitftt& 


8efettigte®a$*t& 


üb« ftt* 

»nttttftetWtiti*. 


©tronbenuigett *nft 

9KMiimimf. 


SU 9h;. 




1. 


2. 


8. 


4. 


5. 


6. 


1. 


Der Bahnhof zu 
Buchhain in dem 
Umfange, wie er 
aus dem Band I 
Blatt 20 der 
Grundakten be- 
findlichen Plane 
ersichtlich ist. 


Die Liebstadter 
Lokalbahn. 
Die Lokalbahn 
Buchhain-Kirch- 
dorf. 


Jede Bahn ist 
zur Hälfte be- 
teiligt. 
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X. Btkagrudback. 



VL VeQtidpris fcer jnr Aufteilet g etynru}*» ttnnifeftifke, bereu 



9hc 


9Ntm 8e*ei4«ittft te« 




8e jet* wwö »a* tan fttttfttt. 

ftartenMatt $at§ette. 
ober 9btr. 


1. 


2. 


8. 


4. 


1. 


Ein ab Arbeiterwoh- 
nnng benutetes Haas. 


Brühl 


5 


800/10 



UKtomtttg f5t fcas £Afyitniütnttlßitttt trtd>t iittßtrttd) erkennbar tft 



KmtHtWl 


#ejttd>mt*g ntti beut 

(Srwtbtmd) *te* fonfttgen 

gerttititytn »ntfe* 


<fctotraöiti8$*ermtrt 


— 


5. 


6. 


7. 


8. 


Buchhain 


Brühl Band II Blatt 
Nr. 101. 


Eingetragen am 
20. Juni 1908. 

Fischer 
Neumann 
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(Erße äMethra$< 



(Hgentttmet» 



Saitfenbe 

9hnnmet 

*et 

ein* 

Reiten. 



9tnvb M <E«pe*M, 



9txtottblpttt&, 

Bett, 

SotctfeftftctyttintsS* 

fumme. 



3. 



4. 



Die Liebstadter Lokal- 
bahn-Aktiengesellschaft 



Dieselbe. 



la 



lb 



Stammler, Übungen IE. 



Auf Grand der Genehmi- 
gungsurkunde des Regie- 
rungspräsidenten zu N. vom 
10. September 1894 und 
seines Ersuchens vom 10. 
Oktober 1902 eingetragen 
am 12. Oktober 1902. 

Fischer Neumann 

Auf Grund der ^Auflassung 
vom 21. August 1903 ein- 
getragen am 24. August 
1903. 



Fischer 



Neumann 



17 
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I. Bakofrudbaeh. 



3»ette 



ßaafenbt 

Stammet 

bct 

SititcttQinifl. 


Sonfenbe 

9tOMUtt 

bct 
belftfttttn 

einleiten. 


gaffe* mib Sefötgiditsget* 


1. 


2. 


3. 


1 


la 
und 
lb 


Die Zwangsversteigerung ist angeordnet am 5. April 1904. 




Eingetragen am 9. April 1904. 
Fischer Neumafm 



I. Babagmadlmek. 
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Abteilung. 



Jöerättknw&ett. 


n 


djtutßttt* 


8ur 

fauftnben 

Stammet 

bet 

(Eintragung. 


Eintragung. 


ßöfdjung. 


Äut 

Ittufctibcn 

Kummet 

ber 

Eintragung. 




4. 


5. 


6. 


7. 


8. 




! 






Gelöscht am 30. 
Mai 1904. 
Fischer 
Neumann 



17* 
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I. BabBgrmmdbach. 



Ihrttte 



fenbe 
Rum' 
met 
Ux 
«in» 
tra« 



Saufen*« 

Kummer 

*er 

Matteten 

Sa$n* 
einbetten 



Betrag. 

SR«!. |*f. 






3ut 
laufen*« 
Kummet 

bei 

«tu« 
troguna. 



Betraft, 

Warf. |*f. 



1. 



8. 



la 



28000 



la u. b, 



100000 
-15000 



85000 



Achtundzwanzigtausend Mark Sicherungs- 
hypothek ans Wechseln und Lieferungen 
aus der Geschäftsverbindung mit der 
Aktiengesellschaft für Feld- und Klein- 
bahnen Vulkan, A.-G. zu Lunstadt aus 
der Urkunde vom 17. Mai 1908 einge- 
tragen am 9. Juni 1908. 

Fischer Naumann 

Hunderttausend Mark Pfandschuld in 
Teilschuldverschreibungen auf den In- 
haber, zu je tausend Mark zerteilt, mit 
vier vom Hundert jährlichen Zinsen, in 
halbjährlichen Raten vom 1. Oktober 1908 
an, für die preußische National-Kredit- 
Bank, A.-G. zu Po'ggen in Gemäßheit des 
§ 20 des Gesetzes vom 19. August 1895, 
in Verbindung mit dem Gesetze vom 
11. Juni 1902, unter Bezugnahme auf die 
Bewilligung vom 22. September 1908. 
Dieser Pfandschuld ist der Vorrang vor 
der Sicherungshypothek in Abteilung III 
Nr. 1 dieses Bahngrundbuches einge- 
räumt. 

Eingetragen am 29. September 1903. 
Fischer Neumann 



28000 



28000- 



28000- 



X. Bahngrundbuch. 
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Abteilung. 



Wttinbttuum* 



Söf^ttngett. 



(Eintragung. 



ßöfdjung. 



3«r 
laufen*« 
Kummer 

bei 

ein« 
ttaouwo. 



Warf. | qjf- 



7. 



9. 



10. 



11. 



Die Verzinsung dieser Hypothek 
beginnt am 1. Juli 1903. 
Eingetragen am 20. Juni 1903. 
Fischer Neumann 

Bei der Zahlung der Hypothek 



15000 



ist eine Provision mit ein Viertel 



vom Hundert mitzuzahlen. 



Eingetragen am 3. Juli 1908. 
Fischer Neumann 

Nebenstehende Sicherungshypo- 
thek vom 9. Juni 1903 geht 
der Pfandschuld unter Nr. 2 im 
Bange nach. 

Eingetragen am 29. Sep- 
tember 1903. 

Fischer Neumann 



Gelöscht am 

10. Oktober 

1908. 

Fischer 

Neumann 



Fünfzehntausend 
Mark Teilbetrag 
gelöscht am 2. 
Januar 1904. 
Fischer 
Neumann 



Anhang II 

Erläuterungen zu der Karte der Gerichtsorganisatlon 
des Deutschen Kelches. 1 

Das Reichsgericht in Leipzig. 

Oberstes Landesgericht für Bayern in München. 

XXVIII Oberlandesgerichte. 

178 Landgerichte. 

(Die eingeklammerten Zahlen bedeuten die Amtsgerichte.) 



I. Berlin. 

(DasOberlandesgerioht fuhrt 
die Bezeichnung Kammer- 
gericht,) 

1. Berlin I (1). 

2. Berlin II (16). * 

3. Kottbus (12). 

4. Frankfurta. 0.(11). 

5. Guben (10). 

6. Landsberga.W.(15). 

7. Neu-Kuppin (15). 

8. Potsdam (11). 

9. Prenzlan (12). 

II. Breslau. 

10. Beuthen i. O.-SchL 

11. Breslau (5). [(5). 

12. Brieg (6). 
18. Glatz (11). 

14. Gleiwitz (6). 

15. Glogau (15). 

16. Görlitz (10). 

17. Hirschberg i. 

18. Liegnitz (8). 

19. Neiße (8). 

20. Öls (10). 

21. Oppeln (14). 

22. Ratibor (10). 

28. Schweidnitz (10). 



Schi. 
[(12). 



III. Posen. 

24. Bromberg (8). 

25. Gnesen (6). 

26. Lissa (8). 

27. Meseritz (9). 

28. Ostrowo (8). 

29. Posen (9). 

30. Schneidemühl (13). 



IV. Marienwerder. 

31. Danzig (9). 

32. Elbing (8). 

33. Graudenz (5). 

34. Konitz (9). 

35. Thorn (9). 



V. Königsberg. 

86. Allenstein (10). 

37. Bartenstein (17). 

38. Braunsberg (10). 

39. Insterburg (6). 

40. Königsberg i.Pr. (8). 

41. Lyck (10). 

42. Memel (4). 

43. Tilsit (6). 



VI. Stettin. 

44. Köslin (12). 

45. Greifswald (11). 

46. Stargard (14). 

47. Stettin (15). 

48. Stolp (7). 

VII. Naumburg. 

49. Dessau (11). 

50. Erfurt (12). 

51. Halberstadt (8). 

52. Halle a. S. (18). 

53. Magdeburg (18). 

54. Naumburg (15). 

55. Nordhausen (14). 

56. Stendal (15). 

57. Torgau (16). 

VIII. Celle. 

58. Aurich (9). 

59. Detmold (9). 

60. Göttingen (12). 

61. Hannover (16). 

62. Hildesheim (11). 

63. Lüneburg (12). 

64. Osnabrück (16). 

65. Stade (11). 

66. Verden (21). 



1 Ergänzt und berichtigt nach der Deutschen Justizstatistik, Jahrg. X, 
1901 und dem preuß. Ges. v. 16. IV. 1902. Die Zahlen 79 a. und 181a. 
wurden gewühlt, um die Erläuterungen mit der Gerichtskarte im Einklang 
zu erhalten. 

1 Vgl. Ges. V.16.IX. 1899: Künftige Gerichtsorganisation von Berlin. 
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Erläuterungen in der Karte der Gericfctsorgaiiisation. 



IX. Kiel. 

67. Altena (26). 

68. Flensburg (20). 

69. Kiel (22). 

X. Catsel. 

70. Cassel (84). 

71. Hanau (22). 

72. Marburg (20). 

XI. Frankfurt a. M. 
78. Frankfurt a. M. (2). 

74. Hechingen (5). 

75. Limburg a. L. (14). 

76. Neuwied (14). 

77. Wiesbaden (16). 



XII. 

78. Arnsberg (19> 

79. Bielefeld (14). 
79 a. Bochum (5). 

80. Dortmund (8). 

81. Duisburg (8). 

82. Essen (9). 

83. Hagen (11). 

84. Münster (18). 

85. Paderborn (17). 

XIII. CtflH. 

86. Aachen (16). 

87. Bonn (9). 

88. Cleve (9). 

89. Düsseldorf (12). 

90. Elberfeld (11). 

91. Koblenz (20). 

92. Cöln (9). 

98. Saarbrücken (14). 
94. Trier (13). 



XIV. 

95. Deggendorf (7). 

96. Landshut (8). 

97. München I (2). 

98. München II (14). 

99. Passau (9). 

100. Straubing (7). 

101. Traunstein (13). 



XV. Augsburg. 

102. Augsburg (8). v 

103. Eichstätt (9> 

104. Kempten (10). 

105. Memmingen (11). 

106. Neuburg a.D.(ll> 



XVI. 

107. Amberg (11). 

108. Ansbach (11). 

109. Fürth (8). 

110. Nürnberg (8). 

111. Regensburg (12). 

112. Weiden (11). 

XVII. Bamberg. 

113. Aschaffenburg(ll). 

114. Bamberg (15). 

115. Bayreuth (10). 

116. Hof (8). 

117. Schweinfurt (15). 

118. Würzburg (11). 

XVIII. ZweibrOcken. 

119. Frankenthal (6). 

120. Kaiserslautern (9). 

121. Landau (6). 

122. Zweibrücken (9). 

XIX. Stuttgart 

123. Ellwangen (7). 

124. Hall (7). 

125. Heilbronn (9). 

126. Ravensburg (8). 

127. Rottweil (8). 

128. Stuttgart (8). 

129. Tübingen (9). 

130. Ulm (8). 

XX. Karlsruhe. 

131. Freiburg i.B. (10). 
131 a. Heidelberg (4). 

132. Karlsruhe (10). 

133. Konstanz (9). 

134. Mannheim (8). 

135. Mosbach (9). 

136. Offenburg (9). 

137. Waldshut (6). 



XXI. Colmar. 

138. Golmar (15). 

139. Mete (18). 

140. Mülhausen (11). 

141. Saargemünd (11). 

142. Straßburg (15). 

143. Zabern (12). 

XXH. Dannstadt. 

144. Darmstadt (18). 

145. Gießen (20). 

146. Mainz (11). 

XXIII. Dresden. 

147. Bautzen (18). 

148. Chemnitz (17). 

149. Dresden (14). 

150. Freiberg (15). 

151. Leipzig (15). 

152. Plauen (12). 

153. Zwickau (16). 

XXIV. Jena. 

154. Altenburg (6). 

155. Eisenach (8). 

156. Gera (8). 

157. Gotha (8). 

158. Greiz (3). 

159. Meiningen (21). 

160. Rudolstadt (13). 

161. Weimar (8). 

XXV. Braunschweig. 

162. Braunschweig(24). 
XXVI. Oldenburg. 

163. Bückeburg (2). 

164. Oldenburg (14). 

XXVII. Rostock. 

165. Güstrow (19). 

166. Neustrelitz (10). 

167. Rostock (9). 

168. Schwerin (15). 

XXVUI. Hamburg. 

169. Bremen (2). 

170. Hamburg (3). 

171. Lübeck (4). 
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Wofin\xn$2ti uttt» siniftvtn Käumsn 
naü) Um jßitrgerlidtpett «efepudje. 

Unter Serücffidjttgung ber 3tu§füljrunö§gefefce für 

Bearbeitet bon 

^enttarnt ^SrMtter, 

9Zfi$»8eri$tdtak 

3nmt*, umgBarbBtfBtB Auflag«. 

gr. 8. 1902. geh. 4 uG, geb. in Ganzleinen 5 J6. 

„Das Bach kann unbedenklich als ein wertvoller Beitrag zur 
einschlagigen juristischen Literatur bezeichnet werden. Es wird 
sowohl rar die in der juristischen Praxis stehenden Leser ein will- 
kommenes Hand- und Nachschlagebuch, als auch denjenigen, welche 
sich theoretisch mit dem heute in Deutschland geltenden Mietrecht 
bekannt machen wollen, von nicht zu unterschätzendem Nutzen sein.'' 

Zeitschrift für Deutsches Bürgerliches Recht XXIV- 

LEX SALICA. 

Zum akademischen Gebrauche herausgegeben und erläutert 

von 

Dr. Heinrich Geffcken, 

o. ö. Professor der Rechte an der Universität Rostock. 
gr. 8. 1898. geh. 7 Ji, geb. in Ganzleinen 8 Ji. 

INSTITUTIONEN 

DES 

RÖMISCHEN RECHTS. 

Ein Leforfoucln 

von 

Dr. Rudolf Leonhard, 

o. ö. Professor an der Universität Breslau. 

gr. 8. 1894. geh. 11 J6, geb. 12 Ji. 
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LEHRBUCH 

DEB 

DEUTSCHEN KECHTSGESCHICETE. 

Von 

. • ' Bichard Schröder, 

o. ö. Professor an der ünlrerilUt Heidelberg. 

Vierte, verbesserte Auflage. 

Mit einer AUUldnac Im tat ttna fQaf Karten. 

Lex. 8. 1902. geh. 22 Ji t geb. in Halbfranz 24 Ji 50 8p. 

„Daß dieses Lehrbuch sich als das beliebteste seiner Sparte zu 
nennen vermag, dankt «s nicht allein der Reichhaltigkeit seines Inhalts, 
der Trefflichkeit seines Systems und den zahlreichen sorgfaltigen 
Literaturangaben, sondern besonders der genießbaren Form, in der 
der in ihm verarbeitete kolossale Stoff mundgerecht «gemacht ist, so daß 
man es nicht nur als wertvolles Nachschlagewerk schätzt, als treuen 
Berater in tausend Fragen, «ein, es auch durch Studium sich völlig 
zu eigen zu machen sucht und in Zweifels&Uen auf • des Meistere 
Worte «chwört" ZeHaehrfft f. d. ges. StrsfrechtowiMenseliift 7CXL 

~ WIRTSCHAFT UND RECHT 

NACH DEB 

MATERIALISTISCHEN GESCHICHTSAUFFASSUNG. 
Eine BOzdalpMlosophische Untersuchung 

von 

Dr. Rudolf Stammler, 

eretewr an der üataxaitti Halle a. 8. 

YUßm impendere vero. 

gr. 8. 1896. geh. 14 J6 f geb. in Halbfranz 16 ^. 

„Stammlers Buch ist eins von jenen seltenen Originalwerken, 
die von Anfang bis zu Ende auf einein durchaus selbständigen und 
individuellen Gedankengang beruhen und so der Denkkraft und 
Eigenart ihres Urhebers ein nwnumentum aere perennius setzen. 
Darauf beruht nicht nur der, von Zustimmung und Ablehnung im 
einzelnen oder selbst in den Grundgedanken vollkommen unabhängige 
Wert des hervorragenden Werkes, sondern auch der seltene Reiz der 
Lektüre . . . Nur in knappen Andeutungen und in stark verdünntem 
Aufguß kann das Referat von dem schier unendlichen Reichtum des 
Inhaltes Kunde geben, aber dafür hoffe ich auch, daß kein Leser 
das Buch nur aus diesem kennen lernen, daß vielmehr jeder es selbst 
zur Hand nehmen werde, um sich daraus eine Überzeugung zu ver- 
schaffen über die grundlegenden Probleme des sozialen Lebens." 

Baufach« Utteratuttrftunfl. 1896. Nr. 41. 
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SYSTEM 

DES 

DEUTSCHEN BÜRGERLICHEN 
ÜBERGANGSRECHTS. 

Von 

Dr. Friedrich Affolter, 

a. o. Professor der Bechte an der Universität Heidelberg. 
Lex. 8. 1903. geh. 14 JL. 

~ GESCHICHTE 

DER 

NEUEREN PHILOSOPHIE 

VON NIKOLAUS VON KÜES BIS ZOE GEGENWART. 

Im Grundriß dargestellt 
von 

Dr. Richard Falokenberg, 

o. ö. Professor an der Universität Erlangen. 

Vierte, verbesserte und ergänzte Auflage. 

gr. 8. 1902. geh. 7 Ji 50 #, geb. 8 Jt 50 #. 

Diese Geschichte der neueren Philosophie ist nicht nur dem 
Neuling willkommen, der die einzelnen Denker und Denkrichtungen 
in möglichst präziser Fassung authentisch charakterisiert sehen möchte, 
sondern wird auch allen denjenigen, welche das Bedürfnis haben, das 
Ganze der philosophischen Entwicklung der neueren Zeit in seiner 
Gesamtheit zu überschauen, ein zuverlässiger Führer sein. Die „Er- 
läuterung von über 150 der wichtigsten philosophischen Kunst- 
ausdrücke", welche als Anhang beigegeben ist, erhöht die Brauch- 
barkeit des sich durch geschmackvolle Darstellung, gute Ausstattung 
und (last not least) billigen Preis auszeichnenden Werkes. 
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